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Einleitung

Das Kaiser-Alexander-Regiment ist zur Revolution übergegangen; aus den Kasernentoren sind die Soldaten herausgeeilt, haben sich mit der jubelnden Menge, die dort wartete, verbrüdert; Männer haben ihnen gerührt die Hand geschüttelt, Frauen und Mädchen haben ihnen Blumen angesteckt und sie umarmt. Meine Mitarbeiter kommen und erzählen, daß man ... den Offizieren die Kokarden und Tressen abreißt ... Auf dem Fahrdamm wallen ununterbrochen endlose Demonstrationszüge von Soldaten und Arbeitern ... Rot beflaggte Lastautos, aus den Militärdepots herausgezogen, mit Soldaten und rotbebänderten Zivilisten, die dort oben neben Maschinengewehren hocken, sitzen, knien und stehen, alle in irgend einer Kampfstellung und schußbereit. ... alle, die auf den Lastautos bei den Maschinengewehren sind oder in den entführten Privatautos den Gewehrkolben auf die Knie stützen, zeigen dem Bürger die Mienen und die Haltung eiserner revolutionärer Entschlossenheit.�

»Das Hotel Escherhaus ist jetzt das Hauptquartier der Roten Armee. Die Räume des Hotels sind jetzt gespickt voll von roten Truppen.« Draußen »ist eine beständige Bewegung in diesem wirren Haufen Bewaffneter. Matrosen, Zivilisten fast ohne jedes militärische Abzeichen, Bewaffnete in Uniformen oder "zivilisierten" Militärkleidem, mit Mützen, Hüten oder mit bloßem Kopf, mit Karabinem, Gewehren, Handgranaten ..., das alles quirlt durcheinander wie ein Ameisenhaufen. Ständig kommen neue Autos mit Bewaffneten an, von anderer Seite marschieren rote Soldaten zu Fuß ein, singend ... Von vorn kommen Verwundete, oder aber abgekämpfie Rotgardisten.«�

Kein eleganter Herr, keine wohlhabende Dame wagte es, sich auf den Straßen zu zeigen. Es war, als ob die Bourgeoisie von der Erde verschwunden sei. Zu sehen waren nur Arbeiter - Lohnsklaven. Aber sie waren bewaffnet. ... Es war ein beispielloser Anblick: Ein Gedränge bewaffneter Proletarier in Uniform oder Arbeitskleidung, das sich in endlosen Reihen fortbewegte. Es waren bestimmt zwölf bis fünfzehn-tausend bewaffnete Männer... Die Versammlung vor dem Schloß bot ein Bild wie am 1. Mai - doch was für ein anderer Charakter!�

Verlorene Revolutionen werden schnell vergessen. Sie geraten aus dem Blickfeld und werden zu Fußnoten der Geschichte, die von allen übersehen werden, ausgenommen von ein paar wenigen, spezialisierten Historikern. Die oben zitierten Augenzeugenberichte über die Ereignisse in drei verschiedenen deutschen Städten zeugen von einer großen revolutionären Erhebung. Und trotz gewisser Ähnlichkeiten mit Geschehnissen, die zur gleichen Zeit Tausende von Kilometern weiter östlich in Rußland stattfanden, handelt es sich hierbei um eine Erhebung mitten im Herzen einer fortgeschrittenen Industriegesellschaft in Westeuropa. Dies war so bedeutend, daß der britische Premierminister Lloyd George dem französischen Premierminister Clemenceau umgehend schrieb: »Die gesamte bestehende Ordnung wird in politischer, sozialer und ökonomischer Hinsicht von einem Ende Europas bis zum anderen von den Massen in Frage gestellt.«�

Ohne ein Verständnis der Niederlage der revolutionären Bewegungen in Deutschland nach dem Ersten Weltkrieg kann der darauf folgende Faschismus nicht erklärt werden. Die große Barbarei, die Europa in den 30er Jahren überrollte, entstand auf den Trümmern einer besiegten Revolution. Die Straßen nach Auschwitz und Buchenwald hatten ihren Ausgang in den wenig bekannten Kämpfen, die 1919 und 1920 in Berlin und Bremen, in Sachsen und im Ruhrgebiet, in Bayern und in Thüringen stattfanden. Das Hakenkreuz erschien erstmals in der modernen Geschichte als Abzeichen, das bei diesen Kämpfen von den konterrevolutionären Truppen getragen wurde.

Die verlorene Revolution hinterließ nicht nur in Deutschland ihre Spuren. Am Ende des Ersten Weltkriegs war Deutschland die zweitgrößte lndustriemacht der Welt. Was dort geschah, mußte sich auf ganz Europa entscheidend auswirken, insbesondere auf den gerade in Rußland geschaffenen revolutionären Staat, der nur einige Fußmärsche von der deutschen Ostgrenze entfernt lag.

Die Führer des revolutionären Rußlands wußten nur zu gut, daß es unter den elenden, rückständigen Bedingungen ihres Landes nicht möglich war, jenes Reich des Überflusses zu schaffen, das Marxisten schon immer als die materielle Voraussetzung lür das Ende der Klassengesellschaft angesehen hatten. Sie hofften auf eine internationale Revolution, um der Rückständigkeit Rußlands beizukommen.

Als Anfang November 1918 die Nachricht vom Sturz der deutschen Monarchie Rußland erreichte, berichtete ein Zeuge:

»Zehntausende Arbeiter brachen in wilden Jubel aus. Ich habe so etwas nie wieder gesehen. Bis spät in die Nacht defilierten Arbeiter und Soldaten der Roten Armee vorbei. Die Weltrevolution war gekommen. Die Masse der Menschen hörte ihren eisernen Schritt. Unsere Isolation war vorüber.«�

Die Hoffnungen auf die Weltrevolution wurden enttäuscht. Zwar brachen zwischen 1918 und 1924 Weltreiche zusammen - Deutschland, Österreich-Ungarn und auch Rußland. Arbeiterräte regierten in Berlin, Wien und Budapest wie auch in Moskau und Petersburg. England erlebte einige der größten Streiks seiner Geschichte, Irland einen Guerilla- und Bürgerkrieg, in Indien und China entstanden die ersten großen nationalen Befreiungsbewegungen, in Italien wurden Fabriken besetzt, Barcelona erlebte bittere, blutige Arbeitskämpfe. Doch am Ende dieser Periode war die Herrschaft des Kapitals überall unangefochten, außer in Rußland.

Eine zentrale Aussage dieses Buches ist, daß diese Entwicklung nicht unvermeidlich war. Doch sie ist eingetreten. Und damit wurden alle Fundamente unterhöhlt, auf denen die russische Revolution gründete.

»Ohne die deutsche Revolution sind wir verloren«, erklärte Lenin im März 1918. Aber die Art und Weise, wie dieses Verderben hereinbrechen sollte, war von Lenin nicht erwartet worden. Er hatte geglaubt, daß ein isoliert bleibendes Sowjetrußland schließlich unter dem bloßen Druck der feindlichen Kräfte des Auslands zusammenbrechen würde. Diesem Druck hielt Rußland aber stand, wenn auch zu einem enormen Preis: Die Isolation führte zu wirtschaftlicher Verwüstung und die wirtschaftliche Verwüstung zur Schließung aller großen Fabriken. Das brachte fürchterliches Elend und Hunger in den Städten und Dörfern. Vor allem tührte diese Entwicklung zum Zerfall der industriellen Arbeiterklasse, die 1917 die Revolution gemacht hatte. Die Bolschewiki, die 1917 die Arbeiter angeführt hatten, waren nun gezwungen, sich aus dem Vortrupp der Arbeiterklasse in eine Art Jakobiner-Diktatur zu verwandeln, die stellvertretend für die Arbeiterklasse handelte. In einem rückständigen Land, das durch die langen Jahre des Weltkriegs und des Bürgerkriegs in eine noch tiefere Rückständigkeit gedrängt worden war, konnte sich aus jener revolutionären Diktatur allzu leicht eine neue, bürokratische Diktatur herausbilden.

Die Isolation gebar die Verwüstung und die Verwüstung gebar die Bürokratie, eine neue Form der Klassenherrschaft. Diese Geschichte zu erzählen, würde zu weit vom Thema dieses Buches wegführen.� Wesentlich ist aber, daß der Ausgangspunkt für den Niedergang der russischen Revolution außerhalb Rußlands lag. Der Stalinismus ist wie der Faschismus ein Produkt der verlorenen deutschen Revolution.

Es gibt heute für uns einen weiteren Grund, die Niederlage der revolutionären Bewegung in Deutschland zu untersuchen. Seit 1968 ist die Welt in eine neue Periode revolutionärer Ausbrüche eingetreten: 1968 in Frankreich, 1972/73 in Chile, 1974/75 in Portugal, 1979/80 im Iran, in Nicaragua und El Salvador. Bei all diesen Ausbrüchen spielte die industrielle Arbeiterklasse wie schon bei den Ereignissen in Deutschland 1918 bis 1923 eine Schlüsselrolle.

Die Kenntnis der damaligen Ereignisse in Deutschland wie auch das Wissen sowohl um die Fehler, die die Revolutionäre machten, als auch um die Schachzüge ihrer Gegner, werfen ein Licht auf die Ereignisse in der Welt von heute. Es ist kein Zufall, daß viele, die über die Möglichkeiten einer Arbeiterrevolution in der heutigen Welt debattieren - seien es amerikanische Liberale wie Barrington Moore,� ehemalige kommunistische Kämpfer wie der Spanier Femando Claudin� oder die revolutionären Sozialisten in allen Ländern -, als Beleg Ereignisse der verlorenen Revolution anführen.

Das Ziel dieses Buches ist es, die Geschichte dieser Zeit einer englischsprachigen Leserschaft zugänglich zu machen. Es wurde für all diejenigen geschrieben, die, - wie ich selbst, ehe ich die Arbeit für dieses Buch begann - zu ihrem Leidwesen erfahren mußten, daß man sich ein lückenhaftes Wissen über die deutsche Revolution nur aus einer Fülle verschiedener Quellen aneignen kann, von denen einige vergriffen und viele der besten nur auf deutsch oder französisch erhältlich sind. Dies ist keine Arbeit in dem Sinn, daß hier wissenschaftliches Neuland betreten würde. Ich glaube jedoch, daß es all denen nützen wird, die erkannt haben, daß man Geschichte verstehen muß, wenn man sie verändern will.

Ein letzter Punkt: Dies ist keine der Arbeiten, in denen der Autor den erfolglosen Versuch unternimmt, den eigenen Standpurikt zu verbergen. Ich schreibe mit offener Sympathie für diejenigen, die verzweifelt für den Erfolg der deutschen Revolution gekämpft haben - aus dem sehr einfachen Grund, daß ich glaube, es würde auf der Welt erheblich besser aussehen, wenn sie keine Niederlage erlitten hätten.

Anmerkung zur deutschen Ausgabe

Dieses Buch wurde vor fast zwanzig Jahren geschrieben. Mein Ziel war damals, Sozialisten aus dem englischsprachigen Raum eine umfassende und in sich stimmige Darstellung jener Ereignisse zu bieten, die den deutschen Kapitalismus zwischen 1918 und 1923 in seinen Grundfesten erschütterten. Damit sollte auch gezeigt werden, weshalb die Niederlage der revolutionären sozialistischen Linken in diesen Jahren die Basis für das Grauen der Weltwirtschaftskrise in den 30er Jahren, für die Naziherrschaft und den Zweiten Weltkrieg gewesen war.

Zum damaligen Zeitpunkt war diese Auseinandersetzung aus zwei Gründen wichtig. Das Scheitern der in den 60er Jahren weltweit entstandenen revolutionären Linken in ihrem Bestreben, einen politischen Umbruch in einem wichtigen Land zu bewirken, führte zu der Auffassung, daß revolutionäre Umwälzungen, zumindest in den entwickelten westlichen Ländern, unmöglich seien. Es war wichtig, daran zu erinnern, daß Deutschland, ein mächtiger, industriell entwickelter Staat, in relativ junger Vergangenheit riesige revolutionäre Aufstände erlebt hatte, daß die Arbeiter für kurze Zeit die Macht in einem Großteil des Landes besessen hatten und daß bewaffnete Arbeiter im Ruhrgebiet die Reichswehr für einige Zeit hatten zurückschlagen können.

Es war auch notwendig, daran zu erinnern, daß die Gesellschaft in Zeiten einer weltweiten wirtschaftlichen und sozialen Krise nicht im vorherigen Zustand weiterbestehen können wird. Wenn die revolutionären Kräfte keinen Durchbruch erreichen können, macht das für diejenigen den Weg frei, die die Entwicklung zurückdrehen und die Gesellschaft in ein vorher nicht vorstellbares Grauen stürzen wollen. Die Wahl heißt dann, wie Rosa Luxemburg es ausdrückte, Sozialismus oder Barbarei. Welche dieser Möglichkeiten sich durchsetzt, hängt in hohem Maße davon ab, wie revolutionäre Sozialisten sich organisieren, wie sie argumentieren und handeln.

Alle diese Punkte sind heute sogar noch wichtiger als 1982, als dieses Buch in England erschien. Die Welt hat in den letzten 25 Jahren drei große Wirtschaftskrisen durchgemacht. Während ich dies schreibe, verwüstet eine vierte Südostasien, einschließlich Japan, der zweitgrößten Industriemacht der Welt.

Der "freie Markt" erwies sich ebenso unfähig, die riesigen wirtschaftlichen Probleme Rußlands zu lösen, wie der Stalinismus Breschnews oder der Umbau der russischen Wirtschaft unter Gorbatschow, die "Perestroika". Afrika befindet sich im Griff scheinbar endloser Bürgerkriege, während die internationalen Banker es ausbluten lassen. In wichtigen europäischen Ländern gewinnen heute Naziorganisationen, die lange politisch unbedeutend waren, eine Zahl von Wählerstimmen, die an die Ergebnisse traditioneller konservativer Parteien heranreicht.

Überall entpuppt sich die "Neue Weltordnung" oder das "Ende der Geschichte", was nach dem Fall der Berliner Mauer im Jahr 1989 verkündet wurde, als schlechter Witz.

Zum Glück gibt es eine andere Seite der Entwicklung. Nach einer langen Flaute in den späten 70er und den 80er Jahren lebten die Kämpfe der Arbeiterklasse in den großen westlichen Ländern wieder auf, am spektakulärsten in den Streiks des öffentlichen Dienstes in Frankreich im November/Dezember 1995, die das Ende der Regierung Juppé einleiteten. In Deutschland haben sich die Ereignisse noch nicht so weit entwickelt. Aber die Lage von heute unterscheidet sich nicht nur von derjenigen der 80er Jahre, sondern auch von der Situation in den 60er und 70er Jahren. In diesen Jahren wurde Deutschland in anderen Ländern, wie zum Beispiel in Großbritannien, als das Modell des "sozialen Friedens" gepriesen�. Heute beklagen die britischen Medien regelmäßig die größer werdende Streikbereitschaft deutscher Arbeiter.

Zudem ist etwas anderes Wichtiges geschehen. In den 90er Jahren ist in Deutschland und Frankreich eine wachsende Zahl von Menschen nicht mehr bereit, sich zurückzulehnen, und es der Nazibewegung zu erlauben, sich wieder zu erheben.

Die Lehre, die wir aus der "verlorenen Revolution" ziehen können, ist, daß die Bedingungen einer riesigen sozialen und wirtschaftlichen Krise Millionen von zuvor "unpolitischen" Arbeitern dazu bringen kann, für eine bessere Gesellschaft zu kämpfen. Wenn ihre Hoftnungen jedoch verraten werden, zahlt die gesamte Menschheit einen schrecklichen Preis.

Ich hoffe, daß die deutsche Übersetzung meines Buches einigen Menschen mehr diese Erfahrungen nahebringt, die von größter Wichtigkeit sein werden, wenn die nächste Krisenperiode das Leben vieler Menschen zerstört.



Chris Harman, London

im August 1998

























Kapitel 1

Vor dem Sturm

Zu sozialen Erhebungen kommt es nicht, weil politische Organisationen dazu aufrufen. Regierung und Opposition befürchten meistens gleichermaßen, daß sie die Leidenschaften der Massen entfesseln könnten. Wenn der Staat auseinanderbricht, dann aufgrund der Entwicklung der Ereignisse selbst, die Millionen von Menschen, die außerhalb der alten politischen Institutionen stehen, keine andere Wahl läßt, als die Verhältnisse zu verändern.

Im Sommer 1914 schien Deutschland eine der stabilsten Gesellschaften überhaupt zu sein. Zwei Kräfte wetteiferten um die Unterstützung der Bevölkerung: der preußische Staat und die millionenstarke Sozialdemokratische Partei (SPD). Beide beschimpften sich regelmäßig gegenseitig. Gelegentlich gingen sie aufeinander los, in sorglältig begrenzten direkten Aktionen. Keine Seite akzeptierte die Berechtigung der anderen. Jedoch dachte keine Seite ernsthaft daran, den stabilen Rahmen umzustoßen, in dem beide operierten. Die Hauptbestandteile dieses Rahmens hatten fast ein halbes Jahrhundert gehalten und waren nie ernstlich in Frage gestellt worden. Staat und Sozialdemokratie gingen gleichermaßen davon aus, daß sie bis weit in die Zukunft innerhalb dieses Rahmens handeln würden.

Der deutsche Staat

Der deutsche Staat war keine bürgerliche Demokratie im üblichen Sinn. Im Gegensatz zu Frankreich hatte in Deutschland die bürgerliche Klasse nicht konsequent darum gekämpft, selbst die Macht zu übernehmen. Nach ihrer kläglichen Niederlage 1848 hatte sie sich demütig der preußischen Monarchie untergeordnet. Das Ergebnis war ein Kompromiß. Die alte monarchische Ordnung blieb weiter bestehen, aber sie paßte sich zunehmend an, um den Zielen des Großkapitals zu dienen. Der bürgerlichen Klasse wurden Zugeständnisse gemacht - in sehr begrenztem Maße auch der Arbeiterklasse - aber der Staatsapparat wurde vom preußischen Landadel geführt, einer regierenden Klasse, die dem Kaiser und keinem gewählten Parlament verpflichtet war

Dieser Kompromiß zog ein Gestrüpp zwittriger politischer Einrichtungen nach sich. Deutschland war eine vereinigte Nation, ein "Reich" - aber zusätzlich zum preußischen Staat (der mehr als die Hälfte des Reichsgebiets umfaßte) blieb ein bunter Flickenteppich von Königreichen, Fürstentümern, Freistaaten und Freien Reichsstädten erhalten, die sich zwar alle der preußischen Herrschaft unterordneten, aber ihren eigenen Machtapparat und unterschiedliche politische Strukturen besaßen. Das Reich hatte ein Parlament, den Reichstag, der von den männlichen Wahlberechtigten gewählt wurde - dessen Macht war jedoch darauf beschränkt, ein Veto gegen Gesetzesentwürte der Regierung einlegen zu können. Die Regierung wurde vom Kaiser bestimmt. Jedes Land hatte seine eigene Form von "Demokratie". Im Wesentlichen bedeutete das ein beschränktes Wahlrecht, das auf einem Drei- oder Vier-Klassen-Wahlsystem beruhte. Die Oberschicht hatte dadurch die meisten Stimmen - noch dazu in einem Parlament, dessen Macht gegenüber der Erbmonarchie sehr eingeschränkt war.

Zwar gab es Meinungsfreiheit, jedoch nur in sehr engen Grenzen. Die Sozialdemokraten, die größte politische Partei, waren bis 1890 gesetzlich verboten. Das Sozialistengesetz wurde unter dem einen oder anderen Vorwand sehr oft gegen die sozialistische Presse angewandt. Es war »eine Politik des ständigen Guerillakrieges der Obrigkeit gegen die Partei«, wie es eine Untersuchung nannte.� Der Sozialdemokrat Max Beer beschrieb, daß er von den 22 Monaten als Redakteur in Magdeburg insgesamt vierzehn Monate im Gefängnis verbrachte.� Zwischen 1890 und 1912 wurden Sozialdemokraten zu insgesamt 1.244 Jahren Gefängnis verurteilt, davon 164 Jahre Zuchthaus.� Noch 1910 entließ der Bremer Senat einige Lehrer wegen des schrecklichen Verbrechens, dem sozialdemokratischen Führer Bebel ein Glückwunschtelegramm zum 70. Geburtstag geschickt zu haben.

Gegen Demonstrationen und Streiks wurden häufig Polizei und Militär eingesetzt - wie 1912, als Kavallerie mit Säbeln und Kugeln gegen streikende Bergarbeiter im Ruhrgebiet vorging.

Ursprünglich waren die bürgerlichen Klassen dem preußischen Staat feindlich gesonnen gewesen. Doch Bismarck, der Reichskanzler, hatte in den 1860er und 1870er Jahren den preußischen Staat benutzt, um die Interessen der deutschen Industrie zu fördern und damit die Bereitschaft der Bourgeoisie zur Zusammenarbeit gewonnen. Der größte Teil der alten liberalen Opposition gegen die Monarchie schwenkte jetzt zur promonarchistischen Nationalliberalen Partei (später Deutsche Volkspartei), deren Haltung zum "Umsturz" sich kaum von der des preußischen Adels unterschied. Eine glaubwürdige "liberale Demokratie" gab es praktisch nicht. Die einzige andere bürgerliche Opposition war in Teilen Süddeutschlands eine katholische Partei, das Zentrum, das dem Protestantismus Preußens mißtraute. Im großen und ganzen unterstützten aber die Kinder und Enkel der bürgerlichen Revolutionäre von 1848 mit Begeisterung das Reich.� Die Folge war, daß das Regime in einigen Bundesstaaten mit der Zeit noch weniger liberal wurde.

Trotzdem wäre es falsch, sich das kaiserliche Deutschland als eine finstere, völlig repressive Tyrannei vorzustellen. Der deutsche Kapitalismus hatte mehr als 40 Jahre lang einen ununterbrochenen Wirtschaftsaufschwung erlebt und dabei England in der industriellen Leistungsfähigkeit überholt. Ein Nebenprodukt dieses Erfolges war, daß der Staat den unteren Klassen wirtschaftliche Zugeständnisse machen konnte. Große Teile der Bevölkerung erlebten die Jahre vor dem ersten Weltkrieg als eine Zeit in der ihr Leben etwas weniger beschwerlich geworden war.

Die Reallöhne waren in den 1880er und 1890er Jahren von dem sehr niedrigen Stand der 1860er und 1870er Jahre angestiegen. Selbst als die Reallöhne nach 1900 stagnierten oder etwas fielen und »eine Minderheit der Arbeiter eine wirkliche Senkung ihres Lebensstandards ertrug, machte die Mehrheit die Erfahrung von Stabilität oder mäßigen Lohnsteigerungen.«�

Ein Mittel, das Bismarck einsetzte, um die sozialistische Opposition zu schwächen, war die Einführung begrenzter Sozialleistungen für die Arbeiterklasse. Im ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts gab es eine allgemeine Arbeitszeitverkürzung. In vielen der alten Industrien hatten die Arbeitgeber widerwillig Gewerkschaften anerkannt und den Beschäftigten eine begrenzte Kontrolle über das Arbeitstempo zugestanden. Und obwohl die Arbeiterbewegung im Reich wie auch in den meisten Ländern an der vollen politischen Machtentfaltung gehindert wurde, konnte sie sich noch organisieren, konnte wenigstens die abenteuerlichsten Exzesse der Mächtigen im Reich abschwächen und so an vielen Stellen einen gewissen Einfluß ausüben. Sie genoß vielleicht nicht denselben Grad an Freiheit wie ihre Kollegen in Frankreich oder England, aber sie bewegte sich immerhin in einem deutlich günstigeren Umfeld als die Arbeiterbewegung des benachbarten Zarenreichs.

Die deutsche Sozialdemokratie

Menschen machen Geschichte. Aber sie machen sie nicht unter selbstgewählten Umständen, sondern unter Bedingungen, die auf sie zurückwirken und ihr Verhalten und Denken prägen. Das galt sicherlich für die Männer und Frauen, die im letzten Drittel des vorigen Jahrhunderts die deutsche Arbeiterbewegung aufbauten.

Die Sozialdemokratische Partei verkörperte die politischen Hoffnungen fast aller organisierten Arbeiter. Ihre einzigen Konkurrenten waren eine Handvoll isolierter und erfolgloser Anarchisten einerseits und schwache, erfolglose katholische und gelbe Gewerkschaften andererseits. Von Historikern wird die SPD meistens als eine Partei beschrieben, die in der Theorie revolutionär, aber in der Praxis gradualistisch (stufenweise) war. Sie ging hervor aus zwei ziemlich unterschiedlichen Bewegungen der jungen Arbeiterklasse der 1860er und 1870er Jahre: einer offen revolutionären Strömung, die von Marx beeinflußt war, und einer Strömung, die unter dem Einfluß von Lassalle stand, der glaubte, durch einen Kompromiß mit dem preußischen Staat Reformen durchsetzen zu können. Die Erfahrung des Aufbaus einer Organisation in diesem Staat führte beide Strömungen jedoch zusammen. Die Lassalleaner mußten sich, trotz aller reformistischen Träume, der harten Wirklichkeit stellen, daß die Arbeiterbewegung verfolgt wurde und ihren Führern keinerlei Platz im nationalen Entscheidungsprozeß eingeräumt wurde. Was die Marxisten anging, so wurden deren revolutionäre Sehnsüchte durch die Tatsache gedämpft, daß der Staat zu mächtig war, um gestürzt zu werden, und sie so gezwungen waren, eine Politik der offenen Konfrontation zu vermeiden.

Die ganze Bewegung wurde auf den Weg gezwungen, in der deutschen Gesellschaft wie eine ausgestoßene Minderheit zu arbeiten und unter Anwendung jener legalen Mittel, die ihr der Staat zugestand, mühevoll jede Gelegenheit zu nutzen, um an Stärke zu gewinnen. Die Bewegung kandidierte bei Wahlen, organisierte Versammlungen, verkaufte ihre Zeitungen, verteilte ihr Propagandamaterial und baute Gewerkschaften auf. Sie konnte sich aber in der ganzen Zeit weder einen direkten Zugriff auf die Machthebel erschleichen, noch war sie in der Lage, den Herrschenden die Machtzentren zu entreißen.

Die Parteiaktivisten reagierten auf die staatliche Verfolgung, indem sie sieh die von den Marxisten vertretenen Vorstellungen zu eigen machten. In den 1880er Jahren bezeichnete sich die Partei selbst als "revolutionär" und "ohne Illusionen" in parlamentarische Mittel. Diese Vorstellungen waren Teil der allgemeinen Prinzipienerklärung (den "Maximalforderungen") des von der Partei auf dem Erfurter Parteitag 1891 angenommenen Programms. Zur gleichen Zeit beeinflußte aber auch der Spielraum, den die Partei in der Gesellschaft hatte, die Ansichten der Parteimitglier. Sie waren in der Lage, mächtige Organisationen aufzubauen, die scheinbar unaufhaltsam von Jahr zu Jahr mächtiger wurden. Sozialisten konnten zwar den Staat nicht stürzen, aber sie konnten einen eigenen "Staat im Staate" aufbauen. Mit einer Million Mitglieder, viereinhalb Millionen Wählern, 90 Tageszeitungen, ihren Gewerkschaften und Genossenschaften, ihren Sportvereinen, Gesangsvereinen, ihren Jugendorganisationen, ihren Frauenorganisationen und ihren hunderten von hauptamtlichen Funktionären war die SPD die bei weitem größte Organisation der Arbeiterklasse auf der Welt.

Die Aktivisten schätzten diesen Erfolg sehr hoch ein und suchten ständig nach Wegen, ihn weiter auszubauen. Sie zogen Arbeiter in die Organisationen der Partei hinein, selbst wenn dies auf der Grundlage von Aktivitäten geschah, die meilenweit vom Kampf um die Staatsmacht entfernt schienen. Jahrzehntelange Arbeit mittels Rechtshilfe und Versicherungen, mittels Einmischung in die staatliche Arbeitsvermittlung, vor allem aber mittels Beteiligung an Wahlen wirkte sich unweigerlich auf die Mitgliedschaft der Partei aus: Die revolutionäre Theorie des Erfurter Programms wurde für den 1. Mai und für Sonntagsreden aufgespart und hatte kaum etwas damit zu tun, was die Partei tatsächlich tat.

Das Feld für Aktionsformen, das direkte Zusammenstöße mit dem Staat zur Folge gehabt hätte, war begrenzt. In den 1890er Jahren gab es nur wenige und isolierte Streiks, an denen im ganzen Jahrzehnt lediglich eine halbe Million Arbeiter beteiligt waren. 1905/06 erlebten die Streikaktivitäten einen gewissen Aufschwung; doch bezüglich der folgenden drei Jahre kommt Schorske, der beste Historiker der Sozialdemokratie, zu dem Schluß, daß »selbst der militanteste Revolutionär keine konkrete Gelegenheit für eine radikale Aktion entdecken konnte«�.

Das Erfurter Programm selbst bestand aus zwei Teilen: dem Minimal- und dem Maximalprogramm. In der täglichen Parteiarbeit wurden die Minimalforderungen die eigentliche Richtschnur der SPD-Aktivisten. Die Theorie der Partei spiegelte zunehmend ihre Praxis wider. Karl Kautsky, der führende Theoretiker der Partei und Verfasser des Erfurter Programms, verteidigte die marxistische Orthodoxie und wurde der "Papst des Marxismus". Für ihn hatte sich jedoch das Ziel der Revolution in unbestimmte Zukunfi verschoben. Die Revolution war zu einer Art Naturereignis geworden, das man abwarten mußte. Es sei, so Kautsky, jedoch falsch, zu versuchen, eine Abkürzung zu finden. In der Zwischenzeit sollten sich die Parteimitglieder voll der ausdrücklich nichtrevolutionären Tagesarbeit der Partei widmen. Zwar müßten aus der Agitation politische Lehren gezogen werden. Die wichtigste Lehre war aber, daß erst einmal in Wahlen die Mehrheit der Stimmen gewonnen werden müßte, bevor man mit der sozialistischen Veränderung beginnen könne.

Die damit verbundene tiefgehende Veränderung der sozialistischen Aktivität war der Partei nicht von verräterischen Führern aufgezwungen worden. Sie war das Ergebnis der Umstände, in denen sich die Parteimitglieder befanden. Aber genau diese Umstände erzeugten in der Partei eine wachsende Zahl von Aktivisten, deren einziger Inhalt und einziges Ziel die tägliche, nichtrevolutionäre Routine wurde. Das galt insbesondere für die Schar von hauptamtlichen Verwaltungsleuten, die rund um die Tätigkeiten des Einsammelns der Finanzen, der Durchführung von Wahlkämpfen und der Herstellung von Zeitungen entstanden war. Diese Leute gewannen eine immer stärkere Kontrolle über die Partei, besonders nachdem 1906 der altgediente Marxist Bebel sein Amt als Parteivorsitzender dem Verwaltungsmann Ebert übergeben hatte.

Aber auch für diese Gruppierung gab es bis 1914 keine wirkliche Alternative. Sie war von der imperialistischen Politik ausgeschlossen, so daß es aus ihrer Erfahrung heraus wenig Grund gab, marxistische Grundsätze über Bord zu werfen. Wie Schorske bemerkte:

»Die Erfurter Synthese hielt die beiden Flügel zusammen, solange der deutsche Staat die Arbeiterklasse als Paria behandelte und solange die Arbeiterklasse nicht revoltierte, weil sie sich einen Anteil an den materiellen Segnungen eines kräftig expandierenden Kapitalismus sichern konnte.«�

Um die Jahrhundertwende hatte Eduard Bernstein, ein früherer Schüler von Engels, versucht, die revolutionären Grundsätze der Partei zu revidieren. Dieser Versuch stieß auf große Sympathie bei einigen Parteifunktionären, vor allem aus Süddeutschland, wo es für Sozialdemokraten mehr Möglichkeiten gab, überregionale und lokale Parlamente Einfluß auszuüben. Aber die Parteiführung zerschmetterte die "revisionistischen" Regungen schnell.

1907 schien sich die Parteiführung für kurze Zeit selbst nach rechts zu bewegen. Nachdem die pro-monarchistischen Parteien nach einem Wahlkampl, in dem die Frage der deutschen Kolonialpolitik in Südwestafrika Hauptthema gewesen war, fast alle Stimmen der bürgerlichen Klassen gewonnen hatten, suchte ein Teil der Führung, darunter auch Bebel, in marxistischer Terminologie nach Rechtfertigungen für "nationale Verteidigung" oder sogar Kolonialismus. Doch die Bildung einer gemeinsamen Regierung aus allen bürgerlichen Parteien, einschließlich der "demokratischen" Parteien, machte bald wieder die Isolation der Sozialdemokraten deutlich und schloß jede Möglichkeit aus, beim parlamentarischen Spiel mitzuwirken. »Die Sozialdemokratie wandte sich zurück zur Erfurter Politik der reinen, aber tatenlosen Opposition.«�

Die Parteizentrale verteidigte diese Politik gegen die Linke und gegen die Rechte. Im Streit mit dem "Revisionismus" Bernsteins hatte sie die Linke unterstützt. Aber als Rosa Luxemburg, die führende Persönlichkeit der Linken, unter dem Linfluß der Streikwelle von 1903 bis 1906 und der russischen Revolution von 1905 dafür eintrat, daß die Partei Massenstreiks gegen den Staat vorantreiben solle, mußte sie feststellen, daß die Parteiführung alles tat, um diese Streiks zu verhindern. Nach einer neuen Streikwelle und Zusammenstößen zwischen Polizei und Demonstranten bei Demonstrationen für das allgemeine und gleiche Wahlrecht in Preußen von 1910 bis 1912 wiederholte Rosa Luxemburg ihre Forderung. Diesmal wurde sie vom "Papst des Marxismus selbst unter Beschuß genommen.

In den Augen derjenigen aber, die nicht in die internen Schachzüge der Führung eingeweiht waren, erschien die Partei nach wie vor der sozialistischen Revolution verpflichtet. Bis zum Ausbruch des Krieges im August 1914 betrachtete sogar Lenin Kautsky als die entscheidende Autorität in Sachen Marxismus.

Die revolutionäre Linke

In der deutschen Arbeiterbewegung gab es einige wenige Personen, die sich sehr wohl über die Schwächen der Parteiführung im klaren waren. Die polnische Exilantin Rosa Luxemburg war die bedeutendste von ihnen. Aber für die meisten SPD-Aktivisten war die Kritik der Linken ziemlich abwegig. Letzten Endes verausgabte jeder Aktivist den größten Teil seines Lebens in den von der Bürokratie gelobten Routinetätigkeiten. Angesichts des niedrigen Niveaus der Arbeitskämpfe gab es kaum etwas anderes zu tun. Die Hauptaktivitäten Rosa Luxemburgs waren ähnlich marxistische Vorlesungen in der Parteischule, Artikel für die Parteizeitungen, Propaganda in Wahlkämpfen, Diskussionen auf internen Parteiversammlungen und Konferenzen.

Sicherlich sah Rosa Luxemburg sich nicht in der Lage, das zu ändern. Ihre starken Zweifel an der Parteiführung wurden nur von sehr wenigen geteilt, und sie glaubte nicht, daß diese wenigen einen Massenanhang für ihre Ansichten gewinnen könnten. Ihre größte Sorge war unter diesen Bedingungen, daß sie und ihre Anhänger von der Masse der Arbeiter in den sozialdemokratischen Organisationen abgeschnitten werden könnten. Eine solche Trennung wäre nach ihrem Empfinden der denkbar größte Fehler gewesen. Deshalb lehnte sie jeden Gedanken an die Bildung einer eigenen Organisation des radikalen Flügeis der Sozialdemokratte ab, ob nun innerhalb oder außerhalb der Partei. Das hätte die Linke allzu leicht zur Zielscheibe der Parteiführung gemacht. Wie einer ihrer Biographen schrieb:

»Nicht einmal spätere kommunistische Historiker, die mit größtem Eifer nach Spuren einer embryonalen linken Organisation in der Vorkriegszeit forschten, haben Beweise für die Existenz einer organisierten radikalen Gruppe vorbringen können. Der Not gehorchend, aber auch ihrem Temperament gemäß, handelte Rosa Luxemburg als Einzelperson und auf eigene Faust.«�

In der Organisierung einer solchen Gruppe sah sie keine Perspektive. Ihre einzige Hoffnung war, darauf zu warten, daß ein massenhafter, spontaner Aufschwung des Kampfes der Arbeiterklasse die Selbstgefälligkeit des sozialdemokratischen Apparats zerbrechen würde. 1907 schrieb sie ihrer Freundin Clara Zetkin, der Führerin der sozialdemokratischen Frauenorganisation:

»Mir kommt die Zaghafiigkeit und Kleinlichkeit unseres ganzen Parteiwesens so schroff und schmerzlich zu Bewußtsein wie nie zuvor. Aber ich rege mich deshalb doch nicht so über diese Dinge auf wie Du, weil ich mit erschreckender Klarheit bereits eingesehen habe, daß diese Dinge und diese Menschen nicht zu ändern sind, solange die Situation nicht ganz anders geworden ist, und auch da.... müssen wir einfach mit dem unvermeidlichen Widerstand dieser Leute rechnen, wenn wir die Massen vorwärts führen sollen ... Das sind Aufgaben, die auf lange Jahre berechnet sind!«�

Die Linke war in den Jahren nach 1910 gezwungen, enger zusammenzurücken, als der Aufschwung der Klassenkämpfe ihren Argumenten mehr Gewicht verlieh und das Parteizentrum anfing, sie schärfer anzugreifen. In der Partei entwickelte sich ein loses Netzwerk von Personen, die mehr oder weniger übereinstimmten, auf Parteiversammlungen und Konferenzen gemeinsam abstimmten und versuchten, Artikel der Führer der Linken in lokalen Parteizeitungen unterzubringen. Die Verstärkung der innerparteilichen Auseinandersetzung veranlaßte Rosa und ihre Freunde sogar gegen Ende des Jahres 1913, eine Wochenzeitschrift zu gründen, um ihre Ideen bekannt zu machen.

All das war immer noch weit davon entfernt, so etwas wie eine organisierte Fraktion zu sein. Um die Zeitschrift herum organisierte sich keine Gruppe disziplinierter Anhänger, die den Zusammenhang zwischen ihrer Theorie und ihrer Praxis diskutiert und die Kriterien für eine Mitgliedschaft festgelegt hätte. Schon bei der ersten ernsthaften Probe erwies sich dieses Netz als ganz und gar untauglich. Einige Mitglieder schwenkten sofort nach rechts: und der Mehrheit fehlte jegliche zentrale Leitung für Intervention und Organisation. Und das war noch nicht alles. Wer sich auf die Sozialdemokratische Partei als Organisation der Arbeiterklasse verließ, mußte sich ihrer Disziplin unterordnen. Das ging so weit, daß sich Rosa Luxemburg 1912 bereitwillig an das Parteizentrum wandte, um den aus Polen ausgewiesenen Revolutionär und Genossen Karl Radek wegen eines angeblichen Disziplinbruchs sieben Jahre zuvor in Warschau aus der Partei zu drängen. Ein Ergebnis dieser Episode war eine Verstärkung des gegenseitigen Mißtrauens und der Feindseligkeiten zwischen den verschiedenen Teilen der Linken.

Rosa Luxemburg war eine große Revolutionärin. Aber ihr Versäumnis, ihre Anhänger vor 1914 zu einer Kraft mit einem Mindestmaß an Zusammenhalt zusammenzuschließen, mußte teuer bezahlt werden.

Deutschland 1914

Auf der einen Seite der preußische Staat, ein kapitalistischer Staat mit feudalen Anteilen, verwaltet von reaktionären Beamten aus dem Landadel; auf der anderen Seite die sozialdemokratische Arbeiterbewegung, die eine revolutionäre Lehre predigte, in der Praxis aber gar nicht revolutionär war; in ihr nur eine kleine, desorganisierte Minderheit von Radikalen, die diesen Widerspruch durchschaute - das waren die Akteure, die die Hauptrollen in den großen Erhebungen nach dem Krieg spielen sollten. Doch bevor wir uns der weiteren Entwicklung dieses Dramas widmen, wollen wir kurz einen Blick auf die Bühne werfen, auf der sich das Ganze abspielte.

1914 wurde Deutschland gewöhnlich zu den fortgeschrittenen Industrieländern gerechnet. Gemessen an den damaligen Maßstäben war das auch so. Deutschland war mit riesigen elektrotechnischen Werken in Berlin, gigantischen Eisen- und Stahlwerken im Ruhrgebiet, Bergwerken in Mitteldeutschland und im Ruhrgebiet, Werften und Hafenanlagen in Hamburg und Bremen und mit einer ausgedehnten Textilindustrie in Sachsen die zweitgrößte Industriemacht der Welt. Gemessen an heutigen Maßstäben war Deutschland immer noch vergleichsweise rückständig. Ein Drittel der Bevölkerung lebte noch auf dem Land. Im Osten, einem Gebiet, das heute zu Polen und Rußland gehört, waren die riesigen Ländereien des Großgrundbesitzes vorherrschend, im Süden konservative Mittel- und Kleinbauern. Einen Großteil der Industrie würden wir nach heutigen Maßstäben nicht als Großindustrie ansehen. Die Massenproduktion mit Fließbändern und Massen von angelernten Arbeitern war noch im Anfangsstadium, und ein großer Teil der Produktion fand noch in Firmen mit nur wenigen hundert Arbeitern statt.

Bezeichnenderweise wurde Deutschlands größte Fabrik zur Zeit der Revolution, das Leuna-Werk bei Halle, erst 1916 erbaut. Von insgesamt elf Millionen Industriearbeitern arbeiteten nur 1.378.000 in Firmen mit mehr als 1.000 Beschäftigten.� Die meisten Arbeiter lebten noch in Kleinstädten oder sogar in Industriedörfem, wo sie dem Druck der bürgerlichen Ideologie ausgesetzt waren. Für Frauen aus der Arbeiterklasse war es noch immer eher die Ausnahme als die Regel, in der Produktion zu arbeiten: In Remscheid, einer Stadt des Maschinenbaus, arbeitete ein Großteil der Arbeiterfrauen immer noch als Hausangestellte.�

Doch das war kein unveränderlicher Zustand. Die kleinen Betriebe mußten dem Wachstum riesiger Kartelle und Trusts weichen, die anfingen, ganze Industriezweige vertikal zu integrieren. Große Fabriken ersetzten kleine: In Remscheid arbeiteten 1890 noch 60 Prozent der Arbeiter in Fabriken mit weniger als 50 Arbeitern. 1916 arbeiteten 60 Prozent in Fabriken mit mehr als 50 Arbeitern. Neue, riesenhafle Industriekomplexe entwickelten sich, in denen die alten Fertigkeiten keine Rolle mehr spielten: In drei großen Unternehmen in Hamborn, einer Stadt im Ruhrgebiet, waren 1900 zusammengenommen 10.000 Arbeiter beschäftigt, 1913 waren es 30.000.�

Alle diese Veränderungen entwickelten sich über Jahrzehnte hinweg, ohne daß die grundlegende Struktur der deutschen Gesellschaft in Frage gestellt worden wäre. Die erfolgreiche Ausdehnung des deutschen Kapitalismus erlaubte es, den verschiedenen Teilen der Bevölkerung genügend Zugeständnisse zu rnachen, um den sozialen Frieden über Jahrzehnte zu sichern. Noch 1914 schien die Revolution mehr denn je in weitester Ferne. Aber gerade die Erfolge des deutschen Kapitalismus brachten unvermeidlich das internationale Umfeld, in dem er existierte, aus dem Gleichgewicht. Der britische und der französische Kapitalismus waren, obwohl wirtschaftlich schwächer, dank ihrer Kolonialreiche, in denen "die Sonne nie unterging", im Weltmaßstab viel mächtigen Teile des deutschen Kapitals wollten sich in ähnlicher Weise über die nationalen Grenzen hinaus ausdehnen. Die herrschenden Klassen Englands und Frankreichs versuchten, ihre Besitztümer durch ein Bündnis mit dem zaristischen Rußland gegen Deutschland und seine Verbündeten, Österreich-Ungarn und das morsche Osmanische Reich, zu schützen. Rivalisierende Imperialisten stritten um Einfluß in Marokko, im östlichen und südlichen Afrika, im Nahen Osten und vor allem in Südosteuropa. Irgendwann mußten die Reibungen zwischen den Mächten vor Ort den Funken schlagen, der die Lunte entzündete, die zu den rivalisierenden imperialistischen Zentren führte.

Als ein serbischer Nationalist einen österreichischen Erzherzog ermordete, kam es zur Explosion. Österreich unternahm Strafmaßnahmen gegen Serbien; Rußland stellte sich hinter Serbien; Deutschland eilte Österreich zu Hilfe; Frankreich stellte sich hinter Rußland; Großbritannien benutzte einen 80 Jahre alten Vertrag mit Belgien als Vorwand für seinen Kriegseintritt an der Seite Frankreichs, in der Hoffnung, Deutschland in seine Schranken zu weisen. 44 Jahre "friedlicher" kapitalistischer Expansion entpuppten sich als die Entstehungszeit des schrecklichsten Krieges in der Geschichte der Menschheit. Das stabile Umfeld, welches das Denken des preußischen Staates wie auch der deutschen Arbeiterbewegung geprägt hatte, hatte sich völlig verwandelt.





Kapitel 2

4. August 1914

»Das klassenbewußte Proletariat Deutschlands erhebt im Namen der Menschlichkeit und der Kultur flammenden Protest gegen dies verbrecherische Treiben der Kriegshetzer ... Kein Tropfen Blut eines deutschen Soldaten darf dem Machtkitzel der österreichischen Gewalthaber, den imperialistischen Profitinteressen geopfert werden.«�

»Für unser Volk und seine freiheitliche Zukunft steht bei einem Sieg des russischen Despotismus, ..., viel, wenn nicht alles auf dem Spiel. Es gilt, diese Gefahr abzuwehren, die Kultur und die Unabhängigkeit unseres eigenen Landes sicherzustellen.

Wir lassen in der Stunde der Gefahr das eigene Vaterland nicht im Stich...«�

Zehn Tage liegen zwischen diesen beiden Erklärungen der deutschen Sozialdemokratischen Partei; zehn Tage, in denen aus der Drohung Österreichs, Serbien zu vernichten, ein Weltkrieg entstanden war; zehn Tage, die damit begannen, daß die Sozialdemokratie alleine in Berlin 27 Anti-Kriegs-Veranstaltungen organisiert hatte und die am 4. August damit endeten, daß der Fraktionsvorsitzende der Partei, Hugo Haase, im Reichstag erklärte, daß seine Partei für die Kriegskredite der Regierung stimmen werde.

In der Probeabstimmung der Partei hatte sich Haase zusammen mit dreizehn der insgesamt 92 Reichstags-Abgeordneten der SPD gegen die Zustimmung zu den Kriegskrediten gestellt. Aber ihre Überzeugung, die SPD sei die Organisation der Arbeiterklasse, brachte sie dazu, sich der Parteidisziplin zu unterwerfen. Haase ging sogar soweit, die Erklärung der Fraktionsmehrheit vor dem Reichstag zu verlesen. Es dauerte bis November, bis ein einziges Mitglied, Karl Liebknecht, öffentlich die Parteidisziplin mißachtete und zeigte, daß es eine Opposition gegen den Krieg gab, indem er gegen die Kredite stimmte.







Außerhalb des Parlaments wurden diejenigen, die zu den Anti-Kriegs-Veranstaltungen geströmt waren, entweder von der Flut des wilden Chauvinismus mitgerissen oder durch deren Wucht an den Rand des politischen Lebens geschleudert. Auf den Straßen herrschte eine rasende Erregung. Menschenmengen sangen patriotische Lieden Absurde Gerüchte erfaßten hysterische Mobs, die auszogen, "russische Spione" und "französische Bombenleger" zu jagen. Junge Männer konnten es kaum erwarten, an die Front geschickt zu werden.

Die wenigen Sozialisten, die weiterhin in Opposition zum Krieg standen, waren isoliert und unsicher. Sie wußten nicht, wer auf ihrer Seite war und hatten wegen der Lynchstimmung und der neuen Erlasse gegen "aufrührerische" Äußerungen ziemliche Angst, ihre Ansichten zu äußern. Innerhalb der Arbeiterorganisationen gaben die chauvinistischsten Elemente den Ton an. Der Zustimmung der SPD-Abgeordneten zum Krieg entsprach die Erklärung des "Burgfriedens" durch die Gewerkschaften. Die meisten, die Bedenken gegen den Krieg hatten, schauten weg oder versuchten, zwischen einem Krieg der "nationalen Verteidigung", den sie unterstützten, und Expansionsbestrebungen, die sie ablehnten, zu unterscheiden. Diejenigen, die sich uneingeschränkt gegen den Kriegswahn unter den SPD-Führern stellten, - Rosa Luxemburg, Clara Zetkin, Karl Liebknecht, der alternde marxistische Historiker Franz Mehring und noch einige andere - standen ohne Anhänger da und ohne Mittel, um ihre Ansichten zu verbreiten.

»Rosa Luxemburg und Clara Zetkin waren tief niedergeschlagen und dachten für Augenblicke an Selbstmord. Noch am 2. und 3. August waren sie mit zwanzig als radikal bekannten Reichstagsabgeordneten der SPD in Verbindung getreten, um über Möglichkeiten der Agitation gegen den Krieg zu beraten; aber nur Liebknecht und Mehring hatten sich zugänglich gezeigt ... Rosa schickte über dreihundert Telegramme an lokale Funktionäre, die als oppositionell galten, mit der Bitte, Stellung zum Verhalten der Reichstagsfraktion zu nehmen und zu einer Besprechung nach Berlin zu kommen. Das Resultat war katastrophal: Clara Zetkin war die einzige, die sofort und uneingeschränkt ihre Zustimmung sandte.«�

In der Öffentlichkeit machten sie erst im September ihre Opposition bekannt - und das lediglich in einem einzigen Absatz einer schweizerischen Zeitung, in dem berichtet wurde, daß in Deutschland eine Opposition bestünde, die aber wegen des Kriegsrechts ihre Meinung nicht äußern könne. In Deutschland selbst war der revolutionäre Standpunkt gegen den Krieg erst Anfang Dezember in der Öffentlichkeit zu hören, als Liebknecht sich gegen die Kriegskredite aussprach und gegen sie stimmte:

»Dieser Krieg ... ist nicht für die Wohlfahrt des deutschen oder eines anderen Volkes entbrannt. Es handelt sich um einen imperialistischen Krieg, einen Krieg um die kapitalistische Beherrschung des Weitmarktes ... Die deutsche Parole: "Gegen den Zarismus" diente - ähnlich der jetzigen englischen und französischen Parole "Gegen den Militarismus" - dem Zweck, die edelsten Instinkte, die revolutionären Überlieferungen und Hoffnungen des Volkes, für den Völkerhaß zu mobilisieren«.�

Liebknechts Stimme blieb isoliert. Die Redakteure von ein oder zwei sozialdemokratischen Provinzzeitungen gaben etwas Opposition gegen den Krieg zu erkennen  und verloren ihre Posten. Ansonsten sammelte sich nur eine Handvoll Sozialisten um Luxemburg und Liebknecht. Dieses Häuflein wurde vom Staat weiter dezimiert: Rosa saß bald im Gefängnis, und Liebknecht wurde, obwohl er über 40 war, an die Front geschickt und dann eingesperrt.

Doch der Krieg selbst veränderte die Stimmung im Volk. Er schleppte sich von Monat zu Monat, von Jahr zu Jahr. Soldaten auf Urlaub erzählten von den Greueln des Grabenkriegs. Die massenhafte Begeisterung für den Krieg schmolz dahin.

Schon Anfang 1915 konnte Rosa Luxemburg schreiben:

»Die Szene hat gründlich gewechselt. Der Marsch in sechs Wochen nach Paris hat sich zu einem Weltdrama ausgewachsen; die Massen-schlächterei ist zum ermüdend eintönigen Tagesgeschäft geworden, ohne die Lösung vorwärts oder rückwärts zu bringen. Die bürgerliche Staatskunst sitzt in der Klemme, im eigenen Eisen gefangen, die Geister, die man rief, kann man nicht mehr bannen... Vorbei ist der Rausch. Vorbei der patriotische Lärm in den Straßen, die Jagd auf Goldautomobile, die einander jagenden falschen Telegramme, die mit Cholerabazillen vergifieten Brunnen, ... die Straßenexzesse des spionewitternden Publikums, das wogende Menschengedränge in den Konditoreien, wo ohrenbetäubende Musik und patriotische Gesänge die höchsten Wellen schlugen; ... Die Regie ist aus. ... Die Reservisten-züge werden nicht mehr vom lauten Jubel der nachstürzenden Jungfrauen begleitet, sie grüßen nicht mehr das Volk aus den Wagenfenstern mit freudigem Lächeln; sie trotten still, ihren Kanton in der Hand, durch die Straßen, in denen das Publikum mit verdrießlichen Gesichtern dem Tagesgeschäft nachgeht«�.

Es war nicht nur die Begeisterung, die dahin war. Der Krieg untergrub genau die Bedingungen, die es der Arbeiterbewegung möglich gemacht hatte, sich so lange dem preußischen Staate anzupassen.

Die wirtschaftliche und gesellschaftliche Wirkung des Krieges

Bei Kriegsbeginn dachten Politiker und Militärs auf allen Seiten, der Krieg sei eine Sache von ein paar Monaten. Schlieffen, der Chef des deutschen Generalstabs, hielt einen langen Krieg fur "unvorstellbar". Sein Nachfolger Moltke war etwas pessimistischer: Er hielt es gerade noch für "möglich", daß der Krieg zwei Jahre dauern könnte. Alle wirtschaftlichen Berechnungen der Regierung hatten eine Kriegsdauer von neun Monaten zur Grundlage.� Man hatte deshalb nicht für die wirtschaftlichen Belastungen eines sich endlos hinziehenden Krieges vorgesorgt, der Unmengen Munition verbrauchte und in dem jede Seite zunehmend zum Mittel der Blockade griff um die Wirtschaft des Gegners zu zerstören.

»Die Probleme einer wirtschaftlichen Kriegführung in einem Konflikt mit "industriellem" Charakter hatte man nicht im geringsten vorausgesehen.«�

Als die feindlichen Heere in den Feldern Nordfrankreichs im Schlamm steckenblieben, mußte die gesamte deutsche Wirtschaft ausgeplündert werden, um die Kriegsmaschine am Laufen zu halten. Zuerst wurde der Lebensstandard der Arbeiter angegriffen. Die Lebensmittelversorgung verschlechterte sich schlagartig, zum Teil wegen der Blockade, aber hauptsächlich wegen der Einberufung der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte in das Heer. Ende 1916 waren die Fleischrationen auf ein Drittel des Vorkriegsdurchschnitts gesunken, die Versorgung mit Eiern auf ein Fünftel, die Brotration auf fast die Hälfte, und Milch konnte man nur noch auf dem Schwarzmarkt kaufen. Die Wochenration der meisten Arbeiter wurde auf vier Pfünd Brot, 80 Gramm Butter und ein halbes Pfund Fleisch beschränkt. Das hieß 1.313 Kalorien, die Hälfte dessen, was ein normaler Erwachsener benötigt.

Der Tiefpunkt wurde im Winter 1916/17 erreicht, als die Lebensmittelverteilung in den Städten zusammenbrach. Im "Kohlrübenwinter" wurden Grundnahrungsmittel ersetzt  es gab Rübenbrot, Rübenmarmelade, sogar Rübenkaffee. In den meisten Arbeitergegenden kehrte der Hunger ein. In dessen Gefolge forderte fast jede Seuche ihre Todesopfer: 1917 gab es allein in der Stadt Hamborn 854 Typhusfälle.

Innerhalb weniger Monate veränderte sich das Leben der deutschen Arbeiterklasse völlig. 40 Jahre langsamer Verbesserungen machten einer alptraumhaften Verschlechterung Platz.

Nicht nur die materiellen Bedingungen verschlechterten sich. Millionen Arbeiter waren einberufen und an die Front geschickt worden. Diejenigen, die in den Städten zurückblieben, mußten zusehen, wie ihnen jetzt die geringen, dem Staat in Jahrzehnten abgerungenen, Freiheitsrechte durch die Bestimmungen des Belagerungszustandes wieder genommen wurden. Das "Gesetz zum vaterländischen Hilfsdienst" vom Dezember 1916 sah die Zwangsverpflichtung männlicher Arbeiter vor. Sie wurden damit an ihren Arbeitgeber gefesselt und der Militärgerichtsbarkeit unterstellt. Konservative Kreise und Industrielle begrüßten das Gesetz als ersten Schritt zu einer offenen Militärdiktatur unter den neuen Armeeführem Hindenburg und Ludendorff.

Überhaupt krempelte der Krieg das gesamte tägliche Leben um. Die Millionen Männer, die in die Armee eingezogen worden waren, wurden in den Fabriken durch Frauen ersetzt. 1916 bestand die industrielle Arbeiterschaft aus 4,3 Millionen Frauen und 4,7 Millionen Männern.� Die Regierung sah keinen Grund, die Arbeitspflicht auf Frauen auszudehnen, weil der Hunger sie sowieso zwang, eine Arbeit zu suchen. In den Zechen und Stahlwerken des Ruhrgebiets machten deportierte Ausländer und Kriegsgefangene ein Fünftel oder sogar ein Viertel der Arbeitskräfte aus.

Diese Veränderungen vergrößerten unmittelbar die Unsicherheit in der Arbeiterklasse und schwächten ihre Organisationen. Da die alten Aktivisten (nicht weniger als drei Viertel der männlichen SPD-Mitglieder) an die Front geschickt und durch neue, unerfahrene Arbeiter ersetzt wurden, schrumpften die Mitgliederzahlen der sozialdemokratischen und gewerkschaftlichen Organisationen um mehr als die Hälfte.� Die Aufgabe, innerhalb dieser Organisationen eine Kampagne gegen den Krieg zu führen, blieb auch nach dem Abflauen der Kriegsbegeisterung sehr schwierig.

Die sich verstärkenden Wirkungen der Kriegswirtschaft schufen allerdings für die Organisierung der Arbeiterklasse bessere Möglichkeiten als je zuvor. Gemessen an heute, war Deutschland 1914 noch ein Land mit relativ kleinen Fabriken und relativ wenig entwickelter Produktion. Jetzt mußten aufgrund von Regierungsdekreten kleine Fabriken schließen, und die Produktion wurde in den größten und leistungsfähigsten modernen Betrieben konzentriert. In einem Betrieb nach dem anderen wurden diejenigen Techniken zum ersten Mal zur Norm, die wir heute mit dem Begriff Massenproduktion verbinden - die Aufsplitterung einzelner "qualifizierter" in eine Unzahl "angelernter" Aufgaben.

Das Rückgrat der Vorkriegs-Sozialdemokratie waren vorwiegend die Facharbeiter aus Branchen wie dem Maschinenbau gewesen, in denen die Gewerkschaften am stärksten waren. Deren Erfahrung mit einem beständigen Anstieg der Reallöhne war die materielle Grundlage für den Reformismus in der Praxis der Sozialdemokratie. Wegen ihrer Bedeutung für die Kriegsindustrie konnten die Facharbeiter meistens den Einsatz an der Front vermeiden, doch wurden sie jetzt in den Fabriken von neuen Formen der industriellen Disziplin bedroht. Hinzu kam, daß sie die Auswirkungen des Krieges auf ihren Lebensstandard deutlich spürten. Bis 1914 hatten sie dank der Lohnunterschiede ein leichteres Leben gehabt als die ungelernten Arbeiter. Jetzt wurden alle Arbeiter auf die für das physische Überleben notwendige Mindestration gedrückt.�

Der Krieg zerstörte viele Bindungen, die die organisierten Arbeiter zusammengehalten hatten. Aber gleichzeitig konzentrierte der Krieg die Arbeiterklasse in immer größeren Produktionseinheiten und brachte eine neue Vereinheitlichung der Bedingungen innerhalb der Klasse hervor. Wenn anfangs eine Organisierung gegen den Krieg fast unmöglich war, so war die langfristige Wirkung, daß der Krieg eine neue Grundlage für revolutionäre Organisierung geschaffen hatte - sowohl in den traditionell sozialdemokratisch beeinflußten Teilen der Arbeiterklasse, wie auch in neuen Teilen, die bisher gegen sozialdemokratischen Einfluß immun waren.

Erste Regungen

Bei einer Minderheit der Arbeiter wich die Begeisterung über den Krieg der Wut über seine Folgen. »Das Jahr 1915 brachte wieder Kundgebungen in den Straßen. Aber das waren nicht mehr wie im August 1914 patriotische Demonstrationen ... Die Begeisterung war verflogen. Man suchte nicht mehr Spione, man schrie nach Brot. Da und dort trieb der Hunger die Massen, besonders die Frauen, auf die Straße.... In Berlin fanden im Laufe des Jahres einige Demonstrationen für den Frieden statt, an denen zuerst einige hundert, dann einige tausend Personen teilnahmen. Aber diese verhältnismäßig geringe Zahl bedeutete damals, in einer Zeit, da alles unter der Fuchtel der Militärdiktatur stand, sehr sehr viel.«�

Einige dieser Demonstrationen waren mehr oder weniger spontane Ausbrüche unorganisierter Menschenansammlungen, meistens von Frauen: Die Wut flammte auf, wenn die Lebensmittel in einem Laden ausgingen, oder er seine Preise heraufsetzte, oder wenn die Lebensmittelrationen plötzlich gekürzt wurden. Im Winter 1915/16 gab es eine ganze Menge solcher "Demonstrationen" und im nächsten Winter wieder. Sie führten oft zu harten Zusammenstößen zwischen "unpolitischen" Arbeitern und der Polizei.

Aber es kam auch häufiger zu offensichtlich politischen Demonstrationen. Die Veränderung in der Stimmung des Volkes machte den Kriegsgegnern in der Sozialdemokratie neuen Mut. Auf SPD-Veranstaltungen forderten Teilnehmer, ihr örtlicher Reichstagsabgeordneter solle gegen die Kriegskredite stimmen und die lokale Parteizeitung eine Diskussion über den Krieg eröffnen. In Bremen zum Beispiel hatte die Linke 1915 nur noch fünfzehn Anhänger und diskutierte nur im privaten Kreis. Im Winter 1915/16 gab es gemeinsame Versammlungen aller lokalen Parteigliederungen mit bis zu 1.100 Teilnehmern (ein Viertel der Gesamtmitgliedschaft), auf denen über die Ansichten zum Krieg offen debattiert wurde.� In Berlin war die Linke so stark, daß die Gruppe "Internationale" von Luxemburg und Liebknecht am 1. Mai 1916 zu einer Demonstration aufrufen konnte: Liebknecht wurde verhaftet, als er anfing, vor mehreren tausend Arbeitern und Jugendlichen zu reden. Am Tag seiner Gerichtsverhandlung streikten 55.000 Arbeiter in Solidarität mit ihm. Nun war Liebknecht auch im Reichstag keine einsame Stimme mehr. Im Dezember 1915 schlossen sich neunzehn weitere Abgeordnete seiner Opposkion gegen die Kriegskredite an.

Die Stimmung gegen den Krieg erhielt zusätzliche Nahrung, als Militär- und Industriekreise immer unverhohlener ihre Kriegsziele erkennen ließen. Die Sicherung der alten Grenzen Deutschlands befriedigte sie nicht. Sie forderten, Belgien und Nordfrankreich dem deutschen Reich einzuverleiben, in Polen eine Marionettenregierung einzusetzen und die Hegemonie über die übrigen Staaten Ost- und Mitteleuropas durchzusetzen. Als im Sommer 1916 Hindenburg und Ludendorff das Kommando über die Armee (und die Kriegswirtschaft) übernahmen, wurde die bestimmende Rolle der Militärs und der Industriellen immer offensichtlicher - auch wenn die Regierung deren Ziele nicht offiziell vertrat, weil sie fürchtete, ihre österreichisch-ungarischen Verbündeten zu verärgern (auch Österreich-Ungarn sollte "hegemonisiert" werden).

Die Argumente der rechten sozialdemokratischen Führer, es handele sich um einen "Krieg der nationalen Selbstverteidigung" klangen noch hohler, nachdem mit der Februarrevolution 1917 das Zarenreich in Rußland zusammengebrochen war. Die "russische Tyrannei" konnte nicht länger als Bedrohung dargestellt werden - eine wachsende Minderheit der Arbeiter sah die wirkliche Bedrohung in der expansionistischen Kriegspolitik des preußischen Staates und des Großkapitals.

Im April 1917 streikten 200.000 Metallarbeiter unter der Führung von Kriegsgegnern gegen eine Kürzung der Brotration. Die spontanen Unruhen, verursacht durch den Lebensmittelmangel, begannen sich mit der politischen Opposition gegen den Krieg zu verbinden. Das war aber erst ein Anfang.

Die Ereignisse im Sommer 1917 und Anfang 1918 zeigten zweierlei: das Potential der spontan gärenden Unzufriedenheit - und die inneren politischen Beschränkungen, die noch überwunden werden mußten.

In der Armee spiegelte sich die Klassenstruktur der deutschen Gesellschaff im Verhältnis von Offizieren und Mannschaften genau wider. Die Privilegien der Offiziere standen im ständigen Gegensatz zu den geringen Rationen und der harten Disziplin, die den anderen Rängen aufgezwungen wurde. An der Front milderte oft die Kameradschaft, die durch die gemeinsame Gefährdung gefördert wurde, den Groll. Nicht so in der Flotte, die sich aus Furcht vor einer offenen Seeschlacht mit der englischen Flotte in den Häfen der Nordseeküste versteckt hielt.

»Die Männer schufteten und wurden ständig drangsaliert, während die Offiziere untätig herumsaßen, sich die Fingernägel putzten und polierten und die Haare kämmten. Der Unterschied zwischen den Lebensbedingungen der Offiziere und der Mannschaften wurde durch die gedrängte Nähe auf den Schiffen betont. Die Mannschaften sahen, daß ihre Vorgesetzten besseres Essen bekamen, nach Belieben an Land gingen und für ihre Unterhaltung besondere Clubs hatten...«�

Als nach dem "Kohlrübenwinter" die Verpflegungsrationen auf ein Minimum gekürzt wurden, wich der Groll dem Aufbau von Organisationen. Es entstand eine Bewegung für die Wahl von "Menagekommissionen" (Verpflegungskomitees). Die Matrosen dachten, sie könnten eine gewerkschaftsähnliche Organisation aufbauen. Im Juni und Juli 1917 kam es zu Hungerstreiks und Arbeitsniederlegungen mit der Forderung nach Anerkennung dieser Ausschüsse. Aber Anfang August verhafteten die Behörden eine Reihe von Matrosen. Die Mannschaft eines Schiffs begann eine Protestaktion, brach sie aber schnell wieder ab. Ihre passiven, gewerkschaftlichen Handlungsvorstellungen brachten sie gegenüber der bewaffneten Staatsgewalt und deren Militärjustiz in eine schwache Position. Die Bewegung brach zusammen. Zwei ihrer Führer wurden hingerichtet; die übrigen erhielten zusammengerechnet 360 Jahre Zuchthaus.

Den Matrosen war durch harte Mittel eine bittere Lektion erteilt worden: Man kann einen Militärapparat nicht mit friedlichen "unpolitischen" Protesten bezwingen. Vierzehn Monate später erinnerten sie sich an diese Lektion. Aber erst mußten die Arbeiter von Berlin entsprechende Erfahrungen machen.

Die Januarstreiks

Die wachsende Unzufriedenheit mit dem Krieg erhielt im November 1917 einen politischen Fokus. Die Bolschewiki schufen in Rußland eine neue Macht gegründet auf Sowjets - auf Arbeiter- und Soldatenräte. Sie boten den Mächten, die mit Rußland im Krieg standen, einen sofortigen Waffenstillstand auf der Grundlage "keine Annexionen und keine Entschädigungen" als Vorstufe zu einem dauerhaften Frieden an. Sie veröffentlichten die Geheimverträge, die zum Krieg geführt hatten und verzichteten auf den Kolonialbesitz des zaristischen Rußlands.

Die neue Regierung Rußlands brauchte dringend den Frieden. Aber sie ging nicht davon aus, daß das kaiserliche Deutschland oder das kaiserliche Österreich-Ungarn das Friedensangebot auf der Grundlage dieser Bedingungen annehmen wurde - diese waren ja in den Krieg eingetreten, weil sie wirtschaftlich gezwungen waren, immer größere Teile der Welt an sich zu reißen. Was die Bolschewiki jedoch glaubten, war, daß ihr Aufruf zum Frieden die Menschen in der ganzen Welt, insbesondere in Deutschland, gegen ihre alten kapitalistischen Regierungen aufbringen wurde. Die Revolution im Ausland würde den Frieden und die internationale Hilfe bringen, die nötig war, um die Herrschaft der Sowjets im rückständigen Rußland zu sichern.

Kaum daß die Revolution in Rußland vollendet war, unternahmen die Bolschewiki die ersten Schritte, um sie in andere Länder zu tragen. Sie begannen mit der Herausgabe der Zeitung Die Fackel, die an deutsche Soldaten in den Schützengräben der Ostfront verteilt wurde. Von jeder Ausgabe wurden eine halbe Million gedruckt.

Die deutsche militärische Führung sah im russischen Friedensangebot die Gelegenheit, das deutsche Reich noch weiter auszudehnen. Sie schickte Vertreter zu Verhandlungen mit den Bolschewiki in die Stadt Brest-Litowsk und forderte dort, ein riesiges Gebiet des ehemaligen Zarenreichs in nominell unabhängige Staaten, in Wirklichkeit aber deutsche "Schutzgebiete", zu verwandeln.

Die russischen Unterhändler appellierten aber nicht nur an die deutsche Oberste Heeresleitung, sondern auch an die deutschen Arbeiter. Als Trotzki Ende Dezember 1917 in Brest-Litowsk eintraf, wurde er von einem polnisch-österreichischen Mann begleitet, der vor dem Krieg in Deutschland als Revolutionär aktiv gewesen war, von Karl Radek, der »vor den Augen der zur Begrüßung auf dem Bahnsteig wartenden Diplomaten und Offiziere, revolutionäre Broschüren und flugschriften an deutsche Soldaten zu verteilen begann.«�

Die Verhandlungen in Brest-Litowsk wurden aufgrund der Annexionsforderungen abgebrochen und das revolutionäre Rußland mußte hilflos zusehen, wie deutsche Truppen vorrückten. Aber die Nachrichten über die bolschewistischen Erklärungen sickerten zu denen durch, die in Deutschland und Österreich-Ungarn mit dem Krieg unzufrieden waren. Karl Liebknecht schrieb aus seiner Gefängniszelle: »Dank der russischen Delegierten ist Brest eine revolutionäre Tribüne geworden. Es hat die Mittelmächte, das Banditentum, die Lügen und die Heuchelei Deutschlands bloßgestellt.«�

In der ersten Januarhälfte gaben die Mitglieder einer kleinen revolutionären Gruppe in Deutschland, des Spartakusbundes (zuvor Gruppe "Internationale"), Flugblätter heraus, die zu einem Generalstreik für den Frieden aufriefen. "Gemäßigtere" Kriegsgegner, wie zum Beispiel das abtrünnige sozialdemokratische Führungsmitglied Haase, riefen zu einem dreitägigen Streik auf.

Als jedoch gerade die Vorbereitungen im Gang waren, trafen Nachrichten über bedeutsame Ereignisse aus dem benachbarten Österreich-Ungarn ein. Am 14. Januar traten die Arbeiter bei den Daimler-Werken in der Wiener Neustadt gegen eine Kürzung der Lebensmittelrationen in den Streik. Etwa zur gleichen Zeit legten die Arbeiter in der Munitionsfabrik Csepsel in Budapest die Arbeit nieden Innerhalb von zwei Tagen waren alle Betriebe in beiden Städten lahmgelegt. Die österreichischen Sozialdemokraten schätzten, daß sich allein im Raum Wien etwa eine Viertelmillion Arbeiter im Streik befanden.�

Das war noch nicht alles. In Wien wurden Arbeiterräte gewählt, die die Abschaffung der Zensur, die Beendigung des Kriegsrechts, den Achtstundentag und die Freilassung des eingesperrten sozialistischen Kriegsgegners Friedrich Adler forderten.

Der Streik lief sich nach einer Woche tot. Er war aber der bis dahin größte Protest gegen die Auswirkungen des Krieges. Es dauerte nicht lange, bis die Ereignisse im deutschsprachigen Österreich ihren Widerhall in Berlin fanden.

Dort veröffentlichte der Spartakusbund ein Flugblatt, in dem er von dem »nach dem Muster der russischen Revolution gewählten Wiener Arbeiterrat« berichtete und daß »am Montag, dem 28. Januar, der Massenstreik« beginnt.�  Dieser Aufruf wurde von einer Mitgliederversammlung der Dreher der Berliner Metallgewerksehaft übernommen. Ein Funktionär der Dreher war der Kriegsgegner und Sozialist Richard Müller. Auf seinen Vorschlag hin wurde für den kommenden Montag der Streik beschlossen, der durch auf Massenversammlungen gewählte Vertrauensleute organisiert werden sollte.

Der deutsche Streik war anfangs ein überwältigender Erfolg. Schon am ersten Tag streikten 400.000 Arbeiter, denen sich am nächsten Tag weitere 100.000 anschlossen. Die Bewegung erstreckte sich weit über die Grenzen der Hauptstadt und umfaßte Kiel, Hamburg, Danzig, Magdeburg, Nürnberg, das Ruhrgebiet, München, Köln, Mannheim und Kassel.�  Zunächst schien auch die Organisation des Streiks perfekt zu funktionieren. 414 Delegierte aus Betrieben trafen sich in Berlin und ernannten einen elfköpfigen Aktionsausschuß.

Aber die Behörden blieben nicht untätig. Sie sprengten die nächste Delegiertenversammlung, verboten Massenversammlungen in den Betrieben und besetzten Gewerkschaftshäuser. Am Donnerstag war Berlin voll mit amtlichen Plakaten, die den Belagerungszustand bekräftigten und außerordentliche Militärgerichte ankündigten. Es kam zu Zusammenstößen zwischen Streikenden und der durch 5.000 auswärtige Beamte verstärkten Polizei. Sogar die offizielle, den Krieg unterstützende sozialdemokratische Zeitung 'Vorwärts' wurde von den Behörden wegen »Verbreitung von Falschmeldungen« verboten - sie hatte die Anzahl der Streikenden gemeldet.

Die Zusammenstöße verbitterten die Arbeiter. Ein Führer der Spartakusgruppe, Jogiches, beschreibt wie »nach jedem Zusammenstoß« mit der Polizei zu hören war: »Genossen, morgen kommen wir bewaffnet«.�

Innerhalb der Streikbewegung gab es aber grundlegende Schwächen. Die Kämpfer, die die Streikbewegung führten, hatten sich wenig Gedanken darüber gemacht, was zu tun wäre, wenn der Streik Erfolg hätte. Wie Jogiches kurz danach schrieb: Man »wußte jedoch nicht, [mit der revolutionären Bereitschaft] was anzufangen«.�

Um die Einheit der ganzen Arbeiterklasse im Streik herzustellen, haue der Aktionsausschuß, gegen einigen Widerspruch, darauf bestanden, daß drei Vertreter der Sozialdemokratischen Partei, die den Krieg unterstützte, dem Ausschuß beitreten sollten. Diese Führer waren aber nur aus einem einzigen Grunde bereit, dem Ausschuß beizutreten, wie sie selbst mehrere Jahre später zugaben. Ebert legte Wert auf die Feststellung: »Ich bin mit der bestimmten Absicht in die Streikleitung eingetreten, den Streik zum schnellsten Abschluß zu bringen und eine Schädigung des Landes zu verhüten.«� Sein Kollege Scheidemann ergänzte: »Wären wir damals nicht in das Streikkomitee gegangen, so wäre das Gericht heute nicht mehr hier sitzen.«�

Ebert und Scheidemann sprangen über ihren eigenen Schatten, nur um Verwirrung in den Streik zu tragen. Ebert zum Beispiel verstieß sogar gegen das Gesetz, als er auf einer verbotenen Versammlung sprach - aber nur um der Bewegung in einer Weise zu schaden, wie es die Militärbehörden selbst nie hätten tun können. Er sagte: »Es ist Pflicht der Arbeiter, ihre Brüder und ihre Väter an der Front zu unterstützen und die besten Waffen herzustellen ... Der Sieg ist das teuerste Ziel aller Deutschen.«�

Wegen seiner Rede auf dieser Versammlung wurde der linke Sozialist Dittmann zu fünf Jahren Festungshaft verurteilt. Ebert wurde natürlich kein Haar gekrümmt.

Sogar mitten im Aktionsausschuß stifteten die sozialdemokratischen Führer Verwirrung. Sie boten sich als Mittler gegenüber der Regierung an, allerdings nur für die rein ökonomischen Forderungen der Streikenden - ganz so, als ob die Streikenden keine politischen Ziele gehabt hätten, auch wenn diese noch verworren waren. Die Streikführer waren mit diesem sozialdemokratischen Vorschlag nicht sehr glücklich, aber sie hatten keine klare Alternative. Sie sahen den Krieg als den entscheidenden Streitpunkt, wenn sie auch zur Mobilisierung der Arbeiter wirtschaftliche Fragen benutzt hatten. Doch um den Krieg zu beenden, brauchten sie revolutionäre Aktionen genauso wie Streiks - und darauf hatten sie sich nicht vorbereitet. Schließlich mußten sie feststellen, daß ihnen keine andere Wahl blieb, als die Rückkehr an die Arbeit zu empfehlen, trotz der riesigen Massen, die sich am Streik beteiligt hatten.

Die Entmutigung war für die Regierung eine Gelegenheit, die Arbeiterbewegung zu enthaupten. Viele Streikführer wurden verhaftet, in Berlin wurde jeder zehnte Arbeiter an die Front geschickt. Die Vorhut der Anti-Kriegs-Bewegung wurde physisch aus den Berliner Betrieben entfernt.

Die Januarstreiks wurden, wie die Aktionen der Kieler Matrosen im Sommer davor, zerschlagen, weil sie sich auf rein gewerkschaftliche Taktiken beschränkt hatten, um eine Frage der politischen und militärischen Macht zu entscheiden. Wie Jogiches zusammenfassend feststellte: »Weil man sich unter der Streikwelle nicht mehr als eine einfache Protestbewegung vorstellen konnte, versuchte das Streikkomitee unter dem Einfluß der Reichstagsabgeordneten, Verhandlungen mit der Regierung einzugehen, anstatt alle Verhandlungen abzulehnen und die Energie der Massen zu steuern.«�

Die Linke

Keine dieser Bewegungen war von einer revolutionären Organisation geleitet worden. Einzelne Revolutionäre spielten zu gewissen Zeiten eine Schlüsselrolle. Sie brachten den Ärger einer viel größeren Zahl von Arbeitern über den Hunger, die niedrigen Löhne und das zwecklose Blutvergießen des Krieges zum Ausdruck. Diese Arbeiter waren aber selbst keine revolutionären Sozialisten und fühlten sich nicht der Disziplin einer revolutionären Organisation verpflichtet. Die meisten wollten einfach eine Rückkehr zu den Vorkriegsverhältnissen. Zu einem gewissen Grad vertrauten sie immer noch den sozialdemokratischen Führern, sogar noch als sie gegen den Krieg streikten, der von eben diesen Führern unterstützt wurde.

Der wachsende Unmut hatte selbst in der sozialdemokratischen Organisation tiefgehende Auswirkungen. Sogar die extrem rechten Parteiführer, wie Ebert, konnten nicht völlig abseits von den großen Streikbewegungen stehen. Sie wußten, daß sie dann ihren Einfluß auf die Massen verlören - ihrer Meinung nach der einzige Einfluß, der einen Zusammenbruch von "Ruhe und Ordnung" verhindern würde.

Der Stimungsurnschwung in der Bevölkerung wirkte sich noch tief-greifender auf die Tausenden unteren sozialdemokratischen Funktionäre aus. Viele von ihnen waren 1914 vom Krieg nicht gerade begeistert gewesen. Aber sie waren Mitglieder einer Partei, die Gelder in Millionenhöhe, Hunderte von Häusern der Gewerkschaften und Konsumgenossenschaften, Dutzende von Tageszeitungen besaß und hunderte Angestellte beschäftigte. Sie fürchteten, daß dies alles der staatlichen Unterdrückung zum Opfer fiele, wenn sich die Partei gegen die weitverbreitete Kriegshysterie stellen sollte. In ihren Augen war es viel ratsamer, "realistisch" zu sein, sich der Kriegsstimmung zu fügen und sich gleichzeitig den schlimmsten Auswüchsen zu widersetzen. So unterstützten sie den Krieg, opponierten aber gegen die Forderungen des Generalstabs und des Großkapitats nach einer Annexion riesiger Landstriche auf fremdem Territorium.

Trotzki, der sich bei Kriegsausbruch in Wien aufhielt, beschrieb die Einstellungen innerhalb der dortigen Sozialdemokratischen Partei. Seine Schilderung galt gleichermaßen für Deutschland:

»Welche Stellung zum Kriege fand ich bei den leitenden Kreisen der österreichischen Sozialdemokratie? Die einen frohlockten offen ... das waren die organischen Nationalisten, vom Lack der sozialistischen Kultur nur wenig bedeckt, und auch der bröckelte jetzt stündlich mehr und mehr von ihnen ab.... Die anderen - an deren Spitze Victor Adler stand - verhielten sich zum Krieg wie zu einer Naturkatastrophe, die man überstehen müsse. Diese abwartende Passivität diente dem aktiv nationalistischen Flügel als Deckung.«�

Das war ziemlich genau die gleiche Lage wie in der deutschen Partei. "Widerwillige Zustimmung" grassierte.

Aber jetzt, wo eine Anti-Kriegs-Haltung wieder populär wurde, hielten es diese Menschen für angezeigt, ihre bislang geheimen Zweifel zu äußern. Sie konnten das jetzt tun, ohne mit der Mischung aus Feigheit und Karrieresucht brechen zu müssen, wegen der sie 1914 geschwiegen hatten.

So entwickelte sich im Jahre 1916 in der sozialdemokratischen Partei eine Strömung, die sich gegen die Führung, die den Krieg befürwortete, stellte. Der Stimmung der Arbeiter an der Basis, die genug vom Krieg hatten, aber noch keine Revolution wollten, entsprach die vieler Parteifunktionäre, die den Krieg auch nicht mochten, aber wie eh und je der Revolution feindselig gegenüberstanden. Diese Strömung wurde wegen ihrer mittleren Position zwischen der Parteiführung und den revolutionären Elementen um Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht bekannt als das "Zentrum" oder die "Zentristen". Die Führer des Zentrums wollten ein Ende des Krieges - aber sie wollten keine große gesellschaftliche Erhebung. Sie sahen den Frieden als Ergebnis des "guten Willens" der kämpfenden Mächte und neigten im Laufe des Krieges dazu, ihre Hoffnungen auf die Politik des amerikanischen Präsidenten Wilson zu setzen. Sie achteten sorgfältig auf Abstand zu den Parolen der Spartakisten - "Der Hauptfeind steht im eigenen Land! Frieden durch sozialistische Revolution!". Sie betonten ihre Abneigung gegen "aufrührerische" Taten, wie zum Beispiel die Anstiftung der Matrosen zur Meuterei. Sie waren höchstens dazu bereit, als eine vom rechten Flügel der SPD getrennte parlamentarische Gruppe zu arbeiten.

Die bürokratische Führung der SPD war aber nicht bereit, irgendeine Opposition gegen ihre Pro-Kriegs-Politik zu dulden, nicht einmal diese halbherzige. Parteizeitungen, die unter dem Einfluß von Oppositionellen standen, riß sie wieder an sich, darunter die wichtige Berliner Tageszeitung 'Vorwärts', und schloß dann Anfang 1917 die Minderheit en bloc aus. Diese mußte jetzt eine eigene Partei gründen, ob sie es wollten oder nicht. Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands (USPD oder einfach "Die Unabhängigen") war geboren.

Aber das war in keiner Weise eine revolutionäre Partei. Ihre Führer Waren nur in einem Punkt einig - in ihrem Wunsch, die Unterstützung des Krieges durch die Mehrheitssozialdemokratie zu beenden. Über die meisten anderen Fragen gab es die gleiche Bandbreite an Differenzen, wie sie innerhalb der SPD bestanden hatte. Einige waren für Revolution, andere für Reform, die meisten zogen es vor, eine revolutionäre Sprache zu sprechen, aber reformistisch zu handeln. Einige wollten durch Verhandlungen zur Beendigung des Krieges kommen, andere wollten den Krieg in einen Bürgerkrieg umwandeln.

Bezeichnenderweise traten der Haupttheoretiker der Vorkriegs-Sozialdemokratle, der "Papst des Marxismus" Karl Kautsky und der Theoretiker des Vorkriegsreformismus, der "Revisionist" Eduard Bemstein, der Partei bei.

Die Entstehung dieser neuen Partei war jedoch von außerordentlicher Bedeutung. Sie zog einen großen Teil des alten SPD-Apparats mit sich - Dutzende von Berufsfunktionären, Reichstags- und Landtagsabgeordneten, Tageszeitungen, Gewerkschaftsfunktionären, Büros und Versammlungssälen. Vor allem war sie eine legale Partei und so in der Lage, offene Versammlungen abzuhalten, auch wenn diese durch die Gesetze gegen Aufruhr und durch die Zensur eingeschränkt waren. Die USPD bildete einen Bezugspunkt für die Hoffnungen von Zehntausenden von Menschen, die, wenn auch zögernd, begannen, den Krieg in Frage zu stellen. Sechs Monate nach der Spaltung zählte die USPD 120.000 Mitglieder gegenüber 150.000 SPD-Mitgliedern.�  Viele Streikführer vom April 1917 und Januar 1918 standen in ihren Reihen; und die unruhigen Matrosen vom August 1917 begannen, sich mit der USPD zu identifizieren und nahmen Verbindungen zu ihren lokalen und nationalen Führern auf.

Die wirklichen Revolutionäre standen weiter links. Anstelle der vagen Forderung der Unabhängigen nach "Frieden", forderten sie die Revolution als den einzigen Weg, den kapitalistischen Krieg zu beenden. Aber um sie herum gab es immer noch wenig mehr als kleine, vereinzelte Gruppen von Aktivisten.

Sicherlich, Liebknecht war im ganzen Land bekannt; bewundert als der Reichstagsabgeordnete, der sich als erster gegen den Krieg ausgesprochen hatte; bewundert auch als Opfer der seitdem stattfindenden Verfolgung durch die Regierung. Aber die Unterdrückung machte es seinen Genossen fast unmöglich, mehr als nur relativ kleinen Arbeiterkreisen zu erklären, wofür er im einzelnen stand. Liebknecht wurde trotz seines Alters (er war weit über 40) an die Front geschickt und dann ins Gefängnis gesteckt. Auch Rosa Luxemburg war im Gefängnis. Ihre Kontakte in den Betrieben wurden als erste verfolgt und, nach den Januarstreiks von 1918, zum Kriegsdienst eingezogen.

In einer neueren Schätzung der Stärke (oder Schwäche!) der revolutionären Linken wird gesagt:

»Die revolutionäre Linke in Bremen hatte keinen einzigen Militanten in den Werften oder in den Betrieben mehr... In Berlin hatte die Spartakusgruppe im Süden, der Charlottenburg, Berlin-Moabit und Spandau umfaßte, nur sieben Mitglieder ... Die Spartakusführung war durch Verhaftungen zerbrochen worden.«�

Die zahlenmäßige Schwäche der revolutionären Linken wurde durch den Umstand verschlimmert, daß es keine einheitliche nationale Organisation gab. Statt dessen war sie in drei verschiedene und bisweilen sogar gegnerische Gruppierungen geteilt.

Die Führer des Spartakusbundes - Rosa Luxemburg, Leo Jogiches, Franz Mehring, Clara Zetkin und Karl Liebknecht - hielten noch an ihrer Überzeugung aus der Vorkriegszeit fest, daß kleine Gruppen von Revolutionären nur als Teil einer größeren Organisation eine lebendige Verbindung zur Mehrheit der Arbeiter aufrecht erhalten könnten. Deshalb blieben die Spartakisten in der USPD, obwohl sich ihre Politik von der der Parteiführung sehr stark unterschied. Sie begründeten das mit dem Argument, daß Arbeiter, die anfingen, sich gegen den Krieg zu stellen, zunächst noch keinen Unterschied zwischen den vagen Anti-Kriegs-Tönen der Führung der Unabhängigen und dem Standpunkt Liebknechts erkennen würden. Vielmehr würden sie sich an die größte oppositionelle Kraft, eben die Unabhängigen, wenden. Die Revolutionäre könnten mit diesen Arbeitern in Verbindung treten, wenn sie innerhalb der USPD blieben und gleichzeitig ihre eigenen Organisationsstrukturen, ihre eigene Presse und ihre eigene Disziplin als Fraktion aufrechterhielten. Jogiches schrieb:

»Wir wollen und müssen um die unklare oder noch schwankende Masse, die der AG [der parlamentarischen Gruppe der Unabhängigen] heute folgt, kämpfen. ... Und das alles können wir erreichen nur unter der Bedingung, daß wir innerhalb der Partei den Kampf führen und nicht als vollständig getrennte Organisation von außen her die AG berennen.«�

Ein anderer Teil der Linken lehnte diese Ansicht ab. Sie hatten ihre Basis hauptsächlich in Bremen und standen über einen Mitarbeiter aus der Vorkriegszeit, dem polnischen Exilanten Radek, der nun mit Lenin zusammenarbeitete, mit den russischen Bolschewiki in Beziehung. Diese Gruppe war unter dem Namen "Bremer Linksradikale" bekannt (später die Internationalen Kommunisten Deutschlands). Ihrer Meinung nach machten es die Spartakisten durch ihr Verbleiben in der USPD den Arbeitern noch schwerer, zwischen der wirklichen Linken und den halbherzigen Pazifisten, die die USPD führten, zu unterscheiden.

Die bekanntesten Persönlichkeiten dieser Gruppierung waren Johann Knief; die treibende Kraft der Bremer Gruppe, der zum Journalisten gewordene Arbeiter Paul Frölich und der Hamburger Intellektuelle Laufenberg. Wie sich bald herausstellte, waren sie, trotz ihrer gemeinsamen Kritik an den Spartakisten, weit davon entfernt, eine geschlossene oder politisch homogene Gruppe zu sein.

Schließlich existierte eine dritte revolutionäre Gruppierung, die zu diesem Zeitpunkt allerdings noch keine organisierte Strömung war. Sie bestand aus einflußreichen Kämpfern der Berliner Sektion der Metallarbeitergewerkschaft. Sie hauen 1917 und 1918 die großen Streiks geführt und verstanden sich selbst als Revolutionäre. Sie waren in einer Gruppierung organisiert, die als "Revolutionäre Obleute" bekannt war. Sie hatten ihre Verbindungen zur Führung der USPD nicht vollständig abgebrochen und blieben eng mit dem altgedienten Reichstagsabgeordneten Georg Ledebour verbunden. In Krisenzeiten waren seine Ratschläge oft entscheidend.�

In ganz Deutschland gab es im Sommer 1918 vielleicht drei- bis viertausend revolutionäre Sozialisten. Sie besaßen keine einheitliche Organisation, keine Tradition der Zusammenarbeit unter einer gemeinsamen Disziplin, keine Methoden, eine übereinstimmende Strategie oder Taktik zu entwickeln, und keinen Mechanismus, um aus den eigenen Reihen Führer auszuwählen, die zuverlässig waren und einen kühlen Kopf behielten. Diese Revolutionäre jedoch standen an der Schwelle einer der heftigsten Perioden des Klassenkampfes in der Geschichte des Kapitalismus.

Im Sommer 1918 setzte die Oberste Heeresleitung eine massive Offensive an der Westfront in Gang. Das überforderte die den Generälen zur Verfügung stehenden Ressourcen bei weitem. Nachdem die anfänglichen Erfolge durch eine Gegenoffensive der alliierten Streitkräfte zunichte gemacht worden waren, wurde der Obersten Heeresleitung klar, daß sie vor der Niederlage stand. Sie war fassungslos. Nur wenige Wochen vorher hatte sie zuversichtlich vom Sieg gesprochen. Der Rückzug Rußlands aus dem Krieg hatte die Ostflanke entlastet und es möglich gemacht, alle Kräfte an die Westfont zu werfen. Die Anti-Kriegs-Agitation vom Januar war scheinbar endgültig abgeklungen: Ein zeitgenössischer Autor, der über die Spaltung in der SPD berichtete, glaubte im Mai behaupten zu können, daß der Friede im Osten »die Massen hinter die Regierung gebracht hat«.�

In den herrscbenden Kreisen hatte es bisher keine Auseinandersetzung über die Frage Krieg oder Frieden gegeben, sondern nur darüber, was genau alles nach einem deutschen Sieg annektiert werden sollte. Jetzt erkannten die Generäle, daß die ganze Front zusammenbrechen würde, wenn es nicht gelänge, das Land schnellstmöglich aus dem Krieg herauszuziehen. Sie hörten auf, sich mit dem Sieg zu brüsten, und fingen an, nach Wegen zu suchen, sich der persönlichen Verantwortung für die Niederlage zu entziehen.

Hindenburg und Ludendorff hatten als Mitglieder der Obersten Heeresleitung am 29. September eine Audienz beim Kaiser. Sie eröffneten ihm, daß "der Krieg verloren" und die Lage hoffnungslos sei. Sofortige Verhandlungen über einen Kompromißfrieden seien die einzige Alternative zu einer vernichtenden Niederlage. Die gesellschaftliche Stabilität könnte nur noch gewährleistet werden, wenn die eigene absolutistische Macht durch die einer neuen liberalisierten Regierung unter Beteiligung sozialdemokratischer Minister ersetzt würde.

Der Kaiser war erstaunt: Die Vertreter der preußischen Militärelite schlugen vor, ihren traditionellen Feind in die Regierung zu holen. Die Generäle bestanden darauf, daß es keine andere Wahl gäbe. Der Staatssekretär Hintze drückte es so aus: »Die Revolution von oben dachte ich als ein Mittel, der Revolution von unten vorzubeugen.«�

So wurde mit dem Segen des reaktionärsten Teils der deutschen Gesellschaft eine neue "liberale" Koalitionsregierung gebildet. Kanzler wurde der Vetter des Kaisers, Prinz Max von Baden. Das Regierungsprogramm: Zugeständnisse an die deutschen Arbeiter und an die Alliierten. Das Ziel: Rettung der Monarchie.

Eines der grundlegenden Prinzipien der SPD war immer ihre republikanische Gesinnung gewesen. Aber jetzt waren die Parteiführer einverstanden, in eine Regierung einzutreten, deren Sinn und Zweck die Rettung der Monarchie war. Der Parteivorsitzende Ebert sagte vor einer Versammlung der SPD-Führung:

»Wollen Sie jetzt keine Verständigung mit den bürgerlichen Parteien und der Regierung, dann müssen wir die Dinge laufen lassen. Dann greifen wir zur revolutionären Taktik. ... Wer die Dinge in Rußland erlebt hat, der kann im Interesse des Proletariats nicht wünschen, daß eine solche Entwicklung bei uns eintritt.«�

Das genügte, um Eberts Kollegen von der Richtigkeit der Unterstützung der Bemühungen des Prinzen Max zu überzeugen, - diese Unterstützung kam aber zu spät, um das Gespenst der Revolution bannen zu können.

Die Aussicht auf einen möglichen Waffenstillstand machte in der Armee einen riesigen Eindruck. Die einfachen Soldaten sahen keinen Sinn mehr darin, weiter zu kämpfen. Wie ein Historiker der kaiserlichen Armee bemerkte, waren bereits im Frühjahr 1918 viele »neue, junge Rekruten mit linker Anti-Kriegs-Propaganda infiziert.« Diese Stimmung war an der Front weniger verbreitet als im Heimatheer. Trotzdem gab es 1918 an der Front mehr als 4.000 Männer, die zum Feind desertierten. Nun erfuhren die Soldaten, daß ihre ganzen früheren Anstrengungen umsonst gewesen waren. »Nach Ludendorffs schneller Bitte um einen Kompromiß bei den Alliierten wuchs die Fahnenflucht unter den Mannschaften.«�

Die Wende in der politischen Situation eröffnete neue Möglichkeiten für die Kräfte der radikalen Linken. Unter einem erheblichen Teil der Arbeiter verbreitete sich das Gefühl, daß die alte Ordnung in die Krise geraten war. Das kam auf den Straßen zum Ausdruck. »Der Monat Oktober war ... die Zeit des Erwachens breiter Arbeitermassen, stürmische Versammlungen und spontane Demonstrationen wechselten miteinander ab.«� Der Eindruck, daß sich die Regierung unsicher war, wurde am 23. Oktober durch die Freilassung Liebknechts verstärkt - ein Zugeständnis an die Sozialdemokratie, die sich erhoffte, Liebknecht den Heiligenschein des Märtyrers zu nehmen.

Aber dieses Zugeständnis reichte nicht aus, die wachsende Unruhe zu bremsen. Die Leute waren sich im Klaren, daß der alte Unterdrückungsapparat und die alten Gesetze unangetastet blieben: Immer noch wurden Teilnehmer der Januarstreiks verurteilt. Vor allem war der Krieg noch nicht vorbei. Die Oberste Heeresleitung halle auf einen leichten Kompromißfrieden gehofft. Aber die alliierten Mächte, insbesondere Frankreich, waren entschlossen, Deutschland so zu behandeln, wie die Deutschen Anfang des Jahres Sowjetrußland behandelt hatten - seine Macht zu zerschlagen, Teile seines Territoriums an sich zu reißen, seine Kolonien zu übernehmen, seine Wirtschaft auszuplündern.

Die Oberste Heeresleitung wollte diese Bedingungen nicht annehmen und schickte lieber Truppen, um verlorene Schlachten zu schlagen. In einem letzten verzweifelten Versuch, das Schicksal abzuwenden, befahl sie das Auslaufen der Flotte, die sie fast den ganzen Krieg hindurch vom Risiko einer Seeschlacht abgeschirmt hatte.

Die Stimmung unter den einfachen Matrosen war im Vergleich zum letzten Jahr noch schlechter geworden. Sie wußten, daß eine Herausforderung der englischen Flotte die Niederlage und ihren sicheren Tod bedeuten würde. Als Matrosen in Wilhelmshaven Ende Oktober den Befehl erhielten, ihre Schiffe in Bewegung zu setzen, löschten sie die Feuer unter den Kesseln. Wie ein Matrose seinem Vater schrieb: »Wir haben es alle gefühlt, daß es unsere letzte Fahrt wäre, daher die instinktive Gehorsamsverweigerung.� Sie wurden sofort verhaftet.

Aber die Bewegung konnte diesmal nicht, wie noch im Vorjahr, unter-drückt werden. Zuviel stand jetzt auf dem Spiel. Fünf Tage später marschierten Tausende von Matrosen durch die Straßen von Kiel, um gegen die Verhaftungen zu protestieren. Die Hafenarbeiter schlossen sich ihnen an. Zusammenstöße mit regierungstreuen Patrouillen hinterließen neun Tote auf den Straßen. Das Feuer der Patrouillen wurde aber diesmal erwidert und sie wurden gezwungen, sich aus der Stadt zurückziehen. Die deutsche Revolution hatte begonnen.













































Kapitel 3

Die Novemberrevolution

Jahrhundertelang hatte die preußische Monarchie geherrscht. In ganz Deutschland hatte sie fast 50 Jahre regiert. Jetzt brach sie innerhalb weniger Tage zusammen. Zu ihrer Verteidigung wurde kaum ein Schuß abgefeuert.

Die Kieler Ereignisse waren ein Muster dafür, was in fast allen Städten Deutschlands folgte. Am Abend nach den ersten Demonstrationen auf den Straßen wurde auf einer Massenversammlung mit 20.000 Teilnehmern ein Matrosenrat gewählt. An seiner Spitze stand ein Heizer, Karl Artelt, der für seine Beteiligung an der vorigen erfolglosen Meuterei zu fünf Jahren Festungshaft verurteilt worden war. Am nächsten Morgen war dieser Rat die Autorität in der Stadt.

Die Nachrichten über die Kieler Ereignisse gelangten rasch in die umliegenden Häfen. Innerhalb der nächsten 48 Stunden kam es zu Demonstrationen und Streiks in Cuxhaven und Wilhelmshaven. Arbeiter- und Matrosenräte wurden gewählt und hielten die wirkliche Macht in den Händen.

In der größten Stadt der Region, in Hamburg, sah es zunächst so aus, als ob die revolutionäre Bewegung ins Stocken geraten wäre. Eine Versammlung der Unabhängigen Sozialisten am 5. November rief zur Befreiung der gefangenen Matrosen auf, lehnte aber einen Aufruf zur Wahl eines Arbeiterrates ab. Einer der Matrosen, Friedrich Zeller, nahm daraufhin die Dinge selbst in die Hand. Zusammen mit weiteren 20 Matrosen ging er zum Hafen, um Unterstützung zu suchen. Bis Mitternacht war die Gruppe auf hundert Mann angewachsen und hatte das Gewerkschaftshaus übernommen, um für den nächsten Tag zu einer Demonstration aufzurufen. Außerdem hatte sie an alle Kasernen Delegationen geschickt.

Die Tatsache, daß sich 40.000 an dieser improvisierten, nicht offiziellen Demonstration beteiligten und für eine "Arbeiterräte-Republik" stimmten, spiegelte die Stimmung in der Stadt wider. Noch am selben Abend wurde ein Arbeiter- und Soldatenrat, mit dem Revolutionär Laufenberg an der Spitze, gebildet. Inzwischen übernahm eine Gruppe von bewaffneten Soldaten, an deren Spitze ein anderer Revolutionär, Paul Frölich, stand, die Druckerei der Tageszeitung 'Hamburger Echo' und brachte eine Zeitung des Arbeiter- und Soldatenrats mit dem Namen 'Rote Fahne' heraus.

»Es ist der Anfang der deutschen Revolution, der Weltrevolution!« verkündete sie. »Glückauf zur gewaltigsten Tat der Weltgeschichte! Es lebe der Sozialismus! Es lebe die deutsche Arbeiterrepublik! Es lebe der Weltbolschewismus!«�

Die erste deutsche Großstadt war zur Revolution übergelaufen. Jetzt konnte nichts mehr ihre Verbreitung aufhalten. Schon war es zu Demonstrationen in München und Stuttgart gekommen. Matrosen aus den norddeutschen Häfen wirkten jetzt wie Viren, die die revolutionäre Infektion von Stadt zu Stadt trugen. Nach der Erhebung der Ostseeflotte wollten viele Matrosen zurück nach Hause. Es gab jetzt keine Autorität mehr, die sie an der Heimreise hätte hindern können, - aber als sie zu Hause ankamen, stellten sie fest, daß sie von den Militärbehörden vor Ort immer noch als Fahnenflüchtige behandelt wurden. Die Matrosen standen vor der Wahl: entweder die Revolution in ihrer Heimatstadt zu verbreiten oder aber sich verhaften und einspenren zu lassen.

Am 6. November war die Revolution im gesamten Nordwesten erfolgreich. Räte übernahmen die Macht in Bremen, Altona, Rendsburg und Lokstedt. Am 7. November waren Köln, München, Braunschweig und Hannover an der Reihe. Die restlichen Großstädte wurden am 8. November von der Revolution ergriffen: Oldenburg, Rostock, Magdeburg, Halle, Leipzig, Dresden, Chemnitz, Düsseldorf, Frankfürt, Stuttgart, Darmstadt und Nürnberg. Berlin blieb als isoliertes Zentrum der kaiserlichen Macht übrig. Ein Journalist berichtete darüber:

»Aus dem ganzen Land Meldungen über die Fortschritte der Revolution, nirgends rühren die Kreise, die sich so kaisertreu gebärdeten und so stolz mit ihren Orden waren, auch nur einen Finger für die Verteidigung der Monarchie, und die Soldaten laufen überall aus den Kasernen heraus.«�

Doch in der Hauptstadt schien die Obrigkeit immer noch Herr der Lage zu sein. Die Soldaten blieben in ihren Kasernen und grüßten vorschriftsmäßig ihre Offiziere. Als ob sich nichts geändert hätte, benutzten die Arbeiter die Stechuhren bei Arbeitsanfang und Arbeitsende. Nur ein sehr kleiner Teil ihrer Führer war in hektischer Aktivität. Die Sozialdemokraten hatten ihr Bestes getan, um die Revolution zu verhindern. Sie hatten darauf gedrängt, daß der Kaiser freiwillig, zugunsten eines anderen Mitglieds des kaiserlichen Hauses, abdanke. So erklärte ihr Führer Ebert dem Ministerpräsidenten Prinz Max: »Wenn der Kaiser nicht abdankt, dann ist die soziale Revolution unvermeidlich. Ich aber will sie nicht, ja, ich hasse sie wie die Sünde.«�

Inzwischen hatten die Spartakisten, die Revolutionären Obleute und die Unabhängigen Sozialdemokraten miteinander die Frage diskutiert, wann der revolutionären Bewegung in Berlin grünes Licht gegeben werden sollte. Schon einige Tage vorher hatte ein Treffen der Führung dieser drei Gruppen stattgefunden. Die Revolutionäre hatten einen Massenstreik und eine von sympathisierenden Truppenteilen angeführte Demonstration vorgeschlagen. Dieser Vorschlag war aber abgelehnt worden.

Die stärkste Opposition gegen die Aktion kam vom Führer der Unabhängigen Sozialdemokraten, Haase, da er alles fürchtete, was die von ihm gewünschte Einheit mit den Mehrheitssozialdemokraten stören könnte. Er nannte den Kieler Aufstand eine »impulsive Explosion« und sagte, er hätte dem SPD-Führer Noske versprochen, nichts zu unternehmen, was die Einheit der beiden Parteien erschweren könnte.

Während also die Revolution das Reich von einem Ende zum anderen überflutete, wurde in Berlin die Frage des Handelns offen gelassen. Und mehr noch: In der Hauptstadt blieb der Unterdrückungsapparat intakt. Die Polizei war sofort da, um jeden Aufstand im Keim zu ersticken. Am 6. November verhinderte sie ein Treffen der Revolutionären Obleute, dann verhaftete sie einen ihrer Führer, Däumig. Sie verhinderte erfolgreich die Koordination zwischen den verschiedenen Gruppen, die Aktionen wollten. Am 7. November sprengte sie eine Versammlung zur Feier des Jahrestags der russischen Revolution. Am nächsten Tag patrouillierte bewaffnete Polizei durch die Straßen und bewachte alle öffentlichen Gebäude.

Am Abend des 8. November fand ein Treffen von Betriebsaktivisten der Mehrheitssozialdemokratie statt. Sie berichteten ihren Führern, daß die Arbeiter sich nicht mehr zurückhalten ließen und am nächsten Tag losschlagen wollten.

Liebknecht war verzweifelt. Es schien unmöglich, die Revolutionären Obleute zu bewegen, aus Solidarität mit den anderen deutschen Städten zu handeln - sie standen immer noch unter dem Einfluß der Führer der Unabhängigen Sozialdemokraten, die behaupteten, ein bewaffneter Aufstand sei technisch noch nicht möglich. Liebknechts große Angst war, daß die SPD-Führer, obwohl sie in der Regierung waren, zur Aktion aufrufen könnten, um eine neue, aufgefrischte gegenrevolutionäre Regierung an die Macht zu bringen. Schließlich gab Liebknecht am 8. November ein Flugblatt mit einem Aufruf zur Revolution heraus, das nur mit zwei Namen gezeichnet war, seinem eigenen und dem von Ernst Meyer, einem anderen Mitglied des Spartakusbundes. Es tauchte in den Straßen auf, gerade als die Revolutionären Obleute und einige Unabhängige Sozialdemokraten sich ebenfalls dazu entschlossen hatten, nicht länger zu warten und ein eigenes Flugblatt herausbrachten.

Die Oberste Heeresleitung glaubte noch, daß alle »Störungen in Berlin« mit Hilfe von Fronttruppen niedergeschlagen werden könnten. Diese Zuversicht hielt nicht lange an. Die Lage in der Kaserne eines der "zuverlässigen" Regimenter am folgenden Tag wurde vom Redakteur der führenden Berliner Nachrichtenagentur so beschrieben:

»Das Kaiser-Alexander-Regiment ist zur Revolution übergegangen; aus den Kasernentoren sind die Soldaten herausgeeilt, haben sich mit der jubelnden Menge; die dort wartete, verbrüdert, Männer haben ihnen gerührt die Hand geschüttelt, Frauen und Mädchen haben ihnen Blumen angesteckt und sie umarmt. Meine Mitarbeiter kommen und erzählen, daß man - überflüssig und häßlich - den Offizieren die Kokarden und Tressen abreißt.«�

Der Aufruf zum Generalstreik wurde in allen Fabriken befolgt. Diejenigen, die vier Jahre lang gehungert und ihr Blut vergossen hatten, strömten aus den Vorstädten ins Zentrum, angeführt von Gruppen bewaffneter Soldaten und roten Fahnen.

»Auf dem Fahrdamm wallen ununterbrochen endlose Demonstrationszüge von Soldaten und Arbeitern. ... Die Arbeiter, in der Mehrzahl ältere mit ernsten bärtigen Gesichtern, ... aber sie haben den gewerkschaftlichen Korpsgeist, sie marschieren pflichtbewußt in Reih' und Glied, und manche haben ein Gewehr, ... Alle Teilnehmer des Zuges haben in einem Knopfloch oder auf der Brust eine rote Schleife, die daneben schreitenden Ordner, mit dem Gewehr am Schulterriemen, zeichnen sich durch rote Armbinden aus. Mitten in der langsam vorbeiziehenden Masse werden große rote Fahnen getragen.«�

Die Spartakisten und die Revolutionären Obteute, am Vortag noch eine verfolgte Minderheit, ergriffen jetzt die Initiative und übernahmen die Leitung dieses gewaltigen Heerhaufens. Die Worte, die sie während der letzten vier Jahre auf der Rohfassung der Flugblätter ausstreichen mußten, wurden jetzt von Hunderttausenden von Stimmen aufgenommen. Jetzt konnten sie zur Tat rufen, und Zehntausende hörten ihren Ruf Liebknecht führte eine Kolonne von Soldaten und Arbeitern an, um den kaiserlichen Palast, das Berliner Schloß, in Beschlag zu nehmen; Eichhorn, ein linker unabhängiger, leitete eine weitere Kolonne und besetzte das Polizeipräsidium, wo er der neue revolutionäre Polizeichef wurde. Die Macht schien unmittelbar von den kaiserlichen Beamten auf die Anhänger des revolutionären Sozialismus überzugehen.

Während die Massen die Stadt übernahmen, berieten sich die Führer der Mehrheitssozialdemokratie mit den Machthabern des alten Regimes. Um die Lage irgendwie unter Kontrolle zu halten, hatte Prinz Max verzweifelt dem SPD-Führer Friedrich Ebert das Amt des Ministerpräsidenten übertragen. Aber die Sozialdemokraten mußten den Eindruck wahren, daß sie auch an der Seite der Arbeiter auf den Straßen standen. Auf einem Treffen von Abgeordneten der Unabhängigen sagten sie: »Wir halten unsere Leute noch bis zwölf Uhr zurück.« Dann, um ein Uhr, rief eine Sonderausgabe ihrer Zeitung 'Vorwärts' den Generalstreik aus, der schon vor fünf Stunden begonnen hatte!

Als eine riesige Kolonne von Arbeitern und Soldaten vor dem Reichstag aufmarschierte, eilten Abgeordnete zu Scheidemann, einem Kollegen von Ebert, der gerade im Speisesaal des Reichstags eine Mahlzeit zu sich nahm, und baten ihn, eine Rede an die Menge zu halten und sie zu beruhigen. Widerwillig ließ er seine Suppe stehen und betrat einen der Balkone. Unter sich sah er eine Masse vom Hunger gezeichneter Gesichtet rote Fahnen und geballte Fäuste, von denen viele Gewehre umklammerten. Er sagte ihnen, alles habe sich geändert, der Sozialist Ebert sei jetzt Präsident. Aber das brachte die Menge nicht zur Ruhe. Deshalb fügte er hinzu: "Lang lebe die deutsche Republik." Tosender Beifall erschütterte das Gebäude.

Scheidemanns Kollegen waren von seinen Bemühungen nicht gerade begeistert. Ebert schrie ihn später an: »Du hast kein Recht, die Republik auszurufen.«�

Tatsächlich aber hatte Scheidemann gerade noch rechtzeitig gehandelt. Wenige hundert Meter weiter stieg Liebknecht zu einem Fenster des Berliner Schlosses hinauf - zu genau dem Fenster, von dem aus der Kaiser normalerweise seine Ansprachen an patriotische Menschenmengen gehalten hatte. Liebknechts Botschaft war jedoch ganz anders als die des Kaisers: »Der Tag der Revolution ist gekommen. ... In dieser Stunde proklamieren wir die freie sozialistische Republik Deutschland. ... Wir reichen ihnen die Hände und rufen sie zur Vollendung der Weltrevolution auf. Wer von euch die freie sozialistische Republik Deutschland und die Weltrevolution erfüllt sehen will, erhebe seine Hand zum Schwure.«� Tausende von Händen erhoben sich.

Die Sozialdemokraten übernehmen die Kontrolle

Das deutsche Reich war zusammengebrochen. Die Monarchie gab es nicht mehr. Nicht einmal mehr das Parlament hatte einen Rest an Autorität. In den folgenden Tagen waren die einzigen Organe, die eine gewisse Macht besaßen, die Arbeiter- und Soldatenräte. Kein Wunder, daß viele Arbeiter dachten, die Revolution sei schon vollendet, zumal eine Regierung an der Macht war, die sich selbst "sozialistisch" nannte.

Aber die alte Ordnung zu stürzen war nicht dasselbe, wie eine neue zu begründen. Um das deutsche Reich zu zerstören, genügten spontane Streiks und Straßenkämpfe. Um aber eine neue sozialistische Ordnung aufzubauen, mußte die Mehrheit der Arbeiterklasse ein Bewußtsein dessen haben, was sie aufbaute. Doch davon war sie weit entfernt.

Über diese noch bestehenden Schranken gibt ein Ereignis gleich zu Beginn der revolutionären Erhebung ein lebendiges Zeugnis. Als der Aufstand in Kiel begann, ersuchte das Flottenkommando die Regierung um Entsendung eines sozialdemokratischen Führers zum Hafen, »um zu verhindern, daß sich der Aufstand in der ganzen Flotte verbreitet.«� Die Regierung überzeugte den rechten Sozialdemokraten Gustav Noske, die Aufgabe zu übernehmen. Noske hatte Weisung, den Matrosen eine Amnestie anzubieten, falls sie auf ihre Schiffe zurückkehrten und ihre Waffen übergaben. Als Noske 20.000 bewaffnete Matrosen sah, die sich weigerten, ihren Offizieren zu gehorchen, war er entsetzt. Er mußte feststellen, daß er die Matrosen nicht dazu bewegen konnte, zu den Schiffen zurückzukehren. Statt dessen machte er die Unabhängigen Sozialdemokraten und die Mitglieder des gewählten Matrosenkomitees ausfindig und fand heraus, daß diese durchaus bereit waren, Noske das Kommando über die Kieler Revolution zu übertragen.

»Artelt [der führende Meuterer] und der Gewerkschaftsführer Garbe schlugen vor, daß Noske den Vorsitz des Matrosenrats übernehmen sollte. Noske stieg auf die Haube eines Autos und kündigte der Menge an, daß er die Verantwortung übernehme. Die Menge jubelte; der Aufstand hatte seinen Meister gefunden.«�

Noske trat in Erscheinung als Vertreter der Regierung, der den Auftrag hatte, die Revolution in Kiel abzuwürgen, und als Vertreter der Matrosen und Arbeiter, die erwarteten, daß er die Revolution voranbringe. In den folgenden Tagen nutzte er seine Position, um die Zerstörung des deutschen Kapitalismus, bzw. der ihn schützenden Strukturen die Hierarchien von Reichswehr, Polizei und Beamtentum - zu verhindern.

Noskes Erfolg in Kiel wiederholte sich beim Zusammenbruch der Monarchie in Berlin. Die Sozialdemokraten hatten die Revolution nicht eingeleitet. Doch die große Masse der Arbeiter, in Berlin wie in Kiel, - und mehr noch die große Masse der Soldaten - wurde zum ersten Mal in ihrem Leben politisch aktiv. Viele waren vorher Anhänger der offen kapitalistischen Parteien gewesen und sahen in den Sozialdemokraten die extreme Linke. Sie konnten noch nicht zwischen der einen "sozialistischen" Partei und der anderen unterscheiden. Die Masse der Arbeiter und Soldaten wußte nicht, daß die Sozialdemokratie die Monarchie unterstützte. Sie wußte nicht, daß Scheidemaun die "Republik" nur ausgerufen hatte, um Liebknechts Proklamation der "sozialistischen Republik" zuvorzukommen.

Die Führer der Unabhängigen Sozialdemokraten vergrößerten die Unklarheiten über die Absichten der Mehrheitssozialdemokraten noch. Haase, der bekannteste Führer der Unabhängigen, hatte in Kiel bereitwillig zugestimmt, daß Noske den Vorsitz des Matrosenrats übernahm. Jetzt wurde in Berlin dieses Kunststück wiederholt. Eine gemeinsame "revolutionäre Regierung" wurde mit je drei Mitgliedern der beiden Sozialdemokratischen Parteien gebildet, wobei die Mehrheitssozialdemokraten jedoch klar die Kontrolle hatten. Die Regierung erhielt einen revolutionären Anstrich, nach russischem Vorbild wurde sie "Rat der Volksbeauftragten" genannt.

In Wirklichkeit war sie weit davon entfernt, revolutionär zu sein. Die drei mehrheitssozialdemolcratischen Mitglieder (Ebert, Scheidemaun und Landsberg) hatten gerade 24 Stunden vorher alles versucht, die Revolution aufzuhalten. Zwei der Unabhängigen, Haase und Dittmann, gehörten zum rechten Flügel ihrer Partei, dessen Ziel nicht Revolution, sondern die »Wiedervereinigung der Sozialdemokratie« war - als ob der Krieg nie stattgefunden hätte. Nur einer der sogenannten Volksbeauftragten, Emil Barth, kam vom linken Flügel, der mit den Revolutionären Obleuten verbunden war.

Liebknecht war ein Platz in dieser "revolutionären Regierung" angeboten worden, aber er hatte abgelehnt, weil er sah, daß er ein Gefangener der nicht-revolutionären Mehrheit geworden wäre. Unglücklicherweise war Barth weder so prinzipientreu noch so scharfsinnig.

Die neue Regierung behauptete, sie wäre "rein sozialistisch". Aber neben jedem "Volksbeauftragten" standen "fachliche Berater", die als Staatssekretäre arbeiteten. Das waren im allgemeinen Mitglieder der verschiedenen bürgerlichen Parteien, die sicherstellten, daß die "Volksbeauftragten" die Hierarchien des bürokratischen Beamtenapparats, welcher das alte Reich verwaltet hatte, nicht antasteten. Die Bedeutung dieser Kontinuität der alten Ordnung zeigte sich binnen Tagen, als die "revolutionäre" Regierung die Entscheidung der ehemaligen kaiserlichen Regierung bestätigte, die Botschaft des revolutionären Rußlands auszuweisen.

Aber die revolutionäre Tünche war gut genug, die Arbeiter und Soldaten hinters Licht zu führen - wenigstens für ein paar entscheidende Wochen.

Die "revolutionäre Regieiung" wurde am 10. November gebildet, dem zweiten Tag der Revolution in Berlin. Die linken Unabhängigen und die Spartakisten hatten ihre eigenen Vorkehrungen getroffen, um an diesem Tage die Machtfrage zu lösen. Sie haften zu einer Versammlung der Arbeiter- und Soldatendelegierten aufgerufen - jeweils ein Vertreter pro 1.000 Arbeiter und pro Bataillon Soldaten. Aber als die Versammlung im Zirkus Busch zusammenkam, mußten die Revolutionäre feststellen, daß die Dinge ziemlich anders lagen, als sie sich vorgestellt hatten.

Die sozialdemokratischen Führer hatten ihren gesamten Parteiapparat in Bewegung gesetzt, um ihre Vorherrschaft auf der Versammlung sicherzustellen. Am Tag zuvor, als die Revolution auf den Straßen tobte, hatten sie einen eigenen "Arbeiter- und Soldatenrat" aufgestellt, der aus einem Dutzend handverlesener sozialdemokratischer Arbeiter und aus drei Parteiführern bestand. Dieser Rat hatte dann eiligst Tausende von Flugblättern in den Kasernen verteilt, auf denen "Kein Bruderkampf" gefordert wurde. Den politisch unerfahrenen Soldaten wurde der Eindruck vermittelt, daß jeder, der die Notwendigkeit einer gedankenlosen Einheit zwischen den verschiedenen "sozialistischen" Parteien in Frage stellte, ein Spalter, Zerstörer und Saboteur sei.

Der Versammlungssaal war mit über 1.500 Delegierten völlig überfüllt. Die Sozialdemokraten hatten es geschalft, die Soldaten dort frühzeitig zu versammeln, so daß sie fast das gesamte Parkett füllten, während die politisch erfahreneren Arbeiterdelegierten auf die Ränge abgedrängt waren. Die Soldaten interessierten sich nicht für die Feinheiten der Debatte. Viele schwenkten Fäuste und Gewehre. Häufig wurden die Redner unterbrochen - insbesondere jeder, der den Eindruck erweckte, die Parole der "Einheit um jeden Preis" in Frage zu stellen. In dieser Atmosphäre war es für die linken Arbeiterdelegierten schwierig, Einspruch zu erheben, als sozialdemokratische Persönlichkeiten die Versammlungsleitung übernahmen.

Ebert sprach für sie. Er kündigte die Bildung einer "rein sozialistischen" Regierung ("Rat der Volksbeauftragten") zusammen mit den Unabhängigen an. Dann ging Haase auf das Podium und wiederholte dieselbe Botschaft. Für die Massen im Saal schien es so, als wäre die Revolution beendet. Ihre bekanntesten Führer hatten sich vereinigt. Niemand wollte mehr über weiteres Blutvergießen reden.

Die von der Versammlung beschlossene Resolution klang revolutionär genug. Sie erklärte, Deutschland sei eine "sozialistische Republik": »Die Träger der politischen Macht sind jetzt die Arbeiter- und Soldatenräte ... Sofortiger Friede ist die Parole der Revolution. Der russischen Regierung der Arbeiter- und Soldaten werden brüderliche GrüBe übermittelt.«

Die Soldaten waren nicht glücklich, als Liebknecht die revolutionäre Begeisterung in Frage stellte. »Er war ruhig und treffend. Aber er hatte keine leichte Zeit. Die überwiegende Mehrheit der Soldaten war gegen ihn. Sie unterbrachen seine Rede, bedrohten ihn sogar mit ihren Gewehren und riefen: "Einheit! Einheit!" als Antwort auf jeden Angriff gegen die Mehrheitssozialdemokraten.«�

Trotzdem gab er nicht auf und warnte die Delegierten: Die Sozialdemokraten »schließen sich heute der Revolution an, waren aber noch vorgestern ihre Feinde. Die Konterrevolution ist schon im Gang. Sie ist schon im Einsatz. Die Konterrevolution ist mitten unter euch!«�

Die Warnungen Liebknechts wirkten bei den Soldaten nicht. Sie bestanden darauf, zwölf Soldaten der Mehrheitssozialdemokraten zusammen mit zwölf Arbeitern - je sechs von jeder der beiden Sozialdemokratischen Parteien - in den Vollzugsrat des Berliner Arbeiter- und Soldatenrats zu schicken.

Der neu gewählte Berliner Vollzugsrat beanspruchte das Recht, die Regierung, den Rat der Volksbeauftragten, zu kontrollieren. Zur Zeit seines Bestehens war er die oberste Macht im Staat. Aber er wurde von Anhängern der sozialdemokratischen Partei kontrolliert. Das Organ der Revolution wurde von denjenigen kontrolliert, die die Revolution fürchteten.�

Mitte Dezember übergab der Berliner Vollzugsrat seine Macht an einen Rätekongreß von Arbeiter- und Soldatendelegierten aus ganz Deutschland. Aber die Anstrengungen der Sozialdemokraten wurden noch von weiteren Erfolgen gekrönt. Die Delegierten stimmten dafür, diese Macht dem Reichstag zu übertragen, der binnen vier Wochen gewählt werden sollte - also einem Parlament, in dem die Klassen, die gegen die Revolution standen, die gleichen Stimmen hatten, wie diejenigen, die sie gemacht hatten.

In den ersten Wochen der Revolution hatten die alten bürgerlichen Politiker wirklich Angst, die Räte könnten ihnen, ein für allemal, die politische Macht entziehen. Jetzt waren sie wieder benuhigt. Wahlen, in denen sie, dank der Kontrolle des Großkapitals über Presse und Finanzen, einen Vorsprung gegenüber den Sozialisten haben würden, konnten sie zuversichtlich entgegensehen. Die Wahlen konnten genutzt werden, um die revolutionäre Macht zu zerstören, die zu ihnen aufgerufen hatte.

Die Manöver der Sozialdemokraten spielten in die Hände der alten besitzenden Klasse. Aber diese Manöver waren nur wegen des Widerspruchs möglich, der in den Anfängen jeder großen Revolution auftritt. Revolutionen werfen Menschen ins politische Leben, die vorher zu Hause, am Rande der politischen Entwicklung, saßen und den großen gesellschaftlichen Fragen keine Beachtung schenkten. Wenn sie sich in Bewegung setzen, identifizieren sie sich oftmals mit der "offiziellen Opposition", also mit denjenigen, die schon unter der alten Gesellschaftsordnung bekannt waren. Ein ehemaliger Minister ist wahrscheinlich bekannter als ein ehemaliger politischer Gefangener. Das vage oppositionelle Murmeln des ersteren wird wahrscheinlich zunächst diejenigen beeindrucken, die noch nicht verstanden haben, warum sie kämpfen. Nur schmerzhafte Erfahrungen können Millionen von Menschen dazu bringen, der offiziellen Opposition den Rücken zu kehren und sich weiter nach links zu entwickeln.

In der Hitze eines Aufstands gegen ein unterdrückerisches System sind es natürlich die Freimütigsten und Mutigsten - die Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts -, die Hunderttausende auf die Straßen rufen. Aber wenn sich der Staub ein wenig gelegt hat, sind es diejenigen, die noch halb mit der alten Ordnung verbunden sind, die die Unterstützung der Massen besitzen - denn die Massen geben die Vorurteile, die ihnen ein Leben lang eingebleut worden sind, nicht von heute auf morgen auf. Es gibt keine Abkürzung, um die harten Lehren der Erfahrung, die alleine ihre Ansichten ändern können, zu umgehen.

Deshalb folgt dem ersten erfolgreichen spontanen Aufstand gegen die alte Ordnung fast immer eine Zeit der Hochstimmung, in der die grundlegenden gesellschaftlichen Spannungen vergessen werden. Journalisten greifen zu poetischen Worten, um solche Zeiten zu beschreiben - "Blumenrevolution", "Frühling im Oktober", "die Revolution der Brüderlichkeit".

So war es auch im November 1918 in Berlin, wie mehrere Teilnehmer sich zehn Jahre später erinnerten:

»Innerhalb einer Woche war die Revolution über Deutschland hinweggebraust. ... Versammlungen, Demonstrationen der Arbeiter wurden abgehalten, aber sie waren keine Drohung mehr, sie waren Freudenfeste. Rote Fahnen flatterten, rote Bänder leuchteten in den Knopflöchern, und die Gesichter lachten. Es war, als hätten die trüben, gegnerischen Novembertage den Frühling gebracht. Alles plätscherte in Vertrauensseligkeit. Die Revolution hatte begonnen, und sie hatte begonnen mit einer allgemeinen Verbrüderung der Klassen.«�

Doch dieser Zustand dauerte nicht lange an.















Kapitel 4

Tage der Arbeitermacht

Die Symbole der ersten Revolutionstage waren die des revolutionären Sozialismus - rote Fahnen, die Internationale wurde gesungen, im ganzen Land bildeten sich Arbeiter- und Soldatenräte. Das alte politische Gefüge war auseinandergefallen und eine Zeit lang verschwanden seine Symbole. Die bürgerlichen Parteien waren in einer tiefen Krise. Ihre Führer fragten sich, ob sie überhaupt noch irgend etwas retten könnten. Sie wußten, daß die Rettung nur die Sozialdemokraten sein konnten, welche sie in der Veragenheit so sehr verachtet haften.

Die Sozialdemokraten hatten die Hälfte der Sitze in der Regierung inne. Um diese zu bekommen, hatten sie aber die Parolen der radikalen Linken rufen müssen. Zwei Tage nach der Revolution war Scheidemann verzagt. Dem Herausgeber des Berliner Tageblatt, Theodor Wolff, sagte er: »Ja, die Unabhängigen haben jetzt die Macht. Ich habe keine Soldaten.« Landsberg "Volksbeauftragter" wie Scheidemann, fügte hinzu: »Wir sind in einer unhaltbaren Situation. Haase ist viel mächtiger als wir. Wenn das so weitergeht, bleibt uns nur übrig, uns zurückzuziehen.«�

Die Regierung zu stellen, bedeutete wenig, solange sie nicht über die bewaffnete Macht verfügen konnte. Vor der Revolution hätte das geheißen, die Offiziere der Armee befehligen zu können. Doch nun zerfiel die Autorität dieser Offiziere rasch. In Berlin wurden am ersten Revolutionstag die Symbole der militärischen Befehlsgewalt abgerissen:

»Durch die eng gedrängte Masse der sich bewegenden Menge bahnten sich große Militärlastwagen ihren Weg, die mit wild schreienden und rote Fahnen schwenkenden Soldaten und Matrosen überfüllt waren. ... Mir erschienen diese Wagen, die mit jungen Kerlen in Uniform oder in Zivil angefüllt waren, die geladene Gewehre oder kleine rote Fahnen trugen, charakteristisch. Die jungen Männer verließen ständig ihre Plätze, um Offiziere oder Soldaten dazu zu zwingen, ihre Rangabzeichen abzureißen...«�

Das Mosaik der Arbeitemacht

Die einfachen Soldaten hatten es gründlich satt: den Krieg, die Not, den Drill, die erbärmlichen Essensrationen, während ihre Offiziere im Luxus schwelgten. Sie bestanden darauf, daß die Offiziere den Mannschaften zuhören sollten, damit sich etwas ändern würde. Überall gründeten sie Soldatenräte.

»Anfang November entstanden spontan Soldatenräte, nicht nur in allen größeren Städten, sondern auch in den Heeren, die in Frankreich und Belgien sowie im Osten standen.«�

»... In Brüssel, einem für den Rückzug der Heere aus Frankreich und Belgien ungeheuer wichtigen Verkehrszentrum, wurde am 10. November ein Soldatenrat gebildet, der anstatt des Gouvemements die Kontrolle über alle militärischen und zivilen Behörden übernahm. ... In Mecheln wurde am gleichen Tag ein Soldatenrat von 20 Mitgliedern für die 4. Armee gewählt, unter ihnen zwei Leutnants. Am folgenden Tag erließ er einen Aufrut, der die Ehrenbezeichnungen außerhalb des Dienstes, getrennte Kost und Krankenhausbehandlung für Offiziere abschaffte, ... Im besetzten Polen kündigte der in Grodno gewählte Soldatenrat am 12. November an, daß er die Kommandogewalt innerhalb des Gouvemements Südlitauens übernehme.«�

Die Armee innerhalb Deutschlands neigte zu sehr viel größerer Radikalität als die an der Front. Sie stand in viel engerer Berührung zur organisierten Arbeiterklasse und hatte viel mehr Gelegenheit, über Politik zu diskutieren. In einem Industriezentrum nach dem anderen schlossen sich die Soldatenräte mit den Arbeiterräten zusammen, indem sie ihren gewählten Führern die Regierungsgeschäfte der Bundesstaaten und Kommunen übertrugen.

In Köln beispielsweise richtete ein Rat, der je zur Hälfte aus Delegierten der Arbeiter und Soldaten bestand, Unterausschüsse für Sicherheit, Ernährungs- und Wohnungswesen, Demobilisierung, Presse, Gesundheitswesen und Verkehr ein. Mitglieder des Rates wurden als Kontrolleure des Bürgermeisters (Konrad Adenauer, der spätere Bundeskanzler der BRD), der Bahn, des Post- und Fernmeldewesens, der Polizei, der Gerichte, der Reichsbank und des Garnisonskommandeurs eingesetzt.�

In einer Reihe von Orten waren die neuen Arbeiterräte, die die lokale Regierung übernahmen, kaum bereit, die Regierung Ebert in Berlin anzuerkennen. In Sachsen kamen die Arbeiter- und Soldatenräte von Dresden, Leipzig und Chemnitz zusammen und kündigten an, daß das revolutionäre Proletariat die Macht übernehmen werde, um die kapitalistische Ausbeutung abzuschaffen. Die alte Regierung Sachsens wurde durch eine gemeinschaftliche sozialistische Regierung ersetzt, in der die wichtigsten Positionen von Unabhängigen besetzt waren. In dem kleinen Land Braunschweig wurde in ähnlicher Weise eine radikale sozialistische Regierung gebildet.

Die bedeutendste "unabhängige" Räteregierung bestand im zweitgrößten Land Deutschlands, in Bayern. Der neue Ministerpräsident, der Unabhängige Sozialdemokrat Eisner, verhandelte sogar unabhängig von Berlin mit ausländischen Mächten. In Bayern hatten schon seit langem separatisüsche Bestrebungen bestanden.

Die Politik derjenigen, die die lokalen Räteregierungen beherrschten, war zuerst weitgehend vom Zufall bestimmt. In den schon lange bestehenden Zentren der kämpferischen Arbeiterklasse gab es Traditionen der Debatte und der Organisation; den Arbeitern waren die Unterschiede zwischen den verschiedenen sozialistischen Parteien bis zu einem gewissen Grad bekannt. Aber die Revolution zog ganz neue Schichten von Menschen in die Kampfhandlungen hinein. In Betrieben, in denen vorher noch nie gestreikt wurde, kam es jetzt zum Ausbruch. Es war meistens Zufall, wer die meiste Unterstützung der Arbeiter gewinnen wurde - der hauptamtliche Gewerkschaftsfunktionär, der auf der Welle der Revolution mitzuschwimmen versuchte oder der Revolutionär, der eine neue Ordnung errichten wollte.

In der Armee liefen die Dinge eher noch zufälliger. Bis zum 9. November mußte in den Kasernen und Schützengräben die Diskussion im Geheimen stattfinden. Aufgrund mangelnder Erfahrung konnten die Soldaten nicht wissen, wer seinen Kameraden eine verläßliche Führung geben könnte, wer nur hinter seinem Vorteil her oder einfach ein faselnder Irrer war. Die Soldaten neigten dazu, sich denjenigen zuzuwenden, die am freimütigsten und am deutlichsten waren, vorausgesetzt sie versprachen Frieden, eine schnelle Rückkehr nach Hause, besseres Essen und die Beendigung der militärischen Disziplin. So kam es, daß in dem einen wichtigen militärischen Zentrum die Führer des Rates Mehrheitssozialdemokraten waren, in einem anderen Spartakisten, in einem dritten Demagogen und Abenteurer, und in einem weiteren diejenigen Offiziere, die am sympathischsten waren. Es gab sogar Fälle, in denen die Soldaten ihre befehlshabenden Offiziere in die Räte wählten oder Soldatenräte, die die alten bürgerlichen Politiker mit der Führung der städtischen Angelegenheiten betrauten.

In Berlin selbst neigten die Arbeiter der größten Betriebe dazu, sich den Unabhängigen anzuschließen, wie sogar der den Sozialdemokraten nahestehende Historiker Landauer einräumt.� Dies wurde aber durch das Kräfteverhältnis in der Armee ausgeglichen. Die Mehrheit der von der Front zurückkehrenden Soldaten sympathisierte anfangs mit den Mehrheitssozialdemokraten - wie sich bei der Delegiertenversamrnlung im Zirkus Busch gezeigt hatte.

»Wohl war die alte Sozialdemokratische Partei in den Großstädten kläglich zusammengeschrumpft, und die USP hatte fast überall die Oberhand. Jetzt aber zeigte sich, daß die sozialdemokratischen Vertrauensleute durch die Versprechungen der Regierung große Massen der Unpolitischen, Inaktiven, Langsamdenkenden für sich einfangen konnten, und ihnen gelang es, den Kurs zu bestimmen. Vor allem aber kamen ihnen die Soldatenräte zu Hilfe. Waren die Arbeiterräte noch reine Klassenvertretungen, so kamen aus der bunt durcheinander gewürfelten Masse der Soldaten die zungenfertigen Elemente des Bürgertums an die Spitze, Angestellte, Intellektuelle, Unteroffiziere und selbst Offiziere, zum übergroßen Teil frischgebackene Novembersozialisten, die ein politisches Kauderwelsch sprachen und immer nach ihren bürgerlichen Klasseninteressen handelten.«�

Eine Armee im Prozeß der Zersetzung bleibt aber in ihren Einstellungen nicht starr. Soldaten, die mit der alten militärischen Disziplin gebrochen hatten, begannen auch bald mit ihren alten Ansichten zu brechen. Es kam zu einer raschen politischen Polarisierung. Den von den Sozialdemokraten dominierten Soldatenräten gelang es nicht lange, die Loyalität der Kasernen in den Großstädten einzufordern. Auch hatten eine Menge Soldaten die Kasernen verlassen und ihre Gewehre mitgenommen. Sie merkten bald, daß sie keine Arbeit finden konnten. Hunger und Wut radikalisierten sie und in Berlin strömten sie zu Demonstrationen, die von Karl Liebknecht und dem Roten Soldatenbund geleitet wurden.

Auf die Frage: "Wer herrscht in Deutschland?" war nur eine Antwort möglich: die Räte herrschten. Aber sie spiegelten nur teilweise die verworrenen, halbdurchdachten und sich rasch verändernden Wünsche der bewaffneten Massen wider, die die Kasernen und Straßen kontrollierten. Die Räte stellten kein geordnetes System dar, das das Land auf einer neuen Grundlage hätte regieren können. Statt dessen gab es einen Flickenteppich verschiedener Räte, die unterschiedliche Machtmittel, unterschiedliche Zielsetzungen und verschiedene Grade der Loyalität gegenüber der Regierung Ebert hatten. Und diese Regierung war ihrerseits zum einen von der alten kaiserlichen Ordnung eingesetzt und zum anderen dem Vollzugsrat der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte, den Organen der Revolution, untergeordnet.

Die Sozialdemokraten konnten die Macht, die bei diesem Mosaik von Räten lag, nicht übergehen. Sie versuchten die Kontrolle über die Bewegung zu gewinnen, um die Macht der Räte zu zerstören. Zum Teil hieß das, die Soldatenräte gegen die Arbeiterräte zu benutzen - sogar in dem Maße, daß es zu bewaffneten Zusammenstößen zwischen der sich zurückziehenden Armee und Arbeitern vor Ort kam. Zum Teil hieß das, zu verhindern, daß sich die verändernde Stimmung der Massen in den Räten widerspiegelte. Sozialdemokratische Funktionäre, die auf der Woge der Begeisterung des 9. Novembers in die Räte gespült worden waren, weigenen sich, im Dezember und Januar Neuwahlen durchzuführen. Die politischen Einstellungen der Arbeiter konnten in einer Zeit revolutionärer Umwälzung nicht eingefroren werden, wohl aber die der Räte.

Der erste Kongreß der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands, der Mitte Dezember einberufen wurde, war eine Versammlung derjenigen, die im ganzen Land auf lokaler Ebene die revolutionäre Macht ausübten. Es war aber auch eine Versammlung hauptsächlich derjenigen, deren Beschäftigung die Zerstörung der revolutionären Grundlage der Macht war. Von 499 Delegierten waren nur 179 Arbeiter oder Angestellte; 71 waren Intellektuelle, während nicht weniger als 164 Delegierte Journalisten, Abgeordnete, Gewerkschaftsfünktionäre, SPD-Funktionäre oder Freiberufler waren. Deshalb war es nicht überraschend, daß eine überwältigende Mehrheit von 288 Stimmen die Sozialdemokraten unterstützte, im Vergleich zu 90 Stimmen für die Unabhängigen und 21 Stimmen für die revolutionäre Linke. Diejenigen, die am lautesten die Errichtung der Arbeitermacht forderten, Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht, ließ man noch nicht einmal in den Saal.

Die andere Macht

Die Führer der Mehrheitssozialdemokraten waren klug genug, um zu erkennen, daß sich die einfachen Soldaten mit der Zeit radikalisieren würden, und daß ihre dort bestehende Machtbasis auseinanderfallen würde. Mit dem ersten Tag der Revolution begannen sie nach einer anderen Art Unterstützung zu suchen. Sie stellten sicher, daß "verantwortungsbewußte" konservative "Fachleute" als Helfer der "Volksbeauftragten" ernannt wurden. Sie nutzten sie, um jegliche Demontage des Beamtenapparates, der Deutschland für den Kaiser regiert hatte, zu verhindern.

Ein Historiker der Rätebewegung, der weit davon entfernt war, ein Revolutionär zu sein, schrieb:

»Was sich am wenigsten geänderte hatte, war die Bürokratie, die Preußen seit Jahrhunderten regierte. Sie war von den Hohenzollern geschaffen worden und hatte ihnen treu und ergeben gedient. Die große Mehrzahl der höheren Beamten - die Regierungsräte, Landräte, Ministerialräte, Regierungspräsidenten ebenso wie die Polizeioffiziere, Richter und Gymnasiallehrer - waren stark konservativ und monarchistisch eingestellt, da man alle Dissidenten sorgfältig aus ihren Reihen ausgemerzt hatte. ... [Sie] hingen gefühlsmäßig der alten und nicht der neuen Ordnung an.... In einer Kabinettssitzung gab es eine Szene, als Dr. Solf nach wie vor Staatssekretär im Auswärtigen Amt - sich weigerte, Haase die Hand zu geben, weil dieser angeblich für seine Partei russisches Gold erhalten hatte. Nicht nur Solf blieb zunächst im Amt, sondern auch die Staatssekretäre des Reichsjustizamtes, des Reichsarbeitsamtes, des Reichspostamtes und des Reichsmarineamtes, ebenso wie der preußische Kriegsminister, General Scheuch, obwohl es die Sozialdemokraten anfangs für entscheidend gehalten hatten, Scheuch zu entfernen.«�

Der Beamtenapparat konnte sich aber nicht durchsetzen, solange es nicht als letzten Ausweg eine bewaffnete Macht gab, die ihm beistand. Im Kaiserreich war seine Ergänzung die Oberste Heeresleitung gewesen. Die Sozialdemokraten rechneten damit, daß die Oberste Heeresleitung das, was sie für den Kaiser getan hatte, nun auch für sie tun würde.

Am zweiten Tag der Revolution in Berlin, am 10. November, war die Macht Eberts durch die stürmische Versammlung der Arbeiter- und Soldatendelegierten im Zirkus Busch bestätigt worden. Kurz daraufwurde seine Macht auf ganz andere Weise bestätigt. Er erhielt einen Anruf von General Groener, der ihm mitteilte, die Oberste Heeresleitung erkenne die Regierung an.

»Was erwarten Sie von uns?« fragte Ebert.

»Feldmarschall Hindenburg erwartet, daß die Regierung das Offizierskorps bei der Aufrechterhaltung von Zucht und Ordnung im Heer unterstützt.«

»Was noch?«

»Das Offizierskorps erwartet, daß die Regierung den Bolschewismus bekämpft und stellt sich dafür der Regierung zur Verfügung.«

Ebert bat Groener, »dem Feldmarschall den Dank der Regierung« zu ühermitteln.�

Hindenburg hatte während der letzten beiden Kriegsjahre im Grunde genommen eine Militärdiktatur ausgeübt. Nun verpflichtete sieh Ebert, für Hindenburg und den Rest der alten Offizierskaste, die Kotrolle über die Armee aufrechtzuerhalten. Vierzehn Jahre später nutzten diese ihre Kontrolle, um Hitler an die Macht zu bringen.

Die Bereitwilligkeit der Unabhängigen Sozialdemokraten, diese Politik mitzumachen, half Ebert. Einer von ihnen, Dittmann, schrieb später: »Meine Zustimmung zu der Rückführung des Heeres unter der alten Leitung war deshalb eine glatte Selbstverständlichkeit.«� Sogar der am weitesten links stehende "Volksbeauftragte" der Unabhängigen, Barth, ließ es zu, daß sein Name unter einem Befehl erschien, der die Truppen dem Kommando der Offiziere unterstellte und die Soldatenräte auf eine bloße Beraterrolle beschränkte.

So trugen linke und rechte Sozialdemokraten dazu bei, das Monopol der bewaffneten Gewalt an Männer zu übergeben, die nicht nur den "Bolschewismus" haßten, sondern jede, wie auch immer "gemäßigte" Partei, die ihre jahrhundertealten Vorrechte hätte bedrohen können. Es sollten solche Männer sein, die diese Gewalt benutzten, um die Veränderungen des 9. November rückgängig zu machen, um schließlich einen Diktator an die Macht zu bringen, der entschlossen war, die Sozialdemokratie zu vernichten.



Die Armee an der Front

Bisher war die Zustimmung, die die Oberste Heeresleitung von den beiden Flügeln der Sozialdemokratie erhalten hatte, nur ein Stück Papier. Sie mußte in Taten umgesetzt werden. Die Oberste Heeresleitung mußte die kampfwilligen Männer finden, die bereit waren, sie auszuführen.

Zuerst dachte sie, sie könne auf das alte Feldheer zählen. Die Truppen, die sich von der Front zurückzogen, schienen sehr viel disziplinierter als die in den Städten zu sein. Ihre Räte standen viel weiter rechts Es schien ganz einfach, diese Truppen gegen die bewaffneten Arbeiter in den Städten einzusetzen.

In weiteren Telefongesprächen mit Groener billigte Ebert dieses Vorhaben völlig. Acht Jahre später berichtete Groener vor Gericht;

»Zu diesem Zwecke wurde ein Unternehmen geplant. Zehn Divisionen sollten in Berlin einmarschieren. Ebert war damit einverstanden. ...

Die Unabhängigen forderten, daß die Truppen ohne Munition einrückten. Ebert hat zugestimmt, daß sie mit scharfer Munition einrückten. Wir haben ein Programm ausgearbeitet, das nach dem Einmarsch eine Säuberung Berlins und die Entwaffnung der Spartakisten vorsah. ...

Dieses Bündnis war geschlossen gegen die Gefahr der Bolschewiken und gegen das Rätesystem.«�

Aber Ebert und Groener sollten enttäuscht werden. Die "Disziplin" des Feldheeres hielt beim Rückmarsch nur solange, bis die Grenze nach Deutschland überschritten war. Dann fiel es auseinander. Selbst die Einheiten der Berufssoldaten hielten nicht mehr zusammen. Sie hatten die Disziplin akzeptiert, weil sie so schnell wie möglich nach Hause wollten. Jetzt, wo sie zu Hause waren, fingen sie an, den "bolschewistischen" Agitatoren zuzuhören. Die "zuverlässigen" Truppen verließen bald die Kasernen, weigerten sich, ihre Offiziere zu grüßen und schlossen sich Demonstrationen an, zu denen der Rote Soldatenbund aufrief

An der Front selbst konnten sich die Generäle nur noch beschränkt durchsetzen. Sie wollten ihre Politik von den Soldatenräten bestätigen lassen und beriefen ein Treffen der Räte des Feldheeres nach Bad Ems ein. Sie glaubten, diese würden entsprechend dem Dekret der Regierung den Offizieren die Macht übertragen.

Aber dieser Plan schlug fehl. Barth, der einzige linke Unabhängige in der Regierung, schaffte es, auf das Podium zu gelangen. Seine Einwilligung zur Forderung der Regierung nach "Disziplin" schien er sich reiflich überlegt zu haben. Er erklärte den Soldaten, daß sie von den Offizieren getäuscht werden sollten. Die Soldaten hörten ihm zu. Sie waren geneigt, der Propaganda gegen die "bolschewistische Subversion" im allgemeinen zu glauben - und stimmten der Forderung nach Wahlen für eine Nationalversammlung zu, wie auch einem Streikverbot in "lebenswichtigen Betrieben" - aber sie waren nicht bereit in der Armee zum alten System des blinden Gehorsams gegenüber einer privilegierten Offizierskaste zurückzukehren. Sie stimmten für die Abschaffung aller Rangabzeichen und die Neuwahl der Soldatenräte.

Die einfachen Soldaten hatten genug von der militärischen Disziplin. Für viele war die Hauptsache, so schnell wie möglich in das Zivilleben zurückzukehren. Jeder Versuch der Offiziere oder der sozialdemokratischen Führer, sie der Disziplin zu unterwerfen, radikalisierte sie weiter. Der Marsch des Heeres von der Front nach Berlin glich eher einem Zuckerwürfel, der ins heiße Wasser geworfen wird, als einem Messer, das in die Butter gesteckt wurde. Die disziplinierten Einheiten lösten sich einfach in die riesige Masse der hungrigen, frierenden, verwirrten, grau uniformierten Gestalten auf, die die Straßen füllten.

In der ersten Dezemberwoche gab es einen massiven Versuch, das Heer gegen die Revolution einzusetzen. Die bürgerliche Presse begann eine hysterische Kampagne gegen die Linke und behauptete, die Alliierten hätten der deutschen Regierung mitgeteilt, ihrem hungernden Land könnten so lange keine Nahrungsmittel geliefert werden, bis die Arbeiter- und Soldatenräte aufgelöst wären. Tausende von "antibolschewistischen" Plakaten tauchten auf - mit Botschaften wie: "Tötet Liebknecht".�

Am 5. Dezember wurde eine Massenversammlung von Unteroffizieren als Demonstrationszug zur Reichskanzlei geführt, wo sie Ebert erklärten, sie seien bereit, »mit einem Putsch von Liebknecht oder seinen Genossen fertig zu werden«.

Am nächsten Tag marschierten Truppen aus verschiedenen Berliner Kasernen  zum Reichstag. Man hatte ihnen erzählt, daß der Berliner Vollzugsrat zweieinhalb Millionen Mark veruntreut hätte. Sie verhafteten seine Mitglieder. Andere Truppen marschierten zur Reichskanzlei wo sie forderten, den Vollzugsrat aufzulösen und Friedrich Ebert zum diktatorischen Präsidenten auszurufen.

Ebert sagte weder Ja noch Nein. Er sagte nur, er müsse sich mit seinen "Freunden" beraten. Er war nicht bereit, sein Gewicht zugunsten einer militärischen Bewegung mit unsicherem Ausgang in die Waagschale zu werfen; aber er war auch nicht bereit, von ihr abzurücken.�

Der Putsch brach zusammen. Den darin verwickelten Truppen war nicht klar, wofür sie kämpften, und ihre Führer hatten keine genaueren Pläne für die Machtergreifung vorbereitet. Sie hatten angenommen, wenn erst einmal die Truppen marschierten, würde sich alles andere ohne Schwierigkeiten ergeben. Eberts Zögern machte der Sache aber ein Ende. So kehrten die Truppen, nachdem sie die Berliner Innenstadt schon unter ihrer Kontrolle hatten, in die Kasernen zurück. Vorher hatten jedoch 200 von ihnen mit Maschinengewehren das Feuer auf eine Demonstration des Spartakusbundes eröffnet und achtzehn Menschen getötet.

Unmittelbare Folge dieses Putschversuchs war eine weitere Radikalisierung Berlins. Die reaktionärsten Agitatoren der Garnison waren bloßgestellt. Die Soldaten, die am 6. Dezember ihrer Führung gefolgt waren, fragten sich jetzt, worum es eigentlich gegangen war. Eine der in die Aktion verwickelten Einheiten - die Volks-Marinedivision - stand am Monatsende im Mittelpunkt der Unruhen gegen die Regierung.





Die neuen Schutztruppen

Die Armee zersetzte sich sichtlich. Wer auch immer Berlin kontrollieren wollte, mußte sich anderweitig umsehen.

Die revolutionäre Linke hatte zu Beginn der Revolution zur Bildung einer "Roten Garde" aufgerufen, um Ordnung zu halten und um mit konterrevolutionären Angriffen fertig zu werden. Das war sogar vom Berliner Vollzugsrat am 12. November beschlossen worden. Unter dem Druck der Rechten in der Regierung ließ er den Plan aber fallen. Die revolutionäre Linke behielt jedoch die Kontrolle über eine Formation - die Sicherheitswehr - die der linke Unabhängige Emil Eichhorn im Polizeipräsidium aufgebaut hatte. Sie bestand zu zwei Dritteln aus revolutionär gesonnenen Freiwilligen, zu einem Drittel aus Überbleibseln der alten Polizei.

Die Mehrheitssozialdemokraten schickten sich an, einen Schlag gegen diese Truppe zu führen und jede weitere Forderung nach Roten Garden beiseite zu schieben. Sie fingen an, eine eigene Republikanische Soldatenwehr aus ihren Anhängern im sich auflösenden Heer zu rekrutieren. Die ersten Schritte unternahm Noske, als er noch in Kiel das Kommando hatte. Er hatte 3.000 Matrosen ausgewählt, die ihm treu ergeben waren und hatte sie nach Berlin geschickt. Er dachte, diese "Volks-Marinedivision" gäbe der sozialdemokratischen Regierung den bewaffneten Rückhalt, den sie brauchte. Sie war im kaiserlichen Berliner Schloß stationiert und stand unter dem Kommando eines alten Monarchisten, Wolff-Metternich. Sie schien der Regierung Schutz gegen alle neuen revolutionären Unruhen zu garantieren.

Aber nachdem sie in den fehlgeschlagenen Putsch vom 6. Dezember verwickelt gewesen war, gewannen die Argumente der linken Berliner Arbeiter bei ihnen Einfluß. Viele Matrosen desertierten, um nach Hause zurückzukehren. Und diejenigen, die dablieben, folgten der Führung eines Revolutionärs, dem ehemaligen Leutnant Dorrenbach.

Der Stadtkommandant von Berlin (und spätere SPD-Vorsitzende) Otto Wels und der Leutnant Anton Fischer stellten eine zweite Truppe auf, die Republikanische Soldatenwehr. Sie wurde in der Hoffnung, sie würde das erste, unzuverlässig gewordene Werkzeug ersetzen, durch Spenden des Großkapitals finanziert. Fischer schrieb später: »Schon am 17. November hatten Wels und ich Schritte unternommen, um eine bewaffnete Truppe zusarnmenzustellen, auf die man sich bis zu einem gewissen Grad verlassen konnte.« Das Problem war das Geld Aber das wurde durch "einen gewissen Ausländer" gelöst, der berichtete:

»Er dachte, ganz Berlin sei an der Wiederherstellung der Ordnung interessiert und bot Wels finanzielle Hilfe an ... Als das Geld eintraf, gingen Wels, Colin Ross (später ein Anhänger von Hitler), Striemer und ich zu den Kasernen, um aus den Soldaten die besten Elemente zu rekrutieren.«�

Auf der Straße kam es bald zu Zusammenstößen zwischen der Republikanischen Soldatenwehr und der revolutionären Linken. Oft blieben Tote zurück. Aber langfristig bereitete sie den Ministern der Mehrheitssozialdemokratie Kopfschmerzen. Die Mitglieder der Republikanischen Soldatenwehr waren im großen und ganzen sehr konservative Sozialdemokraten. Sie mochten das "wilde" und "undisziplinierte" Verhalten der Spartakisten nicht. In den ersten Monaten der Revolution neigten sie dazu, den Versprechungen der Regierung zu glauben, daß der "Sozialismus" durch "Ordnung und Disziplin" käme. Aber sie wollten keinen Kapitalismus. Sie hatten unter der alten Ordnung gelitten und wollten nicht, daß diese zurückkehrte.

Die sozialdemokratischen Führer dagegen hatten einen Pakt mit der Ohersten Heeresleitung und den alten kaiserlichen Beamten geschlossen - mit Männern, denen die alte Ordnung heilig war. Sie sollte so bald wie möglich wieder hergestellt werden. Dieser Pakt verlangte von der Regierung Dinge, die mit jeder Vorstellung einer "Bewegung hin zum Sozialismus" unvereinbar waren. Als die Republikanische Soldatenwehr Gehorsam für diese Politik erzwingen mußte, kam es in ihren Reihen zu erstem Murren. Wie ihr Kommandant Fischer später sagte: Sie wurde »von Tag zu Tag unzuverlässiger«.�

Die Oberste Heeresleitung, Ebert, Noske und ihre Freunde konnten sich auf keine Truppe verlassen, die aus den Mannschaften des alten Heeres aufgestellt worden war. Statt dessen mußten sie etwas aufbauen, was als die Freikorps oder die Noske-Garden bekannt wurde.

Die Freikorps

In der Armee gab es Schichten, die sich überhaupt nicht von der Revolution angezogen fühlten. Da gab es zehntausende Offiziere, die sich mit der herrschenden Klasse identifizienen und von der Demobilisierung nichts zu gewinnen hatten. Daneben gab es einige privilegierte Eliteeinheiten - Sturmtruppen genannt -, die nicht unter den gleichen Unannehmlichkeiten der Disziplin, der Not und der schlechten Ernährung gelitten hatten wie die Masse des Heeres. Sie waren durch eine Menge Vorrechte und die Kameraderie des Kampfes miteinander verbunden. Mit der Demobilisierung drohte ihnen der Verlust von allem, - und sie ergriffen eifrig die Chance, ihren Lebensunterhalt mit dem Kampf gegen "die Roten" zu verdienen.

Am 22. Dezember stimmte die sozialdemokratische Regierung zu, daß einer der kaiserlichen Generäle, Maercker, eine hochbezahlte Söldnertruppe aus diesen Offizieren und Sturmtruppen aufbauen sollte, die Freikorps.

»Die meisten Führer waren im Geist monarchistisch. Es war auffallend, daß die gemäßigten, organisierten Arbeiter fehlten.«� Als der konservative Historiker Meinecke die Freikorps marschieren sah, bemerkte er : »Es war als ob die alte Ordnung wieder auferstanden wäre.«

Als der Mehrheitssozialdemokrat Noske diese Truppen auf der Parade am 4. Januar zum ersten Mal sah, wandte er sich an Ebert und sagte: »Bleib' ruhig. Es wird alles bald wieder in Ordnung sein.«

Die ersten Zusammenstöße

In Berlin waren die Monate November und Dezember von einer wachsenden Radikalisierung geprägt, besonders bei Teilen der Soldaten und der riesigen Menge der arbeitslosen ehemaligen Soldaten. Die täglichen Demonstrationen des Roten Soldatenbunds gewannen zunehmend Unterstützung. Ein der Revolution feindlich gesinnter Zeuge berichtet:

»Die spartakistische Bewegung, die auch auf Teile der Unabhängigen abfärbte, vermochte wohl einen Bruchteil der Arbeiter und Soldaten, dem sich auch eine kleine aber propagandistisch sehr rege Intellektuellenschicht angeschlossen hatte, zu erfassen und in ständiger Erregung zu halten, aber auf die große Masse des deutschen Proletariats blieb sie ohne Einfluß. Die täglichen Versammlungen, Umzüge und Demonstrationen, die Berlin im November und im Dezember 1918 erlebte, tauschten der Öffentlichkeit und den spanakistischen Führern selbst einen Anhang dieser intransigenten Richtung vor, der in Wahrheit gar nicht vorhanden war.«�

Wir haben gesehen, wie die Reaktionäre darauf reagierten - die Offiziere versuchten am 6. Dezember die Garnison gegen die Linke anzuführen - und die sozialdemokratische Presse trug zur Hysterie bei, indem sie die Führer der Spartakisten beschuldigte, »einen Putsch zu planen«. Das Ziel war, die revolutionäre Linke zu isolieren und zu zerschlagen, bevor die Mehrheit der weniger kämpferischen Arbeiter merkte, daß die Regierung die Errungenschaften des 9. Novernbers zerstören wollte. Aber die Dinge entwickelten sich nicht, wie geplant.

»So nistete sich in den Arbeitermassen immer mehr der Gedanke ein, daß die Rechtssozialisten die Revolution an die Reaktion auslieferten, daß die unabhängigen Regierungsmitglieder sich ohnmächtig ins Schlepptau nehmen ließen und daß die revolutionären Arbeiter die Verteidigung selbst in die Hand nehmen müßten. Diese Stimmung fand in den Protestkundgebungen des 8. Dezember starken Ausdruck. Die Spartakus-Demonstration fand großen Zulauf. Dreißigtausend Arbeiter und Soldaten durchzogen unter der Führung Liebknechts an diesen Tage die Stadt. Mehrere Lastautos mit Soldaten wurden von den Demonstranten entwaffnet.«�

Die Zeitung des Spartakusbundes, 'Die Rote Fahne', schrieb, daß an dieser Demonstration 150.000 teilnahmen  und 250.000 an einer weite-ren Demonstration eine Woche späten als der nationale Rätekongreß in Berlin tagte. Der Rätekongreß beachtete die Forderungen der Demonstration nicht und willigte, wie wir gesehen haben, ein, seine Macht an eine parlamentarische Versammlung, die Nationalversammlung, zu übergeben. Aber er konnte nicht über die Berliner Garnison hinweggehen, die darauf bestand, daß die alte Armee nicht wieder zu neuem Leben erweckt wurde. Nachdem der Kongreß einen Bericht von Dorrenbach gehört hatte, der für die Einheiten der Garnison sprach, nahm er eine Resolution aus Hamburg an, die die Abschaffung der Rangabzeichen, die Wahl der Offiziere, die Kontrolle der Befehlsgewalt durch die Soldatenräte und schnelle Ersetzung der regulären Armee durch eine auf Milizen basierende "Volkswehr" forderte.

Aber der größte Rückschlag für die Regierung kam über Weihnachten. Die Volks-Marinedivision war immer noch im Berliner Schloß stationiert, im Herzen des Berliner Regierungsviertels. Die Regierung fürchtete, daß diese Truppe, die geschaffen worden war, um die Regierung vor der Revolution zu schützen, sie jetzt im Auftrag der Revolution stürzen würde. Sie versuchte deshalb, die Matrosen auseinanderzutreiben, indem sie ihnen den Sold vorenthielt. Die wütenden Matrosen beantworteten dies damit, daß sie den Parteivorsitzenden der preußischen Sozialdemokratie, Wels, am 23. Dezember festnahmen. Sie beharrten daraut, ihn nicht freizulassen, bis sie bezahlt worden seien.

Die Regierung benutzte diese Aktion als Rechtfertigung zur Zerschlagung der Division. Am nächsten Tag schickte sie die anscheinend zuverlässige Gardekavallerie aus, die unter dem Kommando von General Lequis stand. Sie war außerhalb Berlins stationiert, weit weg von der subversiven Atmosphäre der Stadt. Ein Offizier stellte den Matrosen ein Ultimatum:

Wenn sie nicht innerhalb von zwei Stunden ihre Waffen niedergelegt und sich ergeben hätten, würde er mit Artillerie das Feuer eröffnen. In Wirklichkeit begann die Bombardierung schon vor dem Ende der Frist.

»Während des Kampfes aber hatten sich Massen von Arbeitern, Mitgliedern des Spartakusbundes und anderen organisierten Arbeitern, in das Gefecht gestürzt, Abteilungen der Sicherheitswehr und der Republikanischen Soldatenwehr hatten sich den Matrosen angeschlossen. Vor allem aber hatten sich Arbeiterfrauen, der Gefahr nicht achtend, unter die Gardetruppen gemischt und sie darüber aufgeklärt, zu welchem Frevel sie verwandt wurden. Da brach der Zusammenhalt der Angreifer zusammen. Die Soldaten warfen ihre Waffen weg und entwaffneten ihre Offiziere. Die Matrosen hatten gegen Mittag einen vollkommenen Sieg errungen. Der Kampf hatte auf seiten der Matrosen elf Tote, auf seiten der Gardetruppen 56 Tote gefordert.«�

Berlin entglitt schnell dem Einfluß der Mehrheitssozialdemokratie. Die Sonderabteilungen, die sie in der Stadt aufgebaut hatte, hatten sieh auf die Seite der Matrosen, gegen die Regierung gestellt. Der von den Sozialdemokraten dominierte Berliner Vollzugsrat verurteilte den Angriff auf die Marinedivision. Die Sozialdemokraten hatten nicht einmal die Kräfte, Tausende von Revolutionären daran zu hindern, an diesem Abend die Zentrale der sozialdemokratischen Zeitung 'Vorwärts' zu besetzen.

Ihre Isolation wurde in den nächsten Tagen noch deutlicher, als die Minister der Unabhängigen aus der Regierung austraten. Sie hatten während der Weihnachtskämpfe, als Ebert mit Lequis gemeinsame Sache machte, hilflos daneben gestanden. Sie konnten es sich nicht leisten, sich weiter bloßstellen zu lassen, wenn sie nicht ihre Unterstützung in Berlin verlieren wollten.

in der Hauptstadt bekamen immer größere Kreise von Arbeitern, Soldaten und Arbeitslosen das Gefühl, die Regierung sei hilflos, und sie könnten mit wenig Anstrengung wieder eine Bewegung wie die des 9. Novembers entzünden und die bestehende Regierung durch eine selbst gewählte ersetzen. Aber die Regierung griff schon nach einer anderen Waffe, den Truppen der Freikorps, die sich außerhalb Berlins sammelten. Und die Gegnez; der Regierung hatten eine Schwäche, die die Regierung ausnutzen konnte  sie waren äußerst schlecht organisiert.

Die Gründung der Kommunistischen Partei

In der sich schnell entwickelnden revolutionären Situation litt die Linke unter einem großen Mangel - es gab keine mächtige revolutionäre Partei, die die revolutionären Soldaten und die bewaffneten Arbeiter zu einer Kraft, gegründet auf der freiwilligen Anerkennung einer gemeinsamen Disziplin, hätte zusammenfassen können. Sowohl der Spartakusbund mit seinen etwa 3.000 Mitgliedern als auch die kleinere linksradikale Gruppe der Internationalen Kommunisten verloren sich in den riesigen Massen der Arbeiter und Soldaten, die glaubten, die eigene Begeisterung stelle einen Ersatz für Strategie und Taktik dar.

Pierre Broué, der französische Historiker der Revolution, zeichnet vielleicht ein überzogenes Bild, aber seine Darstellung enthält ein sehr wichtiges Element der Wahrheit:

»Liebknecht, ein unermüdlicher Agitator, sprach überall, wo revolutionäre Ideen einen Widerhall finden konnten. Ganze Spalten in der Roten Fahne wurden den Aufrufen, Versammlungen, den Demonstrationen der Soldaten, Arbeitslosen und Deserteuren gewidmet. ... Diese Demonstrationen, die zu steuern die Spartakisten weder die Kraft noch den Wunsch hatten, waren oft der Anlaß für gewalttätige, nutzlose oder sogar schädliche Vorfälle, die von den zweifelhaften Elementen verursacht wurden, die daran teilnahmen ... Liebknecht konnte, wegen der Mengen, die ihn feierten, den Eindruck haben, daß er Meister der Straßen war, während er ohne eine wirkliche Organisation nicht einmal der Meister der eigenen Truppen war... Für diese harten und ungeduldigen Männer, die gerade vom Krieg zurückgekommen waren, war es keine Frage von Konferenzen oder von "Theorie"-Kursen: Sie wollten Aktion.«�

In der Tat, der Spartakusbund selbst stellte kaum eine geschlossene Kraft dar, trotz seiner Kleinheit. Wie Paul Frölich ihn beschrieben hat: »Der Spartakusbund steckte immer noch in den Anfängen und bestand hauptsächlich aus zahllosen kleinen und unabhängigen Gruppen, die im Land verstreut waren.« Er war »eine lose Organisation, die einige tausend Mitglieder zählte.«

Ein späterer Biograph von Rosa Luxemburg erzählt:

»Organisatorisch kam also der Spartakusbund langsam voran. In den meisten größeren Städten schuf er sich nicht vor Dezember organisierte Zentren, in manchen sogar erst im Februar oder März 1919. ... Versuche, in den Berliner Arbeiter- und Soldatenräten Fraktionssitzungen von Spartakus-Anhängern zu veranstalten, brachten kein befriedigendes Ergebnis. Erst am 20. Februar 1919 bildete sich im Berliner Rat eine selbständige kommunistische Fraktion.«�

Eine solche Organisation war weder mächtig noch geschlossen genug, um den rasch wachsenden Reihen der revolutionären Arbeiter und Soldaten einen disziplinierten Kern zu bieten.

Vier Tage nach den Weihnachtskämpfen kamen 112 Delegierte aus verschiedenen Teilen Deutschlands zusammen, um diesem Mangel abzuhelfen, indem sie den Spartakusbund in eine völlig eigenständige Kommunistische Partei, die KPD, umwandelten. Rosa Luxemburg hatte entschieden, so vorzugehen, nachdem die Unabhängigen Sozialdemokraten ihre Forderung nach einem Sonderparteitag abgelehnt hatten.

Die meisten Delegierten kamen vom alten Spartakusbund, aber eine Minderheit kam von den Bremer Linksradikalen, die sich - trotz böser Vorahnungen ihres fähigsten Führers Knief - entschlossen, der neuen Partei beizutreten�.  Ebenfalls anwesend war, als Vertreter der russischen Kommunistischen Partei, der polnisch-österreichische Revolutionär Karl Radek, der vor dem Krieg in Verbindung mit der Bremer Gruppe gestanden hatte.

In der Einschätzung der Ereignisse gab es von Anfang an einen deutlichen Gegensatz zwischen den alten revolutionären Führern und der Mehrheit der Delegierten. Rosa Luxemburg, Leo Jogiches, Paul Levi, Karl Radek - alle erkannten, daß eine erfolgreiche Revolution von mehr abhängt als von einer zeitweisen Unterstützung besnmmter Losungen durch eine aufgelöste Masse von Arbeitern und Soldaten. Als Luxemburg am dritten Tag das Parteiprogramm der Konferenz vorstellte, bestand sie daraut, daß die Revolution noch in einem frühen Stadium sei:

»Was ergibt sich für uns daraus als allgemeine taktische Richtlinie für die Situation, in der wir in nächster Zeit stehen? Das nächste, was Sie daraus schließen werden, ist wohl die Hoffnung, daß nun der Sturz der Ebert-Scheidemann-Regierung erfolgt und daß sie durch eine ausgesprochen sozialistisch-proletarisch-revolutionäre Regierung ersetzt werden müßte. Allein, ich möchte Ihr Augenmerk nicht nach der Spitze, nach oben richten, sondern nach unten. Wir dürfen nicht die Illusion der ersten Phase der Revolution, der des 9. November, weiter pflegen und wiederholen, als sei es überhaupt für den Verlauf der sozialistischen Revolution genügend, die kapitalistische Regierung zu stürzen und durch eine andere zu ersetzen.«�

Nur durch den Kampf in den Betrieben könne mit dem Umsturz der gesellschaftlichen Verhältnisse begonnen und die Grundlage für eine wirklich sozialistische Revolution gelegt werden. Sie fuhr fort:

»Es ist sehr charakteristisch für die erste Periode der Revolution, man kann sagen, bis zum 24. Dezember, die ich geschildert habe, daß sie . -. eine noch ausschließlich politische Revolution war; und darin liegt das Anfängliche, das Unzulängliche, das Halbe und Bewußtlose dieser Revolution. Das war das erste Stadium einer Umwälzung, deren Hauptaufgabe auf ökonomischem Gebiet liegt: Umschwung der wirtschaftlichen Verhältnisse.

Es liegt gerade in dem ganzen Wesen dieser Revolution, daß die Streiks ... sich mehr und mehr auswachsen, daß sie immer mehr zum Mittelpunkt, zur Hauptsache der Revolution werden müssen. Das ist dann eine ökonomische Revolution, und damit wird sie eine sozialistische Revolution. Der Kampf um den Sozialismus kann aber nur durch die Massen, unmittelbar Brust an Brust mit dem Kapitalismus ausgefochten werden, in jedem Betrieb, von jedem Proletarier gegen seinen Unternehmen. Nur dann wird es eine sozialistische Revolution sein ...

Der Sozialismus wird nicht gemacht und kann nicht gemacht werden durch Dekrete, auch nicht von einer noch so ausgezeichneten sozialistischen Regierung. Der Sozialismus muß durch die Massen, durch jeden Proletarier gemacht werden. Dort wo sie an die Kette des Kapitals geschmiedet sind, dort muß die Kette zerbrochen werden.«

Notwendig war es, »die Regierung Ebert-Scheidemann zu unterminieren ... auf Schritt und Tritt« und nicht zu versuchen, die Macht zu ergreifen, bevor die Bedingungen dafür reif waren.

»Das ist ein gewaltiges Feld, das zu beackern ist. Wir müssen vorbereiten von unten aut, den Arbeiter- und Soldatenräten eine solche Macht geben, daß, wenn die Regierung Ebert-Scheidemann oder irgendeine ihr ähnliche gestürzt wird, dies dann nur der Schlußakt ist. So soll die Machteroberung nicht eine einmalige, sondern eine fortschreitende sein, indem wir uns hineinpressen in den bürgerlichen Staat, bis wir alle Positionen besitzen ...«

Sie sagte, daß die ökonomischen Kämpfe der Arbeiter nicht von dieser politischen Aufgabe getrennt zu sehen sind, sondern eine zentrale Rolle spielen.

»Und der ökonomische Kampf ... soll nach meiner Auffassung und der Auffassung meiner nächsten Parteifreunde durch die Arbeiterräte geführt werden. Auch die Leitung der ökonomischen Auseinandersetzung und die Hinüberleitung dieser Auseinandersetzung in immer größere Bahnen soll in den Händen der Arbeiterräte liegen ... Denn hier gilt es, Schritt um Schritt, Brust an Brust zu kämpfen in jedem Staat, in jeder Stadt, in jedem Dort in jeder Gemeinde, um alle Machtmittel des Staates, die der Bourgeoisie Stück um Stück entrissen werden müssen, den Arbeiter- und Soldatenräten zu übertragen.

Die Geschichte macht es uns nicht so bequem, wie es in den bürgerlichen Revolutionen war, daß es genügte, im Zentrum die offizielle Gewalt zu stürzen und durch ein paar oder ein paar Dutzend neue Männer zu ersetzen. Wir müssen von unten auf arbeiten -.. Unten, wo der einzelne Unternehmer seinen Lohnsklaven gegenübersteht, unten, wo sämtliche ausführenden Organe der politischen Klassenherrschaft gegenüber den Objekten dieser Herrschaft, der Massen, stehen, dort müssen wir Schritt um Schritt den Herrschenden ihre Gewaltmittel entreißen und in unsere Hände bringen.«�

Rosa Luxemburg war mit stürmischem Beifall empfangen worden. Doch die Mehrheit der Delegierten hatte den Kern ihrer Analyse nicht vollständig verstanden: Daß man nämlich vom entscheidenden Kampf um die Staatsmacht immer noch meilenweit entfernt sei, daß es keine erfolgreiche Machtübernahme in Berlin geben könne, solange nicht die Arbeiterräte wirklich in jedem Ort um die Kontrolle der Gesellschaft kämpften, und die breiten Massen in den Kampf hineingezogen worden seien, nicht nur der fortgeschrittenste Teil in der Hauptstadt. Trotzdem stimmten sie dem Parteiprogramm zu, das darauf bestand:

»Der Spartakusbund wird nie anders die Regierungsgewalt übernehmen als durch den klaren unzweideutigen Willen der großen Mehrheit der proletarischen Masse in ganz Deutschland, nie anders als kraft ihrer bewußten Zustimmung zu den Aussichten, Zielen und Kampfmethoden des Spartakusbundes ... Der Spartakusbund wird es auch ablehnen, zur Macht zu gelangen, nur weil sich die Scheidemann-Ebert abgewirtschaftet haben und die Unabhängigen durch die Zusammenarbeit mit ihnen in eine Sackgasse geraten sind.«

Aber die Mehrheit der Delegierten war weit davon entfernt, Rosas Geduld mit dem revolutionären Prozeß zu akzeptieren. Rosa Luxemburgs Überzeugung, daß es notwendig war, die Massen dafür zu gewinnen, die Macht ganz zu ergreifen, bevor man versucht, die Regierung zu übernehmen, wurde nicht verstanden. Das hatte sich in den vorangegangenen Diskussionen des Kongresses, über die Beteiligung an den Wahlen zur Nationalversammlung und über den ökonomischen Kampf, gezeigt. In diesen Fragen verwarfen die meisten Rosas Warnung.

Der ganze Kongreß kam überein, daß die Wahlen ein Teil der allgemeinen Verschwörung gegen die Revolution seien. Rosa Luxemburg hatte es eine Woche vorher so ausgedrückt:

»Jetzt stehen wir mitten in der Revolution, und die Nationalversammlung ist eine gegenrevolutionäre Festung, die gegen das revolutionäre Proletariat aufgerichtet wird. Es gilt also, diese Festung zu berennen und zu schleifen.«�

Die Führer des Spartakusbundes hingen sicherlich nicht dem Unsinn an, den die Unabhängigen und die Sozialdemokraten (und heutige Kommunistische Parteien) predigten, daß Sozialismus irgendwie durch parlamentarische Mittel eingeführt werden könnte. Aber sie waren der Meinung, daß Revolutionäre die Wahlen taktisch nutzen könnten, um die Illusionen der Arbeiter in das Parlament zu zerstören.

Um die Massen gegen die Nationalversammlung zu mobilisieren und zum entscheidenden Kampf aufzurufen, schrieb Rosa:

»dazu müssen die Wahlen, dazu muß die Tribüne der Nationalversammlung ausgenutzt werden. ... Alle Kniffe und Schliche der werten Versammlung rücksichtslos und laut denunzieren, ihr gegenrevolutionäres Werk auf Schritt und Tritt vor der Masse entlarven, die Massen zur Entscheidung, zur Einmischung aufrufen - dies ist die Aufgabe der Beteiligung an der Nationalversammlung.«�

Diesen Punkt machte Paul Levi dem Kongreß noch einmal mit dem Argument gründlich klar, die Kommunisten könnten nur dann die Wahlen nicht beachten, wenn sie sich mächtig genug fühlten, die Nationalversammlung zu stürzen. Doch wenn sie auch in Berlin, im Ruhrgebiet und in Oberschlesien die dazu notwendige Stärke möglicherweise hätten, im übrigen Deutschland wären die Bedingungen doch ganz anders.

»Die Frage ist zu ernst. Wir sehen alle die Situation so an, daß an der Entscheidung dieser Frage für Monate hinaus das Schicksal unserer Bewegung sich entscheiden kann. Denn denken Sie doch nur an folgende Situation. Die Nationalversammlung wird zusammentreten. Sie wird, und das können Sie nicht verhindern, auf Monate hinaus vielleicht das gesamte politische Bild Deutschlands beherrschen. Sie werden nicht verhindern können, daß alle Augen darauf schauen, ... Sie wird in das Bewußtsein der deutschen Proletarier eintreten, und gegenüber dieser Tatsache wollen Sie draußen stehen und von draußen wirken?«�

Aber die Delegierten blieben unerschüttert. Sie hatten erst vor ein paar Tagen erlebt, wie die Ebert-Regierung durch den gescheiterten Versuch, die Marinedivision niederzuwerfen, gedemütigt worden war. Sie glaubten nicht, daß diese Regierung auch nur vorübergehend die Aufmerksamkeit in parlamentarische Bahnen ablenken könnte.

Paul Levi beschrieb später die Stimmung:

»Die Berliner Luft war voll revolutionärer Spannung. Es gab niemanden, der nicht davon überzeugt war, daß es in nächster Zukunft neue Massendemonstrationen und neue Aktionen geben würde. Die Delegierten, die die unorganisierten Massen vertraten, welche uns durch Aktion allein, aus der Aktion und für die Aktion beigetreten waren, konnten nicht verstehen, daß eine neue Aktion nicht im Sieg, sondern auch im Rückschlag enden könnte. Sie träumten nicht einmal davon, eine Taktik zu verfolgen, die Platz zum Manövrieren ließe, falls es einen Rückschlag gebe.«�

Die Stimmung der Mehrheit brachte der ehemalige sozialdemokratische Abgeordnete Otto Rühle zum Ausdruck. Er beharrte darauf, daß es keinen Grund gebe, die Nationalversammlung als Tribüne zu benutzen: »Wir haben jetzt andere Tribünen. Die Straße ist die großartigste Tribüne, die wir errungen haben, und die wir nie wieder aus den Händen geben, man auch auf uns schießt«.

Er meinte, die Revolutionäre bräuchten keinen »neuen Leichnam«. Sie müßten mit »Kompromissen und Opportunismus« Schluß machen. Es gebe Grund zur Sorge. Vielleicht würde die Nationalversammlung in irgendeine Provinzstadt fliehen, um der revolutionären Stimmung der Hauptstadt zu entkommen. »Dann etablieren wir uns hier in Berlin als neue Regierung.« Auf jeden Fall seien noch vierzehn Tage Zeit bis zur Wahl der Nationalversammlung.�

Nicht alle Delegierten, die gegen eine Wahlbeteiligung waren, erwarteten so bald einen Kampf um die Macht. Aber viele taten es. Ihre Unterstützung für das Programm von Rosa Luxemburg zwei Tage später bedeutete keine wirkliche Übereinstimmung mit der darin enthaltenen Perspektive.

Die gleiche Ungeduld offenbarte sich auch in der Diskussion über den ökonomischen Kampf Lange, der den Tagesordnungspunkt für die Führung einleitete, bezog keine Stellung zur Frage, ob Revolutionäre innerhalb der Gewerkschaften bleiben sollten. Aber viele andere Delegierte hatten keinerlei Zweifel, daß Kommunisten mit derart "reformistischen" Institutionen brechen sollten. Paul Frölich stellte die Parole "Heraus aus den Gewerkschaften" auf und rief statt dessen zur Bildung von "Arbeiter-Unionen" aut die mit der Unterscheidung zwischen Partei und Gewerkschaften endgültig brachen. Er wurde von Rosa Luxemburg angegriffen, aber nur deshalb, weil er die Arbeiterräte nicht betont habe. Sie war mit der Parole "Heraus aus den Gewerkschaften" nicht glücklich, legte aber die "Liquidierung" der Gewerkschaften als Aufgabe des Tages nahe. Nur Heckert machte deutlich, daß die Gewerkschaften noch weit von ihrem Exitus entfernt seien, da sie immer noch gewaltige Zahlen von Arbeitern umfaßten und die Parole: "Heraus aus den Gewerkschaften" darum äußerst gefährlich wäre.

Die Ungeduld mit den gewerkschaftlichen Organisationen, die von rechten Bürokraten dominiert wurden, war natürlich für eine Konferenz, die in einer Zeit ständiger Streiks und Straßendemonstrationen stattfand. Aber es läßt sich kaum bezweifeln, daß diese Ungeduld ein Fehler war. Die kämpferischen Arbeiter in den großen Berliner Betrieben schauten vielleicht nicht nach den landesweiten Gewerkschaftsorganisationen bevor sie aktiv wurden, aber für die Arbeiter in den vielen kleineren Betrieben mit geringerer Kampferfahrung waren die Gewerkschaften wichtiger denn je. Während die Spartakisten noch darüber diskutierten, wie schnell man die Gewerkschaften abschreiben könne, traten die Arbeiter wie nie zuvor in die Gewerkschaften ein: Die Zahl der Gewerkschaftsmitglieder wuchs alleine im ersten Monat der Revolution um 50 Prozent, und verdreifachte sich während der nächsten zwölf Monate. Radek betonte einige Monate später:

Die durch die Revolution aufgeweckten Massen gehen in geschlossener Phalanx in die Gewerkschaften, auf deren Führer sie schimpfen. Zirka vier Millionen neuer Gewerkschaftsmitglieder seit der Novemberrevolution, das ist die Antwort der Massen auf die Frage von der Notwendigkeit der Gewerkschaften, die kein Revolutionär übersehen sollte.�

Es gab einen wichtigen Gegensatz zwischen der Haltung der Mehrheit der Spartakisten und der Haltung der Bolschewiki in Rußland. Die Bolschewiki hielten es auch nach der Oktoberrevolution für notwendig, große Anstrengungen in der Gewerkschaftsarbeit zu unternehmen: Es war ein Weg, ganz neue Arbeiterschichten für politische Aktivität zu gewinnen. Die Diskussionen auf der Konferenz der Spartakisten verrieten alle die gleiche Ungeduld, die gleiche Unfähigkeit, die Aufgabe ernst zu nehmen, die breitesten Schichten der Arbeiterschaft für die Revolution zu gewinnen.

Viele der erfahrensten Führer der neuen Partei waren erschreckt. Für den altgedienten revolutionären Organisator und lebenslangen Genossen Rosa Luxemburgs, Leo Jogiches, waren die Beschlüsse der Konferenz ein Beweis dafür, daß sie zu früh einberufen worden war und von den Massen isoliert stattfand, die immer noch den Unabhängigen vertrauten. Er war für die Zukunft zutiefst pessimistisch, trotz der ansteigenden Woge von Kämpfen außerhalb des Konferenzsaals. Er stimmte als einziger gegen die ründung der Partei. Das hinderte ihn jedoch nicht daran, ihr wichtigster Organisator zu werden.

Seine Zweifel wurden von Radek geteilt, der in seinen Erinnerungen sclrrieb: »Der Parteitag demonstrierte grell die Jugend und die Unerfahrenheit der Partei. ... lch fühlte nicht, daß hier schon eine Partei vor mir war.«�

Rosa Luxemburg war weniger pessimistisch, obwohl sie nicht daran zweifelte, daß ihre Gegner auf der Konferenz Unrecht hatten. »Unsere Niederlage«, schrieb sie ihrer alten Freundin Clara Zetkin,

»war nur der Sieg eines etwas kindlichen, unausgegorenen engstirnigen Radikalismus. Aber das war nur am Anfang der Konferenz. in ihrem Verlauf stellte sich der Kontakt zwischen uns [der Zentrale] und den Delegierten her, ... Vergiß nicht, daß die Spartakisten zum guten Teil eine neue Generation sind, auf der nicht die verdummenden Traditionen der "bewährten alten Partei" [der SPD] lasten, ... Wir haben einstimmig beschlossen, die Sache nicht zur Kabinettsfrage zu machen und sie nicht tragisch zu nehmen.«�

Für Rosa war das Wichtigste, daß die neu gegründete Kommunistische Partei die Besten der jüngeren Generation in ihre Reihen zog. Deren Unerfahrenheit und Linksradikalismus waren die Kehrseite ihrer Jugend und ihres Kampfgeistes. Aber sie unterschätzte die Auswirkungen dieser Unerfahrenheit in einer Partei, der ein zuverlässiger und erfahrener Kader fehlte. In den nächsten Tagen sollte sich das als verhängnisvoll erweisen, obwohl die alte Führung am Ende der Konferenz in ihrer Gesamtheit wieder gewählt wurde.

Wie Radek acht Monate später anmerkte:

»in der kommunistischen Führerschaft hatte nur die Minderheit dieses Problem vorher richtig erfaßt ... Deshalb trat der Kampf gegen die putschistische Ideologie ... in der kommunistischen Presse so schwach hervor.«�

Der fehlende Zusammenhalt innerhalb der revolutionären Linken verschlimmerte sich noch, weil die in der Konferenz angenommene linksradikale Politik noch eine weitere Konsequenz hatte. Man hatte erwartet, daß die erfahrenste Gruppe kämpferischer Arbeiter in Berlin, die Revolutionären Obleute, der Partei bei ihrer Gründung beitreten würden. Aber die Diskussionen zwischen ihren Führern und einer von Liebknecht geleiteten Delegation der neuen Partei gestalteten sich bald sehr schwierig. Die Obleute verlangten eine Reihe von politischen Änderungen - unter anderem sollte jeder Bezug auf den Namen Spartakus im Namen der neuen Partei fallengelassen werden.

Was sie in Wirklichkeit wollten, waren Garantien, daß die neue Partei nichts mit dem unkontrollierbaren, bewaffneten Pöbel zu schaffen haben würde, den viele mit dem Spanakismus gleichsetzten. Richard Müller machte das deutlich, als er darauf bestand, daß es gemeinsames Handeln nur geben könnte, wenn die Kommunistische Partei den, wie er es nannte, "Putschismus" aufgäbe. Liebknecht erwiderte, daß Müller die Sprache der sozialdemokratischen Zeitung 'Vorwärts' sprechen würde. Mit dieser verletzenden Bemerkung brachen die Verhandlungen ab.�  Schließlich jedoch bewiesen zwei der drei Vertreter der Obleute, Müller und Däumig, ihre revolutionäre Aufrichtigkeit, als sie 1920 den Kommunisten beitraten.

Das unmittelbare Ergebnis war verheerend. Die Kommunistische Partei sollte vor gewaltigen Kämpfen stehen, ohne daß sie einige der besten und einflußreichsten Arbeiterführer Berlins in ihren Reihen hatte. Die Obleute andererseits wurden in komplizierte und schnell wechselnde Situationen gestoßen, ohne die unmittelbare Führung, die ihnen Persönlichkeiten wie Rosa Luxemburg, Jogiches und Radek hätten geben können. Das Ergebnis war paradoxerweise, daß viele Obleute in genau den Putschismus verfielen, den sie an den Spartakisten gerügt hatten.



















Kapitel 5

Die Spartakus-Tage

In den ersten Tagen des Jahres 1919 schien der Einfluß der revolutioLinken in der Stadt Berlin unaufhaltsam zu wachsen. Für die Regierung Ebert wurde die Lage immer bedrohlicher. Die Unabhängigen Sozialdemokraten hatten die Regierung verlassen. Die Armee löste sich auf. Eine Streikwelle trieb der Opposition immer mehr Arbeiter zu, und die Regierung konnte nur hilflos zuschauen, wie das Gebäude der eigenen Parteizeitung besetzt wurde. Vor allem hatte die revolutionäre Linke zwei der wichtigsten bewaffneten Kräfte der Stadt auf ihrer Seite - die Volks-Marinedivision und Eichhorns Sicherheitswehr.

Ebert dachte ernsthaft daran, Berlin zu verlassen. »Wissen Sie, jetzt gehe ich fort«, sagte er zu General Groener. »Wenn dann die Liebknecht-Gruppe die Gelegenheit benutzt, jetzt die Regierung an sich zu reißen, so kann sie niemand daran hindern. Wenn aber nichts vorgefunden wird, wenn vor allem ich nicht gefunden werde, dann sind wir in der Lage, nach einigen Tagen irgendwo anders unsere Regierung wieder aufzuschlagen.«�

Die Generäle überzeugten ihn jedoch, nicht aufzugeben. Am 4. Januar holte die Regierung zu ihrem ersten Gegenzug aus. Sie gab die Entlassung Eichhorns als Polizeichef bekannt.

Dieser Schachzug war eine bewußte Provokation. Die Regierung wußte: je länger sie wartete, desto mehr Popularität würde sie in der Hauptstadt verlieren. Sie glaubte aber auch, daß die Freikorps genügend Kräfte außerhalb Berlins gesammelt hatten, um jeden Putseh der Linken niederschlagen zu können. Ziel wur jetzt, verfrühte Aktionen der Berliner Massen zu provozieren, um dann die Stadt mit der Behauptung, man würde lediglich die Ordnung wiederherstellen und Chaos verhindern, gewaltsam zurückerobern zu können.

General Groener sagte 1925 in einem Verleumdungsprozeß aus, schon am 29. Dezember hätte »dann Ebert Noske herangerufen, um die Truppen gegen Spartakus zu führen. Am 29. sammelten sich die Freiwilligen-Verbände, und nun konnte der Kampf vor sich gehen.«�

Noske übernahrn bereitwillig den Posten des Wehrministers. Und er sprach ganz offen über die Konsequenzen »Einer muß der Bluthund werden!«, erklärte er.

Am Tag, als Eichhorns Entlassung bekannt gegeben wurde, inspizierten Noske und Ebert außerhalb Berlins sechs Freikorpsverbände ausgewählter rechter Offiziere. General Maercker berichtete:

»Schon in den ersten Januartagen hatte im Generalstabsgebäude in Berlin eine Besprechung der Freikorpsführer über die Einzelheiten des Einmarsches stattgefunden, an der auch ... Noske teilgenommen hatte.«�

All das war nicht etwa die Reaktion auf irgendeinen "Spartakus-Auf-stand" in Berlin. Vielmehr waren diese Vorbereitungen Teil eines sorgfältig ausgearbeiteten Plans, Aktionen zu provozieren, die man als Aufstand darstellen und dann niederschlagen konnte. Wie der Sozialdemokrat Ernst, der zum Nachfolger Eichhorns ernannt wurde, zwei Wochen Später einem Journalisten erzählte: »Wir zwangen die Spartakisten durch unsere Vorbereitungen zum früheren Losschlagen.«�

Die Nachricht von der Entlassung Eichhorns löste bei den Arbeitern Berlins eine ungeheure Woge der Wut aus. Sie Spürten, daß er entlassen worden war, weil er sich gegen die Angriffe von rechten Offizieren und Arbeitgebern auf ihre Seite gestellt hatte. Eichhorn reagierte mit der Weigerung, das Polizeipräsidium zu räumen. Er bestand darauf, daß er von der Berliner Arbeiterklasse ernannt worden sei und nur durch sie aus dem Amt entfernt werden könne. Er werde keine andere Entscheidung als die des Berliner Vollzugsrats der Arbeiter- und Soldatenräte akzeptieren.

Wäre es der Regierung nur um Eichhorns Posten gegangen, dann hätte sie diesen Vorschlag angenommen - denn im Berliner Vollzugsrat hatten die Sozialdemokraten die Mehrheit. Doch es ging um viel mehr. Es ging um eine todbringende Schlacht mit der Revolution und ihren Organisationen, selbst wenn diese zeitweilig unter sozialdemokratischer Kontrolle standen. Eine solche Schlacht kann man nicht führen, wenn man anerkennt, daß eine dieser Organisationen die Macht hat, den Berliner Polizeichef zu ernennen.

Die Führer der Unabhärigigen Sozialdemokraten trafen sich mit Vertretern der Revolutionären Obteute und der neugegründeten Kommunistischen Partei, um zu besprechen, wie sie darauf reagieren sollten, daß eines ihrer Mitglieder aus einer solchen Schlüsselposition entlassen wurde. Man einigte sich darauf, am nächsten Tag, einem Sonntag, mit einer friedlichen Demonstration Widerstand zu leisten. Ein Flugblatt wurde verteilt, das deutlich aussprach, worum es ging:

»Die Regierung Ebert-Scheidemann will damit nicht nur den letzten Vertrauensmann der revolutionären Berliner Arbeiterschaft beseitigen, sondern vor allem in Berlin ein Gewaltregiment gegen die revolutionäre Arbeiterschaft aufrichten ... Mit dem Schlage, der gegen das Berliner Polizeipräsidium geführt wird, soll das ganze deutsche Proletariat, soll die ganze deutsche Revolution getroffen werden.«�

Die Antwort der Arbeiter übertraf alle Erwartungen. »Ungeheure Massen, Hunderttausende, folgten am Sonntag, dem 5. Januar, diesem Rufe« der Organisatoren, um zu zeigen, »daß der revolutionäre Geist der Novembertage ... nicht erloschen ist.«� Die Arbeiter, viele von ihnen bewafftiet, waren begeistert von den kämpferischen Reden von Liebknecht, dem revolutionären Obmann Däumig und Ledebour von der Führung der Unabhängigen.

Die Organisatoren hatten einen friedlichen Protest beabsichtigt. Doch die wütende Menge war nicht bereit, bloß zu demonstrieren und dann nach Hause zu gehen. Es war nur ein kleiner Anstoß nötig (später wurde behauptet, er sei von bezahlten rechten Provokateuren gekommen, um einen verfrühten Aufstand auszulösen�), und die Menge stürmte los, um die Kontrolle der Zeitungshäuser zu übernehmen, und eine ganze Ausgabe der sozialdemokratischen Zeitung 'Vorwärts' wurde in den Fluß geworfen. Andere Gruppen begannen, Bahnhöfe zu besetzen.

Eichhorn berichtete später, das Treffen der Organisatoren sei nicht gerade erfreut gewesen über die Nachricht von der Besetzung der Zeitungsbüros, mit der niemand gerechnet habe.� Tatsache ist, daß sich die Führung des Spartakusbundes einen Tag vorher getroffen und einstimmig beschlossen hatte, daß ein Aufstand um jeden Preis zu verhindern sei. Paul Levi schrieb:

»Die Mitglieder der Führung waren einstimmig der Meinung: Eine Regierung würde nicht mehr als zwei Wochen überleben ... Es sei notwendig, alle Forderungen zu vermeiden, die zum Sturz der Regierung zu diesem Zeitpunkt führen würden.

Unsere Forderungen wurden präzisiert in folgender Weise: Rücknahme der Abberufung Eichhorns, Entwaffnung der gegenrevolutionären Truppen, Bewaffnung des Proletariats. Keine dieser Forderungen involvierte ohne weiteres den Sturz der Regierung; auch nicht die Forderung nach Bewaffnung des Proletariats in einem Zeitpunkt, in dem jene Regierung auch noch im Proletariat einen nicht unbeträchtlichen Anhang hatte.«�

 Der Standpunkt Rosa Luxemburgs war, die Forderung nach dem Sturz der Regierung Scheidemann sei

»eine propagandistische Sammlungslosung ..., nicht aber das greifbare Objekt revolutionärer Kämpfe. Unter den gegebenen Umständen in der Hauptsache auf Berlin beschränkt, hätten diese günstigenfalls zu einer Berliner "Kommune" geführt, wahrscheinlich obendrein in einem kleinen geschichtlichen Format. Kampfziel konnte nur sein die kraftvolle Abwehr des Streiches der Konterrevolution.«�

In jeder Schlacht braucht ein Führer einen kühlen Kopf und die Fähigkeit, die stündlichen Veränderungen zu durchschauen, um die wirkliche Entwicklung der Kräfteverhältnisse zu erkennen. Rosa Luxemburg und Leo Jogiches hatten diese Eigenschaflen. Aber sie hatten keine einflußreiche Partei, die fähig gewesen wäre, ihre Taktiken den Arbeitern zu vermitteln. Statt dessen gab es eine kleine Anzahl von Einzelpersonen, von denen einige bekannt genug waren, daß die Arbeiter ihnen gelegentlich folgten, Der Bekannteste von ihnen allerdings, Liebknecht, hatte bestimmt keinen kühlen Kopf. Er ließ sich leicht von Ereignissen mitreißen und war nur allzu leicht bereit, Entscheidungen der Führung zu vergessen. Während der Parteitagsdebatte über die Wahlbeteiligung der Spartakisten gab er zu, daß er mit der einen Haltung ins Bett gegangen und mit der anderen aufgewacht war.

Jetzt stimmte Liebknecht auf einem Treffen der Führung gegen jeden Versuch der Machtergreifung. Privat aber gab er zu, daß er Vorbehalte habe. »Unsere Regierung ist noch nicht möglich, das ist wahr Aber eine Regierung Ledebour mit der Unterstützung der revolutionären Obleute ist möglich.«�

Es war jedoch Liebknecht, der, gemeinsam mit Wilhelm Pieck, die Spartakisten bei den entscheidenden Diskussionen mit den Unabhängigen Revolutionären Obleuten über die Taktik nach der Sonntagsration vertrat.

Die Führer der Berliner Unabhängigen waren im großen und ganzen keine Revolutionäre. Erst zwei Wochen zuvor, am 15. Dezember, hatte ihr Parteitag mit 485 zu 185 Stimmen gegen den revolutionären Standpunkt gestimmt. Sie hatten noch nicht verstanden, daß die Gesellschaft von unten, durch die bewußte Tat der Arbeiter geändert werden muß, um die Revolution zu machen und den Sozialismus aufzubauen. Sie waren jene Art von Leuten, an die Rosa Luxemburg dachte, als sie über die »Illusion der ersten Phase der Revolution« sprach, »... als sei es überhaupt für den Verlauf der sozialistischen Revolution genügend, die kapitalistische Regierung zu stürzen und durch eine andere zu ersetzen«.�

Am 9. November hatten diese Leute ihr Vertrauen in eine gemeinsame USPD/SPD-Regierung gesetzt, die für die Arbeiter, aber über ihre Köpfe hinweg handelte. Nun spürten sie den immer stärkeren Druck der Berliner Massen. In irgendeiner Weise mußten sie reagieren. Das taten sie, aber ohne ihre grundsätzliche Einstellung, stellvertretend für die Massen zu handeln, zu ändern. Am 9. November wurden die Massen als Hebel benutzt, um den Kaiser durch Ebert und Haase zu ersetzen. Nun sollten sie als Hebel benutzt werden, um Ebert durch Ledebour und Liebknecht zu ersetzen. Die Namen waren andere, der Mechanismus derselbe.

Normalerweise, wenn Lenin und Trotzki jemanden als "Zentristen" oder "Reformisten" anprangerten, meinten sie damit, daß dieser sich vor allem auf parlamentarische Mittel veriäßt. Das heißt aber nicht, daß Reformisten immer auf Gewaltanwendung verzichten. Es gibt Fälle, in denen Gewalt als das beste Mittel erscheint, die bestehende Struktur der Gesellschaft zu reformieren: ein Beweis dafür waren die linken Militärputsche in der Dritten Welt, die man als militärischen, wie auch als parlamentarischen "Reformismus" bezeichnen könnte.

Eines aber werden Reformisten und Zentristen niemals tun: sie wer-den nie Vertrauen in die Selbstaktivität der Arbeker setzen. Für sie sind die Massen eine Armee von Statisten, die gerade für so lange auf die Bühne der Geschichte geschickt wird, wie nötig, um die Aufmerksamkeit auf sich selbst zu lenken. Wenn sich jedoch ein echter Kampf entwickelt, versuchen sie, diese Armee wieder wegzuschicken, auch wenn das Ergebnis eine unermeßliche Niederlage ist. Reformismus bedeutet daher nicht einfach nur Ängstlichkeit - gelegentlich führt er auch zu selbstmörderischem Abenteurertum.

Ledebour war ein ehemaliger sozialdemokratischer Abgeordneter, ein Mann, der dem Bolschewismus bald äußerst feindlich gegenüberstehen, und der es immer ablehnen sollte, sich einer konsequent revolutionären Organisation anzuschließen. Aber am 5. Januar spürte er, daß der Druck der Massen so stark war, daß es nur einer minimalen Anstrengung bedurfte, um Ebert zur Machtübergabe zu zwingen. Und zwar an eine Regierung, in der er selbst, Ledebour, eine zentrale Rolle spielen würde, eine Regierung, die in der Lage sein sollte, den Sozialismus "per Dekret" einzuführen.

Über das Treffen, das um Abend stattfand, erzählte er später:

»Es hieß, daß außer der Arbeiterschaft auch die Berliner Garnisonen durchweg auf unserer Seite ständen. Nicht nur die Volks-Marine-division, sondern ziemlich sämtliche Regimenter seien bereit, an der Spitze der Berliner Arbeiterschaft zum Sturz der Regierung EbertScheidemann zu den Waffen zu greifen ... Wir erhielten ferner die Nachricht, daß in Spandau große Massen bereit ständen, um uns nötigenfalls zu Hilfe zu eilen mit 2.000 Maschinengewehren und 20 Ge-schützen. Eine ähnliche Nachricht erhielten wir von Frankfurt a. O.«�

Im Rausch der Begeisterung bildete die Berliner Organisation der Unabhängigen einen "Revolutionsausschuß" zusammen mit den Revolutionären Obleuten, sowie Liebknecht und Pieck, die behaupteten, für die Spartakisten zu sprechen. Sie gaben ein Flugblatt heraus, das zum Generalstreik und zu Massendemonstrationen am nächsten Tag aufrief und folgendermaßen schloß: "Auf zum Kampf für die Macht des revolutionären Proletariats! Nieder mit der Regierung Ebert-Scheidemann!"�

Ein zweites Flugblatt, das anscheinend nie verteilt wurde, macht die Absichten des Komitees noch deutlicher:

»Die Regierung Ebert - Scheidemann ist unerträglich geworden. Das unterzeichnende revolutionäre Komitee, das die revolutionären Arbeiter und Soldaten [die Unabhängige Sozialdemokratische Partei und Komrnunistische Partei] vertritt, erklärt ihre Beseitigung.

Das unterzeichnende Revolutionäre Komitee übernimmt provisorisch die Funktionen der Regierung. Genossen, Arbeiter! Bildet Reihen um die Entscheidungen des Revolutionären Komitees.

Unterzeichnet von: Liebknecht, Ledebour, Scholze.«�

Anfangs schien alles hervorragend für die Revolutionäre zu laufen. Der Generalstreik war ein riesiger Erfolg. Sogar Heinrich Ströbel vom rechten Flügel der Unabhängigen mußte zugeben: »Der Generalstreik setzte am 6. Januar in Berlin kräftig ein.«� Rosa Leviné-Meyer, die zu dieser Zeit in Berlin war, schreibt: »Die Reaktion der Arbeiter bis hin zu den SPD-Mitgliedern war überwältigend, und die Regierung war völlig hilflos.«�

Wieder marschierte eine riesige Demonstration durch die Straßen. Revolutionäre Arbeiter besetzten alle bürgerlichen Pressehäuser und auch das Haus des 'Vörwärts'. Die Druckereien der Regierung wurden übernommen, wie auch die Bahnhöfe. Scharfschützen auf dem Brandenburger Tor kontrollierten das gesamte Stadtzentrum. »Nur einige Stützpunkte im Regierungsviertel blieben in Händen der Regierung.«�

Auf einem Treffen im Kanzleramt berichtete Landsberg: »Die Spartakisten haben das Verwaltungsgebäude der Reichsbahn übernommen, als nächstes kommt das Kriegsministerium und dann sind wir dran.« Aus Angst vor den Massen, die durch die Straßen strömten, floh sogar der "Bluthund" Gustav Noske, der neu ernannte Wehrminister, aus der Innenstadt Berlins, um sein Hauptquartier im Vorort Dahlem einzurichten.

Doch weder war die Revolution so stark, wie sie schien, noch war die Regierung so machtlos. Selbst als die revolutionären Arbeiter das Berliner Stadtzentrum zu kontrollieren schienen, zeigte sich die Schwäche des Revolutions-Ausschusses.

Zum ersten war er nicht wirklich repräsentativ für die drei Organisanen, die ihn gebildet haften. Liebknecht und Pieck vertraten dort die Spartakisten. Die Führung der Spartakisten war aber nicht gefragt worden und Tatsache ist, daß sie die Teilnahme stark mißbilligte. Später gab Pieck zu:

»Die Zentrale der KPD konnte über diese Sitzungen nicht unterrichtet werden, auch war es nicht möglich, sie sofort von den Beschlüssen in Kenntnis zu setzen. So stellte sich erst später bei einer Beratung der Zentrale heraus, daß sie wohl mit dem Kampfe gegen die Regierungsmaßnahmen einverstanden war, aber nicht mit dem der Aktion gesteckten Ziele: eines Kampfes um die Regierung.«�

Laut Radek erfuhr Rosa Luxemburg erst eine Woche später, daß Liebknecht den Aufruf mit Ledebour zur Bildung einer "provisorischen Regierung" unterzeichnet hatte. »Rosa sagte den ganzen Abend nichts mehr. War klar, daß Liebknecht sich von der Idee einer Übergangsregierung der linken Unabhängigen hatte hinreißen lassen und diesen Schritt ohne Wissen des ZK [Zentralkomitee] unternommen hatte.«� Nach Gerüchten, die danach in der Kommunistischen Partei kursierten, soll sie zu Liebknecht gesagt haben: »Aber Karl, wo bleibt unser Programm?«�

Die Januarkämpfe gingen als Spartakusaufstand in die Geschichte ein. Doch die spartakistische Führung der Kommunistischen Partei stellte sich gegen das Projekt! Das ist das Schicksal von Revolutionären, die die richtige Politik haben, aber keine einflußreiche, disziplinierte Partei, um sie wirksam werden zu lassen. Ihnen wird die Schuld für Aktionen gegeben, die sie nicht initiiert und über die sie keine Kontrolle haben.

Die Revolutionären Obleute waren sich in der Frage der Machtergreifung sowenig einig wie die Spartakisten. Ihre beiden einflußreichsten Vertreter in den Berliner Betrieben, Richard Müller und Däumig sprachen sich heftig gegen diese Aktion aus - gleichwohl waren beide Revolutionäre und sollten später der Kommunistischen Partei beitreten.

Die Unabhängigen Sozialdemokraten waren, ihrem Wesen völlig entsprechend, über diese Frage, wie über jede andere, von inneren Uneinigkeiten zerrissen. Bald sollten sie sich als der gefährlichste und unzuverlässigste Bündnispartner herausstellen, nämlich jedesmal wenn ihnen Macht angeboten wurde.

Nicht nur, daß der Revolutionsausschuß nicht repräsentativ war, - er war auch zu groß und unfähig, irgendeine Aktion zu leiten, geschweige denn eine Machtergreifung. Mit 52 Mitgliedern war es ein Mini-Parlament, aber keine Exekutive, die fähig gewesen wäre, die Bewegungen revolutionärer Truppen und bewaffneter Arbeiter zu koordinieren. Statt zu handeln, debattierte es endlos, was zu tun sei.

Die Auswirkungen auf die Moral derer, die in den Straßen kämpften, waren katastrophal. Wie einer der Führer der Spartakisten, Paul Levi, später beschrieb:

»Was am Montag in Berlin sich zeigte, war vielleicht die größte proletarische Massentat, die die Geschichte je gesehen hat ... Vom Roland zur Viktoria standen die Proletarier Kopf an Kopf... Sie hatten ihre Waffen mitgebracht, sie ließen ihre roten Fahnen wehen. Sie waren bereit, alles zu tun, alles zu geben, das Leben selbst. Das war eine Armee von 200.000 Mann, wie kein Ludendorff sie gesehen.

Und da geschah das Unerhörte ...«�

Paul Frölich, der auch Zeuge der Ereignisse war, erzählt:

»Die Körperschaft, die so kühn die Eroberung der Macht proklamiert hatte, wußte nichts zu diesem Ziel zu unternehmen. Der Revolutionsausschuß erließ einen Aufruf zur Demonstration am 6. Januar, er ließ im Marstall einige Waffen verteilen und unternahm einen Versuch, das Kriegsministerium zu besetzen. Das war alles. Er kümmerte sich nicht um die Trupps, die die Zeitungen besetzt hatten, stellte ihnen keine Aufgaben, ließ sie in den Gebäuden, die ohne jeden strategischen Wert waren. Die einzige vernünftige Maßregel, die Besetzung der Bahnhöfe, geschah durch die Initiative der Arbeiter selbst ...«�

Der Revolutionsausschuß war aufgrund einer zu günstigen Einschätzung der Stimmung der Arbeiter und Soldaten in Berlin gebildet worden. Sie waren bereit, zu demonstrieren; sie waren bereit, zu streiken; sie waren bereit, die Rangabzeichen von den Uniformen der Offiziere abzureißen. Aber sie waren noch nicht bereit, die Macht in ihre eigenen Hände zu nehmen.

Viele der Arbeiter und Soldaten, die die Entlassung Eichhoms übelgenommen hatten, hatten aus dem Gefühl heraus gehandelt, daß die Mehrheitssozialdemokraten die "sozialistische Einheit" spalteten. Doch jetzt konnte die Regierung die linke Offensive im selben Licht darstellen. Typisch für ihre Argumentation war ein Flugblatt an die "Arbeiter, Bürger, Soldaten", das am Abend des 6. Januar verteilt wurde.

»Zum zweiten Mal haben bewaffnete Banditen des Spartakusbundes den 'Vorwärts' gewaltsam besetzt. Die Führer dieser Banden proklamierten heute in öffentlichen Reden erneut den gewaltsamen Sturz der Regierung, Mord und blutigen Bürgerkrieg und Errichtung einer Spartakusdiktatur. Dem deutschen Volk und insbesondere der Arbeiterschaft drohen die schlimmsten Gefahren. Anarchie und Hunger würden die Folgen der Spartakusherrschaft sein.«�

Die Regierung schob den Linken die Schuld an den Unruhen in die Schuhe. Immer noch war eine beträchtliche Zahl der Arbeiter und Soldaten bereit, diese Behauptung zu glauben. Der Vollzugsrat der Berliner Räte verurteilte die "Spartakisten", - obwohl er gerade eine Woche vorher die Angriffe der Regierung auf die Volks-Marinedivision kritisiert hatte. Am nächsten Tag behinderte eine Demonstration von einigen tausend Sozialdemokraten, die die Regierungsgebäude umschloß, die Operationen revolutionärer Kräfte im Innern. Teile der Berliner Garnison, die von der Regierung als "unzuverlässig" eingeschätzt wurden, wie die Republikanische Soldatenwehr, kämpften trotz allem für die Regierung.

Noch bezeichnender war vielleicht der Widerstand vieler Arbeiter und Soldaten gegen beide Seiten. Soldatengruppen, die Schlüsselpositionen hatten, wie die Volks-Marinedivision, lehnten es ab, die bewaffnete Aktion der Linken zu unterstützen und erklärten ihre Neutralität. Am 9. Januar stimmte eine gemeinsame Arbeiterversammlung der beiden Großbetriebe Schwartzkopf und AEG dafür, »die Arbeiterschaft über die Köpfe der Führer hinweg zu vereinigen.« Das Gleiche wiederholte sich bei einer Versammlung von 40.000 Arbeitern dieser und anderer Betriebe, die eine Regierung aus allen drei Arbeiterparteien forderte �

Die kommunistischen Führer waren sich bewußt, daß die Masse der Arbeiter noch zauderte, auch Müller und Däumig von den Revolutionären Obleuten waren sich dessen bewußt; aber der Revolutionsausschuß von Liebknecht und Ledebour war sich darüber nicht im klaren. Sie übersahen die neutrale Haltung unentbehrlicher Teile der Arbeiter und Soldaten. Sie verschlossen ihre Augen davor, daß trotz des Generalstreiks und der riesigen Massendemonstrationen nur ein paar tausend Soldaten und Arbeiter bereit waren, zu kämpfen.

Selbst als die Entscheidung für den Kampf getroffen war, war noch nicht alles verloren. Das Kräfteverhältnis in Berlin selbst hatte sich noch nicht zugunsten der Regierungsseite geneigt. »Die Seite der Rebellen hatte einen riesigen materiellen Vorteil«, urteilt ein Historiker des deutschen Heeres.� Mit entschlossenem Vorgehen hätten die revolutionären Kräfte die in der Stadt zusammengezogenen Regierungstruppen schnell überwältigen können. Das hätte die Regierung in die Defensive gezwungen. Unter solchen Umständen hätten Ebert und Scheidemann möglicherweise einem Kompromiß zugestimmt, um ihre Ministerposten zu behalten. Das hätte sie an der Macht, aber den Arbeitern ihre Waffen gelassen (so wie es nach den Zusammenstößen Anfang und Ende Dezember geschehen war). Die revolutionäre Linke hätte Stellungen sichern können, von denen aus sie in naher Zukunft mit viel größerer Unterstützung der Arbeiterklasse hätte vorwärtskommen können.

Doch der Revolutionsausschuß ergriff keine Maßnahmen zur Koordination. Er ließ der Regierung die Kontrolle über Gebäude, die sie bei einem entschlossenem Angriff nicht eine Stunde lang hätte verteidigen können. Von diesen Gebäuden aus war die Regierung in der Lage, ihren Gegenangriff gefahrlos zu planen.

Das Schlimmste war, daß der Revolutionsausschuß einen Fehler mit dem nächsten korrigierte. In dem Augenblick, als klar war, daß die Regierung nicht zusammenbrechen, und die Macht sofort auf die Unabhängigen übergehen würde, bat deren Führung die Regierung um Verhandlungen, obwohl sie erst ein oder zwei Tage vorher deren Sturz verkündet hatte.

Die französischen Jakobiner hatten gezeigt, daß »diejenigen, die eine Revolution halb machen, sich ihr eigenes Grab schaufeln«, und das gleiche meinte Marx mit dem Argument: »Die Defensive ist der Tod jeder bewaffneten Erhebung.«� Ein Erhebung wird nur dann erfolgreich sein, wenn die Massen spüren, daß sie eine Erfolgschance haben. Es sind keine gedrillten militärischen Gliederungen, die geschult sind, ihre Reihen beim Rückzug, wie beim Vormarsch, zusammenzuhalten. Es sind Männer und Frauen, die ihr Letztes geben werden, wenn sie glauben, sie könnten ihre Befreiung vollenden, aber sie werden schnell auseinanderlaufen und zu ihrem normalen, eintönigen Leben in der Fabrik, der Siedlung, der Kneipe zurückgetrieben werden, wenn sie spüren, daß das Ziel aufgegeben wurde. Eine revolutionäre Bewegung, die sich ihres Sieges sicher ist, wird alles andere vergessen. Doch sobald die Führer zugeben, daß die alte Ordnung weiterbesteht, in-dem sie mit ihr verhandeln, wird die Basis anfangen, sich um ihre Arbeitsplätze Sorgen zu machen, um ihre Wohnungen, das Wohlwollen des Vorarbeiters und des Dorfpolizisten. Selbst unter besten Bedingungen führen Verhandlungen mit dem Feind dazu, daß der Rückhalt anfängt, zu bröckeIn. Genau das geschah jetzt. Für die Revolutionäre wurde aus der ohnehin schlechten eine entsetzlichen Lage.

Rosa Luxemburg erkannte die Gefahr. Obwohl sie sich gegen jeden Aufstandsversuch gestellt hatte, war sie, als es zum Aufstand kam, fest davon überzeugt, daß es keine andere Wahl gab, als ihn energisch fortzuführen. Wie Clara Zetkin später berichtete, war Rosa nicht für eine Machtübernahme, sondern für »die kraftvolle Abwehr des Streiches der Konterrevolution. ... Für diese Forderungen mußte gehandelt, durfte nicht verhandelt werden.«� Deshalb legte sie in der 'Roten Fahne' vom 7. Januar die Betonung auf den Unterschied zwischen der kämpferischen Stimmung der Massen und der fatalen Unentschlossenheit der Führer:

»Wer die gestrige Massendemonstration in der Siegesallee miterlebt hat, wer diese felsenfeste revolutionäre Überzeugung, diese prächtige Stimmung, diese Tatkraft, die aus den Massen strömte, gespürt hat, der mußte zu dem Schluß gelangen: Die Proletarier sind durch die Schule der letzten Wochen, der jüngsten Ereignisse, politisch enorm gewachsen. Sie sind sich ihrer Macht bewußt geworden, und nichts fehlt ihnen, als von ihrer Macht Gebrauch zu machen ...

Die Masse muß eben im Kampfe selbst zu kämpfen, zu handeln 1ernen. Und man spürt heute: die Arbeiterschaft Berlins hat in hohem Maße zu handeln gelernt, sie dürstet nach entschlossenen Taten, nach klaren Situationen, nach durchgreifenden Maßnahmen ...

Sind aber ihre Führer, die ausführenden Organe ihres Willens, auf der Höhe? Sind die revolutionären Obleute und die Vertrauensleute der Großbetriebe, sind die radikalen Elemente der USP inzwischen an Tatkraft, Entschlossenheit gewachsen? Hat ihre Aktionsfähigkeit mit der wachsenden Energie der Massen Schritt gehalten?

Wir befürchten, diese Frage nicht mit einem glatten Ja beantworten zu können...

Was haben diese (Führer) inzwischen getan, was beschlossen? Welche Maßnahmen haben sie ergritfen, um in der gespannten Situation, in der die Schicksale der Revolution zum mindesten für den nächsten Abschnitt entschieden werden, den Sieg der Revolution zu sichern? Wir sehen und hören nichts! Mag sein, daß die Vertrauensmänner der Arbeiterschaft gründlich und ausgiebig beraten. Jetzt gilt es aber zu handeln.

Die Ebert-Scheidemann verzetteln ihre Zeit sicher nicht mit Beratungen ... Sie bereiten im Stillen mit der üblichen Energie und Umsicht der Konterrevolutionäre ihre Zettelungen vor, sie schleifen ihr Schwert, um die Revolution zu überrumpeln, zu meucheln...

Da ist keine Zeit zu verlieren. Da müssen sofort durchgreifende Maßnahmen vorgenommen werden ... Die schwankenden Elemente unter den Truppen können nur durch entsehlossenes, klares Handeln der revolutionären Körperschaften für die heilige Sache des Volkes gewonnen werden.

Handeln! Handeln!. Mutig, entschlossen, konsequent - das ist die verdammte Pflicht und Schuldigkeit der revolutionären Obleute und der ehrlich sozialistischen Parteiführer. Die Gegenrevolution entwaffnen, die Massen bewaffnen, alle Machtpositionen besetzen. Rasch handeln!«�

Doch die Spartakisten waren nicht in der Lage, der Bewegung die Entschlossenheit, Organisation und Richtung zu geben, die sie gebraucht hätte - so wie sie zuvor nicht in der Lage gewesen waren, sie auf defensive Forderungen zu beschränken. Sie waren einfach zu wenige, um den notwendigen Einfluß auszuüben.

Einzelne Kämpfer der Spartakisten konnten etwas bewirken. Leviné zum Beispiel, der erst einige Tage vorher von der Führung nach Oberschlesien geschickt worden war, um dort einen verfrühten Aufstand aufzuhalten, übernahm jetzt die Verantwortung für die militärischen Vorgänge in und um das Gebäude des 'Vorwärts'. Doch das ist keinesfalls das Gleiche, wie die gesamte strategische und taktische Organisation der revolutionären Kräften bestimmen zu können.

Die Regierung war nur schnell dabei, die Desorganisation und Unentschiedenheit ihrer Gegner auszunutzen.

Schon am 6. Januar hatte Noske seine Polizeigewalt auf General Lüttwitz übertragen, in Vorbereitung auf den Einsatz der Freikorps, die außerhalb Berlins standen. Die Desorganisation der Revolutionäre aber machte den Autbau einer regierungstreuen Einheit im Herzen Berlins möglich. Am 8. Januar waren im Gebäude des Reichstags zwei Regimenter aus sozialdemokratischen Soldaten organisiert worden. Sie waren insgesamt 5.000 Mann, eine geringere Zahl als die der Seite der Revolutionäre, von denen sie leicht hätten auseinandergejagt werden können. Aber auf der revolutionären Seite gab es kein Oberkommando, das das sichergestellt hätte. Indem sie sich mit Verhandlungen beschäftigten, gaben die Unabhängigen statt dessen der Regierung Zeit, diese Truppen zu sammeln, bis sie sich stark genug fühlte, sie in eine Schlacht zu werfen, um die Revolutionäre zu verjagen.

Die entschlossene Führung der Regierungstruppen machte es möglich, die Revolutionäre sehr schnell aus ihren Stellungen zu vertreiben. Der Kommandant der regierungstreuen Republikanischen Soldatenwehr erzählt, daß er am 13. Januar:

»in einer Position war, Noske zu berichten, daß es nichts mehr zu tun gab, außer die wiederhergestellte Ordnung aufrecht zu erhalten und die Entwaffnung fortzusetzen. Die Berliner Truppen der Republikanischen Soldatenwehr und die Freiwilligen (die sozialdemokratischen Soldaten) unter Kuttner und Baumeister, die das Brandenburger Tor besetzt hatten und den Reichstag verteidigten, hatten die Ordnung in Berlin wieder hergestellt.«�

Doch diese Ordnung reichte den sozialdemokratischen Führern, besonders Noske und Ebert, nicht aus, denn sie war von bewaffneten sozialdemokratischen Arbeitern und Soldaten abhängig. Sie wollten Berlin lieber mit "verläßlichen" Truppen kontrollieren - mit den Tausenden der pro-monarchistischen Freikorps; die sich zur Zeit der Zerschlagung des Aufstands vor den Toren der Hauptstadt sammelten. Am 11. Januar begannen sie ihren Einmarsch in Berlin, bis aber die Hauptkontingente eintrafen, vergingen weitere 36 Stunden. »Als sie in die Stadt kamen, hatten sie nichts besseres zu tun, als Mitgliedern der Republikanischen Soldatenwehr die Armbinden abzureißen und sie bei jeder Gelegenheit zu beleidigen.«�

Das erscheint leicht übertrieben: denn es gab in einer Anzahl von Gebäuden immer noch Heckenschützen der Linken. Sie wurden von den Freikorps bald verjagt, indem sie Maschinengewehre und Panzerwagen auf den wichtigsten Plätzen stationierten. Jeder Widerstand wurde aufs Entschiedenste unterdrückt. Als eine Gruppe von sechs Delegierten über die friedliche Übergabe des Vorwärtsgebäudes verhandeln wollte, wurde sie ermordet. Noch bevor Eichhorns Männer ihren Widerstand aufgeben konnten, wurde durch Artillerieeinsatz die Front des Polizeipräsidiums zerschossen. »Für die Verteidiger gab es wenig Schonung. Sie wurden erschossen, wo sie gefunden wurden. Nur wenigen gelang die Flucht über die Dächen«� Die Zentrale der Kommunistischen Partei wurde eingenommen und zerstört.

Die alte kaiserliche Polizei wurde wieder in den Dienst gerufen, um den Freikorps bei der Jagd auf die "Spartakisten" zu helfen. In der Tagespresse wurden die Freikorps für die »Befreiung Berlins« von »Anarchie und Diktatur« gepriesen.

»Die Presse begleitete das Morden der Soldateska in den Arbeitervierteln mit Hymnen auf die "Befreier". Sie besang die Mauern, die mit dem Gehirn standrechtlich Erschossener bespritzt waren. Sie verwandelte das ganze Bürgertum in einen blutgierigen Mob, der, von Denunziationswut ergriffen, die Verdächtigen - Revolutionäre und völlig Harmlose - vor die Gewehre der Hinrichtungskommandos trieb.«�

»Natürlich schob man die Schuld an dem Blutvergießen den Spartakisten in die Schuhe, und eine wilde Hetze auf ihre Führer erfüllte die Stadt«, erinnert sich Rosa Leviné-Meyen »Auch im Krankenhaus bekam man die allgemeine Erregung zu spüren. Die Schwestern rannten wie eine aufgestörte Herde Schafe durcheinander und erzählten die schrecklichsten Geschichten über die blutdürstigen Spartakisten...«�

Die sozialdemokratische Zeitung 'Vorwärts' förderte diese Mordhysteriemit allen Mitteln, indem sie offen zum Abschlachten der Spartakistenführer aufrief.

»Vielhundert Tote in einer Reih' -

Proletarier

Karl, Rosa, Radek und Kumpane -

es ist keiner dabei, es ist keiner dabei!

Proletarier«�

Zwei Tage später erreichte der weiße Terror seinen Höhepunkt. Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht hatten es abgelehnt, aus der Stadt zu fliehen, - in ihrem Versteck gab Rosa weiterhin 'Die Rote Fahne' heraus. Am 15. Januar wurde sie, gemeinsam mit Wilhelm Pieck, in ihrem Versteck verhaftet. Sie wurden dann voneinander getrennt. Rosa wurde zu einem Stabsquartier der Freikorps, dem Hotel Eden, geschleppt. Dort hatte ein Hauptmann Papst schon Vorbereitungen für ihre Ermordung getroffen. Liebknecht wurde erst verhört und dann außerhalb des Gebäudes mit einem Gewehrkolben halb bewußtlos geschlagen; danach wurde er zum Tiergarten gebracht und ermordet. Kurz danach wurde Rosa herausgeholt, ihre Schädeldecke zerschmettert und ebenfalls abtransportiert. Nach einem Kopfschuß warf man sie in den Kanal.

»Am Donnerstag, dem 16. Januar, konnte der 'Vorrwärts' als erste Zeitung die Nachricht bringen, daß Liebknecht auf der Flucht erschossen, Luxemburg von der Menge erschlagen worden sei.«�

Diese Nachrichten lösten in den bürgerlichen Schichten ungeheure Freude aus. Im Krankenhaus von Rosa Leviné-Meyer ging »das Extrablatt von Hand zu Hand, alles schrie und tanzte vor Freude«.�

Die deutsche Revolution war noch lange nicht vorbei. Viele bittere Schlachten standen noch bevor Selbst in Berlin kam es binnen zweier Monate zu erneuten Kämpfen, und es dauerte noch ganze fünf Jahre, bis der deutsche Kapitalismus sich weitgehend stabilisiert hatte. Doch der Erfolg in den Januarkämpfen brachte der Bourgeoisie einen wichtigen Sieg, auf den sie aufbauen konnte.

In der Novemberrevolution war ihr Staatsapparat in Stücke zerfallen. Sie hatte ihr Monopol über die bewaffnete Macht verloren: die Armee war zerrissen zwischen dem Druck der Basis einerseits und den Befehlen der Generäle andererseits. Während der Januarkämpfe hatten die Generäle höchstens 10.000 Mann unter ihrer unmittelbaren Kontrolle - kaum geflug, um die Stadt zu kontrollieren, geschweige denn einen modernen Staat. Ihr Sieg gab ihnen das Monopol über die Staatsgewalt zurück und die Möglichkeit, die Zahl der zuverlässigen Einheiten schnell zu vermehren.

Noch schlimmer war, daß der Mord an Rosa Luxemburg den Revolutionären ihre fähigste und erfahrenste Führerin geraubt hatte. Ihre Nachfolger waren fähig und mutig, aber sie besaßen nicht ihre Erfahrung und ihre Fähigkeit, unmittelbare Eindrücke mit einer gewissen Distanz zu beurteilen und eine Situation in ihrer Gesamtheit zu erfassen. Diesen Verlust mußte die deutsche Arbeiterklasse mit einem enormen Preis bezahlen. Den Erfolg der Regierung brachte einige Monate später der entlassene revolutionäre Polizeichef Eichhorn am besten auf den Punkt. Er sagte, daß

»das Berliner Proletariat das Opfer einer auf weite Ziele gerichteten und schlau durchgeführten Provokation der damaligen Regierung geworden ist. Die Regierung suchte die Gelegenheit, der Revolution den Todesstoß zu versetzen, die Januarbewegung bot diese Gelegenheit:

Das revolutionäre Proletariat war wohl in Waffen auf den Beinen, aber in keiner Weise für ernstliche Kämpfe gerüstet; es ging in die Falle der Verständigungsverhandlungen und ließ sich dort um Kraft, Zeit und revolutionären Elan bringen. Inzwischen konnte die über alle Machtmittel des Staates verfügende Regierung die gründliche Niederwerfung vorbereiten.«�

Die Lehren des Januar

Im letzten Artikel, den Rosa Luxemburg vor ihrer Ermordung schrieb, wies sie die Schuld an der Niederlage dem »Widerspruch zwischen dem kraftvollen, entschlossenen, offensiven Auftreten der Berliner Massen und der Unentschlossenheit, Zaghaftigkeit und Halbheit der Berliner Führung«� zu.

Zweifellos hatte sie recht. Mit einer starken revolutionären Partei wäre die Berliner Arbeiterklasse wahrscheinlich nicht in die Falle gelaufen, die Ebert, Noske und die Generäle gelegt hatten. Mit einer starken revolutionären Partei hätte es die notwendige Gesamtführung für die notwendige Koordinierung der revolutionären Kräfte gegeben, auch wenn, gegen deren Rat, ein Aufstand begonnen worden wäre.

Aber diese Partei gab es nicht. Das folgte aus der Geschichte der vorangegangenen Jahre: das Wachstum und die Stabilität des deutschen Vorkriegskapitalismus; Rosa Luxemburgs Versäumnis, in dieser Zeit ihrer grundsätzlichen Opposition zur Politik Kautskys und der SPD-Führung eine praktische, organisatorische Form zu geben; die Spannungen zwischen den Spartakisten und den Bremer Revolutionären im Jahr 1916, das Vorherrschen ungeduldiger, linksradikaler Elemente in der Kommunistischen Partei, als sie schließlich bloß eine Woche vor Beginn der Kämpfe gegründet worden war

Sicherlich gab es objektive Unterschiede zwischen Deutschland An-fang 1919 und Rußland 1917. Doch sie sind nicht die entscheidende Erklärung für die Niederlage im Januar: 1917 gab es in Rußland oft Situationen, wo Arbeiter in bestimmten lndustriezentren in den Kampf ziehen wollten, unvorbereitet und isoliert von Arbeitern in anderen Gegenden. Luxemburg war genauso fähig wie Lenin und Trotzki, die ungeheure Gefahr einer solchen verfrühten Aktion zu erkennen. Was fehlte, war die Sorte Partei, wie sie Lenin in den zwanzig vorangegangenen Jahren hatte aufbauen können. Und ohne eine derartige Partei waren Rosas Vorstellungen auf eine Kommentierung der revolutionären Ereignissen reduziert, statt ihnen eine Richtung zu geben.

Daraus folgt aber nicht notwendig, daß die Führung des Spartakusbundes keine Möglichkeit gehabt hätte, die schlimmsten Folgen der Niederlage zu vermeiden.

Die Debatte über die spartakistische Taktik begann während der Ereignisse. Und sie begann innerhalb der Führung der gerade gegründeten Kommunistischen Partei, in Form von Meinungsverschiedenheiten zwischen Rosa Luxemburg und Karl Radek.

Rosa hatte ihre Position in den letzten von ihr geschriebenen Artikeln "Was machen die Führer?", "Kartenhäuser" und "Die Ordnung herrscht in Berlin"� formuliert - und ihre Ansichten wurden einige Jahre später auch in einem Bericht ihrer Freundin und Genossin Clara Zetkin wiedergegeben. Entscheidend war für sie, daß »sich die Revolution durch alle diese scheinbaren Zickzackbewegungen Schritt für Schritt siegreich durchsetzt und unaufhaltsam vorwärts schreitet. Die Masse muß eben im Kampfe selbst lernen zu handeln«.

In den Augen der Masse würden sich Revolutionäre von Nichtrevolutionären durch ihre Handlungen unterscheiden. Sie schrieb: »Handeln! Handeln! Mutig, entschlossen, konsequent - das ist die verdammte Pflicht und Schuldigkeit der Revolutionäre ...«�

»War ein endgültiger Sieg des revolutionären Proletariats in dieser Auseinandersetzung, war der Sturz der Ebert-Scheidemann und eine Aufrichtung der sozialistischen Diktatur zu erwarten? Gewiß nicht, wenn man alle Momente reiflich in Betracht zieht, die über die Frage entscheiden ...

War deshalb der Kampf der letzten Wochen ein "Fehler"? Ja, wenn es sich überhaupt um einen absichtlichen "Vorstoß", um einen sogenannten "Putsch" handeln würde! Was war aber der Ausgangspunkt der letzten Kampfwoche? ... eine brutale Provokation der Regierung!

Die Revolution operiert eben nicht aus freien Stücken, in einem offenen Schlachtfeld, nach einem schlau von "Strategen" zurechtgelegten Plan. Ihre Gegner haben auch die Initiative, ja, sie üben sie in der Regel viel mehr als die Revolution selbst aus.

Vor die Tatsache der frechen Provokation seitens Ebert-Scheidemann gestellt, war die revolutionäre Arbeiterschaft gezwungen, zu den Waffen zu greifen. Ja, es war Ehrensache der Revolution, sofort den Angriff mit aller Energie abzuschlagen, sollte nicht die Gegenrevolution zu weiterem Vordringen ermuntert... werden

Nun ist es inneres Lebensgesetze der Revolution, nie beim erreichten Schritt in Untätigkeit, in Passivität stehenzubleiben. Die beste Parade ist ein kräftiger Hieb. Diese elementare Regel jeden Kampfes beherrscht erst recht alle Schritte der Revolution ...

Aus diesem Widerspruch zwischen der Zuspitzung der Aufgabe und den mangelnden Vorbedingungen zu ihrer Lösung in einer anfänglichen Phase der revolutionären Entwicklung ergibt sich, daß die Einzelkämpfe der Revolution formal mit einer Niederlage enden. Aber die Revolution ist die einzige Form des "Krieges" ... wo der Endsieg nur durch eine Reihe von "Niederlagen" vorbereitet werden kann!«�

Für Rosa war der Ausbruch der Kämpfe unvermeidlich. Wenn sie aber einmal angefangen hätten, müßten die Spartakisten das Vertrauen der Massen gewinnen, um sie dem Einfluß der Schwankenden und Opportunisten in den Unabhängigen Sozialdemokratie zu entziehen, indem sie zeigten, daß sie die besten, mutigsten Kämpfer mit der besten Führung sind. Das würde hoffentlich möglich machen, den Angriff der Regierung abzuwehren. Im schlimmsten Fall gäbe es eine Niederlage  aber das würde nur eine teilweise Niederlage sein. Diese würde den Rückhalt der Revolutionäre innerhalb der Arbeiterklasse und die Klasse für die nächsten Kämpfe stärken.

»Kaum werden die Trümmer und die Leichen der jüngsten Episode hinweggetragen werden, tritt die Revolution an diese ihre unermüdliche Tagesarbeit wieder. Die Spartakisten gehen ihren Weg mit unerschütterlicher Festigkeit weiter. Die Zahl der gebrachten Opfer wächst mit jeder Woche, die Zahl ihrer Anhänger wächst aber hundertfach.«�

Clara Zetkin erklärte Rosas Position so:

»Der jungen Kommunistische Partei erwuchs aus dieser Lage eine schwierige, konfliktreiche Aufgabe. Sie konnte das Ziel der Massen-aktion - Sturz der Regierung - nicht zu dem ihrigen machen, sie mußte es ablehnen, aber sie durfte gleichzeitig sich nicht von den Massen loslösen, die den Kampf aufgenommen hatten. Trotz des Gegensätzlichen mußte sie bei den Massen, unter den Massen bleiben, um sie in ihrem Ringen mit der Gegenrevolution zu stärken und den Prozeß ihres revolutionären Reifens während der Aktion zu fördern, indem sie ihnen die Bedingungen ihres Vorstoßes zu Bewußtsein brachte. Zu diesem Zweck mußte die Kommunistische Partei ihr eigenes Gesicht zeigen, ihre Wertung der Situation scharf umrissen herausarbeiten, ohne die proletarische, die revolutionäre Solidarität zu verletzen, die sie den Kämpfenden schuldet. Ihr Anteil an dem Kampf mußte also negativ-kritisch und positiv-vorwärtstreibend zugleich sein.«�

Rosa Luxemburgs eigene Artikel aus diesen Tagen enthalten nichts von ihren Bedenken über den Kampf auf den Straßen. Der Tenor ihrer Schriften war, die Massen nach vorne zu drängen, nicht sie zurückzuhalten. Die "negative und kritische" Seite verlegte sie in ihre schneidende Kritik des Schwankens der Führer, der linken USPD und der Revolutionären Obleute. Radek sagte, der Tonfall der 'Roten Fahne' war, »als würde die letzte Schlacht« schon stattfinden.�

Radek hatte einen deutlich anderen Ansatz als Rosa. Er begann mit der gleichen Bewertung der Kräfteverhältnisse - daß die Arbeiter die Macht nicht übernehmen könnten. Aber er leitete aus dieser Einschätzung eine ganz andere Taktik ab. Er war der Meinung, die Partei müsse die Massen ziemlich hart und offen auffordern, den Kampf zu beenden. Am dritten Tag der Kämpfe schrieb er in einem Brief an die Spartakus-Zentrale (dem neunköpfigen zentralen Führungsgremium):

»In Ihrer Programmbroschüre: "Was will Spartakus?" erklären Sie, die Regierung erst dann übernehmen zu wollen, wenn Sie die Mehrheit der Arbeiterklasse hinter sich haben. Dieser vollkommen richtige Standpunkt findet seine Begründung in der einfachen Tatsache, daß die Arbeiterregierung ohne Massenorganisation des Protetariats undenkbar ist. Nun sind diese einzig in Betracht kommenden Massenorganisationen, die Arbeiterräte, fast nur nominell vorhanden. Sie haben noch keine Kämpfe geführt, die Massenkräfte auslösen könnten. Und dementsprechend hat in ihnen nicht die Partei des Kampfes die Oberhand, die Kommunistische Partei, sondern die Sozialpatrioten und die Unabhängigen. In dieser Situation ist an die Machtergreifung des Proletariats gar nicht zu denken. Würde sie, die Regierung, durch einen Putsch in eure Hände fallen, sie würde in ein paar Tagen von der Provinz abgeschnürt und erdrosselt werden.

In dieser Situation durfte die Samstag von den revolutionären Obleuten beschlossene Aktion wegen des Anschlags der sozialpatriotischen Regierung auf das Polizeipräsidium nur den Charakter einer Protest-aktion tragen. Die Vorderreihe des Proletariats, erbittert durch die Politik der Regierung, mißgeleitet durch die revolutionären Obleute, die ohne jede politische Erfahrung nicht imstande sind, das Kräfteverhältnis im ganzen Reich zu übersehen, haben in ihrem Elan die Bewegung aus einer Protestbewegung zu einem Kampf um die Gewalt ausgestaltet. Das erlaubt den Ebert und Scheidemann, der Berliner Bewegung einen Schlag zu versetzen, der die ganze Bewegung auf Monate schwächen kann.

Die einzige bremsende Kraft, die dieses Unglück verhindern kann, seid ihr, die Kommunistische Partei. Ihr habt genug Einsicht, um zu wissen, daß der Kampf aussichtslos ist; daß ihr es wißt, haben mir eure Mitglieder, die Genossen Levi und Duncker gesagt. ... Nichts verbietet einem Schwächeren, sich vor der Übermacht zurückzuziehen. Wir haben im Juli 1917, obwohl wir damals stärker waren als ihr jetzt, die Massen mit allen Kräften zurückgehalten, und als dies nicht gelang, sie durch rücksichtsloses Eingreifen aus einer bevorstehenden aussichtslosen Schlacht herausgezogen.«�

Radek appellierte an die Spartakusführer, ihre Auhänger aufzufordern, den Kampf aufzugeben. Seine Argumente wurden innerhalb der Führung von Paul Levi und Leo Jogiches verteidigt. Doch obwohl Rosa Luxemburg (laut Levi) gesagt hatte, eine weitere Zusammenarbeit mit Liebknecht sei nach seinem Aufruf zur Machtübernahme unmöglich, war sie nicht bereit, den Befehl zum Rückzug zu geben. Sie wußte, daß die Unabhängigen dabei waren, über den Rückzug ihrer Partei zu verhandeln, und sie wollte nicht, daß die Spartakisten ihnen dafür eine Rechtfertigung lieferten. Sie war der Auffassung, daß die notwendige Polarisierung innerhalb der Massen nur stattfinden und die Kämpferischsten in die Kommunistisehe Partei geholt werden könnten, wenn die Spartakisten standhaft blieben, während die Unabhängigen den Rückzug anführten. Die Gefahr in Radeks Formulierung lag darin, daß sie dazu fuhren würde, daß die Spartakus-Mitglieder in Deckung gingen, während die radikalen Arbeiter und Soldaten weiter kämpfen würden. Damit würden nur die linksradikalen, anarchistischen und prinzipiell gegen Parteien gerichtete Haltungen gestärkt und nicht der Aufbau der Partei.

Januar 1919 und Juli 1917

Radek verglich die Januarkämpfe mit den Julitagen 1917 in Rußland. Es gab starke Ähnlichkeiten. Die Arbeiter und Soldaten fühlten sich im Juli 1917 in Petrograd wie in Berlin im Januar 1919 sehr stark; Die Regierung unternahm eine Provokation (indem sie das Maschinengewehrregiment an die Front befahl), und die Arbeiter reagierten, indem sie auf die Machtergreifung drängten. Und genauso wie Liebknecht und Pieck im Januar 1919 den Aufruf zum Aufstand unterschrieben, und sich der Parteidisziplin nicht fügten, geschah es auch im Juli 1917: »Die Führer der bolschewistischen Militärorganisation trugen mit dazu bei, die Flammen der Revolte anzufachen. Die Soldaten I. M. Golowin, K. Kasakow, K. N. Romanow und L. Linski (alle Mitglieder des Kollektivs der bolschewistisehen Militärorganisationen) sprachen sich für den sofortigen Staatsstreich aus.«� Die bolschewistische Militärzeitung, 'Soldatskaya Prawda', rief die Arbeiter offen dazu auf »der Bourgeoisie die Macht zu entziehen.«�

Doch Lenin blieb fest bei seiner Auffassung, daß die Bewegung verfrüht und extrem gefährlich sei:

»Wir müssen besonders aufmerksam und vorsichtig sein, um nicht Opfer einer Provokation zu werden ... Ein falscher Schritt könnte alles zerstören ... Könnten wir jetzt die Macht ergreifen, ... wir würden sie nicht halten können.«�

Die Haltung der bolschewistischen Führer wurde in einer Rede Tomskis klar ausgedrückt, als dem Petrograder Parteitag Bewegungen des Maschinengewehrregiments bekannt wurden. Er erklärte: »Die Regimenter, die auf die Straße gegangen sind, handelten unkameradschaftlich, indem sie das Komitee unserer Partei nicht zur Besprechung der Demonstrationsfrage eingeladen haben. ... Jetzt von bewaffneter Demonstration zu sprechen, ohne eine neue Revolution zu wollen, ist unzulässig.«�

Die bolschewistischen Führer konnten die Massen nicht zurückhalten. Die Demonstrationen fanden statt, ob sie wollten oder nicht. Hätten sie ihren Parteimitgliedern einfach befehlen sollen, nicht an den Demonstrationen teilzunehmen? So ein Handeln wäre tödlich gewesen. Es hätte riesige Mengen Arbeiter, die gerade ein paar Tage vorher mit den menschewistischen Führern gebrochen und die sich durch Teilnahme an den Demonstrationen mit der revolutionären Kampfbereitschaft identifiziert hatten, verwirrt und demoralisiert. Wenn Lenin den Befehl gegeben hätte, sich aus der Schlacht ohne die Massen zurückzuziehen, hätten sie zukünftig in den Bolschewiki nicht ihre Partei gesehen.

Die Parteimitglieder mußten mit den Massen auf den Straßen sein, sie mußten die Parolen ausgeben, die die Massen zusammenhalten konnten und ihren kampfbereiten Geist ausdrückten, und gleichzeitig mußten sie alles vermeiden, was als Griff zur Macht ausgelegt werden konnte. In diesem Sinn sprach Kamenew für die Bolschewiki vor der Arbeitersektion des Petrograder Sowjets auf dem Höhepunkt der Demonstrationen:

»Wir haben zur Demonstration nicht aufgerufen, sondern die Volksmassen sind von selbst auf die Straße gegangen... Wenn aber die Massen hinausgegangen sind, ist unser Platz unter ihnen ... Unsere Aufgabe ist jetzt, der Bewegung einen organisierten Charakter zu verleihen.«�

Lenin bestand daraut daß die Partei die Massen nicht einfach alleine weiter kämpfen lassen konnte.

»Wenn unsere Partei es abgelehnt hätte, die spontan ausgebrochene Massenbewegung vom 3. und 4. Juli zu unterstützen, so wäre dies glatter Verrat am Proletariat gewesen, denn die Massen waren in Bewegung geraten aus begründeter und gerechter Empörung.«�

Wie er zwei Jahre nach dem Ereignis schrieb:

»Wenn die Massen kämpfen, sind Fehler im Kampf unvermeidlich: die Kommunisten, die diese Fehler sehen, sie den Massen erläutern, die Korrektur der Fehler anstreben und unentwegt den Sieg des Bewußtseins über die Spontaneität verfechten, bleiben mit den Massen.«�

Als die Bolschewiki in der Praxis sahen, daß jeder Versuch, gegen eine Aktion der Arbeiter zu argumentieren, aussichtslos war, brachten sie ihren eigenen Aufruf für bewaffnete Demonstrationen heraus, aber für "friedliche und organisierte Demonstrationen". Trotzki berichtet:

»Vor den Mauern des Taurischen Palais in den Julitagen war Sinowjew äußerst aktiv, findig und stark. Er steigerte bis zu den höchsten Noten die Erregung der Massen - nicht um zu entscheidenden Taten aufzurufen, sondern im Gegenteil, um davon abzuhalten.«�

Nach drei Tagen derartiger Demonstrationen erschöpfte sich die Begeisterung der Massen von selbst. Das war der Zeitpunkt, wo die Bolschewiki die Massen zum Rückzug aufrufen konnten, und sie wußten, daß weit größere Mengen als ihre eigenen Mitglieder dem Aufruf folgen würden. Die Bolschewiki konnten Gehör finden, weil sie selbst alle Risiken des Kampfes in den Tagen davor mitgetragen hatten, während die Menschewiki das nicht getan hatten.

In diesem Licht betrachtet, ist es möglich, den Fehler der Spartakisten im Januar 1919, klarer zu erkennen. lhr Fehler war nicht die Teilnahme an der Bewegung - sie waren sehr, sehr viel schwächer als es die Bolschewiki in den Julitagen waren, und die Bolschewiki hatten einfach nicht daneben stehen können. Es war auch kein Fehler, daß sie keinen Aufruf zum Rückzug ausgegeben hatten, - auch die Bolschewiki konnten das solange nicht tun, bis sie das Gefühl hatten, daß die Massen ihnen folgen würden, und die Schwäche der Spartakisten versetzte sie noch weniger in die Lage, so zu handeln.

Der eigentliche Fehler war, daß die Führer des Spartakusbundes nicht genügend deutlich gemacht hatten - in ihren Zeitungen und ihren Reden - daß die Ziele, die die Bewegung erreichen konnte, eng begrenzt waren.

Es war nicht so, daß Rosa Luxemburg, während Liebknecht Erklärungen abgab und wilde Reden schwang, in sehr vorsichtigen Tönen gesprochen und die revolutionären Arbeiter öffentlich davor gewarnt hätte, zu schnell vorzugehen. Tatsächlich hatten die Artikel Rosa Luxemburgs in der 'Roten Fahne' einen sehr schrillen Tonfall. Als Radek ihr das vorwarf, bestand sie darauf, daß sie die Stimmung der Massen treffen müsse: »Wenn ein gesundes Kind geboren wird, dann schreit es und piepst nicht.«�

Doch das bedeutete, daß es für die Massen keine Möglichkeit gab, Rosas realistische Einschätzung der Bewegung zu hören. Sie gab den Aufruf zum Sturz der Regierung als "propagandistische Losung" heraus, die die Massen erziehen und sie nicht zur unmittelbaren Aktion bewegen sollte; aber der kreischende Ton, in dem sie die Parole verbreitete, muß auf viele, neu radikalisierte, unerfahrene Arbeiter ganz anders gewirkt haben.

Hierin lag der wirkliche Gegensatz zu Lenin 1917. Er bestand darauf, daß eine Parole nicht ausgeben werden durfte, wenn die Gefahr bestand, daß die Arbeiter nicht verstehen könnten, was unmittelbar zu erreichen war:

»Die Losung "Nieder mit der Provisorischen Regierung" ist im Augenblick deshalb falsch, weil eine solche Losung, wenn nicht eine feste Mehrheit des Volkes auf seiten des revolutionären Proletariats steht, entweder eine Phrase ist oder objektiv auf abenteuerliche Versuche hinausläuft.«�

Ein solcher Fehler seitens einer großen Revolutionärin und Marxistin wie Rosa Luxemburg läßt sich nicht damit erklären, daß sie ein "anderes Temperament" als Lenin hatte. Ihr eigentliches Problem war, daß sie Angst hatte, die Aktionen der neu radikalisierten Teile der Arbeiter zu hart zu kritisieren, weil sie diese Gruppen für den Parteiaufbau gewinnen wollte. Im Gegensatz dazu hatte Lenin schon eine Partei aufgebaut. Ihre Kämpfer waren in der Klasse schon so breit anerkannt, daß sie riskieren konnten, zeitweilig hei den neu radikalisierten Arbeitern unpopulär zu sein, - vorausgesetzt, daß sie sich gemeinsam mit ihnen an Massenaktionen beteiligten.

Jeder, der in eine Lage wie Rosa Luxemburg kommt, versuchen zu müssen, im Verlauf der Revolution aus dem Nichts eine revolutionäre Partei aufzubauen, wird vor extremen Schwierigkeiten stehen. Das zeigt sich daran, daß diejenigen, die Rosas Position im Januar äußerst kritisch sahen - Paul Levi und Karl Radek - nach Rosas Tod nicht miteinander übereinstimmten, wie die Kommunisten in eine Reihe größerer Kämpfe eingreifen sollten: Levi kritisierte ungarische und bayerische Kommunisten dafür, "verfrüht" die Macht übernommen zu haben, während Radek sie verteidigte; Radek ermunterte zur Märzaktion von 1921 - wenn es eine abenteuerliche Politik gab, dann diese.�

Rosa Luxemburg machte in der ersten Woche des Januar 1919 einen taktischen Fehler, als sie in ihren Schriften einen zu schrillen Ton anstimmte. Trotzdem war ihre Gesamtbewertung richtig. Ihr taktischer Fehler kann nicht durch irgendwelche Ereignisse im Dezember und Januar erklärt werden, sondern durch einen viel früheren Fehler - als sie 19l2 und 1916 die Bedeutung des Aufbaus einer unabhängigen revolutionären sozialistischen Partei unterschätzte. Im März 1917 hatte sie geschrieben:

»Der Spartakusbund ist bloß eine andere historische Tendenz in der ganzen Bewegung des deutschen Proletariats. Er wird durch eine andere Haltung über alle Fragen der Taktik und der Organisationen charakterisiert. Aber die Ansicht, daß es deshalb notwendig sei, zwei vorsichtig getrennte Parteien zu bilden, die diesen zwei Aspekten der sozialistischen Opposition (den Unabhängigen und den Spartakisten) entsprechen, beruht auf einer dogmatischen Interpretation von Parteien.«�

Der Gegensatz zu Lenins wiederholtem Nachdruck auf der politischen und organisatorischen Unabhängigkeit der Revolutionäre von den Zentristen, hätte schärfer nicht sein können; er trug dazu bei, die Grundlage für das tragische Dilemma vorzubereiten, in das Rosa Luxemburg und die deutsche Revolution im Januar 1919 gerieten.















Kapitel 6

Die Monate des Bürgerkriegs

»Die Militärs, das Bürgertum, die heute den Ebert-Scheidcmann aus der Patsche helfen, wollen selber die Früchte der blutigen Ernte genießen. Diese Elemente wollten die "sozialistische" Regierung nur so lange unterstützen, wie sie glauben konnten, durch die falsche Flagge die proletarischen Massen im Zaume halten zu können ... Nun ist der Bann gebrochen. Die letzte Woche hat den Abgrund aufgerissen, der zwischen der Ebertschen Regierung und der Revolution gähnt. Heute ist es klar, daß Ebert-Scheidemann nur durch Bajonette herrschen können. Ist dem aber so, dann will das Bajonette auch ohne Ebert-Scheidemann herrschen. ... So rebelliert das gegenrevolutionäre Offizierskorps gegen die Regierung Ebert. ...

Was auch morgen oder übermorgen als Ergebnis und Lösung der Krise zustande kommen mag: Es wird ein Provisorium, es wird ein Kartenhaus sein ... nach kürzester Zeit werden die Urgewalten der Revolution: die wirtschaftlichen Kämpfe, einen Strich durch all diese Rechnungen machen ... Kaum werden die Trümmer und Leichen dieser jüngsten Episode hinweggetragen, tritt die Revolution an diese unermüdliche Tagesarbeit wieder.«�

So schilderte Rosa Luxemburg zwei Tage vor ihrer Ermordung die Probleme, vor denen die Sieger des Januar 1919 stehen würden. Es dauerte nicht lange, bis sich ihre Vorhersagen als richtig erwiesen.

Die Zerschlagung der revolutionären Linken hatte es den Führern der Sozialdemokratie und der Obersten Heeresleitung möglich gemacht, ihre ersten Ziele zu erreichen. Sie hatten die Voraussetzungen dafür geschaffen, daß die Januarwahlen zur Nationalversammlung ungestört stattfinden konnten. Sie stellten sicher, daß die Wahlen einerseits vom alten Parteiapparat der SPD und andererseits von den riesigen Geldsummen des Großkapitals, die den bürgerlichen Parteien für Propagandazwecke gegeben worden waren, dominiert wurden. Weiterhin ließen sie die alten Machtstrukturen in Presse, Beamtenschaft, Armee und Justiz unangetastet.

Doch ihr Sieg über die Revolution war unvollständig. Große Teile Deutschlands standen immer noch unter dem Einfluß der Arbeiter- und Soldatenräte. Noch hing die Arbeit des Staatsapparates von deren gutem Willen ab. In vielen Orten waren die von den Räten aufgestellten "Sicherheitswehren" oder "Volkswehren" die einzig zuverlässigen Polizeieinheiten.

In den ersten Tagen der Revolution war es den Sozialdemokraten in der Regel gelungen, diese Räte zu dominieren, da viele der Arbeiter und Soldaten politisch völlig unerfahren waren und glaubten, die Sozialdemokraten würden eine "realistische" sozialistische Strategie verfolgen. Doch die Sozialdemokraten konnten sich dieser Unterstützung nur versichern, indem sie den Arbeitern verbale Zugeständnisse machten. Sie zogen keineswegs unter dem Banner der Konterrevolution in die Schlacht  im Gegenteil. Sie machten Versprechungen, die in normalen Zeiten revolutionär geklungen hätten.

Die ersten Bekanntmachungen der Regierung betonten »ihre ausschließlich sozialistische Zusammensetzung«, und daß sie sich »die Durchsetzung des sozialistischen Programms zum Ziel setze«, wie ein der SPD-Führung nahestehender Historiker anmerkte.� Das galt vor allem für den wirtschaftlichen Bereich, wo ständig von "Sozialisierung" gesprochen wurde. Derselbe Allgemeine Rätekongreß, der für die Übergabe der Macht an die Nationalversammlung gestimmt hatte, stimmte auch für die "Sozialisierung der Industrie, besonders des Bergbaus". Auf diesem Kongreß hatten die Sozialdemokraten die Mehrheit.

Die Sozialdemokraten hatten auch verbale Zugeständnisse bezüglich der Arbeiterräte selbst machen müssen. Die Räte waren in breiten Schichten der Arbeiterklasse und auch bei denjenigen, die die Regierung unterstützten, ausgesprochen populär So verabschiedete der Allgemeine Rätekongreß die Hamburger Resolution, die den Soldatenräten große Macht verlieh.

Ein Grund, warum es für die Regierung so leicht war, die Januarbewegung in Berlin zu unterdrücken, war allerdings, daß beträchtliche Teile der Arbeiter der Stadt immer noch bereit waren, sich aktiv an der Unterdrückung der Revolution zu beteiligen. Die größten Betriebe und einige der entscheidenden Regimenter blieben neutral und drängten auf "Frieden" zwischen beiden Seiten. Der Berliner Vollzugsrat verurteilte den Aufstand. Das bedeutete aber nicht, daß die Zerschlagung der linken Kräfte die Macht der Arbeiterklasse insgesamt zerstört hätte, sondern nur die ihrer revolutionärsten Elemente. Eine völlige Vernichtung der Arbeiter hätte nicht allein die Zerschlagung der Spartakisten und der linken Unabhängigen bedeutet, sondern auch die einiger ausgesprochen sozialdemokratischer Truppen, die gegen die Revolutionäre gekämpft hatten. Es gab Zehntausende Arbeiter und Soldaten, die bereit waren, die Entwaffnung, selbst die Erschießung von "Roten" hinzunehmen. Aber sie waren weit davon entfernt, den anderen Forderungen der Konterrevolution nachzukommen, wie: die Wiederherstellung der wesentlichen Einrichtungen des alten Regimes, die Zerstörung der Macht der Gewerkschaften, die Rückkehr des militärischen Kadavergehorsarns und Lohnerhöhungen unterhalb des Anstiegs der Lebenshaltungskosten.

So konnte die Sozialdemokratie bei der Wahl zur Nationalversammlung, die nur eine Woche nach dem ersten Blutbad in Berlin abgehalten wurde, die überwiegende Mehrheit der Stimmen der Arbeiterklasse auf sich vereinen. Sie erhielt 11,5 Millionen Stimmen gegenüber 2,3 Millionen für die Unabhängigen aus einer Gesamtwählerschaft von 30 Millionen. Nur jeder dreizehnte Wähler sympathisierte in irgendeiner Form mit dem revolutionären Sozialismus. Die meisten Arbeiter wollten den Sozialismus, aber sie glaubten noch, ihn mit nicht-revolutionären Mitteln erreichen zu können.

Nachdem jedoch der Aufstand in Berlin zerschlagen und die Wahlen zur Nationalversammlung ungestört durchgeführt worden waren, machten die sozialdemokratischen Führer deutlich, daß sie sich vom Sozialismus weg und nicht zu ihm hin bewegten. Sie bildeten eine Koalitionsregierung mit den bürgerlichen Parteien. Am 19. Januar verkündete Noske dann ein Dekret, das die Macht der Soldatenräte zerstörte und die gesamte alte Befehlsgewalt der Offiziere wiederherstellte.

»Die kraftlose ... Politik der Rechtssozialisten und der späteren Koalitionsregierung erregte um so tiefere Verbitterung, je schwieriger sich die Existenzbedingungen ... gestalteten«, schrieb ein zeitgenössischer Beobachter.

»Nicht nur, daß die Zahl der Arbeitslosen mit der Auflösung der Millionenheere und dem Stocken der Kriegsindustrie gewaltig anwuchs, auch der beschäftigte Teil des Proletariats litt immer mehr unter dem unaufhörlichen Steigen aller Preise. Vergebens suchten sich die Arbeiter durch Lohnsteigerungen schadlos zu halten.«�

Im November und Dezember haften die Unabhängigen, als sie noch an der Regierung beteiligt waren, Streiks verurteilt, mit denen der Lebensstandard aufrechterhalten werden sollte ... ganz ähnlich wie heute einige Möchtegern-Marxisten den "Ökonomismus" verurteilen. Der linke Unabhängige Emil Barth griff zum Beispiel den Versuch an, »die Revolutionen zu einem einzigen großen Lohnkampf zu degradieren«. Rosa Luxemburg bestand dagegen darauf, daß der politische Kampf nur vermittels des ökonomischen Kampfes auf ein höheres Niveau gehoben werden könne. Jetzt bekam sie recht. In einem Teil Deutschlands nach dem anderen brachte der Kampf für ein besseres Leben die Arbeiter dazu, die Einrichtungen, die in der Novemberrevolution entstanden waren (vor allem die Räte), gegen die von den meisten Arbeitern gewählte Regierung zu wenden.

Die Antwort der Führer der Sozialdemokratie darauf war, sich an ihre militärischen Freunde zu wenden, damit diese die Macht der Räte und der lokalen Arbeitermilizen zerstörten. Die Freikorps wurden jetzt auf einen Marsch quer durch Deutschland geschickt, um "aufzuräumen", genauso wie sie mit der Linken in Berlin "aufgeräumt" hatten. Sie zogen von Berlin nach Bremen, von Bremen ins Ruhrgebiet, vom Ruhrgebiet nach Mitteldeutschland und von dort aus zurück nach Berlin; von Berlin erneut ins Ruhrgebiet, nochmals nach Mitteldeutschland, dann nach München, von München nach Chemnitz und Hamburg. Die Freikorps wurden nun zunehmend gegen alle Organisation der Arbeiterklasse eingesetzt, nicht mehr nur gegen die revolutionäre Minderheit. Tausende Arbeiter wurden getötet und am Ende hatte ein großer Teil der deutschen Arbeiter das Gefühl, unter militärischer Besatzung zu leben.

Bremen

Die revolutionäre Linke hatte in Bremen einen in Deutschland unübertroffenen Einfluß erreicht. Die Stadt nahe der Nordwestküste Deutschlands war vor 1914 ein Zentrum der Opposition innerhalb der SPD gewesen, deren lokale Parteiorganisation Artikel von Luxemburg, Mehring und Radek veröffentlichte. Die Spaltung in der SPD 1917 wirkte sich in Bremen sehr viel vorteilhafter für die Opposition aus als anderswo, und die "alte Partei" blieb mit nur ein "paar Hunden" Mitgliedern übrig.� Mittlerweile hatte es die revolutionäre Linke unter der sehr fähigen Führung von Johann Knief geschafft, eine wöchentliche Zeitung, 'Arbeiterpolitik', herauszugeben. Der Repression des kaiserlichen Staatsapparates wirkten sie mit dem Aufbau einer illegalen, in den Betrieben verwurzelten Organisation entgegen.

In der ersten Woche nach der Revolution konnten die Sozialdemokraten die Kontrolle übernehmen: In der allgemeinen Euphorie dachten viele, daß die Räte mit dem alten Senat, der Bremen als Stadtstaat im Kaiserreich regiert hatte, ganz gut vereinbar wären. Die Ansichten begannen sich jedoch bald zu ändern, insbesondere nachdem Knief am 18. November in der Stadt mit einem Trupp revolutionärer Matrosen eintraf, die entschlossen waren »den Kern der bewaffneten Arbeitermacht« aufzubauen.�

Bis zum 24. November fanden unter Führnng der Revolutionäre Massendemonstrationen vor dem Rathaus statt. Die Arbeiter- und Soldatenräte stimmten für die Diktatur des Proletariats und gegen die Einberufung einer Nationalversammlung. Die Kommunisten hatten »eine Mehrheit der lndustriearberter hinter sich«�, obwohl die Sozialdemokraten einen gewissen Rückhalt in der Garnison bewahren konnten. Bei einer Wiederwahl der Arbeiterräte am 6. Januar erhielt die SPD weniger als die Hälfte der Stimmen - nämlich 113 gegenüber 64 für die Unabhängigen und 62 für die Kommunisten.

In Berlin wurde noch gekämpft, als sich der neu gewählte Arbeiterrat am 10. Januar im Bremer Rathaus traf Die umliegenden Straßen waren mit einer riesigen, kommunistisch geführten Demonstration bewaffneter Arbeiter gefüllt. Die Mitglieder der Unabhängigen Sozialdemokraten im Rat reagierten auf die Stimmung. Mit den Kommunisten erklärten sie Bremen zu einer "unabhängigen sozialistischen Republik". Ein "Rat der Volkskommissare" (fünf Unabhängige und vier Kommunisten) wurde gewählt und eine Reihe revolutionärer Maßnahmen getroffen: Kriegsrecht, das durch die "Proletartsche Volksarmee" durchgesetzt werden sollte; Übergabe aller Waffen seitens der Bourgeoisie und der Offiziere binnen 24 Stunden; Zensur der bürgerlichen Presse.

Zu diesem Zeitpunkt erlitt die revolutionäre Bewegung in Bremen einen unerwarteten Rückschlag; ihr fähigster Führer, Johann Knief, wurde todkrank. Seine letzte politische Tat bestand in der Warnung vor jeglichem Versuch, Berlin militärisch zu unterstützen oder einen lokalen Aufstand zu wagen. Sein Rat wurde ignoriert.

Kniefs Warnung stellte sich nur drei Tage später als richtig heraus, als die meisten Unabhängigen dem Kampf den Rücken kehrten. Der Arbeiter- und Soldatenrat beschloß mit knapper Mehrheit, die Wahlen zur Nationalversammlung in der Stadt zu erlauben. Die Kommunisten merkten, daß sie in der Arbeiterschaft nicht genug Unterstützung hatten, um die "Republik" aufrechtzuerhalten. Am 21. Januar stimmte der Rat dafür, eine neue Autorität in der Stadt durch "Bürgerwahlen" im März einzusetzen. Die "unabhängige sozialistische Republik" war von ihren Initiatoren vergessen worden - als Rechtfertigung für eine Militärintervention war sie aber weiterhin brauchbar.

Vorerst blieb der Arbeiterrat in Bremen an der Macht, und die Arbeiter blieben bewaffnet. Das allein war ein Affront gegen die Regierung in Berlin. Sofort nach den Wahlen zur Nationalversammlung begann die Kampagne gegen Bremen.

Eine Pressekampagne behauptete, das radikale Regime in Bremen würde amerikanische Nahrungsmittellieferungen für den Rest Deutschlands zurückhalten. Nachdem die "öffentliche Meinung" so aufgeheizt worden war, begann die Militäraktion. Am 28. Januar setzte der Freikorps-Kommandant Ehrhardt, ein späterer Nazi, Truppen gegen den Marinestützpunkt Wilhelmshaven ein. Maschinengewehre, Artillerie und Granaten wurden aufgefahren, um die Macht des Matrosenrats zu zerschlagen. Acht Menschen starben. Am 30. Januar kam der Befehl an die Truppen, nach Bremen zu marschieren.

Die Situation ähnelte in gewisser Hinsicht der in Berlin am Anfang des Monats. Die extreme Linke war in einen Versuch der Machtübernahme hineingestolpert. Sie konnte den Arbeitern im Rest des Landes als "Fanatiker" und "Putschisten" vorgeführt werden, die beabsichtigten, den »geordneten Gang zur Sozialisierung« der Berliner Regierung zu sprengen.

Aber es gab einen wichtigen Unterschied. In Berlin hatte der Vollzugsrat der Arbeiterräte, das Organ mit der Legitimation der Novemberrevolution, die Regierung unterstützt. In Bremen wurde die Macht des Arbeiterrates selbst angegriffen

Das hatte zur Folge, daß der Standpunkt der Bremer Linken von weiten Teilen der Arbeiterklasse in und außerhalb der Stadt unterstützt wurde. »Die Arbeiterschaft der ganzen Waterkant empfand die Aktion gegen Bremen als Bedrohung.«� Die sozialdemokratische Zeitung in Hamburg, das Hamburger Echo, fragte: »Sollen wir durch den Militarismus die Revolution erwürgen lassen?«

Die Region war die Wiege der Rätebewegung, die das Kaiserreich vor gerade drei Monaten gestürzt hatte. Nun schienen alle ihre Räte eine Einheitsfront zur Verteidigung Bremens darzustellen.

Der Soldatenrat des 9. Armeekorps, das in Hamburg stationiert war, versprach Unterstützung. Der Hamburger Arbeiterrat beschloß mit 232 zu 206 Stimmen, daß das 9. Armeekorps jeden Marsch auf Bremen verhindern, die Arbeiterschaft innerhalb von 48 Stunden bewaffnen, den Hafen besetzen, sämtliche Lebensmittel beschlagnahmen und Bremen »mit alten militärischen Mitteln« unterstützen sollte. In Bremen selbst boten die Volkskommissare und die Arbeiter- und Soldatenräte der Regierung einen Kompromiß an. Die Bremer Arbeiter würden ihre Waffen nicht an die Freikorps abgeben, wohl aber an Truppen, deren Einheiten in Bremen und Hamburg stationiert waren, und der Rat der Volkskomrnissare würde so umgebildet, daß die Sozialdemokraten die Hälfte der Sitze erhielten.

Die Bremer Sozialdemokraten waren von diesem Plan begeistert. Doch Noske war nicht interessiert. Die Führer der Freikorps Lüttwitz und Reinhardt hatten ihm gesagt, »das Prestige der Truppenführung ertrage den Rückzug nicht«.� Ein Kompromiß mit Bremen hieße, das Recht der Soldatenräte, die Bewegungen der Armee zu bestimmen, anzuerkennen.

Am 3. Februar marschierten die Freikorps in die Stadt ein. Es kam zu heftigen Kämpfen:

»Die Arbeiter hatten sich nicht, wie so oft in dieser Revolution, durch die Verhandlungen in Sicherheit wiegen lassen. Seit am 30. Januar das Alarmtelegramm aus Berlin die Fabriksirenen in Bewegung setzte, war an der Bewaffnung der Arbeiterschaft gearbeitet worden.«�

Die Freikorps mußten die Arbeiter Straße für Straße zurücktreiben. Die Arbeiter, die die Brücken hielten, trotzten einem Panzerwagenangriff nach dem anderen. Erst der Einsatz von Bomben vertrieb sie. In den Kämpfen hatten die Freikorps 46 Tote zu verzeichnen, fast zweimal mehr als die 28 getöteten Arbeiter.�

Die Arbeiter hatten sich auf die Unterstützung Hamburgs verlassen - doch diese Hilfe kam nie. Die Sozialdemokraten in Hamburg hatten die Drohungen der Regierung gegen Bremen zwar verbal verurteilt, aber sie waren nicht bereit, ihrem Geschrei Taten Folgen zu lassen. Sie lehnten sich zurück und sahen zu, wie Bremen niedergeschlagen wurde.

Das "Aufräumen" in Bremen kostete etwa einhundert Menschenleben. Auf wahllose Verhaftungen folgte wahlioses Töten. Arbeiterwohnungen wurden nach Waffen durchsucht. Die gleichen Bremer Sozialdemokraten, die "verhandelt" hatten, um das Schlachten zu beenden, arbeiteten jetzt mit den Freikorps zusammen, um eine provisorische Landesregierung zu bilden.

Die revolutionäre Stimmung der Arbeiter war jedoch nicht völlig gebrochen. Die Stadt wurde im April durch einen Generalstreik für die Freilassung der Februar-Gefangenen lahmgelegt. Ein weiterer Militäreinsatz war notwendig, um ihn zu zerschlagen. Es folgten Schießereien in den Straßen, Massenverhaftungen, Militärprozesse und Haftstrafen von bis zu fünfzehn Jahren für "Plünderungen".

Das Ruhrgebiet

In der Revolution kann, wie im Krieg, der richtige Zeitpunkt alles entscheidend sein. Wenige Tage oder sogar wenige Stunden können über Sieg und Niederlage entscheiden. Hätten die Sozialdemokraten und die Oberste Heeresleitung vor einem zeitgleichen Aufstand gegen ihre Politik im ganzen Land gestanden, hätten sie nicht überleben können. Aber ihre zentralisierte Organisation versetzte sie in die Lage, die Kontrolle zu behalten. Sie konnten den Aufstand nicht verhindern, aber sicherstellen, daß die Arbeiter in verschiedenen Städten und Regionen getrennt rebellierten und getrennt geschlagen werden konnten.

Das war insbesondere im Februar wichtig. Denn gerade als die Frei-korps von Berlin nach Bremen unterwegs waren, begann der Aufstand im Ruhrgebiet loszubrechen. Ebert und Noske drohte ein Kampf an zwei Fronten, der sie leicht hätte überwältigen können. Es war ihr ganzes Talent für verbale Zugeständnisse gefordert, um die Konfrontation im Ruhrgebiet solange hinauszuschieben, bis Bremen zerschlagen war.

Das Ruhrgebiet war das industrielle Herzstück des deutschen Kapitalismus. Seine Zechen und Stahlwerke waren das Rückgrat der Großkonzerne von Krupp, Thyssen und Stinnes. Diese waren die treibenden Kräfte des Krieges gewesen. Später bestimmten sie wesentlich das wirtschaftliche Leben der Republik und finanzierten schließlich Hitlers Machtergreifung.

Die Arbeiter dieser Region waren schon in erbitterter Stimmung, als das Kaiserreich am 9. November zusammenbrach. Sechs Jahre vorher war ein Bergarbeiterstreik durch den Einsatz von Polizei und Militär zerschlagen worden, und die Kumpel mußten schlechtere Löhne und längere Arbeitszeiten hinnehmen. Während des Krieges waren die Bergarbeiter militärischen Anordnungen und noch längeren Arbeitszeiten unterworfen worden. Ihre Gewerkschaft war traditionell nicht sehr stark - sie war vierfach gespalten, in eine sozialdemokratische "freie" Gewerkschaft, eine christliche Gewerkschaft, die im Raum Essen ziemlich stark war, eine liberale, "unpolitische" Gewerkschaft und eine besondere Gewerkschaft für eingewanderte polnische Arbeiter. Im Krieg wurde die gewerkschaftliche Organisation durch den Einsatz von Kriegsgefangenen als entrechtete Arbeiter noch weiter geschwächt. Trotzdem nahm die Zahl der Streiks in den Janren 1916, 1917 und 1918 zu.

Die Novemberrevolution selbst war im Ruhrgebiet friedlich: ihr wurde kaum Widerstand entgegengesetzt. Meist dominierten die Sozialdemokraten die neu gewählten Arbeiterräte. Doch es dauerte nicht lange, bis die Arbeiter anfingen, ihre neu gefundene Freiheit zu nutzen, um ihre ökonomischen Forderungen durchzusetzen, die in der Vergangenheit unterdrückt worden waren.

Schon im Oktober hatten sich die Arbeitgeber beeilt, die Gewerkschaften erstmals anzuerkennen. Sie stimmten dem Achtstundentag zu, um die Bergarbeiter zu beruhigen. Aber die Kumpel forderten schon mehr als das - sie wollten den Sechsstundentag mit dem Hinweis, daß es bei Unterernährung unmöglich sei, acht Stunden zu arbeiten. Die Zahl der Streiks vervielfachte sich. Zum Hunger kam die tiefe Wut auf die Arbeitgeber hinzu, die im Dezember die Kohle um 50 Prozent verteuert hatten.

Die Gewerkschaften warnten vor wilden Streiks, und die Arbeiter fingen an, sich gegen die Gewerkschaftsführer zu wenden. Zuerst bei der christlichen Gewerkschaft und dann beim "Alten Verband", der sozialdemokratischen Gewerkschaft.� Unweigerlich wurden die Arbeiter auch von den die Räte dominierenden sozialdemokratischen Hauptamtlichen enttäuscht, die der Gewerkschaftsführung nahestanden.

Die Arbeiterräte hatten "Sicherheitswehren" oder "Volkswehren" aus dem Boden gestampft und sie in den meisten Städten seit November von revolutionären Elementen gesäubert. Jetzt wurden sie gegen Streikende eingesetzt: In Gladbach erschossen die Sicherheitskräfie am 17. Dezember drei Demonstranten und zwei weitere am 13. Januar.

Wegen solcher Vorfälle forderten immer mehr Arbeiter die Neuwahl der Räte - das waren vielerorts die ersten Wahlen überhaupt, denn in den ersten Tagen der Revolution hatten die Sozialdemokraten einfach ihre Funktionäre zu "Arbeiterräten" ernannt. In Gladbach waren die Sozialdemokraten gezwungen, drei Kommunisten in den Arbeiter- und Soldatenrat aufzunehmen, um die Wut über die Erschießungen zu besänftigen. In Oberhausen wurde ein "Rat", der von Vertretern der Mehrheitssozialdemokraten und der bürgerlichen Parteien eingesetzt worden war, unter dem Druck radikaler Elemente in den lokalen Sicherheitskräften gezwungen, für einen Rat aus Kommunisten und Unabhängigen Platz zu machen. Ähnliche Entwicklungen führten zu Veränderungen in den Räten von Hamborn, Duisburg, Ickern und Hervest-Dorsten. In Buer hetzte ein staatlicher Beamter aus dem alten Arbeiterrat unzufriedene Soldaten auf das Rathaus. Sie eröffneten das Feuer auf eine Versammlung des neuen Rates, fünf Menschen wurden getötet.

Die wachsende Verbitterung unter den Bergarbeitern drückte sich in ihrer politischen Forderung nach "Sozialisierung" des Bergbaus aus. Sie war schon immer Teil des sozialdemokratischen Programms gewesen und wurde nach dem Zusammenbruch des Kaiserreichs massenhaft unterstützt. Es schien nur noch eine Frage der Zeit zu sein. Doch die Bergarbeiter wollten nicht darauf warten, daß Berlin handelte. Am 10. Januar zu dem Zeitpunkt, als die Linke in Berlin zerschlagen und in Bremen die "Sozialistische Republik" ausgerufen worden war - beschloß eine Konferenz der Arbeiter- und Soldatenräte in Essen die Bildung einer neunköpfigen Kontrollkommission zur Besetzung der Büros des Kohlensyndikats und des Bergbaulichen Vereins. Ihr Ziel war die "Vorarbeit für die Sozialisierung der Bergwerke" in Zusammenarbeit mit dem Minister für Sozialisierung in Berlin.

Der Beschluß wurde von den lokalen Sozialdemokraten, wie auch von den Unabhängigen und den Kommunisten bestätigt, und alle drei Parteien waren paritätisch in der Neuner-Kommission vertreten. Wie einer der Führer dieser Bewegung später sagte: »Während in Berlin, Bremen und anderswo blutige Straßenkämpfe zwischen Truppen der sozialdemokratischen "Volksbeauftragten" und den revolutionären Arbeitern stattfanden, saßen in Essen die Führer der Sozialdemokraten, der Unabhängigen und des Spartakusbundes friedlich zusammen und stimmten durch die Grubenräte ab.«�

Eine gemeinsame Erklärung der drei Parteien verkündete den Beschluß der Versammlung, die Sozialisierung des Kohlebergbaus selbst in die Hand zu nehmen und erklärte, daß damit die Revolution von der politischen zur sozialen Revolution geworden sei.

Doch der Versuch, die Büros des Kohlesyndikats zu überwachen, wurde von allen Seiten sabotiert. Die Unternehmen und die Staatsbürokratie machten der Neuner-Kommission ihre Aufgabe so schwer wie möglich. Die Gewerkschaftsführer erfanden alle möglichen Begründungen, um nicht mit ihr zusammenarbeiten zu müssen.

Zunächst schien die Regierung die Bewegung für Sozialisierung zu begleiten. Sie bildete eine eigene Expertenkommission, die ein Konzept zur Sozialisierung erarbeiten sollte. Diese Kommission brauchte für den Bericht natürlich viele Wochen. Das reichte aus, um den Ausbruch des Aufstands im Ruhrgebiet in den entscheidenden Wochen, in denen Berlin und Bremen zerschlagen wurden, zu verhindern.

Doch Anfang Februar fanden sogar die Unterstützer der Regierung in den Kohlegebieten, daß es mit der Sozialisierung ein bißchen langsam ginge. Eine weitere Konferenz der Arbeiter- und Soldatenräte ernannte den Kommunisten Karski zum "volkswirtschaftlichen und journalistischen Beirat" der Neuner-Kommission und stellte der Regierung ein Ultimatum von einer Woche: Wenn die Neuner-Kommission nicht alle Befugnisse zur Durchführung der Sozialisierung bekäme, würde der Generalstreik ausgerufen.

Am nächsten Tag wurde die Position der Bergarbeiter zusätzlich gestärkt: Der Soldatenrat des in Münster stationierten 7. Armeekorps beschloß, die Anordnungen der Regierung vom 19. Januar, die seine Macht einschränkten, zu ignorieren und an dem Vetorecht bei allen militärischen Befehlen in der Region festzuhalten. Es sah so aus, als würde jede Weigerung der Regierung, die Sozialisierung fortzusetzen, auf massiven Widerstand aller Räte und aller Arbeiterparteien im Ruhrgebiet stoßen.

Aber während die Regierung angeblich eigene Konzepte zur Sozialisierung ausarbeitete, hatte sie mit der Obersten Heeresleitung sorgfältige Vorbereitungen getroffen. Einheiten der Freikorps zogen von Bremen in Richtung Ruhrgebiet. General Watter setzte sie ein, um die Münsteraner Sicherheitstruppen zu entwaffnen und den Soldatenrat zu verhaften. Von Münster marschierten die Einheiten direkt ins Ruhrgebiet und drangen in das Bergarbeiterdorf Hervest-Dorsten ein. Ihrem Eindringen leistete eine Gruppe von etwa 100 bewaffneten Bergarbeitern Widerstand. Die Artillerie der Freikorps schlug diese Art Widerstand rasch nieder und besetzte die Bergarbeiterdörfer der Gegend. Es kam zu den üblichen Massenverhaftungen. Am Ende des Tages waren 40 Bergarbeiter tot, darunter der Vorsitzende des Arbeiterrates, Fest, der in seinem Versteck, einer Kirche, zu Tode geprügelt worden war.

Solche brutalen Aktionen ließen heftige Wut entstehen, auch dort, wo der sozialdemokratische Einfluß noch vorherrschte. Eine hastig einberufene - aber nicht repräsentative - Konferenz der Arbeiterräte rief zum sofortigen Generalstreik auf. Zu Beginn der Arbeitsniederlegungen wurde dieser Beschluß von einem repräsentativeren Treffen bestätigt. Die Mehrheit der lokalen sozialdemokratischen Führer verließ die Versammlung. Sie verurteilten die Bewegung, als deren Unterstützer sie sich vor kurzem noch profiliert hatten. Eine Vielzahl Sozialdemokraten beteiligte sich am Streik. Andere wurden noch genug von ihren Führern beeinflußt, um mit ihnen gegen die "Banditen" zu kämpfen und die »Ordnung wiederherzustellen«, wie die sozialdemokratische Presse es formulierte. Die sozialdemokratischen Sicherheitswehren griffen Arbeiter in mehreren Orten an: In Elberfeld schoß die Bahnhofswache auf Arbeiter; in Dortmund verhaftete die Sicherheitswehr Arbeiter, die zum Generalstreik aufriefen; in Essen erschoß eine Matrosenkompanie zwei Arbeiter; in Borbeck tötete die lokale "Volksarmee" noch zwei, bei weiteren Zusammenstößen in Elberfeld gab es zwölf Tote.

Doch nicht alles lief nach dem Willen der Staatsgewalt. In Bottrop besetzten bewaffnete Arbeiter das Rathaus und nahmen nach einer regelrechten Schlacht, in der 72 Arbeiter starben, die Mitglieder der Sicherheitswehr gefangen.

Was manchmal die "erste Rote Armee des Ruhrgebietes" genannt worden ist, nahm für einige Tage Gestalt an, als bewaffnete Arbeiter im Auftrag verschiedener Arbeiterräte gegen den Vormarsch der Freikorps in die Kohle- und Stahlstädte des westlichen Ruhrgebietes kämpften. So kommt eine jüngere detaillierte Studie zu dem Schluß:

»Am 19. Februar waren die Kräfte der Linken auf ihrem Höhepunkt. Sie hatten die Kontrolle über die gesamte Westregion mit der Ausnahme von Duisburg. Zusätzlich zu Düsseldorl, Remscheid, Mühlheim und Hamborn hatten radikale Arbeiterräte die Kontrolle über Oberhausen, die Städte an der Wupper, Dinslaken und Sterkrade. Ihre militärische Macht reichte aus, um die Truppen der Freikorps an der Boye zwischen Gladbeck und Bottrop aufzuhalten.«�

Die Streikbeteiligung war sehr groß. Am 20. Februar waren 183.000 Arbeiter im Ausstand. Doch die Verbindung von militärischer Repression und Verrat der sozialdemokratischen Führer zeigte erste Auswirkungen. Tags darauf war die Zahl der Streikenden auf 154.000 gefallen. Am gleichen Tag begannen Verstärkungstruppen der Freikorps aus Bremen mit der Einnahme Hamborns.

Zu diesem Zeitpunkt entschieden die Führer der USPD, daß der Streik gescheitert sei. Doch statt einen geordneten Rückzug zu organisieren, wiederholten sie den Fehler von Berlin und versuchten, mit ihren Feinden zu verhandeln. Der Kern bewaffneter Arbeitermacht lag in Bottrop. Aber gerade die Erfolge der Arbeiter waren für einige Führer der Unabhängigen zuviel.

Vielleicht hatten sie eine radikale Sprache verwendet, aber als sie einmal vor der Realität des Blutvergießens standen, verließ sie der Mut. Die gewalttätige Wende, die der Streik nahm, war für Baade, den Pazifisten und Führer der USPD in Essen, zuviel. Die verzerrten Zeitungsberichte über die Schlacht in Bottrop haben wahrscheinlich auch WilIs (USPD Mühlheim) entmutigt. Die beiden begannen, mit den Militärbehörden zu verhandeln.�

Watter, der noch auf die Verstärkung aus Bremen wartete, ging allzu gerne darauf ein, aber zwei Tage später machte er sein Abkommen rückgängig und nahm seinen Marsch von Stadt zu Stadt wieder auf. Am 23. Februar fiel er in Bottrop mit den üblichen Begleiterscheinungen wie Massenverhaflungen und standrechtlichen Erschießungen ein.

Der erste Aufruhr im Ruhrgebiet war zerschlagen worden - aber zum Preis einer Radikalisierung breiter Arbeiterschichten, wie Regierung und Oberste Heeresleitung bei zwei späteren Gelegenheiten feststellen mußten. Vor dem Kampf waren das mittlere und östliche Ruhrgebiet noch eine Hochburg der Sozialdemokraten gewesen, doch die Auseinandersetzungen hatten das Kräffeverhältnis rapide verändert.

Mitteldeutschland

Wenige Tage nach der Niederlage des Generalstreiks im Ruhrgebiet brannte Mitteldeutschland. Diese Region war eines der wichtigsten Bergbaugebiete und hatte eine große strategische Bedeutung, da sie Berlin vom Süden und Südwesten des Landes trennte - von München, Frankfurt, Stuttgart und dem Ruhrgebiet.

Ihre Regierungsstruktur war im Kaiserreich sehr komplex gewesen. In den ersten Jahren der Weimarer Republik bestand sie weiten Das Kaiserreich bestand aus einer Vielzahl von Kleinstfürstentümern, Königreichen und Freistaaten. Im damaligen Mitteldeutschland gab es das Königreich Sachsen (mit Leipzig, Dresden und Chemnitz), Thüringen, das sich aus einer Fülle von Freistaaten wie Weimar, Gotha und Halle zusammensetzte und die preußische Provinz Sachsen mit Halle und Magdeburg.

Anfang 1919 entsprach dieser geographischen Zersplitterung eine große politische Bandbreite. In Halle, Leipzig, Magdeburg und den Städten und Industriedörfern Thüringens war die USPD schon vor der Revolution sehr stark gewesen. In Dresden und Chemnitz unterstützte die Arbeiterklasse dagegen die Mehrheitssozialdemokraten.

Dort, wo der Einfluß der Unabhängigen vorherrschte, blieb der lokale Regierungsapparat, einschließlich der Polizeimacht der Sicherheitswehr, selbst nach den Wahlen zur Nationalversammlung in der Hand der Arbeiterräte. Die Berliner Regierung wollte dies beenden, aber so, daß sie es nicht gleichzeitig mit den mitteldeutschen Räten aufnehmen mußte, wie mit den Räten in Berlin, Bremen oder dem Ruhrgebiet. Das dringlichste Problem stellte Thüringen dar; aus dem einfachen Grunde, daß die Nationalversammlung nach Weimar geflohen war, um sich dem Druck der Berliner Arbeiter zu entziehen.

Noske schickte eine Abteilung der Freikorps nach Weimar, »um die Nationalversammlung zu schützen«. Der Thüringer Soldatenrat protestierte, er könnte diese Aufgabe gut selbst erledigen und fremde Truppen seien nicht willkommen. General Maercker löste den Rat rechtzeitig Anfang Februar auf und riegelte ein Gebiet im Umkreis von zehn Kilometern um Weimar ab. Dann richtete er seine Aufmerksamkeit auf die anderen Städte, zuerst auf Gotha, wo er das Regierungsgebäude besetzte und die Freikorps auf protestierende Demonstranten schossen.

Unterdessen wurden Arbeiter in anderen Teilen Mitteldeutschlands aktiv. lnsbesondere in den Kohlegebieten gab es eine zunehmende Agitation für mehr Macht der Betriebs- und Grubenräte, die die Führer der Unabhängigen Sozialdemokraten als ersten Schritt zur Sozialisierung darstellten. Die Regierung tat ihr Äußerstes, um die Sache durch Verhandlungen hinzuhalten. Es war die dritte Februarwoche und angesichts der Agitation im Ruhrgebiet wollte sie einen Zweifrontenkrieg vermeiden.

Am 23. Februar konnte die Angelegenheit nicht mehr länger hinausgezögert werden, besonders nachdem General Maercker die auf Räten basierende Regierung in Gotha aufgelöst hatte. Eine Konferenz von Vertretern der Erfurter und Merseburger Arbeiter- und Soldatenräte, der Gruben, der Elektrizitätswerke, der chemischen Industrie und der Eisenbahner beschloß den Generalstreik. Die Hälfte der Delegierten waren Unabhängige Sozialdemokraten und ein Viertel Kommunisten. Der Rest jedoch - und das ist ein wichtiger Punkt - bestand aus SPD-Mitgliedern. Der Streikaufruf wurde von der Führung der gesamten Arbeiterschaft dieses Gebietes getragen.

Der Streik hatte eine ungeheure Wirkung. Er legte nicht nur die Industrie der Region lahm, sondern kappte auch die Energieversorgung für Berlin und schnitt die Eisenbahnverbindungen zwischen Berlin und dem Süden des Landes ab. Die Abgeordneten der Nationalversammlung in Weimar waren von den Ministerien in Berlin abgeschnitten. »Die Nationalversammlung, nach Weimar geflüchtet, um sich "dem Einfluß der Straße" zu entziehen, saß jetzt mitten im Streikgebiet.«�

Die Freikorps alleine konnten mit der Krise nicht fertig werden. Nur die "sozialistischen Empfehlungen" der SPD-Minister konnten die Arbeiter beruhigen. Die Regierung griff auf ein taktisches Manöver zur Spaltung der Streikenden zurück. Sie gab ein Flugblatt voller "linker" Phrasen heraus; »Wir sind dabei, das Gesetzbuch der wirtschaftlichen Demokratie zu schaffen. Wir werden die Organe der wirtschaftlichen Demokratie ausbauen: Die Betriebsräte.« Eine Überschrift verkündete: "Die Sozialisierung marschiert, vor allem im Bergbau". Das Flugblatt der Regierung warnte aber, daß dies alles von "Terroristen" getährdet würde, »die die Nationalversammlung beseitigen und durch politische und wirtschaftliche Anarchie das Reich zerstören wollten.«�

Während dieses Flugblatt seine Wirkung bei jenen Arbeitern erzielte, die noch an die sozialistischen Absichten der Regierung glaubten, befahl Noske den Freikorps, von Gotha nach Halle zu marschieren. Diese Stadt in der Nähe der Leuna-Werke, der größten Fabrik Deutschlands, wurde von einem Arbeiterrat der linken Unabhängigen mit einer kommunistisch beeinflußten Sicherheitswehr geleitet. Konfrontiert mit dem Versuch des örtlichen Bürgertums, die Arbeiter mit einem "Gegenstreik" auszuhungern, hatte der Arbeiterrat die bürgerliche Presse zunächst zensiert und dann verboten.

Als die Freikorps am 1. März in die Stadt einmarschierten, entschied der Arbeiterrat, daß die Übermacht einen wirksamen Widerstand ausschloß. Doch das abscheuliche Verhalten der Truppen führte bald zu erbitterten Kämpfen, in denen 27 Arbeiter und sieben Freikorpsmänner getötet wurden. Um die Arbeiter auch nach Abzug der Truppen niederzuhalten, stellte Maercker eine lokale Ausgabe der Freikorps auf ein "Wachregiment" aus Kleinbürgern und Studenten.

Die Regierung versuchte jedoch immer noch, den Streikenden ein linkes Gesicht zu zeigen. In Verhandlungen stimmte sie einem Gesetz zur Verankerung der Betriebsräte in der Verfassung zu. Obwohl die Vereinbarung die Befugnisse der Betriebsräte gerade einschränkte und sie zu harmlosen Gremien der "itbestimmung" bei den Arbeitgebern reduzierte, meinten die Arbeitervertreter unter Einfluß der Unabhängigen, es seien genug Zugeständnisse gemacht worden. Am 6. März riefen sie zum Abbruch des Generalstreiks auf  gerade in dem Augenblick, als die Freikorps nach Berlin zurückkehrten, um eine Bewegung niederzuschlagen, die aus Solidarität mit den Arbeitern in Mitteldeutschland begonnen hatte.

Wieder Berlin

Der Januaraufstand in Berlin war niedergeschlagen worden, weil er nur von einer Minderheit der Arbeiterklasse unterstützt worden war. Noch bevor die Freikorps in der Stadt eintrafen, wurden die Aufständischen meist von Soldaten entwaffnet, die unter dem Einfluß der Sozialdemokraten standen. Doch die Ziele der Freikorps und die Ziele der Soldaten, die eine "geordnete Entwicklung zum Sozialismus" wollten, standen sich diametral gegenüber. Sehr bald entstand ein offener Gegensatz zwischen den zwei bewaffneten Gruppen, die gerade "die Spartakisten" zerschlagen hatten. Wie der Chef der sozialdemokratischen Republikanischen Soldatenwehr berichtete:

»Unter Noskes Truppen gab es eine ständige Propaganda gegen das "rebellische Berlin" und seine sozialistischen Verteidiger. ... Als sie in Berlin einmarschierten, hatten sie nichts besseres zu tun, als den Mitgliedern der Republikanischen Soldatenwehr die republikanischen Armbinden abzureißen und sie bei jeder möglichen Gelegenheit zu beleidigen.«�

Das Verhalten der Freikorps beunruhigte sogar einen ihrer eigenen Generäle. Maercker schrieb am 25. Januar an seinen Vorgesetzten Lüttwitz:

»Die Berliner Bevölkerung wurde tatsächlich durch vcrantwortungslose Elemente der Freikorps zehn Tage lang in Angst und Schrecken versetzt. Letztere können eine Gefahr für die Hauptstadt werden. Ich halte es für durchaus möglich, daß in nicht allzu langer Zeit zwischen den verschiedenen Korps Kämpfe stattfinden werden.«�

Ein Historiker hat andererseits angemerkt, daß Abteilungen der Freikorps begonnen hätten, bei der Erfüllung ihrer Pflichten zu zögern:

»Die Erfahrung, auf deutsche Arbeiter zu schießen, ihre Wohnungen nach Waffen zu durchsuchen und in den Straßen auf die haßerfüllten Blicke der Arbeiter zu treffen, war selbst für die Freikorps zuviel. Ihre Offiziere wurden durch Veränderungen in der Haltung der Truppen alarmiert und zogen sie abrupt aus der Hauptstadt ab.«�

Es gab jedoch noch einen weiteren Grund, nach zwei Wochen den Großteil der Freikorps aus Berlin abzuziehen - sie wurden gebraucht, um Arbeiter in anderen Teilen Deutschlands niederzuhalten. Aber unter den Arbeitern, die sich vom Januaraufstand ferngehalten hatten, wuchs zweifellos die Feindschaft gegen Noskes Truppen. Die Unabhängigen brachten das zum Ausdruck, als sie nach der Ermordung Luxemburgs und Liebknechts »jeden Arbeiter und jede Arbeiterin« zum Proteststreik aufriefen, »selbst wenn sie mit Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht nicht einig waren«.�  Laut einem rechten Führer der USPD waren »diese Leichenzüge ... die gewaltigsten Massendemonstrationen, die Berlin jemals gesehen hat.«�

Im Februar weckten die großen und heftigen Streiks im Ruhrgebiet und in Mitteldeutschland die Sympathie der Berliner Arbeiter. Sechs Wochen unter militärischer Besatzung hatten ihren Mut nicht brechen können, und es entstand eine Bewegung, die die bewaffneten Konfrontationen wieder aufleben lassen sollte.

Am 27. Februar forderten die Arbeiter der staatlichen Betriebe in Spandau den Streik in Solidarität mit Mitteldeutschland und für eine Reihe eigener Forderungen, die von Lohnerhöhungen über die Wahl von Betriebsräten bis zu der Einrichtung revolutionärer Gerichte für die alten militärischen Führer reichten. Tags darauf wurden die Forderungen auf einer Versammlung der Berliner Arbeiterräte diskutiert. Anwesend waren 1.500 Delegierte, von denen jeder Tausend Arbeiter vertrat. Die Neuwahl des Vollzugsrats der Berliner Räte zeigte eine politische Verschiebung in der Arbeiterklasse: die Unabhängigen erhielten 205 Stimmen, die alten Sozialdemokraten 271, die Kommunisten 99 und die Demokraten (die am weitestens "links" stehende bürgerliche Partei) 95. Der neue Vollzugsrat bestand aus sechs Sozialdemokraten, sechs Unabhängigen, zwei Kommunisten und einem Parteilosen. Zum ersten Mal konnte das "Organ der Revolution" in Berlin unter Vorherrschaft der Linken stehen, falls Kommunisten und Unabhängige gemeinsam stimmten.

Die Vollversammlung kam am 4. März erneut zusammen und stimmte diesmal nach energischer Bearbeitung durch die Spandauer Siemens- und Schwartzkopfarbeiter mit großer Mehrheit für den Generalstreik. Zu den Streik-Befürwortem zählte auch die Mehrzahl derjenigen Delegierten, die SPD-Anhänger waren. Die Vollversammlung forderte unter anderem die Anerkennung der Räte, die Freilassung der politischen Gefangenen, den Aufbau einer Arbeiterwehr und die Auflösung der Freikorps.

Die Spartakisten lehnten eine Teilnahme am Streikkomitee ab, weil in ihm auch SPD-Mitglieder waren: ihr Argument war, dies stünde in Widerspruch zu den Streikforderungen, die sich gegen die Politik der sozialdemokratischen Regierung richteten.

Der Streik war wesentlich wirksamer als der im Januar in Berlin wurde die gesamte Industrie lahmgelegt, die Stromversorgung wurde abgeschnitten, die Busse, Straßenbahnen und Züge blieben stehen. Das war keine Aktion einer ungeduldigen Minderheit der Arbeiterklasse, die sofort eine sozialistische Revolution wollte. Es war ein Streik, an dem sich eine große Menge von Arbeitern beteiligte, die sich selbst noch als loyale Sozialdemokraten verstanden, aber vom Ergebnis der Wahlen zur Nationalversammlung (das den bürgerlichen Parteien die Mehrheit gebracht hatte) verwirrt waren; von Arbeitern, die befürchteten, daß ihre tatsächliche Kontrolle über die Betriebe beendet werden sollte, die gegen die Unterdrückung durch die Freikorps protestierten und die ihren Lebensstandard verteidigen wollten.

Auch in der Stellungnahme der Kommunistischen Partei gab es gegenüber dem Januar einen deutlichen Unterschied. Wie wir gesehen haben, hatte sich im Januar die Führung für defensive Aktionen ausgesprochen, aber die Tonart der Parteipublikationen in der Öffentlichkeit war "offensiv" gewesen und hatte der aufständlerischen Agitation Liebknechts kaum etwas entgegengesetzt. Jetzt betonte die Tageszeitung der KPD, Die Rote Fahne, laut und deutlich, daß dieser Sttreik kein Aufstand wäre. Sie begann mit einem Aufruf zu großen Streikaktionen:

»Arbeiter! Proletarier! Wieder stehen die Toten auf. Wieder reiten die Niedergerittenen ... Die "sozialistische" Regierung Ebert-Scheide�mann-Nos�ke ist zum Massenhenker des deutschen Proletariats geworden. Sie lauerten nur auf die Gelegenheit, "Ordnung zu schaffen". Wo immer Proletarier sich regten, da sandte Noske seine Schergen hin. Berlin, Bremen, Wilhelmshaven, Cuxhaven, Rheinland-Westfalen, Gotha, Erfurt, Halle, Düsseldorf: Das sind die blutigen Stationen des Noskeschen Kreuzzuges gegen das deutsche Proletariat.«

Doch dann fuhr sie fort, vor Provokationen zu warnen:

»Arbeiter! Parteigenossen! ... Laßt die Arbeit ruhen! Bleibt vorläufig in den Betrieben, auf das euch die Betriebe nicht entwunden werden. Versammelt Euch in den Betrieben! Klärt die Zagen und Zurückgebliebenen auf! Laßt euch nicht in unnütze Schießereien ein, auf die der Noske nur lauert, um neues Blut zu vergießen ...

Höchste Disziplin! Höchste Besonnenheit! Eiserne Ruhe! Aber auch eiserner Wille! ... Ihr habt das Schicksal der Welt in euren Händen.«�

Unglücklicherweise war die Partei noch zu klein, um die Ereignisse so zu lenken, wie sie hoffte. Ihre führenden Mitglieder hatten aus dem Januar die Lehren gezogen. Nun aber sollten breite Schichten der Arbeiter und Soldaten, die vorher passiv oder sogar auf der Seite der Regierung waren, in den Kampf gezogen werden. In den Wochen seit Januar hatten viele schmerzhaffe Enttäuschungen erlebt. Sie haßten die Regierung und die Freikorps, aber sie sahen die kleine Kommunistische Partei nicht als die natürliche Führung ihrer Kämpfe.

Die Regierung bereitete sich vor, ihre Provokationstaktik vom Januar zu wiederholen. Obwohl der Streik in den Reihen der sozialdemokratischen Arbeiter eine riesige Unterstützung fand, verhängte die sozialdemokratische Regierung Preußens über Berlin den Belagerungszustand, »um Groß-Berlin vor den terroristischen Anschlägen einer Minderheit zu schützen.« Noske schickte Einheiten der Freikorps zurück in die Stadt. Am zweiten Streiktag war trotz der Aufrufe zu friedlichen Aktionen »Berlin vom Donner der Artillerie erschüttert, Granaten zerplatzten an den Häusern der Arbeiterviertel, Maschinengewehre ratterten.«�

Es gibt verschiedene Darstellungen über den Ausbruch der Kämpfe. Angesichts der riesigen Zahl der am Streik beteiligten Arbeiter ist es schwierig, den genauen Hergang der Ereignisse zu rekonstruieren. Der französische marxistische Historiker Broué gibt zum Beispiel folgende Beschreibung:

»Während der Nacht des 3.14. März gab es Zwischenfälle zwischen Arbeitern und Polizei in mehreren Berliner Stadtteilen. Es gab mehrere Fälle der Plünderung von Geschälten, die die Revolutionäre und die Arbeiter Provokateuren zuschrieben. Am 4. März befahl Noske den Freikorps, auf Berlin zu marschieren.

Am 4. März hatte sich bis Mittag eine riesige Menschenmenge in der Nähe des Polizeipräsidiums versammelt und die Wut stieg rasch aut, als die Nachricht über Zwischenfälle in Spandau kam, wo die Frei-korps Soldaten entwaffnet hatten, die das Maschinengewehrlager bewachten. Es kam dort auch zu Schießereien. Eine Einheit des Lüttwitzschen Freikorps versuchte, in die Menschenmenge einzudringen. Der kommandierende Offizier wurde angegriffen und Panzerwagen schritten ein, indem sie auf die Menge schossen; eine Metzelei entwickelte sich.

Am nächsten Tag zog das Freikorps gegen eine Einheit der Marine-division  welche im Januar neutral geblieben war. Dieser Zwischenfall war entscheidend: Die Mehrheit der Matrosen wandte sich gegen das Freikorps und verteilte die ihr zur Verfügung stehenden Waffenvorräte unter der Menge.«�

Im Gegensatz dazu gibt der amerikanische Historiker R. M. Watt für den Ausbruch der Kämpfe der abgestimmten Aktion einer kleinen Gruppe revolutionärer Arbeiter die Schuld:

»Sofort als der Streik erklärt worden war, griffen bewaffnete Revolutionäre an und nahmen 32 Berliner Polizeiposten ein. Die Matrosen der Volksmarinedivision marschierten auf die Straßen und belagerten das Berliner Polizeipräsidium.«�

Darstellungen von M. Phillips Price und Heinrich Ströbel, die beide zu dieser Zeit in Deutschland waren, kommen der Version von Broué näher, als der von Watt. Phillips Price berichtet:

»Es stellte sich rasch heraus, daß die Kämpfe nicht zwischen den Freikorps des alten Heeres und den bewaffneten Kräften der Spartakisten stattfanden, sondern zwischen Freikorps auf der einen Seite und der Volksmarinedivision und der Republikanischen Soldatenwehr auf der anderen Seite, die immer als loyale Truppen der Regierung galten.«�

Und Ströbel schreibt:

»Die Berliner Märzkämpfe entsprangen nichts anderem, als der Eifersüchtelei und dem Mißtrauen der Noske-Garden gegenüber den kargen Überbleibseln der revolutionären Truppen aus den Novembertagen, der Volksmarinedivision und der Republikanischen Soldatenwehr. Diese Truppenkörper waren den Obersten und den Generälen, die an der Spitze der Noskeschen Freikorps standen, ein Dom im Auge und sollten auf alle Fälle aufgelöst werden. ... Diese Kämpfe entwickelten sich denn auch aus Konflikten zwischen diesen beiden Truppengattungen. Die kommunistische Leitung hatte dabei so wenig die Hand im Spiel, wie die der Unabhängigen.«�

»Am 5. März kam es auf dem Alexanderplatz vor dem Polizeipräsidium zu Volksaufläufen, bei denen Gesindel ein Warenhaus zu plündern begann. Die Volksmarinedivision ... erschien auf telephonischen Anruf vom Polizeipräsidium mit 800 Mann und zwei Panzerautos, um die Ruhe wiederherzustellen. Sie nahm auch zwanzig Plünderer fest und legte eine Schutzwache in das bedrohte Warenhaus

Als eine Deputation der Volksmarinedivision das Polizeipräsidium [das seit Januar von der Rechten geleitet wurde] verließ, wurde der Führer dieser Division durch einen Schuß verwundet ... Im Handumdrehen begann ein Feuergefecht zwischen der Volksmarinedivision und dem Polizeipräsidium. Und nun wiederholte sich mit einigen Varianten das Bild der Spartakuswoche. Teile der Volksmarinedivision und der Republikanischen Soldatenwehr, verstärkt durch bewaffnete Haufen von Zivilisten, rissen im östlichen Teile Berlins die Gewalt an sich, während die Noske-Truppen das Zentrum und die übrigen Stadtteile besetzt hielten.«�

Der Kommandant der Republikanischen Soldatenwehr, Fischer, stellt die Ereignisse mehr oder weniger genauso dar.�

Die Kommunistische Partei betonte weiterhin, sie habe nichts mit den Kämpfen zu tun. In einem Flugblatt betonte sie, daß die Kämpfe von Abteilungen der Volksmarinedivision und der Republikanischen Soldatenwehr geführt wurden, die noch im Januar gegen die Arbeiter gewesen waren:

»Wir kämpfen gegen den Kapitalismus und für den Sozialismus, während ihre Anführer um ihre Militärposten gegen Arbeitgeber kämpfen, mit denen sie sich verstritten haben. Genau das, und noch viel mehr trennt uns ... Zwischen uns und ihnen gibt es keine Solidarität.«�

Wenn es ein Problem gab, dann, daß die kommunistischen Führungsmitglieder sich viel zu sehr aus den Kämpfen heraushielt. Die Tatsache, daß sich die Matrosen und die sozialdemokratische Basis der Republikanischen Soldatenwehr im Januar auf die falsche Seite gestellt hatten, hieß nicht, daß sie nicht durch harte Erfahrungen aus den Irrtümern lemen konnten.

Die Stellungnahmen der kommunistischen Partei hatten jedenfalls keinen nennenswerten Einfluß. Die sozialdemokratischen Gewerkschaftsführer in Berlin, die sich aufgrund des großen Drucks ihrer eigenen Basis genötigt sahen, den Streik zu unterstützen, schoben nun die Kämpfe als Grund vor, um die Seiten zu wechseln. Am 6. März riefen sie zum Abbruch des Streiks auf. Als sie merkten, daß sie auf der Versammlung der Arbeiterräte in der Minderheit waren, entfernten sie sich einfach und brachten ihre eigenen Flugblätter und Plakate heraus, die zur Wiederaufnahme der Arbeit aufriefen.

Die Freikorps zogen aus diesem Verrat und den Spaltungen in den Reihen der Arbeiter unmittelbaren Vorteil. Sie begannen, den Streik zu brechen, um die Lieferung von Vorräten in die bürgerlichen Stadtteile zu sichern. Binnen zwei Tagen war der Streik wirkungslos geworden, und das Streikkomitee sah sich gezwungen, zu einer bedingungslosen Rückkehr an den Arbeitsplatz aufzurufen. Am 9. März waren der Streik und die Kämpfe vorbei.

Doch Noske und seine Verbündeten waren nicht zufrieden. Sie wollten nicht nur eine Schlacht, sondern einen Krieg gewinnen. Sie spürten, daß weder die revolutionäre Linke, noch die Arbeiterbewegung nun in der Lage waren, sich zu verteidigen. Der folgende Angriff

»überbot an blutiger Grausamkeit noch bei weitem das, was Berlin in der "Spartakuswoche" im Januar erlebt hatte. Tagelang wurde in den örtlichen Proletariervierteln von der Reichswehr mit allen Mitteln der modernen Kriegführung, mit Geschützen, Minenwerfern, Flugzeugen gekämpft. Unzählige Häuser wurden beschädigt, einzelne von einschlagenden Granaten und Luftbomben vollständig demoliert... in vielen Fällen wurden sogar Arbeiter erschossen, in deren Wohnung man eine Schußwaffe gefunden hatte.«�

Die Zahl der Opfer wurde auf 1.500 bis 2.000 Tote und 20.000 Verwundete geschätzt. Auf Seiten der Linken waren zehnmal so viele Tote zu beklagen wie auf Seiten der Regierung.

Noske griff auf blanke Lügen zurück, um das Blutbad zu rechtfertigen. Sie wurden von der sozialdemokratischen und bürgerlichen Presse unkritisch wiederholt. Es wurde behauptet, daß die Spartakisten für die Kämpfe verantwortlich gewesen seien und im Polizeirevier von Lichtenberg 70 Polizisten niedergemetzelt hätten. »Dieser Bericht entsprach nicht der Wahrheit und Noske wußte das«, schloß in jüngerer Zeit ein bürgerlicher Historiker, »aber es war günstig, daß eine "Schandtat" gerächt werden sollte: sie lieferte eine Begründung für Vergeltungsmaßnahmen.«�

Noske erließ ein Dekret, wonach jede Person, die mit der Waffe in der Hand gegen die Regierung kämpfend angetroffen werde, standrechtlich erschossen werden solle. Die sozialdemokratische Tageszeitung 'Vorwärts' schrieb, das sei die einzig mögliche Antwort auf die "Greueltaten von Lichtenberg". In der Folge wurden viele loyale sozialdemokratische Arbeiter und Soldaten ermordet. Typisch für die Morde war das Schicksal von 29 Mitgliedern der Volksmarinedivision, die nicht an den Kämpfen teilgenommen hatten. Sie wurden zu einem Gebäude gelockt, wo sie angeblich ihren Sold bekommen sollten. Als sie ankamen, wurde ihnen befohlen, hinter dem Gebäude Meldung zu erstatten. Dort wurden sie auf der Stelle erschossen.

Quer durch die Arbeiterviertel erlitten hunderte von Menschen ein ähnliches Schicksal  unter ihnen Leo Jogiches, Rosa Luxemburgs lebenslanger Genosse und der letzte der erfahrenen Führer, die der Kommunistischen Partei noch verblieben waren.

Wieder das Ruhrgebiet

Die anfänglichen Feldzüge der Freikorps im Januar und Februar hatten nicht ausgereicht, um den bewaffneten Widerstand der Arbeiter völlig zu unterdrücken. Max Hoelz, der in ganz Deutschland als eine Art kommunistischer Robin Hood Bekanntheit erlangte, hat in seinen Erinnerungen die Lage im Vogtland, dem Gebiet nahe der tschechischen Grenze, beschrieben. Morgens marschierten Freikorps in eine Stadt ein; die bewaffneten Arbeiter versteckten sich in einem naheliegenden Wald; mittags verließen die Freikorps wieder die Stadt; die bewaffneten Arbeiter kehrten wieder in die Stadt zurück und hielten eine öffentliche Versammlung für die Tausenden von Arbeitslosen ab.�

So oder ähnlich muß die Situation in vielen der kleineren Industrie-städte gewesen sein, wo die Freikorps nicht genügend Truppen hatten, um eine ständige Garnison einzurichten, - auch wenn es nicht immer eine derartig dramatische Form annahm. Mit Waffengewalt konnte man eine isolierte Minderheit der Arbeiter zerschlagen, wie die Revolutionäre im Januar in Berlin; man konnte damit verhindern, daß in bestimmten Orten die Arbeiterklasse als Ganze die Macht übernahm; doch Waffengewalt konnte noch nicht jeden Widerstand unterdrücken.

Im Ruhrgebiet zeigte sich das sehr deutlich. Ende März entstand dort eine neue Bewegung mit viel geringeren Illusionen in die Regierung. Die Arbeiter hatten das vage Gerede von "Sozialisierung" satt. Statt dessen kehrten sie zu einer Frage zurück, die mit ihrem unmittelbaren Leben aufs Engste verbunden war - der Forderung nach dem Sechsstundentag. Wie Rosa Luxemburg im Dezember angenommen hatte, wurde die Revolution durch den Kampf in den Betrieben stärker.

Im März wuchs die Unterstützung für die Forderung nach dem Sechs-stundentag. Selbst die obersten Bürokraten der Bergarbeitergewerkschaften mußten sich dafür aussprechen, auch wenn sie für eine über zwei Jahre gestreckte Einführung eintraten. Die Bergarbeiter waren nicht bereit zu warten. Am 27. März führten 32 Gruben den Sechsstundentag ein, durch den einfachen Einfall, die Arbeit zwei Stunden früher zu verlassen. Eine Konferenz zu diesem Thema am Monatsende wurde von 475 Delegierten aus 195 Schachtanlagen besucht. Ein Versuch der sozialdemokratisch geführten Gewerkschaft, den Kampf zu beenden, führte nur zur Verärgerung der Delegierten. Sie stimmten für die Abspaltung und die Bildung der revolutionären "Allgemeinen Bergarbeiter-Union" unter einer KPDUSPD-Führung, ein Schritt, vor dem der Kommunist Karski gewarnt hatte.

Nun folgte ein erbitterter Kampf. Acht Arbeiter wurden am 31. März von der Sicherheitswehr in Castrop erschossen. Am 1. April weitete sich die Bewegung von den Gruben auf die Schwerindustrie aus, als sieb die Krupp-Hammerwerke dem Streik anschlossen. Am 4. April riefen Delegierte aus 211 Gruben zum gemeinsamen Streik in Mitteldeutschland und Oberschlesien auf den beiden anderen Bergbaugebieten Deutschlands. Die Regierung schnitt daraufhin die Lebensmittellieferungen in die Streikgebiete ab und schickte Freikorps, um die wichtigsten Städte zu besetzen.

Die Truppen machten bei ihrem Bemühen, den Streik zu zerschlagen, von den rohesten Mitteln Gebrauch. Es wurden nicht mehr nur Demonstranten und Streikposten angegriffen. Bei einem syndikalistischen Treffen eröffneten die Soldaten das Feuer, töteten vier Teilnehmer. Wenige Tage später schossen sie erneut bei einer Versammlung mehrerer hundert Streikdelegierter. Vierhundert Personen wanderten ins Gefängnis.

Der Streik wurde angesichts solcher Provokationen stärker und stärker: 160.000 Streikende am 1. April; 300.000 am 10. April; laut einer historischen Untersuchung soll die Gesamtzahl der Streikenden auf dem Höhepunkt 800.000 gewesen sein.�  Die Zahl der streikenden Bergarbeiter wurde von der Zahl der Teilnehmer an Solidaritätsstreiks überstiegen. Es kam zu Sympathiestreiks in anderen Teilen Deutschlands - in Württemberg, in Berlin, in Frankfurt, in Danzig.

Für die Regierung geriet die Entwicklung mehr und mehr außer Kontrolle. Die Gewerkschaftsführer sagten ihr, daß nur eins den Streik beenden könnte: »Nur mit Einführung der Sechsstundenschicht [würden] die Bergleute wieder in die Hand der Organisationen kommen.«

Noske hatte den sozialdemokratischen Politiker Severing zum Staats-kommissar für das Ruhrgebiet mit nahezu diktatorischen Vollmachten ernannt. Aber bald wurde klar, daß der Streik nur mit Zugeständnissen beendet werden konnte. Den Bergleuten wurde schließlich der Siebenstundentag angeboten - vorausgesetzt, sie würden alle "wesentlichen" Überstunden arbeiten. Mit dem Angebot waren weitere Bedrohungen verbunden, wie die neue Verordnung, die 500 Mark Geldstrafe oder zwölf Monate Gefängnisstrafe für jeden vorsah, der den Streik fortsetzen würde. Diese Kombination begann - zusammen mit dem sehr realen Hunger, den die meisten Bergarbeiterfamilien nun ertragen mußten - zu wirken. Die Zahl der Streikenden sank bis zum 24. April auf 130.000. Als der Streik schwach wurde, wurde die Unterdrückung weiter verstärkt, bis die von der Mehrheit der Arbeiter gewählten, regionalen Führer Gefangene der Regierung und ihrer militärischen Bluthunde waren.�

Die Rückkehr der alten Ordnung

Der Marsch der Freikorps durch Deutschland zerstörte die einst mächtigen Arbeiter- und Soldatenräte. Die Macht der Räte - insbesondere der bewaffneten Soldatenräte und linker Sicherheitswehren - wurde wieder durch den alten Staatsapparat des deutschen Kaiserreiches ersetzt, der aus den alten Bürokraten, Offizieren, Richtern und Polizeipräsidenten bestand. Im Großen und Ganzen hatten sie die gleichen politischen Auffassungen wie die Mitglieder der Freikorps, die ihre Macht wieder hergestellt hatten - sie unterstützten die bürgerlichen Parteien auf dem rechten Flügel. Wie die Mannschaften der Freikorps sollten sie schließlich begeisterte Unterstützer der Nazis werden. Doch für den Augenblick fühlte sich die Bourgeoisie noch nicht sicher genug, um der extremen Rechten zu erlauben, sich in den Mittelpunkt der politischen Bühne zu schieben: die Führer der Sozialdemokratie wurden noch gebraucht.

Wie es Stresemann, der Führer der rechten Partei des Großkapitals, der Deutschen Volkspartei, formulierte:

»In den nächsten zwei bis drei Jahren scheint mir eine Regierung ohne die Sozialdemokraten ziemlich unmöglich, andernfalls taumeln wir von Generalstreik zu Generalstreik.«�

Ein Zeichen dafür, daß die Arbeiterbewegung immer noch weit davon entfernt war, zerstört zu sein, war die Art und Weise, wie die rückständigsten Teile der Klasse im Sommer 1919 in den Kampf eintraten. Hunderttausende von Landarbeitern traten erstmals im Sommer 1919 in eine Gewerkschaft ein (nach dem Marsch der Freikorps durch Deutschland), was deren Mitgliedschaft auf 700.000 anhob. Sie stellten sich gegen die ehemals allmächtigen Agrarmagnaten, die Junker, indem sie Lohnerhöhungen und die Aufhebung von Beschränkungen ihres Privatlebens forderten.

Vor einem solchen Hintergrund hätte die Sozialdemokratie nicht überleben können, wenn sie den Eindruck erweckt hätte, sie wäre nur die Tarnung der Freikorps. Sie mußte noch an den Versprechen von "Sozialisierung" und "Wirtschaftsdemokratie" festhalten, wenn auch mit abnehmender Überzeugung. Und sie spürte immer noch, daß es notwendig war, so zu tun, als bestünden die Arbeiterräte. Für Mitte April berief sie den Zweiten Allgemeinen Kongreß der Arbeiterräte ein. Wenn es jemals richtig war, daß die Geschichte sich als eine Tragödie entwickelt hat und ihre Wiederholung eine Farce war, dann war das hier der Fall.

Die Delegierten des Ersten Kongresses hatten die Macht gehabt und sie tragischerweise abgegeben. Der Zweite Kongreß trat zusammen, nachdem die Macht der Räte beinahe überall zerstört worden war. Seine 219 Delegierten waren nicht mehr von lokalen Räten gewählt, die in den Betrieben und Kasernen ihre Basis hatten, sondern von Bezirkswahlen, die für alle offen waren, die ein Einkommen unter 10.000 Mark hatten. Das sicherte der SPD eine Mehrheit von drei zu eins. Die Kommunisten boykottierten den Kongreß als eine »schlechte Kopie der Nationalversammlung«. Nachdem der Kongreß die Wiederherstellung der bürgerlichen Macht abgesegnet hatte, hat man nie wieder etwas von ihm gehört.

Für die Regierung war das Aufräumen jedoch noch nicht beendet. Es gab nicht nur das ehemals unabhängige Königreich Bayern, wo die Rätebewegung ihren höchsten Punkt genau in dem Moment erreichte, als der Zweite Kongreß die Bewegung an anderen Orten beerdigte. Es gab noch andere Bezirke, in denen die Macht weiterhin in den Händen von Organen der Arbeiterklasse lag. Die endgültige Unterdrückung von Milleldeutschland hatte sich durch die Inanspruchnahme der Freikorps in Berlin und dann durch den erneuten Kampf im Ruhrgebiet verzögert.

Magdeburg wurde immer noch von einem durch Unabhängige geführten Arbeiter- und Soldatenrat regiert. Seit der Revolution war diese Gegend ruhig geblieben und sie hatte am Februarstreik nicht teilgenommen. Aber das hielt Noske nicht davon ab, einem ortsansässigen Schnapsfabrikanten (und späteren Nazi) alle Befugnisse zu geben, eine bürgerliche "Einwohnerwehr" zur "Wiederherstellung der Ordnung" aufzubauen. Er ließ sich auch nicht daran hindern, drei der Führer des Arbeiterrats (darunter auch einen Sozialdemokraten) nach Berlin zu verschleppen und zu verhaften. Am 9. April marschierten die Freikorps in die Stadt ein, schossen in eine demonstrierende Menge, töteten sieben Personen, verhafteten den Arbeiterrat und setzten bewaffnete bürgerliche Truppen ein, die "Einwohnerwehr" und das "Magdeburger Regiment".

Als nächstes war die Stadt Braunschweig an der Reihe, in der sich die Arbeiter im April dem deutschlandweiten Generalstreik zur Unterstützung des Ruhrgebiets angeschlossen hatten. Die Streikfübrer hatten schließlich für einige Tage die Macht in der Stadt, kontrollierten die Nahrungsmittelverteilung und setzten eine Ausgangssperre durch. Am 11. April bewegten sich 10.000 Freikorps-Soldaten auf die Stadt zu. Zuerst trafen sie auf bewaffneten Widerstand. Elf Arbeiter wurden bei Zusammenstößen getötet. Dann entschieden die Streikführer, daß jeder weitere Widerstand nutzlos wäre - allerdings hinderte das die Freikorps nicht, sich in ihrer üblichen mörderischen Art zu verhalten.

Schließlich kam es zu Maßnahmen gegen Leipzig - ein empfindlicher Punkt, nicht nur für die mitteldeutschen Behörden, sondern auch für die nationale Regierung. Während der Rest von Sachsen - insbesondere Chemnitz - immer noch eine Hochburg der SPD war, stand Leipzig sehr stark unter dem Einfluß der Arbeiter- und Soldatenräte mit Mehrheiten der Unabhängigen. Die Arbeiter nahmen am Generalstreik im Februar teil, und die kommunistische Zeitung, 'Die Rote Fahne', floh nach Leipzig, nachdem sie in Berlin verboten worden war. Am 11. Mai besetzten die Freikorps mit 20.000 Mann die Stadt, ohne auf Widerstand zu treffen. Sie lösten die Räte auf, verboten die linke Presse und setzten eine bürrgerliche "Einwohnerwehr" zur Aufrechterhaltung der Ordnung ein.�

Hamburg war Deutschlands zweitgrößte Stadt und eine traditionelle Festung der Sozialdemokratie. Die Partei hatte 1913 dort 40.000 Mitglieder und die "Freien Gewerkschaften" 140.000 bei einer Gesamtbevölkerung von einer Million. Die SPD kontrollierte sämtliche Sitze der Stadt im nationalen Parlament, obwohl das undemokratische Dreiklassen-Wahlrecht sie in Senat und Bürgerschaft in der Minderheit hielt.

Vor dem Ersten Weltkrieg war Hamburg auch eines der wenigen Industriezentren gewesen, in denen die kämpferischen Gewerkschafter dazu tendiert hatten, der Kontrolle der offiziellen Arbeiterbewegung zu entkommen. 1896/97, 1906 und 1912 hatte es heftige Streiks gegeben. »Es gab ... ein Element in der Hamburger Arbeiterbewegung, das schnell wuchs ... Eine ziemlich große Gruppe von Arbeitern, erst im Hafen, aber auch in anderen Gegenden, war in den Gewerkschaften, Genossenschaften und Parteiorganisationen nicht angemessen repräsentiert.« In den Jahren unmittelbar vor dem Ersten Weltkrieg »folgte ein wilder Streik auf den nächsten.«�

Die Stadt war ideal, um 1918/19 ein Zentrum der extremen Linken zu werden. Zunächst schienen sich die Dinge dementsprechend zu entwikkeIn. Sie war, wie wir gesehen haben, die erste Großstadt, die der Kieler Führung folgte und am 5. November die alte Ordnung umstürzte. Die lokale Mehrheitssozialdemokratie wurde von den Ereignissen völlig überrollt. Die Arbeiterräte, die in den ersten Tagen der Revolution von Delegierten aus den Fabriken gewählt worden waren, hatten eine klare Mehrheit links von der SPD und wählten den Linksradikalen Dr. Heinrich Laufenberg zu ihrem Vorsitzenden.

Laufenberg war ein ehemaliger rechter Sozialdemokrat, der als Reaktion auf den Krieg zur Linken gewechselt und zu den Bremer "Linksradikalen" Verbindungen aufgebaut hafte. Er hatte sehr große Unterstützung unter breiten Teilen der Arbeiter gewonnen, als die Kriegsmüdigkeit wuchs. Das ermöglichte ihm nun, den Arbeiterrat zu dominieren, obwohl die meisten der "linken Mehrheit" Unabhängige waren.

Aber die Sozialdemokratie und die Bankiers und Kaufleute, die vorher die Stadt beherrscht hatten, schlugen bald zurück. Die Sozialdemokraten organisierten sich schnell eine Mehrheit in den Soldatenräten, während die Bankiers damit drohten, der Stadtregierung alle Kredite zu verweigern.

Laufenberg gewann später einen Ruf als ein "Ultralinker". In dieser Zeit aber entsprach sein Verhalten eher dem für die USPD typischen. Er ordnete alles taktisch dem Ziel unter, seine eigene Kontrolle über die Räte aufrecht und seine "linke Regierung" im Amt zu halten. Er stimmte dem sozialdemokratischen Argument zu, daß Wahlen zur Nationalversamrnlung notwendig wären.� Nachdem der Senat der Stadt am 10. November aufgelöst worden war, setzte Laufenberg ihn am 18. November wieder ein, um von den Banken Kredite zu bekommen.

»Laufenberg machte weiterhin Gebrauch von den vorhandenen Ministerien und ihrer Beamtenschaft ... Viel von der tatsächlichen Macht in Hamburg lag genau dort wo sie immer gelegen hatte - in den Händen der Führer der Wirtschaft, der Finanzen und der Staatshürokratie. «�

Laufenberg hatte noch nicht einmal die Existenz einer unabhängigen revolutionären Presse gesichert. Statt dessen verhandelte er mit der Sozialdemokratie über die gemeinsame Kontrolle einer Zeitung, die in ihrer Parteidruckerei gedruckt wurde.

Eine Regierung, die auf einem Ausgleich mit den Bankiers und den Sozialdemokraten basierte, konnte keine ernsthaften Maßnahmen gegen die Arbeitslosigkeit und die Nahrungsmittelkürzungen ergreifen. Für die Sozialdemokraten war es leicht, der linken Galionsfigur Laufenberg die Schuld an allen Problemen der Arbeiterklasse zu geben. Anfang Januar waren sie sogar in der Lage, großen Pro-Laufenberg-Demonstrationen mit noch größeren eigenen Demonstrationen entgegenzutreten. Ein Anzeichen für die mangelnde Unterstützung für Laufenbergs Politik in der Arbeiterklasse zeigte sich in den Wahlen zur Nationalversammlung Mitte Januar: Die SPD erhielt 51 Prozent der Hamburger Stimmen, die USPD nur sieben Prozent. Ein anderes Zeichen war, daß der Arbeiterrat keine Kontrolle über die Truppen ausüben konnte, die in eine "Volkswehr" umgewandelt worden waren. Bei einer Gelegenheit verhafteten sie sogar Laufenberg selbst.

Am 19. Januar war Laufenberg schließlich gezwungen zu erkennen, daß politisches Manövrieren kein Ersatz für die Organisation an der Basis war. Er trat als Vorsitzender der Räte zurück und ermöglichte eine Neuwahl der Räte, aus der die SPD als Sieger hervorging. Die Mehrheit übergab bald die Macht an einen neuen Senat, der gemeinsam von der alten Oligarchie der Stadt und der gewählten SPD-Mehrheit geführt wurde.

Die Sozialdemokraten hatten jedoch noch eine entscheidende Krise zu überwinden. Die Invasion der Nachbarstadt Bremen durch die Freikorps Ende Januar hatte in Hamburg tiefe Wut erzeugt, und Laufenberg konnte leicht eine Resolution im Arbeiterrat durchsetzen, bewaffnete Unterstützung nach Bremen zu schicken.

Doch Laufenberg hatte immer noch nicht verstanden, daß Unterstützung für seine Reden und Resolutionen nicht dasselbe war wie Aktionen. Das Fehlen einer Organisation der revolutionären Linken, die er aufzubauen abgelehnt hatte, war nun eine entscheidende Schwäche. Bewaffnete Arbeiter versammelten sich, um nach Bremen zu gelangen Sie mußten feststellten, daß die Bahnbeamten und die sozialdemokratischen Gewerkschaftsbürokraten die Transportvereinbarungen sabotiert hatten.� Gewalttätige Demonstrationen folgten, aber die Sozialdemokraten in Hamburg zeigten, daß sie dort die Kontrolle mit ihren eigenen bewaffneten Kräften, der Volkswehr, aufrechterhalten konnten und die Freikorps aus Bremen nicht brauchten. Diese wurden dringend im Ruhrgebiet gebraucht.

Als jedoch erst einmal die Sozialdemokratie sichtbar die herrschende politische Kraft in Hamburg war, konnte sie nicht länger irgend jemand anderen für das Andauern der Not verantwortlich machen und verlor einen Großteil ihrer Popularität unter den Arbeitern. Mitte April kam es zu gewaittätigen Demonstrationen gegen die Arbeitslosigkeit, und - ein schlechtes Omen - die Volkswehr zeigte beträchtliche Sympathie mit den Demonstranten.

Die Feindseligkeit gegenüber der neuen Macht spitzte sich Ende Juni zu. Arbeiter, Soldaten und Matrosen demonstrierten mit Karren vor einer lokalen Fleischverarbeitungsfabrik, wo Sülze hergestellt wurde. Der vorderste Karren trug den Fabrikbesitzer. Ihm folgten Karren mit Fabrikarbeiterinnen, die Hundeköpfe und tote Ratten schwenkten, die offensichtlich zu seiner Sülze verarbeitet wurden. Die gut gelaunte Demonstration endete damit, daß der Fabrikbesitzer ins Wasser der Alster getaucht wurde.

Die Behörden waren durch diese Ereignisse tief beunruhigt. Denn die Volkswehr stellte sich wieder einmal an die Seite der Demonstranten. Der Stadtkommandant beschloß, es sei an der Zeit zu zeigen, wo die wirkliche Macht lag. Er schickte 300 Mann der Bahrenfelder, einer örtlich rekrutierten Einheit, die das Freikorps zum Vorbild hatte, um das Rathaus einzunehmen. Aber er unterschätzte die Kampfqualitäten der Hamburger Arbeiten In der Nacht tobte ein regelrechter Bürgerkrieg, und als es dämmerte, waren die Bahrenfelder aus dem Rathaus vertrieben und entwaffnet worden. Neunzehn Mann der rechten Truppen waren in den Kämpfün getötet worden, während die Linke Sechzehn Männer verloren hatte - sechs Sozialdemokraten, fünf Unabhängige und fünf Kommunisten.

Bald war die Ruhe wiederhergestellt. Die Linke hatte die harte Lehre von Berlin und Bremen gelernt und machte keinen Versuch der Machtergreifung. Als einmal die Bahrenfelder entwaffnet waren, forderte sie die Arbeiter dringend auf, nicht auf die Straße zu gehen. Doch ein solcher "Befehl" reichte Noske in Berlin nicht. Die Hamburger Volkswehr hatte gezeigt, daß sie die Profiteure nicht vor Erniedrigungen hatte schützen können - deshalb mußte sie durch "verläßliche" Truppen ersetzt werden. Am 30. Juni besetzten 10.000 Freikorps-Soldaten mit Panzerwagen, Torpedobooten und Artillerie die Stadt. Die militärische Besatzung dauerte bis Dezember

Die Chemnitzer Ereignisse vom August glichen den Hamburger Ereignissen vom Juni. Chemnitz war lange Zeit auch eine Hochburg der Sozialdemokratie gewesen. Die revolutionäre Linke hatte in den November-ereignissen eine wichtige Rolle gespielt, aber nicht den Fehler gemacht, sich ohne Unterstützung der Mehrheit der Arbeiterklasse an die Macht zu klammem. Die Stadt wurde von Sozialdemokraten regiert, die ihre eigenen Sicherheitskräfte zur Aufrechterhaltung der Ordnung benutzten.

Die Sozialdemokratie an der Macht verlor schnell ihre Unterstützung in der Bevölkerung. Im August gab es wachsende Unruhen - insbesondere wegen Nahrungsmittelkürzungen. Anfang des Monats kam es eine Woche lang zu friedlichen Demonstrationen. Dann begann das Militär, Unruhen zu provozieren. Mit antisemitischen Flugblätter versuchten sie die Menge zu Gewalttätigkeiten anzustacheln. Am 7. August schossen vor Ort stationierte Truppen in eine Menge. Die gesamte Arbeiterklasse der Stadt erhob sich gegen die Provokation des Militärs. Während die Sozialdemokraten in der sächsischen Regierung beschlossen, daß jeder Arbeiter, der gegen die Truppe kämpfte, erschossen würde, waren die lokalen Sozialdemokraten genötigt, sich den Protesten gegen die Truppen anzuschließen.

Es dauerte nicht lange, bis dieser erste militärische Angriff niedergeschlagen war - mit vierzehn getöteten Soldaten und fünfzehn Arbeitern - aber jetzt hatte Noske den Vorwand, den er brauchte. Zehn Tage später marschierte ein großes Truppenkontingent in die Stadt, verbot die kommunistische Presse und begann mit dem Aufbau "verläßlicher" Polizeikräfle.�

Hamburg und Chemnitz bewiesen überzeugend, daß der Marsch der Freikorps nicht nur gegen die Linke gerichtet war, sondern gegen jede unabhängige bewaffnete Kraft aus der Arbeiterbewegung. Der bewaffneten Intervention folgte in beiden Fällen eine wachsende Verbitterung über die Sozialdemokratie, doch es gab Unterschiede - Unterschiede, die für den darauffolgenden Verlauf der Revolution von entscheidender Bedeutung waren.

In Hamburg gab es niemanden, der irgendeine wirklich revolutionäre Organisation links von den Unabhängigen hätte aufbauen können. Das war die unvermeidliche Folge von Laufenbergs Spiel mit der Macht und seinem Vertrauen in Resolutionen. Als die Arbeiter unzufrieden wurden, wuchs die USPD, nicht aber die Kommunistische Partei. Doch die USPD war nicht in der Lage, in entscheidenden Augenblicken eine klare Führung zu geben. Als die nächste große Krise der Revolution im folgenden März kam, war die USPD ein konfuser Haufen rivalisierender Tendenzen, der unfähig war, der Arbeiterbewegung irgendeine Richtung zu geben.

Später wurde viel über das "Rote Hamburg" erzählt. Tatsache ist aber, daß das organisatorische Versagen von 1919 die Stadt in der ganzen Periode der Weimarer Republik verfolgen sollte: die Sozialdemokratie blieb eine viel stärkere Kraft in der Arbeiterbewegung der Stadt als die Kommunisten.

Im Gegensatz dazu hatte in Chemnitz die revolutionäre Linke nach der Novemberrevolution mit einer ehrlichen Einschätzung ihrer Kräfte begonnen. Unter der Führung des Bauarbeiters Heinrich Brandler hatte sie jede verfrühte Erhebung wie auch jeden Versuch, einen Vorwand zu finden, sich an der Macht festzuhalten, vermieden. Statt dessen hatte sie sorgfältig ihre Kräfte aufgebaut und für all diejenigen als ein Fokus gedient, die ihre Illusionen in die SPD verloren und verhindert, daß das Wachstum der USPD tiefe Wurzeln schlug. Im Frühjahr 1920 war sie in einer Position, die gesamte Arbeiterbewegung der Stadt in die Schlacht zu führen.

































Kapitel 7

Die Bayerische Räterepublik

»Die Bayrische Räterepublik begann als Farce. Sie endete als Tragödie. Fratzenhaft lächerlich war ihr Anfang, aber dahinter verbarg sich ein historischer Sinn. Sie war der Abschluß einer Etappe der deutschen Revolution, die in Berlin bereits im Januar erreicht worden war.«�

Die Novemberrevolution hatte die Macht denjenigen übergeben, die am vernehmbarsten und am besten vorbereitet waren, sie zu nehmen: im Falle Bayerns war das der Unabhängige Sozialdemokrat und Literat Kurt Eisner. Vor dem Krieg war Eisner ein sozialdemokratischer Journalist und ein bekannter Anhänger des "Revisionisten" Bernstein gewesen. Aufgrund dieser Eigenschaft war er zum politischen Redakteur der sozialdemokratischen Tageszeitung in München, der bayerischen Hauptstadt, ernannt worden. Bei Ausbruch der Feindseligkeiten unterstützte er den Krieg als "Krieg der nationalen Verteidigung", aber bald wandelten sich seine Ansichten zu einem extremen Pazifismus mit der festen Überzeugung von Deutschlands "Kriegsschuld".

Wegen seiner Aktivitäten während der Januarstreiks 1918 wurde er zu achteinhaib Monaten Gefängnis verurteilt. Bei seiner Entlassung war er für München fast ein sozialistischer Märtyrer. Seine eigenen politischen Ansichten waren aber "gemäßigt". Er schrieb: »Zwischen mir und Kautsky besteht in fast allen Fragen volle Übereinstimmung« - und Karl Kautsky war der lautstärkste Gegner des Bolschewismus innerhalb der Unabhängigen Sozialdemokratie.

Ende Oktober 1918 waren dann jedoch in München die Beben der Revolution im benachbarten Österreich zu spüren. Eisner nahm den Kampf um den Frieden wieder auf und machte sich politisch bekannt, indem er bei einer Nachwahl gegen den sozialdemokratischen Vorsitzenden Erhard Auer kandidierte. In den ersten Novembertagen sickerten dann Nachrichten über den Aufstand in Kiel durch, als sich gerade ein paar hundert deutsche Matrosen auf dem Heimweg von ihrem Stützpunkt im inzwischen revolutionären Österreich in München aufhielten.

Eine neue Stimmung begann die Münchner Arbeiter zu erfassen. Hunderte erschienen auf "Friedens"-Treffen, obwohl nur ein paar Dutzend erwartet worden waren. Eisner, der im Grunde genommen keine Organisation hinter sich hatte, wurde selbst eine politische Kraft. Das ging so weit, daß Auer, trotz seines mächtigen sozialdemokratischen Parteiapparats, es nicht ablehnen konnte, mit Eisner einen gemeinsamen Aufruf zum Generalstreik zu unterschreiben.

Am 7. November war die Stadt durch diesen Streik lahmgelegt. Auer erschien, um zu einer seiner Erwartung nach friedlichen Demonstration zu sprechen. Er mußte jedoch feststellen, daß ihr kämpferischster Teil aus bewaffneten Soldaten und Matrosen bestand, die sich hinter der bärtigen Künstlerfigur Eisners und einem riesigen Transparent versammelten, auf dem zu lesen war: "Lang lebe die Revolution!". Während die sozialdemokratischen Führer bestürzt dastanden und überlegten, was sie tun sollten, brach Eisner mit seiner Gruppe zu den Kasernen auf und zog einen großen Teil der Menge mit. Beim Geräusch des näherkommenden Tumults stürzten die Soldaten an die Fenster, wechselten einige Worte mit den Demonstranten, schulterten ihre Gewehre und schlossen sich an. Nun führte Eisner die Menge direkt zum Gebäude des bayerischen Parlaments, proklamierte den "Freistaat Bayern", den Sturz der Monarchie und das Ende des Krieges. Noch am Abend flohen der König und seine Minister aus der Stadt.

Indem er im richtigen Augenblick die Initiative übernahm, hatte Eisner wirkungsvoll die Staatsmacht ergriffen. Die sozialdemokratischen Führer hatten keine andere Wahl, als sich zumindest vorläufig mit Eisner zusammenzutun, wenn sie nicht jegliche Kontrolle über die Ereignisse verlieren wollten.

Den meisten Historikern erscheint das neue Regime als eine Anomalie. Dem Anschein nach war es eine der radikalsten Landesregierungen, die aus der Novemberrevolution hervorgingen. Bayern war jedoch mit seinen acht Millionen Einwohnern, hauptsächlich zutiefst katholische Bauern, einer der konservativsten, vom Klerus beherrschten Teile Deutschlands. »Nicht einmal alle Großstädte« bemerkte ein kommunistischer Führer wenige Monate später, »haben einen ausgesprochen großindustriellen Charakter. Vor allem München nicht.«� Das spiegelte sich vor dem Krieg in der Rechtslastigkeit der örtlichen Sozialdemokratie wider.

Die "Anomalie" war Ergebnis der Erschütterungen, die der Krieg in der gesamten sozialen Struktur ausgelöst hatte. Im November 1918 wollte jeder Veränderung. Selbst diejenigen, die die Monarchie unterstützt hatten, und die sich später hinter den Fahnen des Nazismus sammelten, spürten, daß es nicht in der alten Weise weitergehen konnte. Unter den Bauern hatte der Unmut über die Kriegswirtschaft und die Rationierung das Wachstum eines radikalen Bauernbundes gefördert. Obwohl nur eine Minderheit der Bauern ihm jemals beitrat, stellte der Bauernbund den uralten ländlichen Konservatismus in Frage. In München selbst war eine neue Arbeiterklasse geschaffen worden. Krupp hatte eine neue Munitionsfabrik errichtet, die 6.000 Arbeiter beschäftigte (in einer Stadt mit 600.000 Einwohnern eine große Zahfl. Einige dieser Arbeiter waren aus Norddeutschland her-angebracht worden und standen in einer sehr viel radikaleren Tradition als die bayerischen Arbeiter. Die Krupp-Arbeiter hatten in den Januarstreiks von 1918 an vorderster Front gestanden und waren jetzt eine wichtige politische Kraft.

Hinzu kam, daß München eine Etappe für Truppen war, die von der Front abgezogen wurden. Mitte Dezember waren etwa 50.000 Soldaten in provisorischen Unterkünften untergebracht. Das entsprach einem Fünftel der erwachsenen Stadtbevölkerung. Die sich daraus ergebende Zusammenballung sich rasch radikalisierender Industriearbeiter und Soldaten glich das politische Gewicht des ländlichen Bayern mehr als aus.

Ein weiterer Faktor ermöglichte Lisner, eine Rolle zu spielen, die vom Verhältnis der gesellschaftlichen Kräfte scheinbar unabhängig war: Das Bürgertum und die Bauern in Bayern hatten eine starke separatistische Tradition. Bayern war im kaiserlichen Deutschen Reich ein unabhängiges Königreich gewesen, das sogar die Fiktion einer eigenen Armee und einer eigenen Außenpolitik aufrechterhalten hatte. Die überwiegend katholische Bevölkerung mißtraute dem protestantischen Preußen und fühlte sich dem benachbarten Österreich verbunden - ein Gefühl, das nun verstärkt wurde, da Österreich sein Reich verloren hatte und die Einheit mit anderen deutschsprachigen Völkern suchte.

Eisner konnte sich das zunutze machen, um seine Position als Regierungschef aufrechtzuerhalten, indem er die separatistischen Forderungen auf eine Weise unterstützte, die das separatistische Kleinbürgertum von den zentralistisch eingestellten sozialdemokratischen Führern spaltete. Dabei war Eisners eigene Politik keineswegs extrem links. In seinen ersten Erklärungen forderte er die schnelle Einberufung eines bayerischen Parlaments, und er lehnte die Sozialisierung als "verfrüht" ab. Statt dessen ernannte er einen Anhänger der freien Marktwirtschaft zum Leiter einer Kommission, die diese Frage untersuchen sollte.

Aber Eisner konnte nicht endlos zwischen den vielen verschiedenen Elementen, die in der bayerischen Politik eine Rolle spielten, das Gleichgewicht halten. Seine eigene Unabhängige Sozialdemokratische Partei war schwach. Sie war aus einem Stammtisch hervorgegangen, der aus einigen wenigen andersdenkenden Sozialdemokraten und Intellektuellen wie dem anarcho-kommunistischen Dichter Erich Mühsam und dem expressionistischen Dramatiker Ernst Toller bestand. Ihre Opposition gegen den Krieg hatte im Verlauf des Jahres 1918 beträchtliche Unterstützung bei den Vertrauensleuten der Großbetriebe gewonnen, insbesondere bei Krupp. Bei Wahlen jedoch war ihre Verankerung und Organisation mit den Mehrheitssozialdemokraten nicht vergleichbar, und sie konnte auch nicht mit dem Einfluß der bürgerlichen Parteien bei den Bauern mithalten.

In der Geschichte hat es bestimmt nicht viele Vorfälle wie den des 12. Januar 1919 in Bayern gegeben. Die Partei des Regierungschefs erhielt nur 2,5 Prozent aller Stimmen - aber er blieb trotzdem weiter im Amt.

Es war auch nicht so, daß Eisner behaupten konnte, sich auf eine alternative Basis, auf ein System von Arbeiterräten, zu stützen. 6.000 verschiedene Räte, so heißt es, seien in den Novembertagen in Bayern gebildet worden,� aber ihre Stärke war ausgesprochen unterschiedlich. Sie regierten praktisch Augsburg, das Zentrum der Textilindustrie, und in anderen Orten übernahmen sie die Befugnisse der alten städtischen Behörden. Nach dem Jubel der ersten Revolutionstage schienen aber die meisten nur wenig mehr als einen vagen Wunsch nach Veränderung zu vertreten. Der Soldatenrat in München überließ zum Beispiel dem sozialdemokratischen Kriegsminister die wirkliche Kontrolle über die Armee.

Vor allem wurde seitens der Räte sehr wenig getan, die verschiedenen Kräfte, die die Revolution gemacht hatten, zu koordinieren. Die verschiedenen Vollzugsorgane der im November gebildeten Räte waren gewöhnlich selbst ernannt und hatten nur eine geringe Basis in den Betrieben und Kasernen. Dann bildeten die Sozialdemokraten einen sogenannten Vereinigten Rat für München. Ihre eigenen Anhänger hatten eine Mehrheit von fünfzig zu eins, und seine Satzung bestimmte, daß er "keine ausfültrende Gewalt" hatte.

Schon im Dezember war Eisners Position schwach. Er konnte sich nur an der Macht halten, indem er Zugeständnisse an seine sozialdemokratischen Koalitionspartner machte - zum Beispiel stimmte er der Errichtung einer Art regulärer Sicherheitstruppe "zur Aufrechterhaltung der Ordnung" zu. Das Wahlergebnis lieferte ihn den Sozialdemokraten noch mehr aus.

Während Eisner sich nach rechts bewegte, verschlimmerten sich rasch die Lebensbedingungen der Münchner Arbeiter und Soldaten. Der Stadtrat kündigte an, er könne kein Gemüse zum Verkauf mehr beschaffen; die Zahl der Arbeitslosen wuchs; die Inflation zerstörte den Wert der Löhne.

Schon Mitte Dezember hatte es Unruhen gegeben. Anlaß waren Proteste gegen eine öffentliche Veranstaltung des Soziologen Max Weber zur Unterstützung der Wahlen für die Nationalversammlung. Anfang Januar war die Stimmung vieler Arbeiter, Arbeitsloser und Soldaten verbittert: sie hatten gerade vom Blutvergießen zu Weihnachten in Berlin gehört. Es dauerte nicht lange, bis auch in den Rinnsteinen von München Blut floß - drei Arbeiter wurden nach einer kämpferischen Arbeitslosendemonstration erschossen.

Die Reaktion der Sozialdemokraten auf die wachsende Verbitterung bestand darin, noch vehementer auf den Aufbau einer "zuverlässigen" Polizeitruppe zu drängen. Mit dieser Aufgabe betraute sie Rudolf Buttmann, der sich früher für die "Konterrevolution" ausgesprochen hatte. Die Hauptwirkung des Vorschlags bestand darin, daß damit der Soldatenrat zum Gegner gemacht und nach links getrieben wurde.

Eisner wußte anscheinend nicht, was er machen sollte. Er versuchte, sowohl die Sozialdemokraten als auch die zunehmend unzufriedenen Arbeiter und Soldaten in seinem Kabinett zu beschwichtigen. Mitte Februar stimmte er in einer Kabinettssitzung für die neue Truppe zur Aufrechterhaltung der Ordnung - und ging dann auf eine riesige Arbeiterdemonstration, auf der Transparente mit Parolen wie "Alle Macht den Räten!", "Denkt an Liebknecht und Luxemburg!" und "Lang lebe Lenin und Trotzki!" getragen wurden, um eine Rede zu halten. Da er ohne eigene Machtbasis sein Amt ausübte, war er gezwungen, zunehmend willkürlich und scheinbar irrational zu handeln.

Daß ein derartiges Verhalten nicht bloß eine Folge der Persönlichkeit Eisners war, zeigt sich daran, wie es dem der sozialdemokratischen Führer glich. Diese erkannten ebenfalls, daß sie fürs erste die einzige organisierte, bewaffnete Kraft in München - die radikalisierten Soldaten - irgendwie beschwichtigen mußten. Trotzdem war das ein Verrat an allen ihren Prinzipien. An dem einen Tag konnte so der sozialdemokratische Verteidigungsminister dem Soldatenrat das Recht zugestehen, seine Befehle gegenzuzeichnen; am nächsten Tag aber konnte eine Konferenz der SPD beschließen, daß das "unmöglich" sei.

Wochen ohne Regierung

Schließlich beschloß Eisner zurückzutreten, um den Sozialdemokraten eine stabile Regierungsbildung zu ermöglichen. Aber er erzählte es niemandem. Am 21. Februar machte er sich auf den Weg, um seine Rücktrittsrede bei der ersten Sitzung des neuen bayerischen Parlaments zu halten. Auf dem Weg dorthin erschoß ihn ein rechtsgerichteter Graf.

Die Ermordung Eisners war für die Arbeiterklasse in ganz Bayern ein Symbol für alles, was sie befürchtete. In München und Nürnberg gab es Generalstreiks. Gruppen bewaffneter Arbeiter und Soldaten übernahmen die Straßen von München. Ein bewaffneter Arbeiter lief einfach in das versammelte Parlament und schoß den rechten Sozialdemokraten Auer nieder, von dem viele dachten, daß er hinter der Ermordung Lisners stünde. Die Abgeordneten flohen erschrocken aus der Stadt.

Jetzt waren die bewaffneten Münchner Arbeiter und Soldaten und die ihnen loyalen Organe die einzige Macht im Staat. Wirksame Entscheidungen wurden von einer neu gebildeten Exekutive, einem Zentralrat der bayerischen Räte getroffen, dessen Vorsitzender der "linke" Sozialdemokrat Ernst Niekisch war und dem der Kommunist Max Levien angehörte. Der Zentralrat verhängte das Kriegsrecht und führte eine lockere Zensur der bürgerlichen Presse ein. Aber seine vorwiegend sozialdemokratischen Mitglieder lehnten es ab, ihn als eigenständige Macht anzuerkennen. Am Tag nach der Ermordung Eisners einigten sie sich mit den Gewerkschaften, der SPD und der USPD darauf, »den Landtag wieder einzuberufen, sobald es die Bedingungen erlaubten«.

Für mehrere Wochen aber erlaubten es die Bedingungen nicht, und »einzig der Zentralrat der Arbeiter- und Soldatenräte hatte einen Anschein von Macht. Aber er war keine Regierung.«�

Es fand ein Kongreß der bayerischen Räte statt, auf dem zwei Wochen lang geredet wurde, ohne zu einem Ergebnis zu kommen, außer daß mit 23 zu 70 Stimmen die Errichtung einer Arbeiterräte-Regierung abgelehnt wurde. Erst Mitte März wurde eine richtige Regierung gebildet, die vom Sozialdemokraten Hoffmann geführt wurde und Minister von der USPD, sowie Niekisch, den linken sozialdemokratischen Vorsitzenden der Arbeiterräte, einbezog. Das Landesparlament wurde für einen Tag wieder einberufen, um der Regierung Notstandsvollmachten zu geben, dann wurde es auf unbestimmte Zeit venagt.

Aber die neue Regierung war machtlos. Ihre sozialdemokratischen Minister wollten »die Ordnung wiederherstellen«, hatten aber auf die Truppen wenig Einfluß. »Die Massenbewegung war schon so stark, daß der Regierungsapparat nicht mehr ordnungsgemäß funktionieren konnte.«� Hoffmann erklärte später: »Als ich am 17. März die Regierung übernahm, war in München ein gegen die Regierung wohlorganisiertes Heer von 30.000 Arbeitslosen.«�

Die Regierung wurde auch durch die eigenen internen Meinungsverschiedenheiten lahmgelegt. Die USPD-Minister drängten auf die Sozialisierung der Industrie - das aber wurde von Hoffmann blockiert. Die SPD-Minister wollten eine rasche Wiederherstellung der "Ordnung", konnten aber nicht zu weit gehen, weil sie fürchteten, die USPD zu verärgern, der die Soldaten zu einem gewissen Grad vertrauten. Die größte Partei außerhalb der Regierung - die Bayerische Volkspartei - verlangte eine Unabhängigkeitserklärung von Berlin. Hoffmann sagte, daß wäre "unmöglich". Das Drängen nach Unabhängigkeit war jedoch stark genug, um ihn zu hindern, sich an die von Berlin geführten Freikorps zu wenden, um die Linke zu unterdrücken.

Inzwischen wurden die Bedingungen für die Masse der Bevölkerung jeden Tag schlimmer. Es gab jetzt um die 40.000 Arbeuslose in der Stadt. Ein bitterkalter März hatte die Kohlevorräte erschöpft und die Streichung aller Treibstoffrationen verursacht. Die städtischen Behörden waren so bankrott, daß die eigenen Angestellten es ablehnten, das städtische Papiergeld anzunehmen.

Wenn die Bedingungen im Inland die Arbeiter in die Verzweiflung trieben, so erweckten Ereignisse im Ausland bald revolutionäre Hoffnungen. Am 22. März übernahm in Ungarn eine Arbeiterrepublik die Macht. Die Arbeiterräte blieben eine wichtige Kraft in Österreich, wo die vorherrschende Politik eine linke Version der Sozialdemokratie geblieben war. Vielen Arbeitern schien es möglich, daß Bayern ein Pol in einer Reihe von Arbeiterrepubliken sein könnte, die sich über Österreich nach Ungarn und dann weiter nach Moskau erstreckten. Solche Visionen schienen in den letzten Märztagen noch näher zu rücken, als das Ruhrgebiet in den Generatstreik trat, in Stuttgart der Ausnahmezustand erklärt wurde, und es in Frankfurt zu Unruhen kam.

Anfang April kam es schließlich zur Explosion. Es gab Gerüchte, da der Landtag mit seiner bürgerlichen Mehrheit wieder einberufen werden sollte. Die Soldaten erklärten, wenn es zum Generalstreik käme, würden sie sich nicht gegen die Arbeiter stellen. Auf nächtlichen Versammlungen warnten Tausende Arbeitslose Hoffmann, daß sie »sich selbst helfen« würden, falls er die Gehührenerhöhungen für Gas und Strom sowie für die Straßenbahn nicht zurücknehmen wurde. Dann beschloß eine Versammlung der Arbeiterräte in Augsburg, auf der der linke sozialdemokratische Minister Niekisch eine Rede hielt, mit überwältigender Mehrheit die Gründung einer Räterepublik. Der Antrag hatte die Unterstützung der sozialdemokratischen Basis in Südbayern, was auf einer Konferenz der SPD zwei Tage vorher zum Ausdruck gekommen war.

Die Schein-Räterepublik

Eine verblüffende Szene folgte. Ein Treffen wurde organisiert, um die Bildung einer Räterepublik zu diskutieren - durch den rechten sozialdemokratischen Kriegsminister Schneppenhorst, in dessen eigenem Amt.

Hundert Leute waren anwesend, von den Arbeiter- und Soldatenräten, von der SPD, von den Unabhängigen und aus vom Anarchismus beeinflußten Künstlerkreisen. Alle schienen äußerst begeistert von einem Plan, der eine Lösung der Krise der Regierung darin sah, daß eine auf Räte gestützte Regierung der drei Arbeiterparteien, SPD, USPD und KPD gebildet werden sollte. Aber dann erschien auf dem Treffen der vor kurzem aus Berlin angekommene Kommunist Eugen Leviné. Er lehnte den Plan ab und warnte scharfsinnig:

»Ich habe gerade von euren Plänen gehört. Wir Kommunisten hegen das größte Mißtrauen gegen eine Räterepublik, deren Träger die sozialdemokratischen Minister Schneppenhorst und Dürr sind, die die ganze Zeit den Rätegedanken mit allen Mitteln bekämpft haben. Wir können es uns nur als einen Versuch bankrotter Führer, durch eine scheinbare revolutionäre Aktion den Anschluß an die Massen zu gewinnen, oder eine bewußte Provokation erklären.

Wir wissen aus Beispielen in Norddeutschland, daß die Mehrheitssozialisten häufig bestrebt waren, verfrühte Aktionen ins Leben zu rufen, um sie desto erfolgreicher abwürgen zu können.

Eine Räterepublik wird nicht vom grünen Tisch proklamiert, sie ist das Ergebnis von ernsten Kämpfen des Proletariats und seines Sieges. Das Münchner Proletariat steht noch vor solchen entscheidenden Kämpfen ...

Nach dem ersten Rausch würde folgendes eintreten: Die Mehrheitssozialisten würden sich unter dem ersten besten Vorwand zurückzuziehen und das Proletariat bewußt verraten. Die USPD wurde mitmachen, dann umfallen, anfangen zu schwanken, zu verhandeln und dadurch zum unbewußten Verräter werden. Und wir Kommunisten wurden mit dem Blut unserer Besten eure Taten bezahlen.«�

Die Rede provozierte einen Wutausbruch. Schneppenhorst schrie: »Haut dem Juden eine hinter die Ohren!«. Aber sie reichte nicht aus, um die getährlichen Spiele zu beenden. Am 7. April wurden die Münchner Bürger in höchstes Erstaunen versetzt, als sie auf die Straße gingen und entdeckten, daß die Bayerische Räterepublik ausgerufen worden war.

Die Kommunisten nannten sie die "Schein-Räterepublik" Sie wurde als eine Karikatur einer wirklichen Räterepublik, als »eine der Komödien angesehen, deren Zusammenbruch je eher je besser, der Fortgang der Revolution erheische«.�

»Die Räterepublik entstand nicht aus dem freien Plan der Massenbewegung ... Sie war für die Anarchisten und die Unabhängigen nur eine rein formelle Änderung der Regierung... Eine Räterepublik wurde gegründet, die am grünen Tisch fabriziert wurde. ... Die Beteiligung des Proletariats bestand nur in einem: Man gab ihm ein Fest. ...

Der Gedanke, daß die Räterepublik aus der Aktion der Massen heraus geboren werde, war von ihnen weit entfernt. Bayern hatte eine Räterepublik und die Räte waren ohnmächtig wie früher.«�

Ohne jede Struktur, die die "Räte"-Minister mit den Massen verbanden, konnten sie nichts erreichen. Ein amerikanischer Historiker der Bayerischen Revolution drückte es so aus: »Die Erste Räterepublik bestand sechs Tage - eine Woche wilder und manchmal lächerlicher Verwirrung.«10�

Dekrete wurden erlassen, zur Sozialisierung der Presse und des Bergbaus, zur Neugestaltung der Banken, zur Schaffung von Revolutionstribunalen, um die normalen Gerichte zu ersetzen, zur Beschlagnahmung der Lebensmittelvorräte und zum Aufbau einer Roten Armee. Aber »die Maßnahmen im Namen des Revolutionären Zentralrats standen nur auf Plakaten.«�

Der kommunistische Führer Leviné faßte zusammen:

»Der dritte Tag der Räterepublik... In den Betrieben schuften und froren die Arbeiter nach wie vor zugunsten des Kapitals. In den Ämtern sitzen nach wie vor die früheren königlich Wittelsbacher Beamten. Auf den Straßen die alten Hüter der kapitalistischen Weltordnung ... Noch klappern die Scheren der Kriegsgewinnler und der Dividendenjäger

Noch rattern die Rotationsmaschinen der kapitalistischen Presse und speien ihr Gift und ihre Galle, ihre Lügen und Verleumdungen in die nach revoltitionären Kampfworten begierige Mengc ... Kein einziger Proletarier hat noch eine Waffe erhalten. Keinem einzigen Bürger ist noch die Waffe genommen ...«�

Die Regierung selbst war genauso eine Farce, wie ihre Maßnahmen wirkungslos waren. Der Mann, der bei ihrer Bildung den Vorsitz hatte, Schneppenhorst, hatte sich nach Nürnberg aus dem Staube gemacht, angeblich um für die Räteregierung Unterstützung zu gewinnen. Aber als er einmal dort war, nahm er an einer Versammlung der SPD teil, die einstimmig gegen die Räteregierung stimmte, und er begann, Truppen zu sammein, mit denen sie angegrilfen werden sollte. Auch der erste Vorsitzende der Räteregierung, der "linke" Sozialdemokrat Niekisch blieb nur noch ungeführ einen Tag länger vor Ort - dann verschwand er ebenfalls.

Die Kommunisten behaupteten später, daß das Verhalten der Sozialdemokraten »eine verräterische Tat der Demagogie«� gewesen sei. Die jüngere Schlußfolgerung des amerikanischen Historikers Mitchell ist nicht viel anders: »Schneppenhorst hatte keine klare Vorstellung von dem, was er tat ... Indem er die KPD in eine Koalitionsregierung einlud, hoffte er, sie in die offizielle Verantwortung für ihre Worte und Taten zu bringen, die dann - mit dein einen oder anderen Mittel - nachdrücklich bekämpft werden könnten.«� Es gelang ihm nicht, die KPD in die Regierung zu locken. Aber er konnte immer noch eine Armee sammeln, um sie »nachdrücklich zu bekämpfen«.

Die Desertion der Sozialdemokraten, die innerhalb des Zentralrats den vorherrschenden Einfluß gehabt hatten, ließ den 25-jährigen Unabhängigen Sozialdemokraten und expressionistischen Dichter Ernst Toller zurück. Kommunistische Kritiker haben behauptet, Tollers Hauptsorge sei gewesen, eine Rolle zu spielen, wie sie in einem seiner historischen Dramen vorkommt. »Toller war von der Aussicht berauscht, den bayerischen Lenin zu spielen.«, schrieb Rosa Leviné-Meyer.�

Der restliche "revolutionäre Rat" bestand aus früheren ständigen Besuchern von Eisners Künstlerstammtisch, wie den Anarchisten Erich Mühsam und Gustav Landauer. Der Finanzkommissar, Dr Gsell, war ein Fan lokaler Währungen. Toller holte einen "alten Freund", Dr Lipp, hervor und überzeugte die anderen, ihn als Kommissar für auswärtige Angelegenheiten zu akzeptieren. Entsprechend der meisten Berichte war Lipp wirklich wahnsinnig: er sagte, er habe »der Schweiz und Württemberg den Krieg erklärt, weil diese Hunde mir nicht sofort 60 Lokomotiven geliehen haben« und er schrieb an Lenin: »Oberbayerns Proletariat ist glücklich siegreich ... Aber der flüchtige Hoffmann hat den Schlüssel für meine Toilette im Ministerium mitgenommen.«

Aber Hoffmann sollte Gefährlicheres anstellen, als Tollettenschlüssel zu stehlen. Außerhalb Münchens, in der nördlich gelegenen Stadt Bamberg, bildete er seine Regierung um. Ohne jeglichen Widerstand seitens des Münchner Operetten-Rats war er bald in der Lage, die anderen wichtigen Städte Bayerns, mit Ausnahme von Augsburg, zu kontrollieren. Dann blockierte er die Nahrungsmittellieferungen in das Münchner Gebiet und fing an, Truppen zu sammeln, um anzugreifen. Nach einer Woche hatte er 8.000 bewaffnete Männer zusammen. Er ging aber davon aus, daß innerhalb Münchens 25.000 Soldaten waren - der Ruf nach den Freikorps kam jedoch für ihn immer noch nicht in Frage, wegen der ärgerlichen Angelegenheit der bayerischen Unabhängigkeit.

Dennoch wurde ein erster Versuch gemacht, die Stadt einzunehmen, als die Schein-Räterepublik gerade sechs Tage alt war. Eine in München stationierte kleinbürgerliche Einheit, die Republikanische Schutzwehr, nahm am Sonntag, den 13. April, einige Gebäude ein und klebte Plakate, die »den Sturz des revolutionären Rats« verkündeten.

Hoffmann war aber klug genug, um seine Haupttruppen außerhalb der Stadt zu halten. Das war auch gut für ihn. Soldaten aus einer der Münchner Kasernen griffen die reaktionäre Truppe an und trieben sie zum Bahnhof zurück. Mehrere Tausend bewaffnete Arbeiter und Soldaten stießen dazu, und nach mehreren Stunden Kampf, die 20 Leben forderten, schlugen sie den versuchten Putsch nieder. Mehr durch Glück als durch Urteilsvermögen überlebte die Schein-Räterepublik. Aber die Art, wie sie überlebte, warf ihre Führer in die absolute Krise.

Die Zweite Räterepublik

Mitglieder und Anhänger der Kommunistischen Partei hatten die Schlüsseirolle in der rasch improvisierten Verteidigung Münchens gespielt. Die ganze Woche hindurch hatten Arbeiter sie gedrängt, etwas zu tun, um die Stümperei des Künstler-"Zentralrats" zu überwinden. Jetzt konnte dem Drängen immer weniger widerstanden werden. Wenn nicht etwas getan wurde, würde es nicht 20, sondern hunderte Tote geben.

Doch in Deutschland bestand die allgemeine Strategie der Kommunistischen Partei darin, jede Wiederholung der Berliner Januarereignisse zu vermeiden. Die nationale Führung war der Auffassung, ein bewaffneter Kampf könne nicht siegreich sein, bevor es nicht eine mächtige Partei gäbe, die von der Mehrheit der Arbeiter unterstützt würde und in der Lage sei, Aktionen in allen Teilen des Landes zu koordinieren.

Eugen Leviné war geschickt worden, um die Kontrolle der Angelegenheiten in München zu übernehmen. Er hatte die Anweisung, daß »alles unbedingt vermieden werden muß, was den Regierungstruppen Gelegenheit für militärische Aktionen gibt.« Er hatte sofort die Reorganisierung der Partei in Gang gesetzt, um sie klar von Elementen der Bohème, die zum Anarchismus tendierten, zu trennen. Er ließ alle Mitgliedsausweise einziehen, und es wurden nur diejenigen wieder neu eingeschrieben, die er für zuverlässig hielt. Trotzdem blieb die Partei mit 3.000 Mitgliedern eine ziemlich ansehnliche Kraft für eine Stadt von der Größe Münchens, insbesondere im Vergleich mit den etwa hundert Leuten, die sich wenige Monate vorher um die von der USPD beeinflußte Linke geschart hatten.

Entsprechend der allgemeinen Anweisungen (und seinen eigenen Gefühlen) hielt sich Leviné deutlich von der Schein-Räterepublik fern. An jedem Tag ihrer Existenz betonte die lokale 'Rote Fahne' immer wieder, daß sie keine wirkliche Räterepublik war. Eine Räterepublik könne nur durch Menschen aufgebaut werden, die völlig mii der Sozialdemokratie gebrochen hätten. Dies schließe den Bruch mit der USPD ein, deren Führer mit den Sozialdemokraten übereingekommen waren. Selbst die "Räte" an der Basis der "Räterepublik" waren nicht ausreichend. Sie waren für einen ganz anderen Zweck als für den Besitz der politischen Macht gewählt worden. Von den Arbeitern, die in die Räte gewählt worden waren, wurde erwartet, daß sie Kenntnisse über die Sozialversicherung, das Hilfsdienstgesetz und über die Gesundheits- und Sicherheitsvorschriften in den Betrieben besaßen.

»Bei den Mitgliedern des neuen revolutionären Arbeiterrats dagegen wird man andere Eigenschaften voraussetzen, welche notwendig sind zum zähen revolutionären Kampf gegen die Hochburgen der Bourgeoisie und des Kapitalismus und ihrer scheinsozialistischen Hetfershelfer.«�

Es gab aber ein Problem, das sich nicht umgehen ließ. Breite Teile der Münchner Arbeiterklasse hatten sich mit dem Aufruf, Räte zu bilden, identifiziert, wenn auch nicht mit der Schein-Räterepublik. Sie sahen in den Manövern Hoffmanns eine Bedrohung für das Bestehen jeglicher Art von Räten. Als sie die Operette mehr und mehr satt hatten, forderten sie die Kommunisten auf, die Führung bei der Errichtung einer wirklichen Räterepublik zu übernehmen. Der Witwe Levinés zufolge wurde »auf vielen Versammlungen der Beschluß gefaßt, den Kommunisten die "ganze Macht" zu übertragen.«�

Zunächst beschränkten sich die Kommunisten darauf zu sagen, daß sie dagegen seien, eine Räterepublik auszurufen, daß sie aber beim Kampf gegen jeden Versuch der Konterrevolution in »vorderster Front« stehen würden. Leviné drängte die Arbeiter dazu, »revolutionäre Vertrauensleute« zu wählen, um die Revolution zu verteidigen. »So werdet ihr Männer wählen müssen, welche durchglüht sind von revolutionärem Feuer, welche erfüllt sind von Energie und Kampfeskraft, welche schnelle Entschlußfähigkeit besitzen, gleichzeitig aber auch einen klaren offenen Blick für die realen Macbtverhältnisse, um ... nüchtern und besonnen den Augenblick zum Handeln wählen« zu können, schrieb er.�

Nur mit solchen Kräften könne eine wirkliche Arbeiterrepublik gebildet werden. Doch für den Augenblick war das ziemlich hypothetisch, denn es war offensichtlich, daß die Schein-Räterepublik bald zusammenbrechen und das ganze unausgegorene Räte-Experiment ein Ende haben würde. Die Ausführungen darüber, wie revolutionäre Delegierte die Grundlage einer wirklichen Räterepublik bilden könnten, erschienen wie schlichte erzieherische Propaganda. »Es wird alles friedlich gelöst werden«, sagte Leviné seiner Frau am 12. April. »In ein paar Tagen wird das Abenteuer vorbei sein.«

Der konterrevolutionäre Putsch kam jedoch schon am nächsten Tag, und er brach jämmerlich zusammen. Mehr noch, er verwandelte die zuvor passive Stimmung der Masse der Arbeiter:

»Als die Nachricht über den Putsch sich verbreiterte, bemächtigte sich der Arbeiterschaft eine ungeheure Erregung ... Die Erbitterung über die Regierung Hoffmann... war allgemein. Die Sozialdemokratie wagte nicht, offene Parteiversammlungen einzuberufen, so groß war ihre Angst, daß ihre eigenen Anhänger ihnen den Schädel einschlagen würden. Der Revolutionäre Zentralrat rief zu Protestdemonstrationen auf, was nur Spott und Hohn hervorrief... Die Einigkeit des Proletariats ... erwuchs in einem einzigen Augenblick aus dem Willen heraus, zu siegen oder zu sterben.«�

Die Arbeiter hatten jetzt die Kraft, um die wirklichen Arbeiterräte zu schaffen, von denen Leviné ihnen erzählt hatte. Sie drängten ihn und die Kommunistische Partei, die Führung einer zweiten, echten Räterepublik zu übernehmen. Er stimmte zu. Die Kommunisten brachten ihre ganze Kraft auf, um ein wirkliches Rätesystem und eine wirkliche Regierung auf dem Schlachtfeld der vergangenen Woche aufzubauen.

Die Zweite Räterepublik war altes, was ihre Vorgängerin nicht gewesen war. Sie basierte auf in den Betrieben neu gewählten Räten. Diese machten es möglich, daß Entscheidungen leicht umgesetzt werden konnten. Sie dekretierte die Bewaffnung der Arbeiter: 10.000 bis 20.000 Gewehre wurden verteilt. Sie befahl die Entwaffnung der Bourgeoisie:

»Das Kriegsininisterium war förmlich umlagert, und immer neue Massen strömten scharenweise dazu. Das waren die Bürger, die ihre Waffen abliefern kamen ... Sie drängten sich ... die unter den Mänteln versteckten Gewehre so schnell wie möglich loszuwerden. "Das ist das Vertrauensvotum des Bürgertums für die neue Regierung", sagte Leviné.«�

Der Vollzugsrat der neuen Arbeiterräte beschloß einen Generalstreik. In der Stadt drehte sich kein einziges Rad mehr.

Patrouillen bewaffneter Arbeiter begannen, Häuser der Bourgeoisie nach versteckten Nahrungsmittelvorräten für die hungrige Bevölkerung zu durchsuchen, Autos (damals natürlich ein Luxus der Oberklassen) zu beschlagnahmen und revolutionäre Vertreter zur Überwachung der Banken einzusetzen.

»Vom 14. bis zum 22. April war Generalstreik, doch standen die Arbeiter in den Betrieben alarmbereit. Die Kommunisten warfen ihre wenigen Kräfte nach den wichtigsten Punkten. Auf ihren Vorschlag wurden eine Militärkommission, Kommission zur Bekämpfung der Gegenrevolution, Propagandaausschuß, Wirtschaftskommission, Verkehrskommission gegründet. Der Matrose Rudolf Eglhofer, der den Kampf am 13. April geleitet hatte, führte als Stadtkommandant und Oberkommandierender der Roten Armee nücksichtslos die Entwaffnung der Bourgeoisie durch. ... Die Verwaltung der Stadt wurde den Betriebsräten übertragen.... Die Banken wurden gesperrt, jede Abhebung scharf kontrolliert. ... Die bürgerliche Presse blieb verboten. Telefon sowie Telegraf wurden ständig überwacht.«�

Die Leistungsfähigkeit der neuen Räterepublik gewann sogar den Respekt von Teilen der bürgerlichen Klasse. Angestellte und kleine Beamte, die dem Kommunismus sehr fern standen, beteiligten sich am Generalstreik.

In einem offiziellen Bericht der Hoffmann-Regierung vom 23. April heißt es:

»Immer wieder konnte man in den Gesprächen auf der Straße hören, daß Bayern berufen sei, die Weltrevolution in Gang zu bringen, daß jetzt die ganze Welt auf Bayern sehe, usw. Die Sprecher waren oft ganz vernünftige Leute. Immer wieder wurde auch betont, daß Bayern von der Reichsregierung nichts wissen wolle.

Es wäre ein unglücklicher Irrtum, wenn geglaubt wird, daß in München eine ebenso klare Scheidung zwischen Spartakusleuten und anderen Sozialisten wie zum Beispiel in Berlin besteht. Denn auch die augenblickliche Politik der Kommunisten richtet ihr Augenmerk dar-auf, die gesamte Arbeierschaft unter dem Schlagwort gegen den Kapitalismus und für die Weltrevolution zu einigen.«�

In einer beeindruckenden Demonstration der Stärke sah »der letzte Tag des Generalstreiks einen gewaltigen Aufmarsch des Münchener Proletariats. 12-15.000 Bewaffnete marschierten durch die Straßen.«� Eglhofer hatte eine wirkliche Rote Armee aufgebaut, auch wenn sie erst halb ausgebildet war. Die Armee hatte einen realen, wenn auch kleinen Erfolg in einer Schlacht errungen, als drei Tage zuvor eine Einheit unter dem Kommando von Toller die Hoffmannschen Truppen aus dem Gebiet um Dachau zurückgetrieben hatte.

Aber bei allem Erfolg, an der Sache war etwas verkehrt. München war eine isolierte Stadt. Ihre Herrschaftsform dehnte sich nicht einmal auf die anderen wichtigen Städte Bayerns aus. Anderswo malte die sozialdemokratische und bürgerliche Presse das Bild einer der kommunistisch-anarchistischen Tyrannei unterworfenen Stadt, in der auf den Straßen massenhaft gemordet würde. Überall im "freien" Bayern verkündeten Plakate:

»Der russische Terror wütet in München, entfesselt durch fremde Elemente. Diese Schande darf nicht noch einen Tag, noch eine Stunde andauern... Männer der bayerischen Berge, Hochebenen und Wälder steht auf wie ein Mann ... Geht zu den Rekrutierungsstellen.«

Unterzeichnet: Hoffmann, Schneppenhorst�

Es war nur eine Frage der Zeit, bis die isolierte revolutionäre Festung eingenommen werden würde.

Einige Wochen später schrieb der Kommunist Paul Frölich einen Artikel, der die Entscheidung, die Zweite Räterepublik auszurufen, verteidigte. Er beschrieb die Ausrufung der Ersten Republik als »eine Absurdität«:

»Bayern ist nicht wirtschaftlich in der Lage, sich selbst zu versorgen. Seine Industrien sind äußerst rückständig.

Eine Räterepublik ohne die großindustriellen Wirtschaftsgebiete und die Kohlenbecken ist in Deutschland unmöglich. Das bayrische Proletariat ist außerdem nur in den wenigen industriellen Großbetrieben wirklich revolutionär gesinnt und unbelastet von kleinbürgerlichen Traditionen, Illusionen und Schwächen.«�

Diese Mängel aber bestanden während der Zweiten Räterepublik noch immer. Die einzige Veränderung war, daß eine wachsende Zahl von Arbeitern die Sozialdemokraten und die anarchistisch-unabhängigen Wichtigtuer durchschaut hatte. Die objektiven, materiellen Bedingungen hatten sich sogar verschlechtert, weil der Vorrat an Nahrungsmitteln und Brennstoffen allmählich ausging.

Die Regierung Hoffmann mußte keine großen Anstrengungen unter-nehmen, um die Stadt in den wirtschaftlichen Würgegriff zu nehmen. Ohne Nahrungsmittel und ohne Kohle konnte es nur eine Frage von Wochen sein, bis die Räterepublik zusammenbrechen würde. Trotz ihrer erstaunlichen Leistungsfähigkeit konnte die Zweite Räterepublik keine Nahrungsmittel und Brennstoffe aus dem Nichts erschaffen. Den Lebensmittel-Patrouillen gelang es, den Reichen eine gewisse Menge abzunehmen - aber das reichte kaum aus, um die Rote Armee zu ernähren, geschweige denn die Masse der Arbeiter. Versuche, mehr Nahrungsmittel für die Ärmsten zu bekommen, konnten nur zu Zusammenstößen mit dem Kleinbürgertum führen, was die Konterrevolution nur zu gerne aussehlachten würde. Gegen Ende der zweiten Woche begann die Unzufriedenheit selbst unter den radikalsten Teilen der Arbeiter zu wachsen. Sie litten unter akuten Entbehrungen und spürten, daß das Ende der Räterepublik nahe war.

Die abgesetzten Führer der Ersten Räterepublik waren eifrig dabei, aus dem um sich greifenden Fatalismus einen Vorteil zu ziehen. Toller redete auf einer entscheidenden Versammlung der Fabrikarbeiterräte am 26. April. Erst zwei Wochen vorher hatte er die Kommunisten gedrängt, die Regierung zu übernehmen, um die in seiner Regierungszeit angerichtete Katastrophe wiedergutzumachen. Jetzt beschuldigte er sie scharf: »Ich betrachte die jetzige Regierung als Katastrophe für die bayerischen arbeitenden Massen. Sie zu unterstützen, würde meiner Ansicht nach die Revolution und die Räterepublik kompromittieren.«

Sein Freund, der Unabhängige Sozialdemokrat Klingelhofer, behauptete: »Die Kommunistenführer sind verschrobene Theoretiker. Ihre unrealistische Politik und ihre provozierenden Forderungen müssen zu gefährlichen Folgen führen.«

»Gerüchte wurden in Umlauf gesetzt«, berichtet eine Zeugin,

»wonach sich die Räteregierung fünfzig gefälschte Pässe ausgestellt und eine große Summe Geldes und ein Flugzeug zur Flucht beschafft habe. Die Reden, selbst die von Toller und seinen Freunden, strotzten von anzüglichen Redensarten wie "landfremde Elemente", "Preußen", "Russen" - sogar das unvermeidliche Attribut "Juden" war im Publikum zu hören.«�

Es war deutlich, daß die Kommunisten das Vertrauen einer inzwischen demoralisierten und mißmutigen Arbeiterklasse verloren hatten. Leviné bestand darauf, daß die Fabrik-Arbeiterräte den Rücktritt seiner Regierung annähmen, und versuchte, sofort Verhandlungen zur Beendigung der Räterepublik einzuleiten.

Drei Wochen vorher wäre das vielleicht möglich gewesen, aber jetzt nicht mehr. Denn nach dem Scheitern seiner ersten Versuche, München militärisch anzugreifen, hatte Hoffmann seine "bayerischen" Bedenken fallengelassen und Noske um Hilfe gebeten. Nun waren 30.000 Mann starke Freikorps unter der Führung des Generals von Oven auf dem Marsch nach München. Dieser war nicht in der Stimmung, Kompromisse zu schließen. Die Versuche der Unabhängigen, einen Kompromiß zu erzielen, konnten das Massaker, das die Freikorps veranstalteten, nicht verhindern. Statt dessen haften sie einen weiteren Zusammenbruch der Moral in der Stadt zur Folge. Es gab kontinuierlich Streit zwischen Anhängern Tollers und den Kommunisten. Eine Flut von Gerüchten kursierte über die Leute, die in den letzten vierzehn Tagen die Räterepublik zusammengehalten hatten - einschließlich der Behauptung, daß Levien und Leviné die Kassen der Kriegsinvaliden veruntreut hätten. Eine Lockerung der Kontrollen der Bourgeoisie und ihrer Presse ermöglichten der Konterrevolution, sich wieder offen in der Stadt zu organisieren.

Als die Freikorps schließlich am 1. Mai in München einzogen, war wenig von der Räterepublik übrig geblieben. Aber schon hatten die Frei-korps bei Starnberg 20 unbewaffnete Sanitäter ermordet und die Mitglieder der Roten Armee wußten, daß es nur die Wahl gab, Widerstand zu leisten oder standrechflich erschossen zu werden. Sie mußten einer letzten Erklärung der Kommunisten zustimmen:

»Noch haben die Weißen Garden nicht gesiegt und häufen schon Greuel auf Greuel. Gefangene Rotgardisten werden mißhandelt und erschossen, Verwundete werden niedergemacht. Macht ihnen ihre Henkersarbeit nicht leicht. Verkauft teuer euer Leben.«�

Trotz des Zusammenbruchs der gesamten Stadtregierung brauchten die Freikorps zwei Tage, um den Widerstand völlig niederzuschlagen. Es gab mehr als 600 Tote. Darauf folgte die grausamste Unterdrückung, wie die gründlichste akademische Geschichte der bayerischen Revolution berichtet:

»Der Widerstand wurde schnell und rücksichtslos gebrochen. Männer, die Waffen trugen, wurden standrechtlich erschossen, oft ohne Verhör. Die Brutalität der Freikorps setzte sich in den nächsten Tagen fort, als politische Gefangene festgenommen, geprügelt und hingerichtet wurden.«�

Die Freikorps rechtfertigten das massenhafte Schlachten als Reaktion darauf, daß revolutionäre Soldaten zehn Geiseln hingerichtet hatten, die hauptsächlich Mitglieder des antisemitischen Vorgängers der Nazis, der Thule-Gesellschaft, gewesen waren. (Es war reinstes Pech, daß einer ihrer Führer, Rudolf Heß, nicht unter ihnen war). »Die Leute wurden aus den Betten gezerrt, erschossen, erstochen und furchtbar zusammengeschlagen."� 21 katholische Wandergesellen waren auf ihrem regelmäßigen Treffen, als die Truppen sie ergriffen. »Die armen Burschen wurden geschlagen und getreten, man durchbohrte sie mit Bajonetten und trampelte auf ihnen rum«, bevor sie getötet wurden. »In dem darauffolgenden Verfahren wurden zerbrochene Stöcke und verbogene Säbel vorgelegt.«�  Das Entsetzen über dieses Ereignis beendete die Schreckensherrschaft - aber erst nachdem 186 militärische Hinrichtungen stattgefunden haften.

Die Regierung Hoffmann benötigte nur noch eine grausige Maßnahme, um das Kapitel der Bayerischen Räterepublik zu schließen, das von ihrem eigenen Kriegsminister eingeleitet worden war: den Prozeß gegen Eugen Leviné und seine Hinrichtung. Doch selbst das fiel auf die Sozialdemokratie zurück. Denn obwohl Leviné letztlich aufgrund eines Gerichtsurteils ermordet wurde, hielt er zuerst eine brillante Rede, in der er seine Handlungen rechtfertigte - eine Rede, die viele deutsche Arbeiter dazu bringen sollte, mit der Sozialdemokratie ein für allemal zu brechen. Ein Satz aus seiner Rede ist in die revolutionäre Mythologie eingegangen - vielleicht weil er für sich genommen einen fast existentialistischen Tonfall hat. Es lohnt sich, ihn im Zusammenhang zu zitieren. Denn er faßt nicht nur die Münchner Erfahrungen zusammen, sondern den ganzen Verlauf der deutschen Revolution in der ersten Hälfte des Jahres 1919:

»Die Mehrheitssozialisten wurden sich unter dem ersten besten Vorwand zurückziehen und das Proletariat bewußt verraten. Die USPD würde mitmachen, dann umfallen, anfangen zu schwanken, zu verhandeln und dadurch zum unbewußten Verräter werden. Und wir Kommunisten würden mit dem Blut unserer Besten eure Taten bezahlen ... Wir Kommunisten sind alle Tote auf Urlaub. Dessen bin ich mir bewußt.«�

Eine richtige Entscheidung?

Aber handelten die Kommunisten überhaupt richtig, als sie die Zweite Räterepublik ausriefen?

Leviné dachte, sie hätten keine andere Wahl. Sie hatten die Schein-Räterepublik rücksichtslos kritisiert und sie hatten den Massen gesagt, sie sollten wirkliche, revolutionäre Vertreter wählen, um sich zu verteidigen. Die Massen hatten das getan - und sich dann den Kommunisten zugewandt. Levine hatte das Gefühl, die Kommunisten würden die Arbeiter im Stich lassen, wenn sie nicht die Macht übernehmen würden.

Seine Witwe, Rosa Leviné-Meyer, machte geltend, daß er die Verantwortung der Macht übernommen hatte, obwohl er wußte, daß die Niederlage unvermeidlich war. Aber er ging davon aus, daß eine physische Niederlage mit den Kommunisten an der Spitze der Bewegung besser sei, als eine moralische Niederlage mit den Kommunisten an der Spitze eines fliehenden Haufens.

Leviné scheint selbst Illusionen in die Möglichkeit eines siegreichen Auswegs entwickelt zu haben. Auf einer Versammlung der Arbeiterräte sagte er:

»Die Gefahr ist nicht gewichen. Es ist nicht ausgeschlossen, daß die Weiße Garde uns bedroht, daß der Hunger an die Tore Münchens pocht. Ebert, Noske und Scheidemann können sich nur noch Wochen halten. In Sachsen gärt es, in Braunschweig ist die Räterepublik ausgerufen. Im Ausland wird die Kunde davon, daß jetzt in Deutschland die erste proletarische Räterepublik gegründet wurde, mit Jubel begrüßt. Ungarn ist Räterepublik. In Italien sieht man jetzt mit Hoffnung und Freude auf Bayern ... Wir stehen jetzt auf einem vorgeschobenen Posten. Auch die russischen Proletarier haben auf vorgeschobenem Posten gestanden. Sie haben ausgehalten und haben recht behalten.«�

Wenn die Proklamation der Zweiten Räterepublik aus solchen Überlegungen resultierte, dann war sie zweifellos auf einer Illusion begründet. Es ist nicht so, daß Revolutionen sich niemals ausbreiten. Aber Mitte April war die Bewegung im übrigen Deutschland im Niedergang. Die Ungarische Räterepublik kämpfte verzweifelt gegen eine ausländische Invasion; die Sozialdemokraten hatten Österreich unter sicherer Kontrolle. Unter solchen Umständen konnte Bayern höchstens ein paar Wochen überleben.

In der Tat, es sieht so aus, als ob Leviné erst nach der Machtübernahme zu dieser übermäßig optimistischen Einschätzung kam (man vergleiche seine Rede im Prozeß).�  Sein eigenes Motiv scheint der von seiner Witwe dargelegten Argumentation näher zu kommen - daß er die Klasse nicht im Stich lassen konnte. Paul Frölich schrieb kurz danach als Rechtfertigung seiner Aktionen über die Niederlage des rechten Putsches vom 13. April:

»Er führte zum Sieg, und dieser Sieg mußte liquidiert werden. Jetzt gab es kein Zurück mehr. Die wesentlichste Voraussetzung war gegeben: Die siegreiche Aktion der Massen. Die Räterepublik war nun das einzig Mögliche. Wir stellten uns rücklialtlos der Arbeiterklasse zur Verfügung.«�

Diese Verteidigung der Entscheidung Levinés zog eine kräftige Abfuhr vom damals angesehensten Führer der KPD, Paul Levi, nach sich. Er unterschied im Kampf drei Phasen. In der ersten gab es die "Schein-Räterepublik", sagte er. Die Münchner Kommunisten hätten sie »zu Recht« öffentlich angeklagt. Dann gab es den Angriff von Hoffmann. Die Kommunisten härten wieder recht gehabt, dagegen zu kämpfen - nicht weil sie damit für die Schein-Räterepublik gekämpft hätten (»Die Toller-Mühsamsche Räterepublik« war »ein Nichts«; »ein Nichts verteidigt man nicht«), sondern weil »damit gewisse reelle Machtpositionen des Proletariats« verteidigt wurden, »die es sich gerade in München in den Monaten der Revolution geschaffen hatte.«

»Die Besonderheiten Bayerns bedeuteten, daß auch bewaffnete Verteidigung - anderswo in Deutschland undenkbar - möglich war ...

In München war die Stellung des Proletariats so, daß es nicht passiv zusehen mußte wie die in der Revolution geschaffenen Rechte zurück-genommen wurden.«

Die Regierung Hoffmann sei kraftlos gewesen, aber es widerstrebte ihr, Noske herbeizurufen. Deshalb »hätte sich die Regierung Hoffmann wohl oder übel mit dem Münchener Proletariat abfinden müssen.« Trotzdem, so das Urteil Levis, war es ein grundlegender Fehler, die Zweite Räterepublik auszurufen.

»Schreitet die Masse zu Aktionen, die nur scheinbar revolutionär sind, in Wirklichkeit nur zu Rückschlägen führen, dann haben wir die Pflicht, warnend aufzutreten, Kritik anzusetzen ... ist es auch verständlich, wie besonders schwer es uns fällt, ... wenn die Massen zur Aktion schreiten und wir ihnen sagen müssen, daß diese Aktion zwecklos ist.«�

Es kann kaum Zweifel daran geben, daß Levis Kritik im wesentlichen zutraf - auch wenn er unterschätzte, wie wichtig es für die Kommunisten war, mit den ungeduldigen Elementen, die kämpfen wollten, Solidarität zu zeigen, während es gleichzeitig notwendig war, ihre Aktionen zu kritisieren (ein Fehler Levis, auf den wir in späteren Kapiteln zurückkommen werden).

Leviné zeigte, wie eine kommunistische Führung die Handlungsfähigkeh der Massen verändern kann. Die Zweite Bayerische Räterepublik war ein leuchtendes Beispiel dafür, wie Arbeiter das Leben moderner Städte organisieren können. In dieser Hinsicht ähnelte sie der Pariser Kommune. Aber leuchtende Beispiele allein sichern nicht den Sieg der neuen Gesellschaft. in München war das Ergebnis für die gesamte Arbeiterkltasse eine verheerende Niederlage. Von diesem Zeitpunkt an hatten die Freikorps und die extreme Rechte freie Bahn in Bayern. Zehn Monate später setzten sie die Regierung Hoffmann ab, die sie nach München geholt hatte.

Es gibt natürlich keine Garantie, daß eine andere Entscheidung Levinés die Niederlage hätte vermeiden können. Er stand vor einer schwierigen Entscheidung, und sein Handeln läßt sich überhaupt nicht mit Liebknechts Torheit im Januar vergleichen. Hoffmann hätte sich möglicherweise in jedem Fall an die Freikorps gewandt, und die Freikorps hätten eventuell auch ohne jegliche Begründung grausame Rache geübt. Aber das war keine Gewißheit. Nach ihrer Ausrufung war die Niederlage der Zweiten Bayerischen Räterepublik und damit die der bayerischen Arbeiterklasse unausweichlich.





Kapitel 8

Die Bilanz des ersten Jahres

Im Spätsommer 1919 schien sich die neue bürgerliche Republik stabilisiert zu haben. Die Arbeiterräte waren beseitigt worden, die bewaffneten Arbeitergruppen waren entwaffnet, und die Debatte über die "Sozialisierung" hatte nachgelassen. Die roten Fahnen und die aufständischen Soldaten erschienen dem Bürgertum nur mehr wie ein ferner Alptraum. Für die Sozialdemokraten an der Regierung war die Lage jedoch nicht so angenehm. Sie hatten die verschiedenen Aufstände und Generalstreiks niederschlagen können, weil ihr Einfluß ausgereicht hatte, die Mehrheit der Arbeiter passiv zu halten, als sich die Freikorps die einzelnen Gebiete nacheinander vomahmen. Aber im weiteren Verlauf des Jahres begann der Einfluß der SPD auf die Mehrheit der Arbeiterschaft nachzulassen. Zum Teil geschah das, weil immer mehr mit eigenen Augen sehen konnten, daß nicht die Spartakisten und Bolschewiki, sondern die Freikorps für die Unruhen verantwortlich waren.

Noch wichtiger war aber die Tatsache, daß immer mehr Arbeiter durch die wirtschaftliche Lage in Lohnkämpfe getrieben wurden. Die Regierung konnte die Kontrolle nur dadurch behalten, daß sie gegen die Masse der Arbeiter die gleichen Unterdrückungsmaßnahmen richtete, die früher den Spartakisten vorbehalten gewesen waren.

Der Erste Weltkrieg hatte die deutsche Wirtschaft verwüstet. Das Land war vom Weltmarkt abgeschnitten und vier Jahre lang als Kriegswirtschaft geführt worden. Diese konnte nur in Gang gehalten werden, indem man den Lebensstandard der Arbeiter unter das langfristige Existenzminimum senkte. Bis zum Kriegsende waren die alten Märkte Deutschlands von den siegreichen Mächten übemommen worden. 1920 war die industrielle Produktion auf die Hälfte des Vorkriegsniveaus gesunken. Unter dem Versail1er Vertrag wurde Deutschland auch dazu gezwungen, mehr als ein Viertel seiner Kohlevorräte als Reparationsleistung an Frankreich, Belgien und Italien abzutreten.

Das bedeutete, daß für die deutschen Arbeiter der Lebensstandard auf dem Kriegsniveau blieb. Nahrungsmittel und Brennstoffe waren weiterhin Mangelware. Der Fleischkonsum betrug nur 37 Prozent des Vorkriegsniveaus; der Mehlverbrauch 56 Prozent; der Kaffeeverbrauch 28 Prozent. Zwischen 913 und 1920 verzehnfachten sich die Preise. Zu all dem kam das drastische Ansteigen der Arbeitslosigkeit, als die Armee aufgelöst wurde.

Trotzdem nahmen die Arbeiter aus der Novemberrevolution die Überzeugung mit, daß ihre seit langem erhobenen wirtschaftlichen Forderungen endlich erfüllt würden. Sie strömten massenhaft in die Gewerkschaften. Vor der Revolution gab es 1,5 Millionen Gewerkschafter; Anfang Dezember 1918 schon 2,2 Millionen; im Dezember 1919 waren es 7,3 Millionen.









Die Streikzahlen schnellten ebenfalls in die Höhe:�



		Zahl der Kämpfe	Betroffene Betriebe	Streiktage





	1918	773	7.397	5.219.290

	1919	4.970	51.804	48.067.180

	1920	8.800	197.823	54.206.942



Die meisten Streiks gingen um Lohnfragen. Aber sie dehnten sich rasch auf politische oder zumindest halbpolitische Fragen aus: das Organisationsrecht für Beamte und Bahnarbeiter, die Befugnisse der Betriebsräte, die Frage der Sozialisierung. Vor allem ergriff eine Regierung, die sich für die Wiederherstellung des Wohls des deutschen Kapitalismus engagierte, bald politische Maßnahmen gegen die Streiks. Wir haben bereits gesehen, wie Truppen im Ruhrgebiet die Übertageanlagen der Zechen während des Streiks um den Sechsstundentag besetzten. Erneut zum Einsatz kamen sie bei einem landesweiten Bahnstreik, wo sie Streikposten verhafteten und bei einem langen Streik der Berliner Metallarbeiter, der von August bis November dauerte.

Im Sommer 1919 schuf Noske eine Sondertruppe von Streikbrechern, die Technische Nothilfe. Im Januar 1920 ging sein Kollege Heine, der preußische Innenminister, einen Schritt weiter. Anläßlich einer riesigen Demonstration, die die Unabhängigen vor dem Reichstag gegen die Bestimmungen des neuen Betriebsrätegesetzes organisierten, zog er bewaffnete militärische Kräfte im Zentrum der Hauptstadt zusammen. Nach einigen Rempeleien mit den Hunderttausenden von Demonstranten schlugen die Truppen zu. Es kam zu »einem blindwütigen, minutenlangem Maschinengewehrfeuer, vor dem die Masse in wilder Panik auseinanderstob«.� Sie hinterließen 42 Tote und 105 Verwundete.

»Danach "behaupteten die sozialdemokratischen Minister nicht nur, daß die Truppen durchaus korrekt gehandelt hätten, ... sondern sie schoben auch die letzte Verantwortung auf die Unabhängigen und Kommunisten ... Das Blut der Erschlagenen, rief der Reichskanzler Bauer aus, komme über das Haupt der Unabhängigen.«�

Mehrere revolutionäre Führen auch der linke Unabhängige Däumig, wurden verhaftet und monatelang gefangengehalten. Dreißig Zeitungen der Unabhängigen und der Kommunisten wurden verboten. Ein neuer Regierungserlaß verfügte Gefängnisstrafen für Streikende in »lebenswichtigen Betrieben« wie den Zechen, der Bahn und der Energieversorgung. Als die Junker über die Landarbeiter in Ostpreußen herfielen, schickte Noske Truppen zur Unterstützung.

Im ersten Überschwang der Revolution waren die Arbeiter in die Sozialdemokratische Partei geströmt. Die Mitgliedschaft, die nach der 1917er Spaltung auf 243.000 gefallen war, schnellte 1919 auf 1.012.800 hoch. Wie Wels 1919 dem Kongreß der SPD erklärte, waren darunter viele Arbeiter, die während des Krieges konservativ, liberal oder großdeutsch eingestellt gewesen waren. Die gleiche Unterstützungswelle zeigte sich bei den Wahlen im Januar 1919. Die SPD wurde mit 11,5 Millionen Stimmen größte Partei, im Vergleich zu lediglich 2,5 Millionen Stimmen, die auf die USPD entfielen. Am bemerkenswertesten war der Fortschritt der SPD in den weniger industrialisierten Landesteilen: in Ostpreußen bekam sie 50,1 Prozent der Stimmen im Vergleich zu 14,8 Prozent 1912; in Pommern bekam sie 41 Prozent im Vergleich zu 24 Prozent.

Aber die Ernüchterung ließ nicht lange auf sich warten. Bei den Januarwahlen 1919 war der Mehrheitssozialdemokratie die Loyalität der Arbeiter in den Großstädten keineswegs sicher In Halle-Merseburg bekam die SPD nur 16,3 Prozent der Stimmen, die Unabhängigen 44,1 Prozent. In Leipzig stimmten 20,7 Prozent für die SPD, 38,6 Prozent für die Unabhängigen. Anderswo gewann die SPD knappe Mehrheiten: In Düsseldorf 34,6 Prozent zu 22,5 Prozent; in Thüringen 34,6 Prozent zu 22,5 Prozent; in Berlin 36,7 Prozent zu 27,6 Prozent.

Offensichtlich wurde die SPD bereits von einem Teil ihrer alten Anhänger aus der Arbeiterschaft, der sich nach links bewegte, verlassen. Sie wurden durch Stimmen aus der unteren Mittelklasse ersetzt, die früher den bürgerlichen Parteien zugeflossen waren.

18 Monate später, bei den nächsten reichsweiten Wahlen, zeigte sich die Auswirkung der Politik der SPD als Regierungspartei: Einige Stimmen gingen an die rechten Parteien verloren, eine viel größere Zahl aber an die Linke. Die Gesamtzahl der für die Partei abgegebenen Stimmen hatte sich halbiert.



	 Januar 1919	 Juni 1920





SPD	11,5 Millionen	5,5 Millionen

USPD	  2,3 Millionen	4,9 Millionen



Wenn man die stetige Unterstützung einiger bürgerlicher Wähler für die SPD berücksichtigt, gibt es kaum Zweifel, daß die Unabhängigen eine Zeitlang die Mehrheitspartei innerhalb der industriellen Arbeiterklasse waren. Die Enttäuschung über die Sozialdemokratie alten Stils spiegelte sich schnell in den Gewerkschaften wider: Der Kongreß des größten Gewerkschaftsverbandes, des ADGB, stimmte 1920 für "Neutralität" zwischen den zwei größten Arbeiterparteien. Die deutsche Arbeiterklasse radikalisierte sich - wenn auch erst nach der ersten großen Welle bewaffneter Kämpfe und Niederlagen.

War die Arbeiterklasse revolutionär?

Aber wie radikal war die Arbeiterklasse geworden? Einige Historiker sind aufgrund der Niederlagen im ersten Jahr der Revolution zum Schluß gekommen, daß die Arbeiterklasse einfach nicht revolutionär gewesen sei. So zum Beispiel Barrington Moore:

»Ohne die Kombination des materiellen Mangels und der moralischen Klagen scheint es höchst unwahrscheinlich, daß diese politische Massenbewegung [für Betriebsräte] hätte Fuß fassen können. Auch mit diesen Klagen waren die Arbeiter im wesentlichen nicht-revolutionär und beachteten kaum die putschistischen Agitatoren ... Um die Arbeiter auf die Barrikaden zu treiben, waren Enttäuschung und die Drohung mit Gewalt notwendig.«�

Claudin argumentiert ähnlich:

»Die Revolution schien 1917-21 wieder auf der Tagesordnung zu stehen. Aber die große Mehrheit der Arbeiterbewegung im Westen, die in der Ideologie und der Praxis der Sozialdemokratie erzogen war, war überhaupt nicht in der Lage, die Krise auszunutzen ... Unter sozialdemokratischer Hegemonie blieb die deutsche Revolution abrupt nach dem Sturz der Monarchie und der Einführung der neuen Republik stehen. Die Mehrheit der Arbeiterklasse betrachtete dieses begrenzte Ergebnis als großen Sieg.«�

Eine anspruchsvollere Version der gleichen Darstellung ist vom Historiker der Betriebsrätebewegung (und linkssozialdemokratischen Politiker) Peter von Oertzen vorgebracht worden. Er entwickelt einen Gedanken des frühen Historikers der Weimarer Republik, Rosenberg, und argumentiert, die Bewegung gegen die sozialdemokratisch geführten Regierungen sei von den Massen unterstützt worden, weil »eine mittlere Strömung in der sozialistischen Arbeiterbewegung« bestand, »die eine sofortige sozialistische Revolution nicht wollte, die sich aber mit der sozial-konservativen bürgerlichen Republik nicht zufrieden gab«.�

»Eine aus unterschiedlichen Beweggründen entspringende Volksbewegung unter Führung der Arbeiterorganisationen erkämpfte die bürgerlich-demokratische Republik. Aus dieser Bewegung wuchs eine starke sozialistische Arbeiterströmung, welche die bürgerliche Republik zu einer demokratisch-sozialistischen Republik weiterentwickeln wollte. Diese Tendenz wurde zwischen den Kräften einer radikalen sozialistischen Revolution auf der einen und der mit den konservativen Kräften verbündeten bürgerlichen Demokratie auf der anderen Seite zerrieben. Die einzige wirkliche Alternative zur bürgerlichen Demokratie war nicht der "Bolschewismus", sondern eine auf die Räte gestützte soziale Demokratie.«�

All diese Ansichten haben den gleichen grundlegenden Fehler. Sie halten das Bewußtsein für eine unveränderliche Eigenschaft der Individuen. Sie fragen, was die Arbeiter zu einem bestimmten Zeitpunkt geglaubt haben, und dann argumentieren sie, daß diese Auffassungen Grenzen gesetzt hätten, über die die Revolution nicht hätte hinausgehen können. Aber das Bewußtsein ist keine unveränderliche Eigenschaft der Individuen oder der Klassen. Es ist vielmehr eine Seite ihrer dynamischen, sich ständig verändernden Beziehungen miteinander und mit der Welt.

Wie der italienische Revolutionär Antonio Gramsci herausstellte, gibt es normalerweise Brüche in den Weltanschauungen der Menschen. Wir können zur gleichen Zeit unterschiedliche, oft ganz widersprüchliche Vorstellungen haben. Einige Ideen sind das Ergebnis von Dingen, an die wir aufgrund unserer Erziehung in der bestehenden, kapitalistischen Gesellschaft glauben; andere sind das Ergebnis der Kämpfe gegen bestimmte Aspekte dieser Gesellschaft, an denen wir beteiligt waren.

»Der aktive Mensch in der Masse ist praktisch tätig, aber hat kein klares theoretisches Bewußtsein seiner praktischen Tätigkeit, die nichtsdestoweniger ein Verständnis der Welt bedeutet, insofern sie diese verwandelt. Sein theoretisches Bewußtsein kann historisch im Gegensatz zu seiner Tätigkeit stehen. Man könnte fast sagen, er habe zwei Arten des theoretischen Bewußtseins (oder ein widersprüchliches Bewußtsein): eins, das in seiner Tätigkeit implizit ist und das ihn in Wirklichkeit mit seinen Mitarbeitern in der praktischen Umwandlung der wirklichen Welt einigt, und eins, oberflächlich explizit oder wörtlich, das er von der Vergangenheit geerbt und unkritisch aufgesaugt hat.«�

Die deutsche Arbeiterklasse ging in die revolutionäre Periode mit einer Palette von "expliziten", "verbalisierten" politischen Theorien - dem Sozialdemokratismus der SPD und des rechten Flügels der USPD, der christlichen Demokratie des katholischen Zentrums, den liberal-demokratischen Vorstellungen der Demokratischen Partei. Jede Partei erzählte den Arbeitern, die Kluft zwischen ihren Wünschen und der rauhen, vom Krieg verwüsteten Welt des Deutschen Reiches würde durch eine voll aufgeblühte bürgerliche Demokratie überwunden werden. Außerdem behauptete die sozialdemokratische Ideologie, daß sich durch die bürgerliche Demokratie etwas besseres erringen ließe - die "soziale Demokratie", für die von Oertzen sich ausspricht. Die "Demokratie" und die "soziale Demokratie" waren Ideologien, und wie alle Ideologien existierten sie nicht in einem Vakuum. Sie leuchteten Millionen Menschen ein, weil sie eine Zeitlang scheinbar einen Mechanismus vorsahen, eine unangenehme Wirklichkeit den Bedürfnissen der darin Lebenden anzupassen.

Die rauhe Wirklichkeit Deutschlands konnte in den Jahren 1918 und 1919 aber nicht allein durch die Erfüllung der Forderungen der demokratischen Ideologie geändert werden. Die Lebensbedingungen der Arbeiter verbesserten sich unter der demokratischen Republik nicht. Sie tendierten eher dazu, sich zu verschlechtern. Als die Arbeiter versuchten, die Kluft zwischen der "neuen" Realität und ihren Wünschen zu überwinden, indem sie von der "Demokratie" zur "sozialen Demokratie" fortschritten - zum Beispiel mit der Sozialisierungsbewegung im Ruhrgebiet oder der Rätebewegung in Mitteldeutschland oder Bayern -, erkannten sie bald, daß alle alten Kräfte Deutschlands immer noch da waren und sich gegen sie aufstellten.

Wenn alte Vorstellungen nicht mehr mit den Umständen in Einklang zu bringen sind, ist das Ergebnis immer ein ideologisches Durcheinander. Das bedeutet nicht, daß Arbeiter automatisch ihre alten Vorstellungen aufgeben. Sie versuchen zurechtzukommen, indem sie die alten Denkmuster verwenden. Sie versuchen das Scheitern ihrer Erwartungen als Folge einer "Ausnahmesituation" zu erklären, die nicht lange dauern wird. Sie verändern ihre alten Ideen möglichst wenig und versuchen sich einzureden, daß nichts Wichtiges passiert sei. Aber schließlich ergeben diese Berichtigungen bei der Erklärung der Ereignisse keinen Sinn mehr, und eine völlige Revolutionierung der Ideen wird nötig.

Sicherlich geschah genau das 1918 und 1919 überall in Deutschland. Es gibt keine andere Erklärung dafür, weshalb im März 1919 die einst eingefleischt-sozial�demo�kratischen Berliner Metallarbeiter die Waffen gegen eine sozialdemokratisch geführte Regierung richteten; weshalb im April in München die Einstellung der sozialdemokratischen Arbeiter so radikal war, daß ihre politischen Führer mit der "Schein-Räterepublik" gespielt haben; weshalb die Arbeiter im westlichen Ruhrgebiet sich innerhalb weniger Monate von einer "unpolitischen" Haltung über sozialdemokratische zu syndikalistischen oder linkskommunistischen Vorstellungen bewegten, so daß ein Beobachter des östlichen Ruhrgebiets im Sommer 1919 schreiben konnte:

»Als ich im Spätsommer 1918 Hamborn verließ, waren die Arbeiter fast bis auf den letzten Mann Mehrheitssozialdemokraten ... Als ich vor kurzem da war, waren die Arbeiter bis auf den letzten Mann Kommunisten.«�

Der Bewegungsprozeß von "demokratischen" und "sozialdemokratischen" Ideologien zum revolutionären Sozialismus war keineswegs überall so vollständig wie in Hamborn. In verschiedenen Teilen Deutschlands beeinflußten sich verschiedene Traditionen und verschiedene Kämpfe gegenseitig und führten zu unterschiedlichen Graden der Radikalisierung.

Es gibt immer ein Verhältnis zwischen der Bereitschaft der Menschen, sich gesellschaftliche Veränderungen vorzustellen und den Möglichkeiten, erfolgreich für sie zu kämpfen. Die Erfahrung eines erfolgreichen Kampfes öffnet den Geist der Menschen für die Vorstellung, daß ihre Klasse vorwärtsgehen und die Gesellschaft revolutionieren kann. Im Gegensatz dazu können Kämpfe, die in einer Niederlage enden, solchen Ideen leicht jede Glaubwürdigkeit nehmen. Die Menschen fühlen, daß sie dann, wenn sie nicht einmal gemeinsam handeln können, um kleine Sachen zu ändern, große Dinge bestimmt nicht ändern können. Auch Menschen, die früher an die vollständige Umwandlung der Gesellschaft geglaubt haben, können sich zurückziehen. Wenn eine geschlagene, demoralisierte Klasse in ihren Reihen um das tägliche Überleben kämpft, können ehemalige Revolutionäre allzu leicht zu dem Schluß kommen, daß das Beste, was man tun kann, darin besteht, an dem was ist festzuhalten, und nicht dafür zu kämpfen, was sein könnte.

Daher kommt es, daß nach jeder großen revolutionären Periode nur eine Minderheit der Beteiligten weiter an klaren, durchdachten revolutionären Theorien festhält. Der Rest wird für solche Ideen erst dann wieder gewonnen werden können, wenn sie wieder neue Glaubwürdigkeit aus neuen Erfolgen eines gemeinsamen Kampfes gewinnen.

Deshalb muß man die Frage, ob die Arbeiterklasse in Deutschland in den Jahren 1918 und 1919 revolutionär war, in einer ganz anderen Weise stellen, als es Barrington Moore, Claudin oder auch von Oertzen taten. Die Schlüsselfrage ist: Gab es in dieser Zeit in den Arbeiterkämpfen ein Element, das Arbeiter, die anfänglich weit davon entfernt waren, revolutionär zu sein, dahin führte, die bestehende Gesellschaft revolutionär in Frage zu stellen?

Die Antwort ist ein klares Ja. In einer Stadt nach der anderen kam es dazu, daß die Mehrheit der Arbeiter den revolutionären Kampf aufnahm, wenn auch nur für eine kurze Zeit. In Bremen, im Ruhrgebiet, in Mitteldeutschland, in München, in Berlin kam es zu solchen Kämpfen. Aber sie konnten nicht siegreich sein, weil sie unkoordiniert und isoliert voneinander stattfanden. Als jeder einzelne lokale Versuch scheiterte, begannen die daran beteiligten Arbeiter, den Glauben an ihre Macht zu verlieren, die Gesellschaft neu zu gestalten.

Das bedeutet nicht, daß in irgendeinem dieser lokalen Kämpfe die Revolutionierung des Bewußtseins vollständig gewesen wäre. Der Widerspruch zwischen den Ideen, die die Arbeiter hatten, und ihrer realen Kampfansage an die bürgerliche Gesellschaft blieb bestehen; aber ihr Denken war in Bewegung geraten und entwickelte neue Möglichkeiten. Ein weiterer Vormarsch des revolutionären Prozesses hätte ihre Ideen noch stärker verändert.

Der Streit über das revolutionäre Bewußtsein der deutschen Arbeiter in den Jahren 1918 und 1919 ist eigentlich ein Streit über ihr revolutionäres Potential. Diejenigen, die behaupten, die Arbeiter seien nicht revolutionär gewesen, sagen eigentlich, daß die Ideen immer starr bleiben müssen, in einem durch die bestehende Gesellschaft in den Köpfen der Menschen eingefrorenen Muster. Tatsächlich deckt die ganze Erfahrung mit Deutschland in den Jahren 1918 und 1919 die riesigen Schwankungen im Bewußtsein auf, die in Zeiten großer gesellschaftlicher Kämpfe stattfinden.

Das Wachstum der USPD

Die Nutznießer dieser Radikalisierung waren nicht die Kommunisten, sondern die Unabhängigen. In den Augen der meisten Arbeiter, die aus der SPD austraten »war die USPD die revolutionäre Partei.«� Ihre Führer waren jedoch immer noch Reformisten wie Haase, Hilferding und Dittmann. Aber warum gingen die gerade revolutionär gewordenen Arbeiter zur USPD?

Zum einen lag das daran, daß die Kommunistische Partei nach den ersten Januarwochen in der Illegalität arbeiten mußte. Ihre Presse war in weiten Teilen des Landes verboten. Ihre Veranstaltungen und Konferenzen wurden von der Polizei aufgelöst. Viele der fähigsten nationalen und lokalen Führer waren ermordet worden, viele andere saßen im Gefängnis.

Im Gegensatz dazu war die USPD eine gut organisierte, legale Partei mit einer einflußreichen Presse und einem leistungsfähigen Apparat. Sie war für die meisten Arbeiter die einzige Partei links von der SPD, auf die sie trafen. Und sie traten ihr in Scharen bei.

Aber es gab auch einen anderen Grund. Die ersten Anhänger der KPD waren in der Regel keine Fabrikarbeiter mit gefestigten gewerkschaftlichen Traditionen gewesen. Es waren junge Menschen, die durch den Krieg und die folgenden erbitterten, bewaffneten Kämpfe radikalisiert worden waren. Viele waren direkt von der Schule an die Front und von der Front in die Schlange der Arbeitslosen geraten. Wie der Geschäftsbericht zum Zweiten Parteitag der KPD feststellte, waren sie auf dem Höhepunkt der Kämpfe zur Partei gekommen und erwarteten eine unmittelbar bevorstehende Revolution. Sie sahen wenig Sinn in der regelmäßigen täglichen Arbeit in Betrieben und Gewerkschaften, in der scheinbar langweiligen Abfolge von Versammlungen und Schulungskreisen, in der systematischen Arbeit, Parteimitglieder zu gewinnen und organisatorische Strukturen aufzubauen. Die erregende Stimmung der Revolution zog sie viel mehr an als die Mühen, die notwendig waren, um sie durchzusetzen. Sie wollten Straßenkämpfe, nicht langweilige Parteitreffen.

Aber in der Aktion auf der Straße war es nicht immer möglich zu erkennen, wer ein ungeduldiger; aber ernsthafter Revolutionär war und wer schwankend, leicht zu provozieren und völlig unzuverlässig war. Der Organisationsbericht stellte fest: »Wie in jeder Organisation, die auf der äußersten Linken steht, fanden sich auch bei uns viele zweifelhafte Elemente ein, politische Sonderlinge, Abenteurer, ja selbst Gesindel.«�

In den ersten Monaten des Jahres 1919 neigten die Mitglieder der Partei dazu, Weisungen der Führung gegen bewaffnete Aktionen, Kleinstputsche, Lebensmitteltumulte und Plünderungen zu ignorieren. Bis zum Frühsommer waren solche Anstrengungen vollkommen zwecklos.

Wie Radek in einer im September im Gefängnis geschriebenen Broschüre, bemerkte:

»Es mußten Bremen, die Märzunruhen in Berlin und die Münchner Katastrophe kommen, um den putschistischen Neigungen der ungeduldigen Vorderreihen des Proletariats ein Ende zu machen.«�

Aber oft dauerte die Ungeduld an. Jetzt fand sie ihren Ausdruck in einer bestimmten Haltung zum wirtschaftlichen Kampf: Wenn die Gewerkschaftsführer Streiks ausverkauften, dann sollte man mit ihnen brechen und neue, von ihrem Einfluß freie Gewerkschaften bilden. Genau wie die Befürworter des unmittelbaren Straßenkampfs vergessen hatten, daß die Mehrheit der Arbeiter immer noch zumindest teilweise die Sozialdemokraten unterstützte, vergaßen die Befürworter einer Spaltung der Gewerkschaften, daß die Mehrheit der Arbeiter mit dem reformistischen Ansatz der Gewerkschaftsbürokratie immer noch halbwegs einverstanden war. Sie sahen nur auf die Minderheit der revolutionären Arbeiter und vergaßen die Millionen, die gerade zum ersten Mal den Gewerkschaften beitraten.

Die Hamburger Organisation der Kommunistischen Partei ging so weit, daß sie ihren Mitgliedern befahl, die alten Gewerkschaften zu verlassen und nach dem Vorbild der amerikanischen Industrial Workers of the World (IWW) eine neue Organisation, die Allgemeine Arbeiterunion (AAU), zu bilden. Ihre Aktionen sorgten dafür, daß die Kommunisten jahrelang eine Minderheit innerhalb der Hamburger Arbeiterklasse blieben - viel schwächer als zum Beispiel in Chemnitz, das ursprünglich eine Hochburg der Sozialdemokratie gewesen war.

Die Spaltung der Gewerkschaften fand kaum Anklang bei der Masse der Arbeiter. Sie verloren zwar nach und nach ihr Vertrauen in die Sozialdemokratie, aber sie mußten immer noch davon überzeugt werden, daß eine revolutionäre Alternative möglich war und etwas völlig anderes ist, als es das weitverbreitete Klischee vom bombenwerfenden Anarchisten nahelegte.

Obwohl die Kommunistische Partei sich um ein Vielfaches vergrößerte - von 3.000 oder 4.000 Mitglieder bei ihrer Gründung bis zu angegebenen 106.656 Mitgliedern im Spätsommer 1919 - war daher ihr Einfluß dort, wo es darauf ankam, nämlich in den Fabriken und Bergwerken, sehr gering. Die Mehrheit der Arbeiter, die mit der SPD brachen, wurde von der angeblich "vernünftigen" und "realistischen" Politik der USPD eher angezogen als von einer KPD, die sie für "putschistisch" hielten und als Befürworterin der Gewerkschaftsspaltung ansahen. Die USPD hatte die Unterstützung der Mehrheit der Arbeiterklasse mit Zehntausenden von Aktivisten in Industriezentren wie Berlin, Leipzig, dem Süden des Ruhrgebiets oder Hamburg. Die Kommunistische Partei war normalerweise eine kleine Minderheit mit ein paar Hundert oder auch nur ein paar Dutzend Aktivisten.

Die Führung der Kommunistischen Partei machte im Oktober 1919 einen verzweifelten Versuch, diesen Mangel zu beheben. Sie berief einen Parteitag ein und sicherte sich, durch etwas Schwindelei bei den Delegationen, eine knappe Mehrheit. Dann ließ sie eine Reihe von politischen Anträgen abstimmen, die Bedingungen für die weitere Parteimitgliedschaft definierten: insbesondere mußte anerkannt werden, innerhalb der etablierten Gewerkschaften zu arbeiten, die Beteiligung an Parlamentswahlen als ein Mittel für kommunistische Propaganda zu sehen und den Aufbau einer demokratisch-zentralistischen Partei zu unterstützen. Fast die Hälfte der Delegierten - und mehr als die Hälfte der lokalen Parteiorganisationen - erhob gegen diese Punkte Einwände. Indem sie das taten, verloren sie automatisch ihr Mitgliedsrecht in der Partei. Viele von ihnen taten sich später zusammen, um eine konkurrierende "linksradikale" Partei, die Kommunistische Arbeiterpartei Deutschlands (KAPD) zu bilden.

Die Bedingungen selbst waren zweifelsohne richtig. Ohne sie konnte die Partei keinen sinnvollen Einfluß außerhalb eines engen Kreises hochradikalisierter junger Arbeiter entwickeln. Aber das unmittelbare Ergebnis bestand in der Abspaltung der meisten wichtigen Ortsgruppen der KPD - in Hamburg, Bremen, Berlin, im Rheinland und im Ruhrgebiet. Der Partei verblieb ein Bruchteil der ehemaligen Mitgliedschaft - höchstens 50.000. Die Parteiführung hätte besser daran getan, ihre Politik auf dem Parteitag durchzusetzen, und dann in den einzelnen Orten es mit den unversöhnlichsten Opponenten aufzunehmen und sie zu ersetzen, besonders, weil im Laufe der folgenden Monate klar wurde, daß verschiedene Arten Ungeduld die verschiedenen Opponenten in unterschiedliche Richtungen trieben. Wie die Dinge lagen, war die Kur schlimmer als die Krankheit: die KPD war eine sehr kleine und einflußlose Partei, als die nächste große Krise sechs Monate später die deutsche Gesellschaft heimsuchte.

Versailles

»Die Stellung der Regierung Ebert-Scheidemann ist erschüttert, Sie lebt nur noch von der Gnade der Bourgeoisie, und alle Anzeichen deuten darauf hin, daß diese Gnade nicht allzu lange mehr währen wird« schrieb der spartakistische Führer Levi im März 1919 an Lenin.� Je mehr sie ihre Basis in der Arbeiterklasse nach links verlor, desto mehr hing ihre eigene Zukunft vom guten Willen der Obersten Heeresleitung und der bürgerlichen Parteien ab. Aber wenn sie die Arbeiter nicht mehr kontrollieren konnte, warum sollte man ihr entgegenkommen?

Die erste größere Frage, die die konterrevolutionären Alliierten spaltete, war außenpolitischer Natur: der Versailler Vertrag, der den Ersten Weltkrieg formal beendet hatte. Darin forderten die Alliierten die Abtrennung beträchtlicher Teile des deutschen Territoriums, die Zahlung riesiger Summen als Reparationen und eine schriftliche Anerkennung der Kriegsschuld Deutschlands. Die anfängliche Reaktion der Sozialdemokraten war Ungläubigkeit. Sie hatten angenommen, daß, sobald der Krieg vorbei war, er tatsächlich vorbei sei. Sie konnten überhaupt nicht verstehen, warum die guten liberalen Demokraten der alliierten Mächte Strafmaßnahmen gegen die guten liberalen Demokraten in Deutschland verhängen wollten.

Zu dieser Reaktion tendierten auch viele, die seitdem über die deutsche Geschichte geschrieben haben. Sie beschreiben den Versailler Vertrag, das große Schreckgespenst der ganzen Weimarer Zeit, als ein histonsthes Unglück. Schuld sei der »französische Starrsinn«. Er wird nicht als ein wesentlicher Bestandteil der Entwicklung der kapitalistischen Gesellschaft verstanden. Aber er war ebensowenig ein einfaches Unglück wie der Krieg, dessen logische Fortsetzung er war.

Der Erste Weltkrieg war ausgebrochen, weil es für die verschiedenen kapitalistischen Mächte nicht mehr möglich war, ihre gegensätzlichen Interessen friedlich in Einklang zu bringen. Wie Lenin und Bucharin, die mitten im Krieg über den Imperialismus schrieben, darlegten, war ein Punkt erreicht worden, an dem die rivalisierenden kapitalistischen Staaten zur militärischen Gewalt griffen, um ihre gegensätzlichen ökonomischen Interessen zu entscheiden. Die "friedliche" Konkurrenz um Märkte wurde zum militärischen Konflikt über die Grenzen von Staaten und Kolonialreichen. Die großen Mächte wurden durch die Dynamik der von der Konkurrenz geprägten kapitalistischen Akkumulation dazu getrieben, die Welt unter sich aufzuteilen.

Der Krieg hatte die Frage vorübergehend zugunsten der alliierten kapitalistischen Staaten gelöst. Doch ein Deutschland, dem erlaubt worden wäre, seine Industrie weiterzuentwickeln, wäre ein Deutschland gewesen, das mit den anderen Mächten um die Kontrolle der zur wirtschaftlichen Expansion notwendigen Ressourcen konkurriert hätte. Es wäre auch ein Deutschland mit dem Potential für eine Wiederaufrüstung und für einen erneuten militärischen Konflikt um diese Ressourcen gewesen. Es wurde unvermeidlich versuchen, die Welt in seinen Interessen "neu aufzuteilen" (was es ab Mitte der 1930er Jahre tatsächlich getan hat). Die einzige Frage für die alliierten Mächte war, ob sie wie Frankreich und Belgien, Deutschland lieber plünderten und verkrüppelten, oder ob sie lieber wie Großbritannien, den Expansionsdrang des deutschen Kapitalismus gegen Sowjetrußland richten wollten.

In keinem der beiden Fälle gab es eine Zukunft für den sozialdemokratischen Traum einer Wiedergeburt des Kapitalismus nach dem Muster des 19. Jahrhunderts, der nicht von äußeren Machtkämpfen heimgesucht würde. Die Versailler Forderungen von 1919 - und die Besetzung des Ruhrgebiets durch französische Truppen vier Jahre später - waren der Preis, den Deutschland bezahlte, um Teil der kapitalistischen Welt zu bleiben.

Selbst nach der ersten Ankündigung der Versailler Bedingungen versuchten die Sozialdemokraten, ihre Illusionen in das Wohlwollen der Alliierten aufrechtzuerhalten. Sie glaubten, eine Demonstration symbolischen Widerstands würde eine Milderung der Forderungen der Alliierten erzielen. Deshalb schlossen sie sich den rechten Parteien in einer nationalistischen Kampagne gegen die Vertragsbedingungen an und organisierten riesige SPD-Veranstaltungen mit nationalistischen Parolen.

Aber die Alliierten gaben keinen Millimeter nach. Die Sozialdemokraten standen vor einem tiefen Dilemma. Der deutsche Kapitalismus, der gerade den Krieg verloren hatte, hatte keine Mittel, um den Alliierten Widerstand zu leisten. Jeder Widerstandsversuch hätte Deutschland zurück ins Chaos gestürzt - und vermutlich in die Revolution. Aus Verzweiflung machte die SPD eine völlige Kehrtwendung, übernahm die vorher von den Unabhängigen eingenommene Position und stimmte für den Vertrag.

Die Vertreter der Bourgeoisie in der Regierung - die Führer des Zentrums und der Demokratischen Partei - nahmen im wesentlichen die gleiche Position ein. Sie wußten, daß der deutsche Kapitalismus keine andere Wahl hatte als nachzugeben. Aber das bedeutete nicht, daß die deutsche Bourgeoisie die Verantwortung für diese Kapitulation tragen wollte. Die nicht in der Regierung vertretenen Parteien konnten durch eine von den großen industriellen und agrarischen Interessengruppen finanzierte nationalistische Agitation große Fortschritte machen. Es war leicht, die Schuld für das Elend der Arbeiterklasse und eines wachsenden Teils des Bürgertums der »ausländischen Ausbeutung« zuzuschreiben, und für diese wiederum die »Novemberverbrechen« verantwortlich zu machen, deren Agitation für den Frieden »den Dolch in den Rücken des Heeres gestoßen« und »zur Niederlage geführt« hätte. Der Hunger, das Elend, die Armut, die Arbeitslosigkeit, die Inflation - für alles konnte man den »Marxisten« von SPD und USPD die Schuld zuschieben. Indem sie für den Vertrag stimmten, »bewiesen« diese Parteien die Anschuldigungen.

Die Auswirkung dieser Argumentation kann nicht überschätzt werden. Im November 1918 hatte es eine weitverbreitete Unterstützung für sehr große gesellschaftliche Veränderungen gegeben, selbst bis in die bürgerlichen Schichten. Jetzt waren diese Schichten überzeugt, daß es der Versuch war, die Verhältnisse zu ändern, der all ihre Probleme geschaffen hatte. Sie hatten sich zunächst der Revolution gefügt; jetzt nährten sie die Konterrevolution.

Rosenberg stellt das in seiner früh geschriebenen Geschichte der Weimarer Republik folgendermaßen dar:

»Aber gerade durch das zaghafte Verhalten der republikanischen Führer entfremdete man sich die Mittelschichten. Wären große entscheidende Taten geschehen, wie die Enteignung des Großgrundbesitzes und der Bergwerke, hätte die Regierung dem Volke bewiesen, daß jetzt wirklich eine neue Zeit angebrochen sei, dann hätte sie auch die Mittelschichten mit sich fortgerissen. Als aber offenbar alles beim alten bleiben sollte, schwand die Begeisterung für die Revolution, und man schob der Republik und Demokratie die Schuld an allen Übelständen des Alltags zu.«�

Beispielsweise wurden die Studenten zur Vorhut der Konterrevolution:

»Die große Mehrheit der deutschen Akademiker war über die Entwicklung nach dem 9. November aufs tiefste enttäuscht. Sie sahen das wirtschaftliche Elend und die nationale Demütigung und gaben die Schuld an den bestehenden Verhältnissen den regierenden republikanischen Parteien und dem 9. November.«�

Aber der größte Haß gegen den Versailler Vertrag kam aus derjenigen gesellschaftlichen Gruppe, deren Interessen von seinen Bedingungen unmittelbar betroffen waren - den Berufssoldaten der Armee, das um die Freikorps herum wieder aufgebaut worden war. Die Freikorps waren in der ersten Hälfte von 1919 schnell gewachsen, bis sie eine Stärke von etwa 400.000 Mann erreicht hatten. Jetzt legten die Bedingungen des Vertrages fest, die deutsche Armee bis zum April 1920 auf 200.000 und bis Juli 1920 auf 100.000 Mann zu verringern. Drei von vier Soldaten mußten entlassen werden. Hunderttausende derjenigen, die den Krieg gegen die Arbeiterräte geführt hatten, standen plötzlich vor dem drohenden Verlust ihres Lebensunterhalts. »Die "Welle des Nationalismus" war mehr eine Welle des nackten Existenzkampfes hunderttausender Offiziere, Unteroffiziere und Soldaten.«�

Der Groll war besonders stark im 40.000 Mann starken baltischen Korps, das an den Ostgrenzen einen grausamen Krieg geführt hatte, zum Teil gegen die Polen, aber vor allem gegen die bolschewistische Revolution in den baltischen Staaten und in der Ukraine. Sie waren in der zweiten Hälfte des Jahres 1919 nach Deutschland zurückbeordert worden und steflten fest, daß die "marxistische" Regierung vor hatte, sie auf Ersuchen der Alliierten zu entlassen.

Dieser Groll war der Brennpunkt, um den sich all diejenigen sammelten, die die letzten Spuren der im November erkämpften Veränderungen auslöschen wollten. Der Boden war bereitet für eine neue große Erhebung, die die Novemberrepublik in ihren Fundamenten erschüttem sollte und die das Gespenst einer bewaffneten, revolutionären Arbeiterklasse wieder aufziehen ließ - und dieses Mal das einer Klasse mit geringen Illusionen in die Mehrheitssozialdemokratie.







































Kapitel 9

Der Kapp-Putsch 1920

Am 13. März 1920 um 4 Uhr morgens marschierte eine Kolonne schwerbewaffneter Truppen in Berlin ein und erklärte den Sturz der Regierung. Kein Schuß wurde auf sie abgegeben. Die Mehrheit der Armee- und Polizeieinheiten, die die Stadt "bewachten", begrüßte sie mit Begeisterung.

Noske, Wehrminister und formell der Armeeführer der Republik, hatte verzweifelt versucht, die marschierende Kolonne aufzuhalten. Er hatte hochrangige Offiziere geschickt, um den Truppen den Befehl zum Anhalten zu erteilen: Die Offiziere diskutierten freundlich mit den aufständischen Truppenführern - dann erlaubten sie ihnen, ihren Weg Richtung Hauptstadt fortzusetzen. Darüber hinaus hatte Noske der Polizei befohlen, Verhaftungen vorzunehmen: Doch sie warnte die Verschwörer lediglich, daß Maßnahmen gegen sie ergriffen würden. Von seinen höchsten Generälen erbat er Truppen, um den Putsch zu bekämpfen. Der Oberkommandierende von Seeckt antwortete: »Reichswehr schießt nicht auf Reichswehr.« Er nahm Kontakt mit der Polizei und den Offizieren der Berliner Schutzpolizei auf: Sie hatten sich selbst dem Putsch angeschlossen.

Die "Noske-Garde" hatte sich gegen Noske gewandt. »Alle haben mich im Stich gelassen«, erklärte der unerschrockene Bluthund des vergangenen Jahres: »Mir bleibt nichts übrig außer Selbstmord.«�

Aber Noske war seine Haut mehr wert als jedes noch verbliebene Prinzip. Statt des Selbstmords wählten er und die übrigen Regierungsmitglieder die gemeinsame Flucht, schon bevor die aufständischen Truppen in die Stadt einmarschiert waren. Die Truppen, eine Brigade unter dem Befehl des Hauptmanns Ehrhardt, stießen auf keinerlei Widerstand, als sie die Ministerien übernahmen und eine neue Regierung unter dem kotmnservativen Beamten Kapp ausriefen.

Berlin wurde der sozialdemokratisch geführten Regierung von genau denselben Militärs entrissen, die ein Jahr zuvor von den Sozialdemokraten ans Ruder gebracht worden waren: Ehrhardt, dem sie den Kampf gegen die Russische Revolution anvertraut hatte; Lüttwitz, der die Aktionen gegen die Berliner Arbeiter im Januar und März 1919 geleitet hatte; Pabst, der eine wichtige Rolle bei der Vorbereitung des Mordes an Rosa Luxemburg gespielt hatte, und Oven, der die Freikorps bei der Niederschlagung der bayerischen Räterepublik geführt hatte.

Einige Generäle schlossen sich dem Putsch nicht an. Aber sie lehnten es ab, irgend etwas gegen ihn zu unternehmen. Viele folgten der Weigerung von Seeckts, der »rechtmäßigen« Regierung zu helfen. Als Ebert, Noske und deren Regierung in Dresden ankamen und um Schutz baten, lehnte General Maercker, der Kommandant der Region, ihren Aufenthalt in der Stadt ab und zwang sie, nach Stuttgart weiterzureisen. Er wollte warten, bis der Sieger feststand, bevor er sich für die eine oder die andere Seite erklärte.

Der Putsch konnte für niemanden eine große Überraschung gewesen sein. Seit dem vorangegangenen Sommer hatte es Gerüchte gegeben, daß ein derartiges Unternehmen im Gange sei. Lüttwitz hatte damit angefangen, indem er bereits im Juni 1919 Noske selbst die Errichtung einer Diktatur vorgeschlagen hatte. Pabst war Ende Juli bereit, einen militärischen Angriff auf die Regierung durchzuführen, wurde aber durch eine Gruppe Generäle davon überzeugt, ihn abzusagen. Lüttwitz hatte etwa zur gleichen Zeit wegen eines Staatsstreichs Kontakt mit General Maercker aufgenommen. Maercker hatte eine Zusammenarbeit abgelehnt - aber bezeichnenderweise keine Schritte unternommen, die Regierung über die putschistischen Bestrebungen von Lüttwitz zu unterrichten. »Schon im Oktober 1919 waren Gerüchte über einen bevorstehenden rechten Aufstand weit verbreitet«, schreibt Gordon.�

Noske lehnte es schlicht ab, diesen Berichten irgendeine Aufmerksamkeit zu schenken. Für ihn hatte das Offizierskorps ein heiliges, verfassungsmäßiges Recht, alles zu tun, was es wollte. Sich in seine Angelegenheiten einzumischen, war eine Verletzung der Ehre der Armee. So ließ er sich von den anderen Generälen überzeugen, Lüttwitz nicht zu belangen. Statt dessen arbeitete er im Januar 1920 mit ihm zusammen, um die Maßnahmen durchzusetzen, mit denen die Presse der USPD und der KPD unterdrückt und Streiks untersagt wurden.

Noch wenige Stunden vor dem Putsch erzählte Noske dem sozialdemokratischen Kollegen Kuttner, er gehe fest davon aus, daß die Generäle die legitime Regierung weiterhin unterstützen würden.� Es überrascht kaum, daß es unter den militärischen Verschwörern den weitverbreiteten Glauben gab, daß, wäre der Putsch erst einmal erfolgreich, Noske und Ebert eine neue Regierung unterstützen oder ihr sogar beitreten würden.

Obwohl sie wohl nicht so weit gegangen wären, den Putsch zu unterstützen, besaßen sie nicht die Macht, ihn zu stoppen. Noske und Ebert hatten vierzehn Monate damit verbracht, den Staatsapparat wieder als Mechanismus herzustellen, der der Kontrolle des Volkes entzogen war. Jetzt mußten sie erkennen, daß sie ihn selbst nicht unter Kontrolle halten konnten. Sie hatten geholfen, sicherzustellen, daß fast das ganze Offizierskorps an monarchistischen Prinzipien und an konservativen gesellschaftlichen Vorstellungen festhalten konnte.� Sie konnten jetzt kaum darauf bauen, daß es einen reaktionären Putsch beenden würde.

Die rechten bürgerlichen Parteien hüteten sich davor, einen Putsch, der vielleicht nicht erfolgreich sein würde, mit ganzer Kraft zu unterstützen. Aber sie waren weder bereit, ihn zu verurteilen, noch irgend etwas zu unternehmen, das seinen Erfolg hätte verhindern können. Der Biograph des Vorsitzenden der wichtigsten Partei des Großkapitals, der Deutschen Volkspartei, berichtet:

»Man kann davon ausgehen, daß Stresemann selbst nicht bereit war, sich oder seine Partei aktiv dem Angriff auf die republikanische Regierung anzuschließen. Aber eine erfolgreiche, von anderen durchgeführte Rebellion war eine ganz andere Sache.«�

Der Generalstreik

Doch trotz seines militärischen Erfolgs scheiterte der Putsch. Es gab eine Kraft, die die Gewalt des deutschen Heeres noch nicht niederschlagen konnte - die vereinte Arbeiterklasse.

Ebert und Noske waren aus Berlin geflohen. Aber nicht alle sozialdemokratischen Führer nahmen die gleiche passive Haltung ein. Ihr eigener Ruf bei den Arbeitern stand auf dem Spiel - und etwas, das sie viel höher bewerteten: ihre eigene Haut. Es war eine Sache, mit Generälen zusammenzuarbeiten, um Revolutionäre zu ermorden. Eine ganz andere Sache war, sich einem Staatsstreich zu beugen, der die Tätigkeit ihrer eigenen Partei bedrohte.

Die Initiative für den Aufruf zum Generalstreik in Berlin und die Organisation des Widerstands wurde ausgerechnet vom rechten Gewerkschaftsführer Legien ergriffen, demselben Bürokraten, der seit Jahren eine Plage für die Linken innerhalb der Gewerkschaften und der SPD war Er lehnte die Flucht ab, griff die Haltung der sozialdemokratischen Führer an und warf sein ganzes Gewicht hinter die Vorbereitung des Generalstreiks.

Hastig wurde ein Treffen der Gewerkschaften mit den noch in Berlin anwesenden Führern der USPD und der SPD einberufen. Rasch wurde ein Flugblatt produziert, das »einen Generalstreik auf der ganzen Linie« ausrief. Darunter waren die Unterschriften der SPD-Regierungsmitglieder. Bezeichnenderweise leugnete Noske in einem Telegramm an General Watter, den Text unterzeichnet zu haben.

Der Aufruf hatte unmittelbare Wirkung. Er ging am Tag des Putsches, am Samstag, dem 13. März, um 11 Uhr heraus. Bis zur Mittagszeit hatte der Streik schon begonnen. Seine Auswirkungen waren innerhalb von 24 Stunden überall in der Hauptstadt zu spüren, trotz der Tatsache, daß es Sonntag war. Die Züge fuhren nicht, es gab weder Strom noch Gas. Kapp veröffentlichte einen Erlaß, in dem er den Streikenden mit Erschießung drohte. Die Drohung hatte keine Wirkung. Am Montag breitete sich der Streik auf das ganze Land aus - auf das Ruhrgebiet, Sachsen, Hamburg, Bremen, Bayern, die Industriedörfer von Thüringen, sogar auf die Güter des ländlichen Ostpreußen.

Und es war nicht nur eine Bewegung der Industriearbeiter. Obwohl das Kleinbürgertum schon nach rechts rückte, zog die entschlossene Antwort der Industriearbeiter viele der traditionell konservativen Angestellten mit. So wurde einen Monat später auf dem Parteitag der Kommunistischen Partei berichtet: »Gewiß: die mittleren Eisenbahn-, Post-, Gefängnis- und Justizbeamten sind keine Kommunisten geworden und werden es in ihrer Masse so schnell nicht werden; aber sie haben doch zum ersten Mal auf der Seite des Proletariats gekämpft«.�

Dem belgischen Sozialisten de Bruckere zufolge sahen Kapp und seine Anhänger nun, daß »der Generalstreik ihnen mit einer schrecklichen, stillen Macht Fesseln anlegte.« Daraus hat sich ein Mythos entwickelt, demzufolge der Putsch allein durch einen friedlichen Streik geschlagen wurde. Richard Watt zum Beispiel schreibt in seiner ansonsten nützlichen, leicht lesbaren Darstellung der revolutionären Periode:

»Der Kapp-Putsch wurde durch eine Mischung totaler Unfähigkeit des "Kanzlers" [gemeint ist Kapp] und die erstaunliche Wirksamkeit eines Generalstreiks, zu dem die Sozialisten aufgerufen hatten, beendet.«�

Aber tatsächlich war der Putsch mit etwas weit Bedrohlicherem konfrontiert. In einem Ort nach dem anderen verwandelten die Arbeiter den Streik in einen bewaffneten Angriff auf die Macht, die hinter dem Putsch stand - die bewaffnete Staatsgewalt, die von Noske und der Obersten Heeresleitung in den vorangegangenen vierzehn Monaten so mühsam aufgebaut worden war. Wie hätte es anders sein können angesichts der Tatsache, daß die Kapp-Regierung dem Heer befohlen hatte, auf friedliche Streikende zu schießen? Entweder die Arbeiter entwaffneten die Truppen, oder die Truppen töteten die Streikenden.

In drei Teilen Deutschlands - im industriellen Herz des Ruhrgebiets, in den Bergbau- und Industriegebieten Mitteldeutschlands und im nördlichen Gebiet zwischen Lübeck und Wismar - nahm die bewaffnete Arbeiterklasse eindrucksvoll die Macht in die eigenen Hände.

Die Roten Armeen im Ruhrgebiet

Die Arbeiter des Ruhrgebiets hatten schon die volle Brutalität der militärischen Besetzung durch die Freikorps und das Heer erfahren. Der grausamen »Wiederherstellung der Ordnung« im Februar und April 1919 folgte Anfang 1920 eine weitere Periode der Militärherrschaft. Als Reaktion auf einen Eisenbahnerstreik und die wieder aufgenommene Agitation für die Sechsstundenschicht in den Gruben hatte der sozialdemokratische Minister Severing General Watter alle Volimachten gegeben, um Massenversammlungen zu sprengen, Streikkomitees aufzulösen und Streikposten zu verhaften. Die Presse der Kommunisten und der Unabhängigen wurde verboten, und Hunderte von Linken wurden ins Gefängnis geworfen. Die Arbeiter wußten, was es hieß, wenn die Generäle herrschten, ohne auch nur den Anschein demokratischer Formen wahren zu müssen.

Als Nachrichten über die Ereignisse nach Berlin durchdrangen, wurden Treffen von Vertretern der Arbeiterparteien und der Gewerkschaften einberufen, um den Aufruf zum Streik umzusetzen. Schon bei diesen Treffen sprachen viele von einer Aktion, die weit darüber hinausgehen sollte, den Putsch zurückzuschlagen und den vorherigen Zustand wiederherzustellen. Bei einer Versammlung von Delegierten aus der Region Niederrhein (dem südlichen Ruhrgebiet) in Elberfeld brachte der linke Unabhängige Otto Brass eine Resolution ein, die zur Entwaffnung des Bürgertums und zur Errichtung einer proletarischen Diktatur auf der Grundlage von Arbeiterräten aufrief. Die lokalen sozialdemokratischen Führer fanden angesichts des Zusammenbruchs ihrer ganzen Argumentation, wonach man dem Militär vertrauen müsse, keine Worte mehr. Zum Erstaunen aller stimmten sie flir die Resolution.�

Aber auch jetzt standen einige Arbeiter immer noch unter dem Einfluß der Sozialdemokraten oder der rechten Unabhängigen. Als die Kommunisten und die linken Unabhängen in der Stadt Essen dazu aufriefen, die Diktatur des Proletariats zu errichten, verließen die sozialdemokratischen Führer den Saal und bildeten ein eigenes Streikkomitee mit Mitgliedern der "demokratischen" bürgerlichen Parteien.� In Hagen, einer Hochburg der Unabhängigen, geschah das nicht - aber nur deswegen, weil die Forderungen des Aktionskomitees sich auf den Aufruf zur "Niederwerfung des Militärputsches, Sicherung der Republik und der erreichten Arbeiterrechte" beschränkten.�

Unter diesen Umständen erfolgte der Aufruf zum Generalstreik und bereits am Montag früh kam die Industrie des Ruhrgebiets zum Erliegen. Bewaffnete Aktionen gegen die Militärbehörden entwickelten sich langsamer. In Dortmund konnten die Sozialdemokraten Forderungen nach solchen Aktionen zurückweisen, indem sie behaupteten, daß die lokale Einwohnerwehr zu 90 Prozent aus Sozialdemokraten bestünde und zuverlässig sei. In Hagen stimmte die Führung der Unabhängigen der Bewaffnung der Arbeiter zwar zu - aber sie leitete ihre Umsetzung in typisch bürokratischer Manier äußerst langsam ein.

Das Verhalten der Behörden änderte schnell solche Einstellungen. In Hagen wurden die langsamen Maßnahmen zur Bewaffnung der Arbeiter durch spontane Massenaktionen ersetzt, als eine reaktionäre Lokalzeitung Kapp unterstützte. In wenigen Stunden hatten große Arbeitermassen das Stadtzentrum unter ihre Kontrolle gebracht, Waffen der Polizei beschlagnahmt und eine Zensur der Arbeiter über die Presse verhängt.

Aber das Vorgehen der Armeekommandantur radikalisierte die Arbeiter am meisten. General Watter, der die Freikorps befehligte, war außerhalb des eigentlichen Ruhrgebiets, in Münster, stationiert. Er war klug genug, sich weder für Kapp noch für die Regierung einzusetzen, bis er sehen konnte, wer gewinnen würde. Er beteiligte sich nicht an den Auseinandersetzungen und erhielt vom sozialdemokratischen Führer Severing sogar die Genehmigung, gemeinsam mit ihm Aufrufe für "Frieden und Ordnung" zu veröffentlichen. Aber für Watter bedeuteten "Friede und Ordnung" eine Fortsetzung der Unterdrückung der lokalen Arbeiterbewegung, während er gegen die ihm unterstellten Offiziere, die offen für Kapp waren, keine Maßnahmen ergriff: Ein Teil des nationalen Putschplans bestand darin, daß das in Remscheid stationierte Lützowsche Freikorps gegen Berlin marschieren sollte. Über den Kasernen in Mülheim wehte die Fahne der Monarchie.

Als Teil seiner Bemühungen, "Frieden und Ordnung" zu sichern, entsandte Watter zwei Brigaden unter dem Hauptmann Hasenelever, um die Hagener Arbeiter zu entwaffnen. Ein Führer der "Roten Armeen" beschrieb später, was geschah:

»Am 15. März 1920, 10 Uhr vormittags, erschien die Batterie des Hauptmanns Hasenclever auf dem Bahnhof in Wetter a. d. Ruhr. Der örtliche Aktionsausschuß - zusammengesetzt aus Sozialdemokraten und Unabhängigen interpelliert den Hauptmann: "Auf welchem Boden steht das Militär?" Und da fiel das folgenschwere Wort, an dem der ganze Ausgang der Abwehraktion im Ruhrkohlengebiet hing: "Wir kommen im Auftrag des Generalleutnants von Watter, und der steht auf dem Boden des Generalleutnants Lüttwitz."

Da begann ein Kampf, der in der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung nie erreicht war. Mit wenigen Gewehren griffen die Arbeiter an. Das gebirgige Gelände war ilinen günstig. Hinter jedem Stein und Baum, aus jedem Strauch und Versteck knallte der rote Tod. Da kamen die Arbeitsbrüder von Bommem, Volmarstein, Wengern, Hagen, Witten, aus Nah und Fern, in den Händen die gerade erbeutete Waffe. Und als der mörderische Kampf vorüber war, da lag auf dem Bahnhof die Hoffnung der Kapp-Lüttwitz-v. Watter, erschlagen, geschlagen von wildauflodernder proletarischer Begeisterung. 64 Tote, darunter vier Offiziere - auch der Hauptmann Hasenclever - hunderte Gefangene! Aber auch die Arbeiter trugen sieben ihrer Besten zu Grabe.«�

Inzwischen schoß in Dortmund die »zu 90 Prozent aus Sozialdemokraten bestehende« Einwohnerwehr auf eine Massenversammlung von Arbeitern und tötete sechs Menschen. Die Feindschaft gegenüber den sozialdemokratischen Führern wuchs. Sie wurde noch größer, als sich zwei örtliche sozialdemokratische Führer dem Freikorps Lichtschlag auf dessen Marsch in Richtung Hagen anschlossen. »Der Bruch zwischen der sozialdemokratischen Masse und der sozialdemokratischen Führerschaft war da.«�

Jetzt war der mehr oder weniger spontane Aufstand nicht mehr aufzuhalten, eine Bewegung, die sich zu koordinierten Frontalangriffen entwickeln sollte, mit denen das Militär aus dem Ruhrgebiet vertrieben wurde.

In Hagen wurde unter dem Unabhängigen Joseph Ernst eine zentrale militärische Führung für die Region gegründet. Während elektrische Eisenbahnen eingesetzt wurden, um bewaffnete Arbeiter zur Verstärkung nach Wetter zu schicken, wurden alle anderen Verkehrsmittel angehalten, um eine Verstärkung der Truppen zu verhindern. Dortmund, einige Kilometer nördlich, war immer noch in den Händen des Militärs. Als Watter versuchte, der Garnison Verstärkung zu schicken, traf diese zunächst auf ein sabotiertes Schienennetz und dann, bei Berghofen und Aplerbeck, auf Angriffe von bewaffneten Arbeitern. Währenddessen marschierten bewaffnete Arbeiter auf Dortmund selbst zu, wo ein Aktionsausschuß aus Kommunisten, Unabhängigen und Syndikalisten (die Sozialdemokraten lehnten es ab, ihm beizutreten) einen Angriff gegen die Truppen leitete. Nach einer erbitterten Schlacht war das Heer dazu gezwungen, seine Stellungen aufzugeben und sich zu seinem Stützpunkt in Remscheid zurückzuziehen, wo sie wiederum von allen Seiten angegriffen wurden.

Arbeiter, die am Dienstag mit nur insgesamt 50 Gewehren angefangen hatten, anzugreifen, zwangen bereits am Donnerstag die Truppen zum Rückzug. Nach einem weiteren Angriff von Arbeitern in Morsbachtal ergaben sich viele Soldaten und wurden entwaffnet. In diesen Kämpfen wurden 33 Arbeiter getötet.

Die Arbeiter hielten jetzt den gesamten Ostteil des Ruhrgebiets, mit einer Front von Münster im Norden bis Essen im Westen. In Essen hatten die "grüne" Sicherheitspolizei und die Einwohnerwehr eine strenge militärische Kontrolle verhängt, das Streikkomitee verboten und in den Straßen auf Demonstranten geschossen. Aber wie ein Augenzeuge erzählt:

»Am  18. März hatte sich die rote Front schon bis an die Grenze der Stadt Essen vorgeschoben. Die Grünen verteidigten mit großer Zähigkeit jedes Haus. Besonders erbitterte Kämpfe wurden um den Besitz von Stoppenberg geführt. ... In der Nacht vom 18. zum 19. März hatte die Rote Armee die nordöstliche Grenze der Stadt überschritten. Die Besatzung der Stadt Essen traf hastig alle Vorbereitungen, um den roren Vormarsch zum Stehen zu bringen. In den frühen Morgenstunden des 19. März entspannen sich heftige Kämpfe um den Schlachthof ... Die Verluste waren auf beiden Seiten groß ... Zwischen 9 und 10 Uhr erschienen die ersten Rotgardisten in der Beuststraße. Mit ungeheurem Jubel wurden sie empfangen. Der Schlachthof stand jetzt von zwei

Seiten unter Feuer. Jetzt erkannte die grüne Besatzung des Schlachthofes, daß jeder Widerstand vergeblich war. Fluchtartig strömte sie in die Stadt zurück und überließ die großen Waffen- und Munitionsvorräte den Arbeitern. ... Jetzt erst konnte die Essener Arbeiterschaft in den Kampf eingreifen. Tausende bewaffneten sich und reihten sich in die rote Front ein. Lange dauerte es jedoch, bis die Stadt Essen in Händen der Arbeiter war. Am Viehoferplatz und am Pferdemarkt leisteten die Grünen heftigen Widerstand ... Um die Mittagszeit wehte vom Essener Rathaus die rote Fahne ... Um den Hauptbahnhof und das Postamt entspannen sich heftige Kämpfe. «�

Durch den Verlust Essens erkannte Watter, daß seine anderen Garnisonen in der Region nicht lange aushalten würden. Er befahl seinen Truppen den Rückzug aus Düsseldorf, Mülheim, Duisburg und Hamborn.

In einem Befehl vom 22. März, sieben Tage nach dem versuchten Putseh, erklärte er seinen Offizieren:

»Der Kampf, der jetzt im Industriegebiet zu führen ist, unterscheidet sich von den bisherigen Kämpfen zur Unterdrückung innerer Unruhen im Wesentlichen dadurch, daß wir es jetzt auf der Gegenseite mit einer gut organisierten, gut bewaffneten und gut geführten Truppe zu tun haben, die nach einheitlichem taktischen Plan handelt. ... Es handelt sich um eine rein militärische Operation, den Kampf der Regierungstruppen gegen die revolutionäre rote Armee.«�

Was als eine Reihe isolierter Aufstände begonnen hatte, hatte sich in weniger als fünf Tagen zu einer direkten Konfrontation zwischen zwei Armeen entwickelt - der Reichswehr und der "Roten Armee", die einigen Schätzungen zufolge 50.000 Mann stark� und mit modernsten Waffen, einschließlich Artillerie, ausgerüstet war. Die Reichswehr wurde geschlagen. Nachdem sie geflüchtet war, blieb die einzige Macht im Industriegebiet der Ruhr die Rote Armee.

Trotzdem sind die Worte "Rote Armee" in einer Hinsicht nicht ganz richtig. Es handelte sich zwar um Arbeitermacht, aber es gab keine zentrale Kommandostruktu, um sie zu vereinigen. Die Arbeiteraufstände hatten als Reaktion auf Angriffe der Rechten in verschiedenen Orten begonnen.

»Die Arbeiter holten ihre ersten Waffen von der Polizei, von den bürgerlichen Mitgliedern der Einwohnerwehr usw.: in einer defensiven Einstellung und in Beschränkung auf lokale Erfordernisse ... Jedesmal waren die Arbeiter vom Erscheinen des Militärs überrascht. ... Je mehr Truppen aber nun in die Städte einmarschierten, um so besser lernten die Arbeiter sich zu koordinieren. Einige größere Städte wurden zu regelrechten Alarm- und Mobilisierungszentralen ...«�

Die Arbeiter, die den Kampf anfingen und "spontan" die Reichswehr und die Polizei von einem Ort zum anderen jagten, machten das in mehr oder weniger organisierten Gruppen - die vielleicht aus einem Betrieb kamen oder eine Gewerkschaftsgruppe oder eine Gliederung einer Arbeiterpartei waren. Bald wurden diese Gruppen von lokalen Zentren organisiert, die von den Aktionsausschüssen kontrolliert wurden. Ein bürgerlicher Beobachter beschreibt ein "Rekrutierungsbüro" für die Arbeiterwehr:

»Vor den Werbebüros staute sich die Menge. Aber alles ging in musterhafter Ruhe ... vor sich. Die Ausgabe der Waffen erfolgte an anderer Stelle, wohin anscheinend die erbeuteten Waffen zusammengefahren waren. Die erste Löhnung wurde bei der Anwerbung bezahlt ... Die Appellplätze, Einteilung der Truppen, Waffenausgabe, Gewehrrevision durch den Waffenmeister und dergleichen, die Brotausgabe, der Abmarsch der Abteilungen boten das gleiche Bild wie bei der Mobilmachung 1914. Geordnete Trupps in Kolonnen zu Vieren mit einem Führer voraus marschierten in größter Disziplin durch die Straßen.«�

Man fing an, Mindestqualifikationen für die Mitgliedschaft in der Roten Armee festzulegen: normalerweise zwölf Monate Mitgliedschaft in einer Arbeiterpartei oder Gewerkschaft und sechs Monate Kampferfahrung an der Front im Krieg.

Der wachsenden Organisierung vor Ort aber entsprach keinerlei Zentralisierung. Als Polizei und Reichswehr vertrieben waren, tendierten die Aktionsaussehüsse in jeder Stadt dazu, sich in regierende Arbeiterräte zu verwandeln; aber nur in Dortmund und Mülheim wurden sie einer in den Betrieben gewählten Delegiertenkörperschaft untergeordnet; anderswo blieben sie Koalitionen von Parteivertretern. Schon zehn Tage hatte der Kampf getobt, bevor ein ernsthafter Versuch unternommen wurde, die Aktionsaussehüsse des ganzen Ruhrgebiets zu koordinieren.

Hinzu kam, daß die Organisation des bewaffneten Kampfes dazu ten-dierte, sich von diesen Körperschaften zu lösen. »Je größer das Arbeiterheer wird, um so weniger sind es die Vollzugsräte, die eine höhere Organisation der Roten Armee ausbilden, um so mehr entsteht diese Organisation aus der Roten Armee selbst heraus.«� Führer entstanden, die die Einheiten in den einzelnen Sektionen der Front kommandierten. Aber ein führendes Mitglied des Dortmunder Exekutivrats deutet an:

»Die führenden Menschen, die damals eine Rolle spielten, kamen über eine mehr oder weniger starke lokale Bedeutung nicht hinaus. Nicht viel besser ging es den Parteien, der USPD, dem Spartakusbund und den Syndikalisten. ... Bis Dortmund "herrschte" die USPD-Führer�schaft; von Dortmund ab versuchte der organisatorisch schwache Spartakushund mit eindeutigen, geschichtlich bedingten Parolen - Zentralrat-Rätediktatur - die Macht der Arbeiterklasse zu organisieren und zu festigen; über Mülheim hinaus fraß sich in die Bewegung hinein der antizentralistische, führerfeindliche Syndikalismus.«�

Sowohl in Mülheim als auch in Hagen wurden Versuche unternommen, eine zentralisierte militärische Führung für das gesamte Ruhrgebiet zu etablieren. Die Mülheimer Führer bildeten ein "Hauptquartier der Roten Armee" und riefen die Diktatur des Proletariats aus. Aber keines dieser beiden Organisationszentren hatte einen Einfluß, der über einige Städte in seinem Umfeld hinausreichte, und zwischen beiden gab es nur wenig Verbindung.

In der Phase der ersten Reaktionen auf den Kapp-Putsch machten diese Mängel nicht viel aus. Die bewaffneten Arbeiter verjagten trotzdem die Polrzei und die Truppen, nahmen sich ihre Waffen  einschließlich schwerer Artillerie und sogar ein paar Flugzeugen - und schufen eine wirkliche Arbeitermacht. Die Roten Armeen besaßen die Kontrolle an den Fronten, während die Vollzugsräte die lokale Ordnungsmacht durch bewaffnete Arbeiter organisierten, die bürgerliche Presse zensierten, Nahrungsmittellieferungen auszuhandeln versuchten, um Hunger zu verhindern, politische Gefangene befreiten und die Tätigkeit der örtlichen Behörden überwachten. Aber das Fehlen einer zentralen Koordination wurde zum entscheidenden Mangel, sobald die erste Phase des Kampfes vorbei war und die Frage aufkam: Was soll als nächstes getan werden? Um zu verstehen, warum das so war, müssen wir zuerst einen Blick auf die Ereignisse im übrigen Deutschland werfen.

Mitteldeutschland

Im Jahre 1919 waren den Bergarbeiterkämpfen im Ruhrgebiet rasch ähnliche Kämpfe von Bergarbeitern und anderen Industriearbeitern in Mitteldeutschland gefolgt. Jetzt, ein Jahr später, führte der Kapp-Putsch dazu, daß die Arbeiter in Mitteldeutschland zur gleichen Zeit und in ganz ähnlicher Weise reagierten wie die Arbeiter im Ruhrgebiet. In fast allen Industriezentren Mitteldeutschlands gab es einen sofortigen Generalstreik, aus dem heraus bald der bewaffnete Kampf geboren wurde.

Im Westen Mitteldeutschlands hatten sich in den sieben thüringischen Kleinstaaten mehr Überbleibsel der Novemberrevolution erhalten als in anderen Teilen Deutschlands. Die USPD war die größte Arbeiterpartei, kontrollierte viele der dortigen Länderregierungen und beeinflußte die Zusammensetzung der Polizei und der Sicherheitswehren. Die Kapp-Regierung erklärte diese Regierungen für abgesetzt; sie reagierten mit der offiziellen Unterstützung des Generalstreiks und der Einleitung von Maßnahmen zur bewaffneten Selbstverteidigung.

In Gotha besetzten Arbeiter und sympathisierende Polizisten die wichtigsten Gebäude der Stadl, nachdem die Landesregierung dazu aufgerufen hatte, nach Betrieben organisierte Arbeiter-Verteidigungs�komitees zu schaffen, Arbeiterräte aufzubauen und eine "Volksarrnee" zu bilden. Diese wurden bald von Truppen, die die Reichswehr zur Verstärkung herangezogen hatte, vertrieben. Aber Arbeiter aus den umliegenden Städten und Industriedörfern, welche die Reaktionären in ihrem Ort entwaffnet hatten, marschierten auf Gotha und schlugen die Reichswehr in einem Gefecht, das 46 Menschenleben kostete.

Die Entwicklung in Weimar verlief ähnlich. Arbeiter der benachbarten Stadt Jena entwaffneten die lokale reaktionäre "Bauernwehr" und marschienen auf die Hauptstadt, um sie zu befreien.

In Gera bewaffneten sich die Arbeiter und stürmten das Rathaus, die Regierungsgebäude und die Kasernen. In Sömmerda, 25 Kilometer von Erfurt entfernt, entwaffneten Arbeiter die reaktionäre Einwohnerwehr, erbeuteten 2.000 Waffen und bauten eine Arbeiterwehr auf. Die Tatsache, daß es in Thüringen mehrere Waffenfabriken gab, war für die Arbeiter sehr nützlich. Bald hatten sie die bewaffnete Macht in jeder größeren Stadt, außer in Erfurt, in die eigenen Hände genommen.

In der damaligen preußischen Provinz Sachsen, nördlich von Thüringen, ergab sich ein ähnliches Bild. Auch hier waren die Städte und Dörfer bald unter der Kontrolle bewaffneter Arbeiten. In Burg wurden die Offiziere der Garnison verhaftet, während der Stadtrat 30.000 Mark spendete, um die Einwohnerwehr mit Arbeitern zu verstärken. In Neuhaldensleben gab es bewaffnete Auseinandersetzungen zwischen den Arbeitern und der reaktionären Freiwilligentruppe. In Stassfurt übernahmen die Arbeiter die ganze Stadt. Die Ascherslebener Arbeiter griffen zur Waffe und marschierten auf Quedlinburg, wo es zu einem Kampf mit hundert Toten kam. »Die Landarbeiter waren oft Herren der Lage.«�

Die größte Stadt in der Gegend, Halle, blieb weiter unter der Kontrolle reaktionärer Freiwilligenverbände. Arbeiter stimmten in Massenversammlungen dafür, eine militärische Kommandostruktur aufzubauen und die Einwohnerwehr durch Arbeiter zu vergrößern, konnten sich aber dem Würgegriff, in dem das Militär die Stadt hielt, nicht entwinden, bis Arbeiter aus der umliegenden Region Halle mit einer militärisch organisierten Front umzingelten.� Eine regelrechte Schlacht folgte, bei der die Arbeiter zahlenmäßig überlegen waren, aber nicht genügend Waffen und Munition hatten. 106 Menschen starben in den Kämpfen, die eine Woche lang dauerten.

Schließlich gab es das Land Sachsen (nicht mit der preußischen Provinz gleichen Namens zu verwechseln) mit großen industriellen Ballungszentren um die Städte Chemnitz, Leipzig und Dresden.

In Chemnitz gelang den Arbeitern sofort ein großer Erfolg. Eine der wichtigsten Nachrichtenagenturen Deutschlands berichtete:

»Die Arbeiterschaft herrscht in Chemnitz. Am Sonnabend hat sich ein vorläufiges Aktionskomitee gebildet, aus je drei Vertretern der Sozial-demokraten, der Unabhängigen und der Kommunisten. Das Aktionskomitee hat sofort das Zeitfreiwilligenbataillon entwaffnet, die bürgerlichen Elemente aus der Einwohnerwehr entfernt, die Hauswehren entwaffnet und 3.000 revolutionäre Arbeiter bewaffnet. Die Post, die Eisenbahn, das Rathaus sind von der Arbeiterwehr besetzt. Die bürgerlichen Zeitungen sind verboten... In den umliegenden Städten hat die Arbeiterschaft ebenfalls die Macht in den Händen.«�

Die Macht der Arbeiter breitete sich bald von der Stadt auf das Land aus, und in einem Umkreis von 50 Kilometern wurden die bürgerlichen Streitkräfte entwaffnet. In den Chemnitzer Fabriken fanden Wahlen für einen Arbeiterrat statt, der den Aktionsausschuß der Parteien ersetzen sollte. Die 1.500 Delegierten (einer je 50 Arbeiter) wählten einen Vollzugsrat aus zehn Kommunisten, neun Sozialdemokraten, einem Unabhänpigen und einem Demokraten. Eine Arbeiterwehr wurde gebildet, die etwa je zur Hälfte aus Mitgliedern der beiden großen Parteien, der Kommunisten und der Sozialdemokraten, bestand. Der Chemnitzer Rat wurde bald zum Mittelpunkt eines Netzwerks der Arbeitermacht, das sich über die ganze Region erstreckte. Er berief eine Konferenz von Delegierten der Arbeiterräte aus den übrigen Teilen Sachsens sowie den benachbarten Teilen Thüringens und Bayerns ein. Die tatsächliche Organisation der Arbeitermacht war auf einem höheren Niveau als im Ruhrgebiet, wo eine solche Zentralisierung kaum srattfand.�

Der Grund für diesen Erfolg lag zum Teil in der relativen Schwäche der reaktionären Truppen in Chemnitz zur Zeit des Putsches. Die Entwaffnung des Feindes war nicht, wie in Halle, das Hauptproblem gewesen. Doch wahrscheinlich war die politische Führung innerhalb der Arbeiterbewegung wichtiger. In Chemnitz gab es, aufgrund der Aktivitäten von Heinrich Brandler und Fritz Hecker, die bereits vor dem Krieg Aktivisten in der sozialistischen und gewerkschaftlichen Bewegung gewesen waren, die stärkste Kommunistische Partei in Deutschland. Sie hatten den Spartakusbund vor Ort auch während der trostlosesten Tage des Krieges aufgebaut und hatten nicht den Fehler begangen, 1918/19 verfrüht nach der Macht zu greifen. Sie nahmen Rosa Luxemburg ernst, die darauf bestand, daß die Kommunisten die Macht nicht übernehmen könnten, bis sie die Unterstützung der Mehrheit der Arbeiterklasse hätten. Sie waren bestrebt, diese Unterstützung aufzubauen, indem sie politisch daran arbeiteten, die Illusionen der Arbeiter in die Sozialdemokratie aufzubrechen.

Im Hinblick auf den Kapp-Putsch bedeutete das, daß sie weder versuchten, selbst die Macht zu ergreifen, noch darauf bestanden, daß die Sozialdemokraten auf der Grundlage eines Programms der Diktatur des Proletariats kämpfen sollten. Statt dessen schlugen sie den sozialdemokratischen Führern gemeinsame Aktionen auf der Grundlage einer Liste von Forderungen vor, die diese Führer kaum ablehnen konnten, wenn sie den Widerstand gegen den Putsch ernsthaft betreiben wollten: Entfernung aller Bürgerlichen aus der Einwohnerwehr, Umbildung der Einwohnerwehr zu einer Arbeiterwehr, Besetzung der Zeitfreiwilligenkaserne und Auflösung des Zeitfreiwilligenbataillons, Besetzung der öffentlichen Gebäude und in allen Betrieben Wahl von Delegierten für einen Arbeiterrat.�

Die sozialdemokratischen Führer wurden durch den Druck ihrer eigenen Anhänger dazu gezwungen, diese Forderungen anzunehmen; da die Kommunisten die besten Kämpfer waren, konnten sie davon ausgehen, daß sie in der gemeinsamen Aktion das größere Ansehen gewinnen würden. Die Durchführung der Forderungen bedeutete defacto die Errichtung einer Struktur der Arbeitermacht, an der sich sowohl sozialdemokratische als auch kommunistische Arbeiter beteiligten - und eröffnete die Möglichkeit, die von den Sozialdemokraten beeinflußten Arbeiter zu überzeugen, daß die Gesellschaft der Zukunft in dieser Form gestaltet werden könnte.

Leider blieb die Situation in den anderen beiden Großstädten Sachsens, Dresden und Leipzig, hinter der Entwicklung der Chemnitzer Region zurück, die ein Mittelpunkt der Arbeitermacht war.

Dresden war das militärische Zentrum des Landes, und sein Kommandant, General Maercker, hatte sich, wie Watter an der Ruhr, als "neutral" gegenüber der Regierung und Anhängern des Putsches erklärt. Die Arbeiterbewegung vor Ort wußte nicht, wie sie darauf reagieren sollte. Die USPD war fast so einflußreich wie die Sozialdemokraten - aber auch fast genauso bürokratisch. Das einzige was daher stattfand, war ein nur eintägiger Generalstreik, der an sich zu keinem Konflikt mit den Truppen Maerckers führte. Allerdings wurden 50 Menschen getötet, als Truppen auf eine kleine Gruppe von Arbeitern schossen, die versucht hatten, das Postamt zu besetzen. Die Ortsgruppe der Kommunistischen Partei war untähig, eine realistische Intervention zu organisieren, da ihre führende Persönlichkeit, Otto Rühle, es prinzipiell ablehnte, zu einer gemeinsamen Aktion mit der SPD oder der USPD aufzurufen.�

Leipzig war eine Hochburg der USPD, aber auch der Stützpunkt eines Regiments von 4.000 Soldaten, das Kapp unterstützte. Am zweiten Tag des Putsches schoß es auf eine Arbeiterdemonstration und tötete fünfzehn Menschen. Arbeiter beschlagnahmten Waffen, wo auch immer sie sie finden konnten - sie bekamen Hunderte aus Chemnitz und aus den Waffenfabriken Thüringens - und belagerten die Truppen in der Innenstadt. Bittere Kämpfe tobten drei Tage lang, bis ein sozialdemokratischer Minister der Dresdener Staatsregierung mit Zustimmung der Führer der Unabhängigen eine Feuerpause organisierte. Wie so oft in der deutschen Revolution wurden diese Verhandlungen vom Militär ausgenutzt, um unter ihrem Deckmantel die eigenen Stellungen zu verstärken. Als die Wachsamkeit der Arbeiter auf den Barrikaden naehließ, griffen die Truppen an, bahnten sich ihren Weg und brachten die Stadt unter ihre Kontrolle.

Norddeutschland und andere Landesteile

In einer anderen Region haue das Ausmaß des Kampfes ebenfalls das des Ruhrgebietes und Mitteldeutschlands erreicht: An der Ostseeküste - einem Gebiet, das keine große Tradition revolutionärer Kämpfe aufzuweisen hatte. Dennoch wurde in Wismar die Räterepublik ausgerufen. Und in Rostock wurden 1.000 Reaktionäre entwaffnet und deren Waffen dazu benutzt, eine Arbeiterwehr zu schaffen.

Die gleiche Kampfbereitschaft - wenn auch nicht immer den gleichen Erfolg - wiesen die landwirtschaftlich geprägten Gebiete östlich der Elbe auf. Die Kapp-Anhänger hatten erwartet, daß sie hier am stärksten unterstützt würden. Aber die Landarbeiter nahmen in vielen Orten nicht nur am Streik teil, sondern entwaffneten auch die Truppen, die den Putsch unterstützten. Sie beschlagnahmten Waffen von isolierten Polizeiemheiten, von Mitgliedern der Einwohnerwehr und aus Bahntransporten und benutzten sie, um in Städten und Dörfern die Kontrolle zu übernehmen.

Die Bedeutung dieser Aktionen bestand darin, daß sich sozialdemokratische Arbeiter (Kommunisten gab es in diesen Gebieten kaum) in einer Weise verhielten, die bis dahin nur Kommunisten und linken Unabhängigen vertraut gewesen war. Die Arbeiter waren von ihren sozialdemokratischen Gewerkschaftsführern zum Streik aufgerufen worden - in ländlichen Gebieten aber machte die militärische Unterdrückung einen Streik unmöglich, wenn nicht gleichzeitig bewaffneter Widerstand geleistet wurde. Alles, was den sozialdemokratischen Arbeitern über die Notwendigkeit, "Recht und Ordnung" zu respektieren, von ihren Führern erzählt worden war, mußte über Bord geworfen werden, wenn der von denselben Führern ausgerufene Streik stattfinden sollte.

Das galt für große Teile Deutschlands. In einem Ort nach dem anderen führte der Streik unvermeidlich zu bewaffneten Zusammenstößen mit dem Militär, auch wenn diese nicht das Ausmaß erreichten wie in Mitteldeutschland und im Ruhrgebiet. In Nürnberg beispielsweise wurden 22 demonstrierende Arbeiter von der Armee niedergeschossen, und aufgebrachte Arbeiter versuchten, Polizeistationen zu stürmen. In Stuttgart wählten 47 Betriebe Arbeiterräte. In Hanau versuchten Arbeiter, Truppentransporte umzuleiten, die auf dem Weg ins Ruhrgebiet waren. In Kiel kämpften Arbeiter mit Gewehren gegen Anhänger des Putsches - und gewannen dadurch die Unterstützung der niederen Ränge in der Marine, die gegen ihre Offiziere meuterten.

Das Bild war jedoch nichl einheitlich. In zwei der Zentren von 1918/19, Hamburg und Bremen, passierte sehr wenig. In Hamburg gliederte die herrschende sozialdemokratische Landesregierung einfach 1.000 Arbeiter zusätzlich in die Einwohnerwehr ein. In Bremen traten nur die Eisenbahner dem Generalstreik bei. Überraschenderweise war es auch in Berlin verhältnismäßig ruhig. Der Streik wurde fast ausnahmslos unterstützt, aber erst am vierten oder fünften Tag begannen in den Arbeitervierteln bewaffnete Aufstände. Keiner davon erreichte jedoch das Niveau des Ruhrgebiets oder Mitteldeutschlands.

Insgesamt betrachtet, hatten jedoch die reaktionären Generäle durch ihre Anstrengungen, die Reste der alten Revolution zu beerdigen, die Anfänge einer neuen Revolution losgetreten. Die Lage ähnelte sehr der Situation in Spanien nach Francos Militäraufstand im Juli 1936. Der rechte Putsch der Armee provozierte einen Gegenaufstand der Arbeiter. Dieser konnte sich aber nicht darauf beschränken, bloß die offenen Anhänger des Putsches anzugreifen. Die Arbeiter begriffen, daß, wenn Kapp und Lüttwitz erfolgreich sein sollten, der Rest des Militärs bald hinter diesen stünde. Das gesamte Offizierskorps, nicht nur einige Ewiggestrige, sehnte sich nach den Zeiten vor der Novemberrevolution.

Viele Arbeiter hatten sich im Januar 1919 gegen die Spartakisten gestellt, tatenlos zugesehen, als die Freikorps in Berlin und Bremen einmarschienen, die Streikenden des Ruhrgebicts als Extremisten betrachtet und die von den Sozialdemokraten gegebene Begründung für die Niederschlngung der bayerischen Räterepublik akzeptiert. Jetzt sahen sie, daß nicht nur die "Extremisten", sondern sie selbst angegriffen wurden, und sie folgten dem Aufruf der linken Unabhängigen und der Kommunisten vor Ort, die Machtstruktur zu zerstören, die den Kapp-Futsch möglich gemacht hatte. Indem sie dies taten, fingen sie an, neue, alternative Machtstrukturen - Strukturen der Arbeitetmacht - neben den alten aufzubauen.

Innerhalb von drei, vier Tagen nach dem Putsch konnte sich die Autorität des Staates in einigen der wichtigsten Industriegebiete Deutschlands nicht mehr durchsetzen. Die Militärs, die 1919 ganz Deutschland beherrscht hatten, nachdem sie von einem Ende des Landes zum anderen marschiert waren, hatten in der Schlacht eine Niederlage erlitten. Sie fingen an, ihr ganzes Selbstvertrauen zu verlieren, als sie merkten, daß sie nicht nur einer Handvoll kämpfender Arbeiter gegenüberstanden, während andere ein paar Kilometer entfernt passiv blieben, sondern sich Aufständen in vielen verschiedenen Orten gegenübersahen. Obendrein hinderte sie der Eisenbahnerstreik daran, unverbrauchte Truppen zu schicken, um belagerten Garnisonen zu Hilfe zu kommen.

Kapp zieht sich zurück

In Berlin befanden sich Kapps Anhänger in einer seltsamen Lage. Sie hatten einen höchst wirksamen Militärschlag durchgeführt: In militärischen Begriffen ausgedrückt war es kein Putsch, keine Niederlage, sondern eine sehr erfolgreiche Operation. Die Hälfte der Reichswehr hatte die Putschisten unterstützt, die andere Hälfte wartete schlicht ab, um sicher zu sein, daß der Putsch erfolgreich sein würde, bevor sie ihn unterstützten. Die rechten Parteien erkannten ihre Herrschaft an.

Aber sie konnten nicht mit dem Generalstreik und den lokalen Auf-ständen fertig werden, weil selbst die gesamte Macht der Reichswehr nicht mit einer vereinten, entschlossenen Arbeiterklasse fertig werden konnte. In einem verzweifelten Versuch, den Streik niederzuschlagen, gab Kapp am dritten Tag ein Flugblatt heraus, das die Hinrichtung aller Streikenden anordnete - aber da er nicht fähig war, den Befehl durchzusetzen, zog er ihn wenige Stunden später zurück. Der "starke Staat", den Noske aufgebaut hatte, stand auf tönernen Füßen, die schnell zerbröckelten. Kapp und Lüttwitz hatten eine "Regierung der Tat" proklamiert, konnten aber nicht einmal die einfachsten Maßnahmen durchsetzen.

Kapp und seine Anhänger hatten gehofft, die Gefolgschaft eines Teils der Arbeiter durch die Zusammenarbeit mit dem extrem rechten Flügel der Sozialdemokraten gewinnen zu können. »Außer Severing und Heine hatte noch Südekum das Vertrauen der Kappisten«.� Aber die starke Unruhe innerhalb der SPD hinderte die sozialdemokratischen Führer daran, dieses Vertrauen zu erwidern. Das tat nur Winnig, einem Sozialdemokraten, der Ostpreußen verwaltete. Die Kappisten blieben isoliert, handlungsunfähig, bei einer sich verschlechternden militärischen Lage.

Die rechten bürgerlichen Parteien, die die Kapp-Regierung anerkannt hatten, fingen nun an, die Sache zu überdenken. Stresemanns Biograph erzählt, daß »die Sprecher [der bürgerlichen Parteien] von Gerüchten über einen kommunistischen Aufstand in Berlin beunruhigt wurden«.� Sie drängten die aufständischen Generäle dazu, mit den Sozialdemokraten eine Vereinbarung zu treffen, bevor es zu spät sein würde.

Lüttwitz war der militärische Kopf des Putsches - aber viele seiner Offiziere hatten am Ende des dritten Tages ähnliche Befürchtungen. An jenem Abend meuterte das Berliner Garde-Pionierbataillon, nahm die Offiziere fest und erklärte, auf seiten der Ebert-Regierung zu stehen. Die Sicherheitspolizei begann, das Lager zu wechseln. Lüttwitz wurde von seinen Offizieren gewarnt, daß »andere Truppen am Rande der Meuterei stünden« und er zurücktreten solle.� Kapp selbst verlor die Nerven, floh und ließ Lüttwitz auf dem sinkenden Schiff zurück.

Was folgte, war von entscheidender Bedeutung für die gesamte darauffolgende Geschichte der Weimarer Republik. Die Regierungsparteien, an ihrer Spitze die Sozialdemokraten, hatten die Gelegenheit, ein und für allemal die Vorherrschaft der extremen Rechten in der Führung der Reichswehr zu zerschlagen. Sie nahmen sie nicht wahr Statt dessen begannen sie, den meisten der Leute aus der Klemme zu helfen, die den Putsch ermöglicht hauen. Auch als sie in panischer Angst aus Berlin flohen, verloren Ebert, Noske und deren Freunde nicht gänzlich ihr Vertrauen in die Generäle, die an der Spitze des rechten Putsches standen. Sie riefen die Arbeiter dazu auf, daß »es kein Blutvergießen geben sollte« (nachdem ihre eigene Regierungspolitik dazu geführt hatte, daß die Freikorps innerhalb von vierzehn Monaten etwa 20.000 Menschen getötet hatten), und sie hatten in Berlin einen Vermittler zwischen den rivalisierenden Regierungen, den stellvertretenden Ministerpräsidenten Schiffer, Mitglied der Demokratischen Partei, zurückgelassen.

Severing, der sozialdemokratische Innenminister im Exil, hatte am 16. März einen Befehl an Arbeiter des Ruhrgebiets herausgegeben, Truppenbewegungen zur Einnahme der Region nicht zu behindern: »Truppendurehzüge müssen im Interesse der alten Regierung auf jeden Fall unbehelligt bleiben.«�

Warum? Weil der Kommandant der Ruhrarmee, Watter, sich nicht für Kapp erklärte. Er hatte sich allerdings auch nicht für die Regierung erklärt - bis klar war, daß Kapp zum Scheitern verurteilt war. Die ihm untergeordneten Offiziere waren begeisterte Anhänger des Putsches gewesen. Gemeinsam hatten sie ihren Truppen befohlen, den von der "rechtmäßigen" Regierung ausgerufenen Generalstreik zu behindern und zu unterdrücken. Falls Severings Befehl ausgeführt worden wäre, hätte er das Kräfteverhältnis entscheidend zugunsten des Putsches verschoben.

Die Führer der bürgerlichen Parteien (einschließlich derjenigen in der Regierung) waren während des gesamten Putsches in Berlin geblieben. Bei der ersten Gelegenheit eröffneten sie Verhandlungen mit Lüttwitz über eine "friedliche" Lösung des Konflikts. Sie erreichten bald eine mündliche Vereinbarung mit ihm, wonach einige der Forderungen der Putschisten erfüllt werden sollten - Neuwahlen, die die Rechten glaubten gewinnen zu können (obwohl die Wahlen erst dreizehn Monate zuvor stattgefunden hatten, betrachteten die rechten Parteien Neuwahlen als "verfassungsmäßiges Recht") sowie eine Amnestie für alle Offiziere, die den Putsch unterstützt hatten.

Aber die Volksbewegung war jetzt zu weit fortgeschritten, als daß die Regierung diese Forderungen offiziell erfüllen konnte. Lüttwitz selbst schien an diesem Punkt begriffen zu haben, daß er, wenn er an der Macht geblieben wäre, innerhalb von Stunden durch eine Wiederholung der Ereignisse vom November 1918 gestürzt worden wäre. Er verließ sich auf die vagen Versprechen der bürgerlichen Parteien und flüchtete.

Die von den Sozialdemokraten geführte Regierung hatte ihre schwerste Stunde überlebt. Aber ihre größte Sorge war nicht die Säuberung der Reichswehr von den Putschisten, um eine Wiederholung dieser Situation zu verhindern, sondern die Beendigung des Streiks und der Aufstände gegen den Putsch. Die Regierung ernannte gerade denjenigen zum Oberbefehlshaber der Reichswehr, den die Putschisten selbst gegen Ende ihres Abenteuers ernannt hatten, von Seeckt. Wir erinnern uns, daß dieser nur vier Tage zuvor Noskes Befehl, gegen den Putsch zu mobilisieren, verweigert hatte.

Jetzt entwarfen er und Schiffer im Auftrag der Regierung ein Flugblatt, das überall im, Land von Flugzeugen abgeworfen wurde: »Der Generalstreik bricht zusammen - Macht Front gegen den alles vernichtenden Bolschewismus.«� Die sozialdemokratische Reichstagsfraktion schlug einen sehr ähnlichen Ton an, als sie warnte:

»...junkerliche und syndikalistische Empörung bedrohen noch immer deutschen Volksstaat. ... Der Generalstreik trifft nicht nur die Hoch-verräter, sondern unsere eigene Front.«�

Von Seeckt selbst schützte viele der Putschisten,� indem er den höheren Offizieren, die am meisten in den Putsch verstrickt waren, die Flucht ermöglichte, nichts gegen die geheimen Sympathisanten Kapps unternahm und alle jüngeren Offiziere ungeschoren davonkommen ließ.

Die Sozialdemokraten standen jedoch bei all dem vor einem Problem. Ihre Fähigkeit, politisch eine Rolle zu spielen, hing letztlich von ihrem Einfluß auf breite Schichten der Arbeiterklasse ab. Und dieser Einfluß war bedroht. Jeder konnte sehen, daß sich alles, was sie im vergangenen Jahr über die "Loyalität' von Offizieren wie Lüttwitz und Ehrhardt behauptet hauen, als falsch erwiesen hatte. Sozialdemokraten an der Basis hatten überall im Land gemeinsam mit denjenigen gestreikt und gekämpft, die sie früher verunglimpft hatten: den linken Unabhängigen und den Kommunisten. Sie wurden von Truppen beschossen, die weit und breit als "Noske-Garden" bezeichnet wurden. Sie wurden jetzt nicht viel Sympathie für die Rückkehr zu den Verhältnissen vor dem Putsch aufbringen.

Die Mitglieder der Parteiführung sahen sich gezwungen, sich bedauernd (wie unaufrichtig auch immer) über das Geschehene zu äußern. Selbst Scheidemann hielt Reden, in denen er Noske scharf anprangerte. Die erste Ausgabe der sozialdemokratischen Zeitung 'Vorwärts', die nach dem Zusammenbruch des Putsches erschien, forderte:

»Die Regierung muß umgebildet werden. Nicht nach rechts, sondern nach links. Wir brauchen eine Regierung, die sich ohne Vorbehalt für Kampf gegen die nationalistische, militaristische Reaktion einsetzt und das ihr Äußerste unternimmt, um das Vertrauen der linken Arbeiter zu gewinnen.«�

Zwei Wochen später beschrieb der sozialdemokratische Minister Wels das Problem seiner Partei folgendermaßen: »Wie kann man die Partei aus der Verwirrung herausholen, in die sie durch den gemeinsamen Kampf gegen die Reaktion gestürzt wurde«� - mit anderen Worten, wie sind die Mitglieder dazu zu bringen, sich mit ihren Führern zu identifizieren und nicht mit den linken Elementen, an deren Seite sie gerade gekämpft haben.

In den ersten Tagen nach dem Putsch war das "Problem" am größten. Die Flucht von Kapp und Lüttwitz führte in großen Teilen Deutschlands, einschließlich Berlin, nicht automatisch zum Ende des Generalstreiks. Und im Ruhrgebiet gingen die Kämpfe weiter. Im allgemeinen wollten die Arbeiter konkrete Garantien gegen einen weiteren Angriff von Rechts erreichen. Die Stimmung war so, daß die Gewerkschaftsführer noch nicht glaubten, schon den Befehl zur Wiederaufnahme der Arbeit geben zu können. Statt dessen schlug Legien den Sozialdemokraten, den Unabhängigen und den Kommunisten vor, daß die Voraussetzung für eine Rückkehr zur Arbeit ein vollständiger Bruch mit dem alten Muster der Regierungsbildung sein sollte, und zwar in Form einer neuen "Arbeiterregierung", die aus allen drei Parteien und den Gewerkschaften bestehen sollte.

Legien meinte diesen Vorschlag vielleicht aufrichtig, vielleicht auch nicht. Er war mit Sicherheit unglücklich über den Ärger, den er persönlich durch das Anbändeln der sozialdemokratischen Minister mit den rechten Generälen hatte. Aber wahrscheinlich dachte er das Gleiche wie die sozialdemokratischen Führer Bayerns im vorigen April, daß es nämlich am einfachsten sein wurde, für eine Beendigung der ständigen Kritik der extremen Linken die Kritiker in die Regierung aufzunehmen. Dann wären diese entweder gezwungen, ihre Aktionen zu mäßigen, oder sie kämen in eine Lage, wo es einfach wäre, eine "gemäßigte" Opposition gegen sie zu entwickeln. Das Angebot der "Arbeiterregierung" war für Legien und seine Freunde ein Ausweg aus einer schwierigen Lage und eine mögliche Falle für die Linke. Eine Arbeiterregierung hätte aber auch, trotz Legien, eine Öffnung zu etwas sehr viel Radikalerem sein können, da eine solche Regierung den Organisationen der Arbeiterklasse verantwortlich gewesen wäre und nicht der bürgerlichen Mehrheit im Parlament.

Welche Möglichkeit herauskam, war von der Antwort der Linken abhängig und von der Klarheit, mit der sie diese Antwort der Masse der Arbeiter erklären würde. Der deutsche Kapitalismus hatte Glück, denn die Linke gab überhaupt keine klare Antwort.

Die Kommunistische Partei gab zwar letztendlich eine schlüssige Antwort. Doch zunächst einmal hatte die Führung, nach Meinungsverschiedenheiten, eine Position beschlossen, die auf einem weiteren Treffen am nächsten Tag wieder verworfen wurde. Auch diese Position wurde wiederum wenige Tage später zurückgenommen. Die letzte Stellungnahme besagte dann, daß die kommunistische Partei einer solchen Regierung nicht beitreten könnte, weil die Mehrheit der Arbeiter noch nicht vom kommunistischen Standpunkt überzeugt sei. Die Kommunisten würden eine Regierung der beiden sozialdemokratischen Parteien und der Gewerkschaften aber in einem anderen Licht sehen als eine Regierung Ebert-Noske. Wie die Rote Fahne am 26. März schrieb:

»Gegenwärtig besteht noch keine feste Basis für die Diktatur des Proletariats. Das Proletariat verfügt über keine ausreichende militärische Kraft, die Mehrheitssozialdemokratie hat immer noch einen großen Einfluß auf die Beamten, die Angestellten und andere Teile der Arbeiter, die Unabhängigen beeinflussen die Mehrheit der städtischen Arbeiter. Damit die große Masse des Proletariats dazu kommen kann, die kommunistische Lehre anzunehmen, ist es notwendig, eine Situation der fast vollständigen politischen Freiheit zu schaffen und die Bourgeoisie daran zu hindern, ihre kapitalistische Diktatur auszuüben.

Die KPD geht davon aus, daß die Bildung einer sozialistischen Regierung ohne irgend ein bürgerliches Element äußerst günstige Bedingungen für die energische Aktion der proletarischen Massen schafft und ihnen erlauben wird, die Reife zu erreichen, die sie brauchen, um ihre politische und gesellschaftliche Diktatur zu errichten.«

Die Partei erklärte ferner, daß sie »gegenüber der Regierung eine loyale Opposition« betreiben werde, vorausgesetzt, daß diese Regierung »die Garantien für die Arbeiterklasse gewährt, die bürgerliche Konterrevolution mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln bekämpft und die soziale und organisatorische Kräftigung der Arbeiterschaft nicht hemmen wird.« Eine »loyale Opposition« zu sein, sagte sie, bedeute, »keine Vorbereitung zum gewaltsamen Umsturz, bei selbstverständlicher Freiheit der politischen Agitation der Partei für ihre Ziele und Losungen.«

Die Formulierung war gut getroffen. Sie lieferte eine Basis für gemeinsame Aktionen mit sozialdemokratischen Arbeitern gegen rechte Minister, ohne die Kommunisten für die Aktionen einer "linken Regierung" verantwortlich zu machen, die immer noch innerhalb der vom Kapitalismus gesteckten Grenzen handelte.

Das glich sehr dem Angebot Lenins vom August/September 1917, die mensche�wistisch-sozialrevolutionäre Mehrheit in den russischen Sowjets zu unterstützen, falls sie die Koalitionsregierung mit den bürgerlichen Parteien durch eine nur aus sozialistischen Parteien bestehende Regierung ersetzen würde, die den Sowjets verantwortlich sei. Lenin erklärte dies seinen Parteikollegen mit folgenden Worten:

»... daß wir als Partei einen freiwilligen Kompromiß anbieten können ... den uns nächsten Gegnern, den "herrschenden" kleinbürgerlich-demokratischen Parteien, den Sozialrevolutionären und den Menschewiki. Nur ausnahmsweise, lediglich wegen der besonderen Lage, die offenbar nur sehr kurze Zeit andauern wird, können wir diesen Parteien einen Kompromiß vorschlagen, ... daß die Bolschewiki, ohne Anspruch auf Beteiligung an der Regierung zu erheben (was für einen Internationalisten ohne tatsächliche Verwirklichung der Voraus-setzungen zur Diktatur des Proletariats und der armen Bauernschaft unmöglich ist), darauf verzichten würden, unverzüglich den Übergang der Macht an das Proletariat und die armen Bauern zu fordern, daß sie darauf verzichten würden, diese Forderung mit revolutionären Methoden des Kampfes durchzusetzen. ... Die Menschewiki und die Sozialrevolutionäre wären ... einverstanden, eine Regierung zu bilden, die vollständig und ausschließlich den Sowjets verantwortlich ist, wobei auch die ganze örtliche Macht an die Sowjets übergehen müßte.«�

Leider verständigte sich das Zentralkomitee der KPD über seine Version des "Kompromisses" erst nach dem Kapp-Putsch, als die Verhandlungen über die Form der Regierung schon beendet waren.

Die Unabhängigen waren noch verwirrter. Legiens Angebot spaltete sowohl den rechten als auch den linken Flügel. Ein Teil des rechten Flügels, angeführt von Hilferding, wollte das Angebot annehmen - sie sahen darin eine Chance auf Ministerposten und die Möglichkeit, weitere Angriffe der militärischen Rechten zu beenden. Der andere Teil, geführt von Crispien, protestierte, daß sie sich nicht gelassen »an den gleichen Tisch setzen könnten wie die Arbeitermörder«. Crispien wurde anscheinend eher von der Furcht als von Prinzipien getrieben, er könnte seine Anhänger aufregen. Nur zweieinhalb Jahre später trat er der Partei der »Arbeitermörder« wieder bei und schüttelte die blutbefleckte Hand von Otto Wels.�

Auf dem linken Flügel der Unabhängigen gab es solche wie Koenen, die dagegen waren, die Möglichkeit einer rein sozialistischen Regierung von vornherein auszuschließen, da sie befürchteten, daß diese Position von den sozialdemokratischen Arbeitern, die von Ebert, Noske, Wels und Konsorten die Nase voll hatten, nicht verstanden werden würde. Im Gegensatz dazu stimmte die Mehrheit der linken Unabhängigen mit Däumig überein, der die Auffassung vertrat, eine Regierung aus USPD, SPD und Gewerkschaften wäre eine »bloße Wiederholung« der Regierung vom November/Dezember 1918.�

Diese Gefahr bestand natürlich - Hilferding sollte 1923 einer Regierung beitreten, die genauso schlimm war, aber als die Frage im März 1920 gestellt wurde, wäre eine solche Regierung von der Masse der sozialdemokratischen Arbeiter, von denen viele bewaffnet waren, nach einem einfachen Kriterium beurteilt worden: Würde die Regierung die in den letzten Tagen gewonnene Stärke benutzen, um das Offizierskorps und die bewaffneten Streitkräfte der Rechten zu zerschlagen? Falls sie in derselben Weise manövrieren würde wie die SPD/USPD Regierung im November/Dezember 1918, wäre es sehr gut möglich gewesen, daß sich die sozialdemokratischen Arbeiter mit den Revolutionären gegen die Regierung und die Rechten zusammengetan hätten. Sie wären bereit gewesen, der Führung der Linken zu folgen und die Aufgabe, die Konterrevolution zu entwaffnen, in die eigenen Hände zu nehmen. Die Arbeiterklasse wäre so in der Verteidigung der im Kampf gegen Kapp gewonnenen Positionen vereint geblieben.

Aber keine dieser Alternativen wurde auch nur ausprobiert. Die Unabhängigen schafften es nicht, irgendeine positive Antwort auf Legiens Angebot zu geben. Auch dann, wenn sie selbst nicht bereit gewesen wären, der Regierung beizutreten, hätten sie auf eine Regierung der linken Mehrheitssozialdemokraten drängen können, mit einer klar festgelegten, zeitlich definierten Verpflichtung, die Reaktionäre zu entwaffnen, die reaktionären Einheiten, die Freikorps, die Zeitfreiwilligen und die rechten Einwohnerwehren aufzulösen und die bewaffneten Organisationen der Arbeiterklasse zu verstärken. Das hätte zumindest jedem Arbeiter, der am Streik und an den Aufständen teilgenommen hatte, klargemacht, wofür die Sozialdemokraten standen. Falls die Sozialdemokraten solche Forderungen angenommen hätten, hätten sie selber den Arbeitern grünes Licht gegeben, den Kampf um die Entwaffnung der Rechten weiterzuführen. Falls sie sie abgelehnt hätten, hätten ihre eigenen Mitglieder gesehen, daß ihnen als Gegenleistung für die Beendigung des Streiks und die Niederlegung der Waffen nichts angeboten wurde. Aber die Unabhängige Sozialdemokratische Partei, in der Leute mit völlig verschiedenen Vorstellungen über den Kampf für den Sozialismus vereinigt waren, war zu einer solchen Klarheit unfähig. Ihre Führer lehnten einfach Legiens Vorschlag ab und ließen ihn mit der Regierung verhandeln, wie er wollte.

Das Ergebnis war ein heilloses Durcheinander. Unabhängig von seinen Motiven war Legien zu lange ein rechter Bürokrat gewesen, um seinen alten Freunden in der SPD eine mit einem klaren Zeitplan versehene Vereinbarung über die Entwaffnung der Rechten aufzuzwingen, die die zu entwaffnenden Einheiten, die Namen der zu entfernenden Personen und die Art und Weise, wie dies erfolgen sollte, festgelegt hätte. Statt dessen stellte er eine Liste vager Verpflichtungen zusammen: »Einfluß der Gewerkschaften ... auf die Neuregelung der wirtschafts- und sozialpolitischen Gesetzgebung;« »sofortige Entwaffnung aller; am Putsch Beteiligten« (ohne festzulegen, wer sich am Putsch beteiligt hatte); »schnellste Demokratisierung der Verwaltungen« (was auch immer das bedeuten sollte); »wohlerworbene Rechtsansprüche treugebliebener Truppen und Sicherheitswehren bleiben unangetastet«� (wieder ohne detaillierte Bestimmungen: Waren Watter und Maercker loyal, als sie abgelehnt hatten, der Regierung zu helfen?).	

Auf dieser Grundlage riefen die Gewerkschaftsverbände zur Wieder-aufnahme der Arbeit auf. Aber die USPD und das Berliner Streikkomitee lehnten dies ab. In Berlin ging der Streik weiter, doch er hate keine klaren Ziele und in anderen Teilen des Landes, in denen die linken Organisationen schwächer waren, sahen die Arbeiter keinen Sinn darin, den Streik fortzusetzen, ohne daß sie wußten, was sie eigentlich erreichen wollten. Der Streik bröckelte ab.

In Berlin kam es zu weiteren Verhandlungen. Aber wieder war das Ergebnis unbefriedigend, und die Regierung wußte, daß ihre Position mit jedem Tag stärker wurde, da der Streik schwächer wurde.

Bauer, der sozialdemokratische Ministerpräsident, versprach einen Rückzug der Truppen aus Berlin und »daß die bewaffneten Arbeiter nicht angegriffen werden sollten«, insbesondere im Ruhrgebiet. In Preußen sollten Arbeiter in die "Sicherheitswehren", die von den Gewerkschaften kontrolliert wurden, eingegliedert werden. Das Angebot war immer noch vage - die verschiedenen Freiwilligenkorps wurden nicht erwähnt, welche Reichswehreinheiten "illoyal" gewesen waren, wurde nicht festgestellt, auch nicht, was mit den Polizeiemheiten passieren sollte, die zum einen oder anderen Zeitpunkt für den Putsch gekämpft hatten. Der Aktionsausschuß und die Arbeiterräte hatten nicht die Befugnisse, solche Fragen zu behandeln. Aber schließlich akzeptierten die Unabhängigen die Vorschläge - die rechten Unabhängigen sprachen von einer "Beendigung" des Streiks, die Linken unter Däumig sprachen von einer vom Verhalten der Regierung abhängigen "Unterbrechung".

Aber Streiks sind keine Maschinen, die man nach Belieben ein- und ausschalten kann. Ihr Erfolg hängt von der Entschlossenheit der Arbeiter ab, von einem bestimmten Schwung im Kampt den der erwartete Sieg hervorruft. Eine Pause im Kampf - manchmal bloß das Reden über eine Pause - kann diesen Schwung zerstören, die Einheit zerbrechen und die Arbeiter in ihr Leben in der Vereinzelung zurückstoßen. Deshalb ist es fast immer leichter, einen Streik trotz aller Entbehrungen fortzusetzen, als den Kampf nach einer "Unterbrechung" wieder aufzunehmen.

Bis zu diesem Zeitpunkt hatte der Berliner Streik zehn Tage gedauert. Die verworrenen Verhandlungen hatten dazu geführt, daß sich viele Arbeiter über die Ziele unklar waren. In vielen der Zentren der Provinz hatten sich die Arbeiter schon aus der Bewegung zurückgezogen. Der Aufruf zur Rückkehr an die Arbeit bedeutete das tatsächliche Ende des vereinten Kampfes, der den Putsch aufgehalten hatte, ohne daß irgendwelche grundlegenden Veränderungen in der Struktur der militärischen Macht, die den Putsch ermöglicht halle, stattgefunden hätten.

Inzwischen hatten die Ministerien die Arbeit wieder aufgenommen, die Befehle der alten Beamten wurden wieder befolgt, und die Kommandostruktur in der Reichswehr wurde unter von Seeckt wiederhergestellt. Während die Arbeiterführer schwankten, erholte sich die Bourgeoisie von ihrem Schrecken und behauptete sich erneut.

Die gestärkte Position erlaubte ihr, wieder unverschämt auf die Arbeiterbewegung zu antworten. Die Presse begann über die "Gegenregierung" der Gewerkschaften zu klagen. Legien wurde erzählt, daß jede Regierung eine Mehrheit im Reichstag bekommen müsse - was hieß, daß sie die Unterstützung von mindestens einer bürgerlichen Partei erhalten müßte. Schließlich wurde eine neue Koalitionsregierung gebildet, die sehr derjenigen glich, die den Kapp-Putsch ermöglicht hatte. Noske war zu kompromittiert, um irgendeine Rolle zu spielen. Er wurde aber durch einen Politiker ersetzt, der noch nachgiebiger gegenüber den Forderungen der Obersten Heeresleitung war (wenn das überhaupt möglich war!), den bürgerlichen Politiker Geßler, der von Seeckt freie Hand ließ.

Die Rückkehr der Freikorps

Die Folgen der verpaßten Gelegenheit wurden bald deutlich: »Die Regierung machte nicht den geringsten Schritt, um die Macht der Reaktion zu brechen und die Demokratie vor weiteren Angriffen zu schützen, beschwerte sich ein rechter Unabhängiger kurze Zeit später:

»Kein einziges Arbeiterbataillon wurde gebildet; statt dessen übertrug Kanzler Bauer von Seeckt volle Befugnis, eine militärische Schreckensherrschaft einzurichten. Wieder herrschte, wie unter Noske, überall im Land das Kriegsrecht. In Köpenick - um bloß eines der vielen Ereignisse zu erwähnen, die in der Umgebung von Berlin staufanden - wurden der Unabhängige Futran und drei seiner Begleiter verhaftet und erschossen. Er war als gemäßigter Politiker bekannt und hatte sich nichts zu schulden kommen lassen.

Am 19. März wurde ein Erlaß der Regierung veröffentlicht, der von Seeckt volle Befugnisse verlieh, außerordentliche Kriegsgerichte zu etablieren und das Kriegsrecht zu erklären ... Die Arbeiter, die ... sich bewaffnet hatten und zum Schutz der Demokratie und zur Entwaffnung der Rebellen in den Aufstand getreten waren, wurden jetzt zur Beute der reaktionären Bürgerwehren, der Freiwilligenheere und derjenigen Teile der Truppen, die die Rebellen mit unmißverständlichem Wohlwollen geduldet hatten.

Die streikenden Arbeiter bzw. diejenigen, die in den bewaffneten Widerstand getreten waren, wurden plötzlich zu "Spartakisten" und "Kommunisten", die eine bolschewistische Diktatur wollten und folglich mit der äußersten Rücksichtslosigkeit unterdrückt werden mußten. Was sich in Köpenick ereignet hatte, wurde jetzt anderswo in großem Ausmaß wiederholt. Am 24. März wurde Bad Tal in Thüringen von freiwilligen Studenten aus Marburg besetzt und der Bürgermeister des Orts wurde vorgeladen, um die Wohnungen von 15 Bürgern anzugeben, die daraufhin verhaftet und beseitigt wurden. Am nächsten Morgen wurden die auf schreckliche Weise verstümmelten Leichen der Verhafteten an einer Straßenecke gefunden. Die unbewaffneten Männer waren mit entsetzlicher Gefühllosigkeit von den nationalistischen Studentenkorps behandelt worden. Sie riefen solche Dinge wie: "Schießt sie tot!" und "Unsere Anatomie braucht Leichen.«�

Vor diesem Hintergrund konnten sogar einige Anhänger Kapps einen wichtigen Sieg erringen. Auf dem Höhepunkt des Putsches hatte in Bayern die dortige Heeresleitung die sozialdemokratische Regierung Hoffmann "überzeugt", zurückzutreten. Die Macht ging in die Hände einer reaktionären Regierung über, die von der Bayerischen Volkspartei gestellt und von Kahr geführt wurde. Sie bot in den nächsten drei Jahren faschistisehen und nationalistischen Elementen aus ganz Deutschland Schutz. Die örtlichen Sozialdemokraten gaben gemeinsam mit General Mohl, der zur Unterstützung Kapps geneigt hatte, einen gemeinsamen Aufruf gegen den Generalstreik heraus. Als Kapp verschwand, blieben seine bayerischen Schützlinge an der Macht.

Die wichtigsten Entwicklungen aber fanden in der Region statt, wo es während des Putsches die schwersten Kämpfe gegeben hatte, im Ruhrgebiet.

Während die Verhandlungen in Berlin stattfanden, blieb Watters Heer unter dem Druck der Roten Armee im Ruhrgebiet. Der Entschluß der Linken, den Kampf fortzusetzen, wurde durch die Entdeckung bestärkt, daß Berlin an Watter militärischen Nachschub lieferte, der gegen sie eingesetzt werden sollte.

Doch obwohl die Berliner Regierung Waffen an Warter lieferte, war ihr erstes Ziel, die Kämpfe im Ruhrgebiet zu einem Ende zu bringen. In Süddeutschland hatten die Eisenbahnbeschäftigten wieder die Arbeit aufgenommen, was es der Reichswehr sehr viel leichter machte, ihre Truppen um das Ruhrgebiet herum zusammenzuziehen. Aber in Berlin stimmten die Betriebe unter dem Einfluß der Unabhängigen erst am 22. März zu, den Generalstreik zu beenden. Jedes Ansteigen der Kampfhandlungen im Ruhrgebiet hätte in der Hauptstadt leicht die Festigung der Regierungsgewalt verhindern können. Gerade an dem Tag, an dem der Streik in Berlin endete, begann Severing - der im vergangenen Jahr die Unterdrückung im Ruhrgebiet überwacht hatte - Verhandlungen in Bielefeld, um die Feindseligkeiten im Ruhrgebiet zumindest vorläufig zu beenden und so Zeit für die Regierung zu gewinnen. Er erklärte später:

»Ich konnte und wollte einem neuen Einmarsch der Truppe in das Ruhrgebiet nur dann zustimmen, wenn die Gewähr gegeben werden konnte, daß dieser Einmarsch von vornherein mit derart überlegenen Kräften ausgeführt würde, daß ein Widerstand auch den Aufrührern von vornherein als nutzlos erscheinen müßte. Dazu aber war notwendig, die Teile der Arbeiterschaft der Aufruhrbewegung zu entziehen, die sich nur zum Schutze der Verfassung ihr angeschlossen hatten ... Eine besondere Stärke nämlich konnten in jenen Tagen die Behördenvertreter beim besten Willen nicht herausstellen. Die Truppe war dazu am wenigsten in der Lage.«�

An den Verhandlungen beteiligten sich nicht nur die Regierung und diejenigen, die gegen das Militär gekämpft hatten, sondern auch die Führer aller Gewerkschaften und "demokratischen" Parteien in der Region sowie die Bürgermeister der größeren Städte (die normalerweise denselben Parteien angehörten). Die Streitkräfte der Arbeiter wurden durch die Führung des Hagener Arbeiterrats vertreten. Bezeichnenderweise waren aus Essen und aus den Gebieten, in denen die Kämpfe weitergingen, keine Vertreter anwesend.

Die Vereinbarung, die getroffen wurde - das "Bielefelder Abkommen" - war die Grundlage für einen Waffenstillstand. Watters Truppen sollten außerhalb des Ruhrgebiets bleiben, einem Teil der Roten Armee wurde gestattet, seine Waffen zu behalten, wenn er sich der örtlichen Polizei eingliederte; der restliche Teil der Roten Armee sollte seine Waffen abgeben. Das Abkommen war, wie die zur Beendigung des Berliner Generalstreiks getroffene Vereinbarung, hauptsächlich durch seine Verschwommenheit gekennzeichhet. Es ließ Watters Truppen unangetastet und ermöglichte es, sie weiter zu verstärken.

Das Abkommen verschaffte der Regierung sicherlich die Zeit, die sie benötigte. In die Arbeiterbewegung trug es jedoch völlige Verwirrung.

Der Teil der Roten Armee, der bei den Verhandlungen vertreten war, von der östlichen Front um Hagen, sah in dem Abkommen einen Sieg und legte die Waffen nieder. Die Arbeiter an der westlichen Front, die nicht in Bielefeld vertreten gewesen waren, glaubten aber, sie stünden kurz davor, Watters Truppen aus ihrem letzten Stützpunkt, den Kasernen in Wesel, zu vertreiben. Von dort aus hätten sie vorrücken können, um Watters Hauptquartier in Münster anzugreifen. Sie brandmarkten die Unterzeichner des Abkommens als Verräter - einschließlich der beiden Hagener Kommunisten, die in Bielefeld gewesen waren - und kämpften weiter.

Es ist klar, daß beide Positionen falsch waren. Auf der Grundlage eines einfachen Blattes Papier seine Waffen abzugeben und sich von der Front zurückzuziehen, war angesichts des fortgesetzten Verrats der Sozialdemokraten seit November 1918 töricht. Den Kampf weiterzuführen, war angesichts der Tatsache, daß der Streik im übrigen Deutschland beendet war und daß die Reichswehr täglich verstärkt wurde, ebenfalls töricht. Die taktisch vernünftigste Position war diejenige, die von einem Vertreter der Kommunistischen Partei in Berlin, Wilhelm Pieck, vorgeschlagen wurde, der am Tag nach der Unterzeichnung des Bielefelder Abkommens im Ruhrgebiet ankam: Die Rote Armee sollte ihre Waffen behalten und die Front aufrechterhalten, aber Kämpfe vermeiden und damit klar die Schuld für alle erneuten Kampfhandlungen Watter und Severing zuweisen. Der Sinn jedes weiteren Blutvergießens wäre dann für die Arbeiter in anderen Teilen Deutschlands offensichtlich gewesen, die unter diesen Umständen vielleicht hätten überzeugt werden können, zur Unterstützung des Ruhrgebiets aktiv zu werden.

Aber selbst wenn die gesamte Rote Armee irgendeine der falschen Positionen unterstützt hätte, wäre es besser gewesen als wie es war: Die eine Hälfte ging in die eine, die andere Hälfte in die andere Richtung. Die Regierung hatte jetzt einen Vorwand, um die Truppen wieder ins Ruhrgebiet einmarschieren zu lassen - und als sie dies tat, trafen sie auf geringeren Widerstand. Die Arbeiter des Ruhrgebiets endeten schließlich bei der schlechtesten aller Möglichkeiten. Das war der Preis, den sie für das Versäumnis zahlen mußten, ein zentralisiertes, auf den Arbeiterräten beruhendes Kommando aufzubauen - in den Tagen der Begeisterung, als die Rote Armee Watters Truppen zurückschlug.

Am Tag nach der Unterzeichnung des Abkommens entstand eine Art zentrale Struktur. In Essen trafen sich Delegierte aus 70 Räten mit den wichtigsten Führern der Roten Armee und wlhlten eine zentrale Führung. Aber es dauerte weitere zwei Tage, bis diese Führung sich darauf verständigte, daß die Arbeiter die Waffen behalten, aber bewaffnete Zusammenstöße vermeiden sollten. Und sie konnte diese Politik an der Front bei Wesel nicht durchsetzen.

Zu dieser Zeit war es bereits zu spät. Das Kräfteverhältnis hatte sich zugunsten der Regierung verschoben, und die Regierung wußte das. Ihre eigenen Truppen wurden stündlich stärker, und sie war in der Lage, den Arbeitern in anderen Teilen Deutschlands die Fortsetzung der Kämpfe als eine Wiederholung des "spartakistischen Putschismus" von 1919 darzustellen. Der Kanzler Müller informierte den Essener Zentralrat, daß es keine Verhandlungen geben könne, bis die Arbeiter ihre Waffen niedergelegt hätten. Das Bielefelder Abkommen sei nicht mehr gültig, weil die Rote Armee es "gebrochen' habe.

Der Klassenkrieg ist in einer Hinsicht mit jedem anderen Krieg vergleichbar: Das Ergebnis wird nicht allein durch das absolute Kräfteverhältnis zu einem bestimmten Zeitpunkt entschieden, sondern auch dadurch, ob die Führer ihre Truppen entsprechend der Stärken und Schwächen des Feindes einsetzen können. In einem Krieg zwischen Armeen, die mehr oder weniger gleich stark sind, kann eine einzige Fehleinschätzung dazu führen, von der Schwelle des Sieges in Unordnung und Auflösung zu verfallen. Das gilt noch mehr im Klassenkrieg, wo die Truppen der Arbeiterklasse nicht aus zu blindem Gehorsam ausgebildeten Soldaten bestehen, sondern aus Freiwilligen, deren Engagement für den Kampf sehr stark von der Hoffnung abhängt, daß ihre Befreiung unmittelbar bevorsteht. Ihr Zusammenhalt löst sich leicht aut wenn der Kampf die Vorwärtsdynamik verliert. Es mag nur ein einziger Fehler sein, der den Weg zur Niederlage öffnet - aber wenn er einmal gemacht worden ist, kann das Ergebnis verheerender sein, als wenn die Schlacht überhaupt nicht aufgenommen worden wäre.

Im Ruhrgebiet verwandelte sich jetzt einer der größten Siege der deutschen Arbeiterklasse in eine ihrer schlimmsten Niederlagen. Bis Anfang April fiel die zuvor massive, disziplinierte Aktion der Arbeiter auseinander, mit Demoralisierung und Passivität auf der einen Seite, isolierten Guerillaangriffen und Sabotage auf der anderen. Als Watter am 4. April seinen neuen Einmarsch ins Ruhrgebiet begann, glaubte niemand mehr, daß ein bewaffneter Kampf ihn aufhalten könnte, und er traf auf keinerlei Widerstand. Das verhinderte jedoch nicht, daß seine Truppe grausame Vergeltung übte.

Der Kommandant der Roten Armee an der Hagener Front, Ernst, beschrieb:

»Beim Einmarsch in Hamm wurden Arbeiter sofort verhaftet und ohne ordnungsmäßiges Verfahren erschossen. Im Vorgehen der Truppen lag Methode. Wenn sie einen Ort besetzten, blieb am ersten Tage des Einmarsches alles ruhig. Ja selbst Militärkapellen ließ man auf den Marktplätzen musizieren. Am zweiten Tage begannen plötzlich die Verhaftungen und Erschießungen. Planmäßig war der Mord an der Arbeiterklasse organisiert. Auch das feige Bürgertum beteiligte sich an diesem Vorgehen ... Arbeiter wurden aus ihren Wohnungen geholt und sofort erschossen. Wie diese Bestien hausten, kann man daran ermessen, daß 65 Kanalarbeiter buchstäblich abgeschlachtet wurden. Dieselben waren bei Haltern beim Brückenbau beschäftigt und nicht am Kampfe beteiligt. Als die Reichswehr vorrückte, gerieten sie in das Maschinengewehrfeuer. Die Leute flüchteten in einen Schuppen. Die Reichswehr stürmte denselben mit Handgranaten; kein Arbeiter kam lebend davon.«�

Diese Methoden sollten später mit dem Nazismus identifiziert werden. Sie wurden hier das erste Mal ausprobiert, gegen deutsche Arbeiter und mit der Zustimmung sozialdemokratischer Minister: In Pelkum wurden 90 Opfer der vorrückenden Armee in einem Massengrab beerdigt; unter den Opfern waren Frauen und Mädchen in der Kleidung von Krankenschwestern.

»Die nationale Armee stellte die alte Ordnung durch Massenerschießungen wieder her. Viele Tausende Arbeiter flüchteten vor diesem weißen Terror, an dem zahlreiche Kapp-Offiziere beteiligt waren, in die [von den Franzosen) besetzten Gebiete. Nachdem ihnen die Regierung versichert hatte, daß sie keinen Grund hätten, sich vor Repressalien zu fürchten, kehrten sie zurück, nur um zum Opfer außerordentlicher Kriegsgerichte zu fallen, die Hunderte zum Tode verurteilten. In der Bevölkerung der Regierungsbezirke Düsseldort, Münster und Arnsberg herrschte eine ungeheure Erregung über die in Massen verhängten Schreckensurteile.«�

Gegen die reaktionären Truppen, die sich am Kapp-Putsch beteiligt hatten, gab es keine vergleichbaren Aktionen. Niemand wurde hingerichtet  diese Bestrafung war denjenigen vorbehalten, die für die "legale Regierung" gekämpft hatten. Gegen 540 Offiziere wurden Verfahren wegen ihrer Teilnahme am Putsch eingeleitet - aber sie wurden nie zu Ende geführt. Die führenden Verschwörer konnten für ein paar Jahre ins Ausland flüchten und kehrten dann zurück. Lüttwitz bekam sogar bis zu seinem Tode eine staatliche Pension von 18.000 Mark. Die Brigade Ehrhardt wurde "bestraft", indem sie ausgesandt wurde, um bei der Niederschlagung der Arbeiter im Ruhrgebiet zu helfen. Tatsächlich wurde nur eine einzige Getängnisstrafe verhängt - Jugow bekam fünf Jahre.

Das Ergebnis des Putsches

Der Kapp-Putsch begann als Offensive der extremen Rechten. Innerhalb von zwei Tagen war er einer riesigen Gegenoffensive der Linken gewichen, die die gesamte Struktur, welche die alte herrschende Klasse in den vorangegangenen vierzehn Monaten aufgebaut hatte, auszuhöhlen drohte. Doch die Gegenoffensive verebbte nach wenigen Wochen. Die Regierung wurde umgebaut - aber nicht nach links. Die Reichswehr und die Freikorps nahmen ihren Marsch durch Deutschland wieder auf, und die sozialdemokratisch geführte Regierung gab der Forderung der Rechten nach Neuwahlen nach, bei denen die Rechten kräftig zulegen konnten. (Die Unabhängigen gewannen auch und erhielten fast so viele Stimmen wie die Sozialdemokraten - aber parlamentarisch gesehen reichte das nicht aus, um den von den rechten Parteien gewonnenen Stimmenanteil auszugleichen.)

Nach den Kapp-Tagen hatten sich die sozialdemokratischen Führer mit der Rechten gegen die bewaffneten Arbeiter vereint. Jetzt wandte sich die Rechte gegen sie. Nur wenige Monate nach dem Putsch wurden sie durch eine neue Regierung unter dem "gemäßigten Republikaner" Fehrenbach aus dem Amt vertrieben. Es überrascht nicht, daß die Menschen anfingen, die bewegten Tage des Kapp-Putsches als etwas zu betrachten, das kaum Bedeutung hatte, als Fußnote der Geschichte.

Aber diese Tage hätten viel mehr sein können. Lenin verglich sie einmal mit der Zeit der Kornilowschen Offensive gegen die Regierung Kerenski in Rußland im August 1917. Aus diesem Kampf gingen die Bolschewiki als die stärkste Partei der Arbeiterklasse hervor, der es im Verlauf des Kampfes gegen die Reaktion gelang, die Staatsmacht zur Hälfte zu ergreifen. Vom Kampf gegen Komilow war es nur ein kleiner Schritt zum Oktober 1917. Aber so entwickelten sich die Dinge in Deutschland nicht. Warum?

Die einfachste Erklärung bestünde wohl darin, die "objektiven Umstände" oder das "nicht-revolutionäre Bewußtsein der Arbeiter im Westen" ins Feld zu führen. Aber das hieße, der Frage auszuweichen.

In Orten wie Chemnitz, Halle, dem Ruhrgebiet, ja sogar im ländlichen Mecklenburg und im Vogtland an der tschechischen Grenze waren die Folgen des Putsches denjenigen vom August/September 1917 in Rußland vergleichbar. Die alte Militärstruktur hatte eine Niederlage erlitten, die Arbeiter waren bewaffnet, in vielen Fällen entstanden Arbeiterräte als die tatsächliche Macht. Und in deutlichem Unterschied zu den Novembertagen 1918 waren es Arbeiterräte mit revolutionären Mehrheiten. Es macht kaum Sinn zu behaupten, daß die objektiven Umstände in diesen Orten anders waren als in anderen Teilen Deutschlands. Wie unterschied sich Chemnitz "objektiv" von Bremen oder das Ruhrgebiet von Berlin, so daß hier ein revolutionäres Ergebnis entstehen konnte, dort aber nicht?

Eine wirkliche Bedrohung für die alte Staatsordnung entwickelte sich nicht in allen Industriezentren. In einigen Großstädten verwandelte sich der Streik nicht in einen bewaffneten Aufstand. In ein oder zwei Orten wurde nicht einmal der Streik vollständig befolgt, und in vielen Orten wurde er nicht von Arbeiterräten geleitet, sondern von Aktionsaussehüssen, die von Führern - oft Bürokraten - der "Arbeiterparteien" und der Gewerkschaften dominiert wurden.

Abstraktes Gerede über "das Bewußtsein der Arbeiterklasse" kann diese Unterschiede nicht erklären. Zu den Orten, in denen sich der Kampf nicht auf die Ebene einer allgemeinen bewaffneten Konfrontation erhob, zählten Großstädte wie Hamburg, Bremen, Leipzig und insbesondere Berlin - Großstädte, die in diesen Jahren im allgemeinen als Hochburgen der radikalen Linken betrachtet wurden, und die meisten waren Großstädte, in denen die als revolutionär angesehene Partei, die Unabhängigen, seit zwölf oder mehr Monaten die Unterstützung der Mehrheit der Arbeiterklasse genossen hatte.

Was tatsächlich fehlte, war eine feste Organisation und Führung innerhalb der Arbeiterklasse, die dazu fähig gewesen wäre, das Bewußtsein, welches der Putsch erzeugt hatte, in Taten umzusetzen. Die Mehrheit der Industriearbeiter suchte Führung bei den Unabhängigen. Aber die rechten Unabhängigen sehnten sich, trotz allen Geredes über "Revolution", vor allem nach der Einheit mit ihren alten Genossen in der Führung der Mehrheitssozialdemokratie. Die linken Unabhängigen dagegen verfügten nicht über eine Struktur, mit der sie unabhängig von den Rechten ihre Entscheidungen hätten umsetzen können.

Die Folge war, daß die Art und Weise, wie das neue kämpferische Bewußtsein der Mehrheit der Arbeiter in Taten umgesetzt wurde, von relativ zutälligen Dingen abhing. Der "subjektive" Faktor war entscheidend: ob es in einem bestimmten Bezirk oder einem großen Betrieb Revolutionäre gab, die fähig waren, die Initiative zu ergreifen, zur Wahl eines Arbeiterrats aufzurufen, der den bewaffneten Kampf führen konnte, und die auch genügend Einfluß hatten, damit ein solcher Aufruf angenommen wurde.

Objektiv war beispielsweise die Arbeiterklasse in Chemnitz nicht "revolutionärer" als die im benachbarten Leipzig. Anfang 1919 schien es sogar eher umgekehrt - Leipzig war eine Hochburg der Unabhängigen, während Chemnitz immer noch von der SPD dominiert wurde. Der Unterschied bestand darin, daß die Chemnitzer Kommunisten im Verlauf des Jähres 1919 ihren Einfluß in der lokalen Arbeiterbewegung durch die Teilnahme an und der Führung von "ökonomischen" "Teil"-Kämpfen aufbauen konnten, bis sie die Unabhängigen überrundeten und den Einfluß der SPD unmittelbar in Frage stellten. Daher konnten sie am ersten Tag des Putsches die Führung übernehmen, indem sie zum Generalstreik aufriefen und ihn zu einem Aufruf ausweiteten, politische Arbeiterräte zu wählen, das Bürgertum zu entwaffnen und bewaffnete Arbeiterwehren aufzubauen.

In Leipzig dagegen spielte sich, wie der Chemnitzer Kommunist Brandler auf einem Parteitag seiner Partei, der einen Monat später stattfand, berichtete, folgendes ab:

»...der linke Flügel [der Unabhängigen] in Leipzig überließ Lipinski die Führung und verhandelte mit der Regierung, sabotierte die Arbeiterratswahl aus parteipolitischen Gründen. So wurde die Arbeiterschaft zersplittert, statt zusammengefaßt, und [die Kapp-Truppen] wurden zusammengefaßt indes zum Niederschlagen der Arbeiter.«�

Das Ergebnis dieses "einflußreichen Zufalls" war von größter nationaler Bedeutung. Brandler hob hervor, daß Leipzig und Chemnitz zusammen einen großen Teil Mitteldeutschlands hätten kontrollieren können. »Wir hätten zusammen Dresden erdrückt. [Wohin die Regierung zunächst geflohen war Dort war die Basis des Generals Maercker, der eine Schlüsselfigur für die "Abwartler" war] Wir hätten die Umformung der Regierung nicht nur gefordert, sondern hätten sie auch durchgesetzt.«

Wie die Dinge lagen, riefen die Leipziger Unabhängigen zusammen mit den lokalen Sozialdemokraten zur Wiederaufnahme der Arbeit und zur Beendigung der »Konfrontation mit den Truppen« genau in dem Augenblick auf, als Kapp selbst sich absetzte. Sie machten sich keine Gedanken, wie zu gewährleisten wäre, daß Maßnahmen gegen die alten Militärstrukturen durchgeführt werden.

Das Bild in Hamburg und Bremen scheint noch düsterer gewesen zu sein. In Hamburg wurden 1.500 Arbeiter der SPD und der USPD bewaffnet aber sie wurden durch die Eingliederung in die Einwohnerwehr und die Polizei fest unter der Kontrolle der sozialdemokratischen Landesregierung gehalten. Dem Streik dort fehlte jegliche wirkliche Begeisterung. In Bremen scheint ein von den drei "Arbeiterparteien" gebildeter "Aktionsausschuß" so gut wie gar nichts getan zu haben.

In Berlin führten, wie wir gesehen haben, die linken Unabhängigen einen massiven Streik, der Anzeichen einer Wendung zum Aufstand aut wies, aber sie wußten nicht, wie sie seinen Erfolg in bleibende Errungenschaften umsetzen sollten.

Die Kommunistische Partei und die Kapp-Tage

Die Kommunistische Partei war gegründet worden, gerade weil die Unabhängigen in solchen Situationen hin und her schwankten. Aber im Frühjahr 1920 war die KPD nicht in der Lage, sich auf nationaler Ebene mit ihnen zu messen. Sie war eine außerordentlich schwache Organisation. Zwar war die Mitgliederzahl von drei- bis viertausend bei der Gründung auf 110.000 im Sommer 1919 gewachsen, aber die Partei hatte sich kurz darauf gespalten. Der Bruchteil, der bei der Parteiführung verblieb, hatte außerhalb von Chemnitz und Stuttgart sehr wenig Einfluß. In wichtigen Großstädten wie Hamburg, Bremen, Hannover, Dresden und Magdeburg hatte die KPD praktisch keine Mitglieder. In Berlin hatte sie nur »ein paar Hundert Mitglieder« (Rednern des IV. Parteitags zufolge), verglichen mit den "100.000" bei den Unabhängigen.�

Auf dem dritten Parteitag, kaum einen Monat vor dem Putseh, berichtete Brandler:

»Wir haben überhaupt noch keine Partei. Und wenn ich das so schroff anspreche, so muß ich das tun, nachdem ich die Bewegung in Rheinland-Westfalen kennengelernt habe. ... Und es wird in der nächsten Zeit nicht möglich sein, die Kommunistische Partei auf die Beine zu bringen. ... Gerade bei den Kämpfen der Bergarbeiter und Eisenbahner hat sich herausgestellt, daß unsere Leute nicht den geringsten Einfluß auf die Arbeiter haben.«�

In den wenigen Orten, wo die Partei bestand, konnte sie in der Regel die Art Führung geben, der die Arbeiter während der Tage des Putsches folgten. Wir haben gesehen, wie sie sich an die Spitze der Bewegung in Chemnitz stellte; in Stuttgart rief die Partei innerhalb einer halben Stunde, nachdem sie aus Berlin die Nachricht vom Putsch erfahren hatte, zum Generalstreik und zur Bewaffnung der Arbeiter auf; im Ruhrgebiet konnten sogar einzelne Parteimitglieder einen gewissen Einfluß auf den Verlauf der Ereignisse ausüben.

Der schwächste Punkt war Berlin. Am Tag des Putsches fand ein Treffen der reduzierten Parteiführung statt - Levi etwa war im Gefängnis, Brandler in Chemnitz. Sie machte einen katastrophalen Fehler: Sie gab eine Erklärung heraus, die sich gegen den Generalstreik aussprach. Die KPD-Führung schätzte den Kampf als einen Streit »zwischen zwei konterrevolutionären Flügeln« ein und fuhr fort:

»Die Ebert-Bauer-Noske sind stumm und widerstandslos in die Grube gefahren... Im Augenblick des Versinkens ruft diese Gesellschaft von Bankrotteuren die Arbeiterschaft zum Generalstreik auf, zur "Rettung der Republik"... Das revolutionäre Proletariat wird keinen Finger rühren für die in Schmach und Schande untergegangene Regierung der Mörder Karl Liebknechts und Rosa Luxemburgs. Es wird keinen Finger rühren für die demokratische Republik, die nur eine dürftige Maske der Diktatur der Bourgeoisie war.«�

Die 'Rote Fahne' erklärte am nächsten Tag, daß die Arbeiter für einen Generalstreik nicht stark genug seien!

»Sollten die Arbeiter in diesem Augenblick sich zum Generalstreik erheben? Die Arbeiterklasse, die gestern noch in Banden geschlagen war von den Ebert-Noske, waffenlos, unter schärfstem Unternehmerdruck, ist in diesem Augenblick nicht aktionsfähig. Wir halten es für unsere Pflicht, das klar anzusprechen. Die Arbeiterklasse wird den Kampf gegen die Militärdiktatur aufnehmen in dem Augenblick und mit den Mitteln, die ihr günstig erscheinen. Dieser Augenblick ist noch nicht da.«�

Am 14. und 15. März schwenkte die Parteizentrale auf eine Unterstützung des Streiks um: Sie konnte kaum anders, da der Streik ein wachsender Erfolg war. Aber sie rief immer noch nicht zur Bewaffnung der Arbeiterklasse auf, obwohl die besten kommunistischen Kämpfer außerhalb der Hauptstadt nicht nur dazu aufriefen, sondern dies bereits in die Praxis umsetzten. Selbst am Montag, dem dritten Tag des Putsches, als die ersten bewaffneten Kämpfe in Mitteldeutschland und im Ruhrgebiet ausbrachen, ging die Partei nicht über den Aufruf zum Generalstreik und zur Wahl von Arbeiterräten hinaus. Statt die Arbeiter dazu aufzurufen, zur Waffe zu greifen, warnte sie: »Arbeiter, geht nicht auf die Straßen, versammelt euch täglich in den Betrieben! Laßt euch nicht von den Weißen Garden provozieren.«

Die Partei versuchte sich hauptsächlich durch verbale Angriffe auf Ebert und Noske von den Sozialdemokraten, den Unabhängigen und den Gewerkschaftsführem zu unterscheiden:

»Für den Generalstreik! Nieder mit der Militärdiktatur! Nieder mit der bürgerlichen Demokratie! ... Die Kommunisten sind gegen die Regierung Ebert-Noske-Bauer, gegen die Wiederaufrichtung einer Regierung mit bürgerlichem Unterbau, mit Parlament und Staatsbürokratie ...«�

Den besten Kommentar zu diesen Erklärungen gab das inhaftierte Mitglied der KPD-Führung, Paul Levi, in einem Brief an die Zentrale ab:

»Ich habe soeben die Flugblätter gelesen. Mein Urteil: Der KPD droht ein moralischer und politischer Bankrott. Mir ist es unverständlich, wie man in dieser Situation Sätze schreiben kann wie folgende: "Die Arbeiterklasse ist in diesem Moment nicht aktionsfähig" ... Nachdem man so am ersten Tage die Aktionsfähigkeit verneint hat, gibt man am nächsten Tag ein Flugblatt heraus: "Jetzt endlich muß das deutsche Proletariat den Kampf eröffnen um die proletarische Diktatur und die kommunistische Räterepublik" ... Ich hatte immer gedacht, daß wir uns über folgendes klar und einig seien: Wenn eine Aktion kommt - auch für das blödsinnigste Ziel! ... für diese Aktion einzutreten, sie durch unsere Parolen über das blödsinnige Ziel hinauszuführen... und nicht am Anfang schreien: "keinen Finger rühren", wenn uns das Ziel nicht gefällt.

Dazwischen müssen konkrete Losungen gegeben werden. Den Massen sagen, was geschehen muß im Augenblick! ... Räterepublik kommt zuletzt und nicht zuerst. Mir scheint, kein Mensch denkt jetzt an Betriebsratswahlen. Die Parole im gegenwärtigen Augenblick ist allein:

Bewaffnung des Proletariats ...

Zu einem Streik gehören Forderungen! Man muß wissen, was durch den Streik direkt erreicht werden soll ... Mit diesen Parolen hätte die KPD dem Streik ein "Gesicht" geben müssen, das Gesicht, das der Streik bis heute nicht hat ... Dann und erst dann, wenn die Massen unsere Forderungen aufnahmen und die "Führer" sich weigerten, sie durchzuführen oder gar sie verrieten, dann ergab sich aus der Aktion die Forderung nach anderen Forderungen, d.h. nach Räten! Räte, Rätekongreß, Räterepublik, "nieder mit der demokratischen Republik" usw. - alle diese Forderungen ergeben sich von selbst, wenn die Streik-forderungen erfüllt sind ... Werden sie erfüllt, so muß die Republik nach links rutschen... Denn sind die Streikforderungen erfüllt, so sind die die Republik stützenden Kräfte im Proletariat, und seine Regierung, möge sie heißen, wie sie wolle, wäre dann das Aushängeschild für diese völlig veränderten gesellschaftlichen Kräfte. Von da bis zur Räterepublik wäre [es] dann eine Spanne von sechs Monaten normaler Entwicklung!«�

Levis Urteil über die Hohlheit der Flugblätter der Zentrale war zweifellos richtig. Aber wie kam die Parteizentrale dazu, solche Fehler zu begehen?

Im Nachhinein sagte man in der Partei, die Führung sei zu "langsam" und "ohne Kontakt" zu den Ereignissen gewesen, da sie sich in Berlin befand, wo es nur wenige Parteimitglieder gab, die zudem nicht in der Masse der Arbeiter verwurzelt waren. Darüber hinaus gab es die Erinnerung an die vielen Ereignisse des Jahres 1919, bei denen die Sozialdemokraten die Kommunisten immer wieder dazu verleitet hatten, ihren Kopf hinzuhalten. Eine Führung, die keinen unmittelbaren Zugang zur Klasse durch ein Netz von erfahrenen Kämpfern hatte, konnte nicht spüren, daß dieses Mal Millionen von vorher passiven Arbeitern dem Aufruf der Gewerkschaftsführer folgen und die Kommunisten nicht alleine handeln - und sterben - lassen würden.

Wir dürfen nicht vergessen, daß erst zwölf Monate zuvor; im März 1919, das, was als vereinte Bewegung der gesamten Berliner Arbeiterklasse angefangen hatte, in einem blutigen Massaker endete, bei dem Kommunisten und linke Unabhängige massenweise abgeschlachtet wurden. Insofern war der Fehler der Parteizentrale ein Fehler, unter dem die deutsche Revolution wiederholt litt - die Überkompensation früherer Irrtümer. Statt genug aus der Vergangenheit zu lernen, um in der Gegenwart richtig handeln zu können, schienen die revolutionären Führer dazu verdammt, in einem Teufelskreis zu bleiben, worin eine Niederlage die Verwirrung schuf, die die nächste Niederlage unvermeidlich machte.

Aber Ängstlichkeit allein kann die herausgegebenen Stellungnahmen nicht erklären. Dies erklärt nicht, wie eine sozialdemokratische Regierung, wie armselig und mörderisch sie auch gewesen sein mag, mit einer vollständigen Diktatur der Reaktion gleichgesetzt werden konnte.

Die Erklärung liegt in der noch immer starken Versuchung des "Linksradikalismus" innerhalb der Parteiführung, die durch die Abspaltung der Hälfte der Partei nicht beseitigt worden war Das war insbesondere im schwachen Berliner Bezirk, der von Ernst Friesland geführt wurde, der Fall. Die Erklärungen über den Kapp-Putsch drückten diesen "Linksradikalismus" in einer Form aus, die gleichzeitig ermöglichte, sich vom Kampf der Massen femzuhatten - eine beliebte Kombination für kleine linksradikale Sekten, die die Reinheit ihrer Prinzipien bewahren wollen, ohne das Risiko des Handelns einzugehen.

Auf dem Parteitag einen Monat später gab es eine umfangreiche Diskussion über die Reaktion der Partei auf den Kapp-Putsch. Es ging dabei hauptsächlich um die Frage, ob es richtig gewesen wäre, die Forderung nach einer aus SPD, USPD und Gewerkschaften gebildeten "Arbeiterregierung" zu unterstützen. Paul Levi betonte allerdings, daß die Partei zu der Zeit, als ihre Meinung zu dieser Frage veriangt wurde, nur sehr wenig Einfluß hatte. Sie habe zu Beginn des Kampfes nichts zu sagen gehabt; warum sollte ihr jetzt irgend jemand zuhören? »Hat die KPD die Parolen ausgegeben, die ihr einen Fonds von politischem und moralischem Kredit verschaffen, der sie befähigt, Aktionen zu führen, wenn alle anderen Faktoren versagen?«, fragte er

Das Versäumnis, die Führung am Samstag des Putsches zu übemehmen, hatte eine Folge:

»Bis Sonnabend, den 13. März lag die Führung der Masse sichtlich in den Händen der fünf Verbände und des rechten USP-Flügels. Die Massen waren nicht daran gewöhnt, überhaupt einer anderen Führung zu folgen. Und nun nach fünf Tagen eines Streiks, der eine ganze große Stadt vollständig lahm legte, in der in einer ganzen großen Stadt nicht ein Rad ging, in der kein Lebensmittelzug fuhr, kein Licht, kein Gas funktionierte, eine Stadt, die buchstäblich tot und abgestorben war - nach fünf Tagen, konnte dann die Zentrale, die bisher nicht hervorgetreten war, den Kampfruf ausgeben, noch mit verstärkter Kraft den Kampf weiter zu führen? Dann, wenn wir von Anfang an die Führung in der Hand gehabt hätten, wäre dies nach dem Abbruchsignal wohl möglich gewesen.«�

Die abtrünnigen Kommunisten

Diejenigen, die mit der Kommunistischen Partei gebrochen hatten, weil sie "zu rechtslastig" gewesen sei, waren selbst unfähig, irgendeine Führung auf nationaler Ebene zu geben. In Hamburg gab der abtrünnige kommunistische Bezirk unter Laufenberg und Wolflheim ein Flugblatt heraus, worin geschrieben stand: »Der Generalstreik ist Generalunsinn«. Diese Position nahmen sie nicht mehr zurück. Die Folge war, daß es in der Stadt keine kommunistische Präsenz gab, die sich der passiven Reaktion der Sozialdemokraten hätte entgegenstellen können.�

In Mannheim erklärte der von den Syndikalisten beeinflußte Arbeiterrat den Arbeitern, sie sollten sich von den Straßen fernhalten und »die Macht am Ort der Produktion übernehmen«, indem sie die Betriebe unter Arbeiterkontrolle stellten. Tatsächlich bedeutete dies, es abzulehnen, die Macht der Unterstützer Kapps, der Freiwilligenverbände und der Polizei, herauszufordern.�

Im Ruhrgebiet spielten viele abtrünnige Kommunisten eine sehr positive und mutige Rolle bei der Organisierung der Kampfabteilungen und deren Formierung zur Roten Armee. Ihnen fehlte aber jegliches Verständnis dafür, daß jede militärische Schlacht Teil eines einheitlichen Kampfes sein muß, der strategische und politische Überlegungen mit einschließt. Letzten Endes schnitten sie sich von den Arbeiterräten ab, beteiligten sich an isolierten, guerillaartigen Aktionen, die Watter und Severing in die Hände spielten. Paul Levi behauptete, daß sie mit der Drohung, die Gruben zu sprengen, viele Bergarbeiter so sehr gegen sich aufhrachten, daß diese dazu kamen, die Truppen von Watter als "Befreier" anzusehen. Man konnte nicht erwarten, daß die Bergarbeiter die Zerstörung der einzigen Arbeitsplätze in den Dörfern, in denen schon ihre Väter und Großväter gearbeitet hatten, begrüßen würden.�

»In Rheinland-Westfalen war ein völlig durchgeführtes Rätesystem gebildet, das ein ganz gutes Bild von dem Willen der Arbeiter in Rheinland-Westfalen gab«, argumentierte Levi. Aber »gegen den Willen der Räte glaubten einzelne Genossen, proletarische Revolution über den Kopf dieser Vertretung hinweg machen zu können.«�

Auch wenn die Kommunistische Partei den Anforderungen des 13. März nicht gerecht wurde, so kann man doch mit Sicherheit sagen, daß diejenigen, die sich zuvor von ihr "nach links" abgespalten hatten, bei der Entwicklung einer klaren Strategie und Taktik völlig versagt hatten.

Eine verpaßte Möglichkeit

Der Kampf gegen den Kapp-Putsch zählt zu der langen Reihe der verpaßten Möglichkeiten in der Geschichte der deutschen Revolution  eine Reihe, die 1933 mit der größten Tragödie des 20. Jahrhunderts endete. Der Hauptgrund dafür war das Versagen der revolutionären Organisation und Führung, den plötzlichen Sprung in der Entwicklung des Klassenbewußtseins einzuschätzen.

Eine Darstellung, die acht Jahre später von einigen der führenden Revolutionäre geschrieben wurde, kommt zu dem Schluß:

»In den Reihen des Spartakusbundes und vor allem in dessen Führung spiegelten sich beim Kapp-Putsch alle ideologischen Schwächen der deutschen Revolution widen ... So wurde das Fehlen einer starken, in den Massen verwurzelten, ideologisch reifen Kommunistischen Partei wiederum zu einer der entscheidenden Ursachen des Rückschlags, den die proletarische Revolution in Deutschland im Kapp-Putsch erfahren mußte.«�































Kapitel 10

Der Irrsinn der Märzaktion 1921

Bis 1920 ist die Geschichte der deutschen Revolution eine Geschichte von mehr oder weniger spontanen Kämpfen. Einzelne revolutionäre Sozialisten konnten sie beeinflussen, aber niemand konnte sie steuern. Im Gegensatz dazu ist sie nach 1920 weitgehend die Geschichte einer einzigen Partei, der Kommunistischen Partei (KPD).

Zu Beginn des Jahres 1920 war die KPD jämmerlich klein. Nur in Chemnitz war sie eine Massenkraft. In vielen wichtigen Städten war sie völlig unbedeutend. Die von ihren Mitgliedern außerhalb Berlins während des Kapp-Putsches gezeigte Initiative hatte die Lage etwas verbessert. Die Mitgliedschaft wuchs, und die Partei schlug in den meisten Gebieten Wurzeln. Mit 78.715 eingeschriebenen Mitgliedern war sie aber immer noch kleiner als vor der Abspaltung der Linksradikalen. Nach eigenen Angaben hatte sie im Rheinland 9.200 Mitglieder, in Mitteldeutschland 17.500, in Württemberg (Stuttgart) 4.200 - aber nur 1.700 in Berlin und 1.850 in Thüringen.

Wenn man von ihrer Presse ausgeht, kann ihr Einfluß außerhalb der eigenen Reihen nicht groß gewesen sein. Sie verkaufte 58.000 Exemplare ihrer Tageszeitungen und zusätzlich 17.000 Exemplare der lokalen Wochenzeitungen - zusammengezählt ist das weniger als ein Exemplar pro Mitglied.�

Während des ganzen Jahres 1919 und Anfang 1920 mußte die Partei illegal arbeiten. Nur drei Wochen im Dezember gab es in Berlin keinen Ausnahmezustand. Ihre geringe Größe kann man aber nicht allein mit der Illegalität erklären. Denn nach dem Kapp-Putsch konnte die KPD wieder offen arbeiten, und ihre Führer brüsteten sich damit, daß sie während der Wahikampagne im Juni 1920 3.000 Veranstaltungen durchgeführt hatten.

Ihr Wähleranteil war, wie ihre Mitgliederzahlen, für eine revolutionäre Partei nach einer Periode von achtzehn Monaten mit Massenstreiks und lokalen Aufständen, erbärmlich - nur 500.000, ein kleinerer Stimmenanteil als der, den die revolutionäre Linke im relativ ruhigen Frankreich im März 1978 erhielt. In den Gewerkschaften scheint der Einfluß der KPD praktisch gleich Null gewesen zu sein.

Die Situation der Kommunisten, die wegen abweichender Auffassungen die Partei verlassen hatten, war noch schlechter. Zum Zeitpunkt der Spaltung standen die Hamburger Kommunisten Laufenberg und Wolffheim an der Spitze der Opposition gegen die Parteiführung. Ihre Kritik an der Führung gewann bei denjenigen breite Unterstützung, die von den KPD-Führern als "putschistisch" und "ungeduldig" angesehen wurden, da sie nicht auf die Revolution warten wollten, bis die Mehrheit der Arbeiter dazu bereit war. Diese ungeduldigen, aber instinktiv revolutionären Elemente waren von der Richtigkeit ihrer Kritik an der Führung noch einmal durch den Kapp-Putsch überzeugt worden. Sie sahen einen Zusammenhang zwischen der Zurückhaltung der Parteileitung in den ersten Tagen des Kampfes, ihrem späteren Gerede von einer "Arbeiterregierung" und daß diese darauf gedrungen hallen, den Kampf im Ruhrgebiet zu beenden, nachdem im restlichen Deutschland die Arbeit wieder aufgenommen worden war. In dieser Atmosphäre trafen sich im April 1920 die verschiedenen lokalen Gruppen, die aus der KPD gedrängt worden waren, auf einer Konferenz und gründeten die Kommunistische Arbeiterpartei (KAPD), die eine Mitgliedschaft von 38.000 angab. Gelegentlich wird die KAPD als die erste "Anti-Moskau"-Opposition, die mit dem "orthodoxen" Kommunismus gebrochen hätte, dargestellt. Das stimmt nicht. Die Kommunistische Internationale, die erst sechs Monate vor der Spaltung gegründet worden war und die so gut wie keine Struktur und keinen Apparat hatte, war gegen den Ausschluß der "Linksradikalen" aus der deutschen Partei. Die KAPD sprach sich auch bei ihrer Gründungskonferenz für die "Diktatur des Proletariats" aus und beantragte den Beitritt zur Internationale. Die russischen Bolschewiki befürworteten die Annahme des Antrags.

Es stimmt auch nicht ganz, wenn die KAPD als "ultralinks" beschrieben wird. Sicher standen alle Mitglieder in einer "linken" Opposition zur Arbeit in den Gewerkschaften oder zur Teilnahme an Parlamentswahlen. Aber in den meisten anderen Fragen gab es mehrere, verschiedene und widersprüchliche Auffassungen - viele davon beruhten auf eher als "rechts" zu bezeichnenden Zweifeln an der Revolution.

Bei ihrem Bruch mit der KPD im Herbst 1919 hatten Laufenberg und Wolffheim eine Theorie entwickelt, die vom militanten Klassenkampf wegführte. Sie erklärten, Deutschland sei eine "proletarische Nation" und ein "nationaler Befreiungskrieg" gegen die Alliierten sei nötig. Wenn das Proletariat sich an die Spitze eines solchen Kampfes setzen würde, sei die Bourgeoisie bereit, einen "Waffenstillstand zwischen den Klassen" zu akzeptieren. Ihre Losung war "nationaler Befreiungskrieg, nicht Klassenkrieg". Die alte Vorstellung von der Revolution als Aufstand könne aufgeben werden. Vielmehr sei es möglich, die Revolution in den Betrieben mehr oder weniger friedlich durch die Organisierung von abtrünnigen Industriegewerkschaften durchzuführen. Schon auf der KPD-Konferenz, auf der es zur Spaltung kam, hatte Wolfhheim erklärt, die Partei existiere nicht, um den Kampf um die Macht zu führen, sondern »die Partei kann nichts anderes sein als ein Propagandaorgan für die Revolution und für Räte«�

Die zweite große Strömung in der KAPD stand unter der theoretischen Führung zweier holländischer Kommunisten, Pannekoek und Gorter. Auch Pannekoeks Ausgangspunkt war nicht "linksradikal", sondern die eher "rechte" Ansicht, die Zeit für die Revolution in Westeuropa sei noch nicht gekommen. Seiner Meinung nach sei dies wegen der erdrückenden Vorherrschaft bürgerlicher Ideen in der Arbeiterklasse der Fall. Der lange, langsame Prozeß des Aufbaus von rein proletarischen Organisationen revolutionären Räten -, in denen die Arbeiter frei von den ideologischen Zwängen der Bürokratie und von parlamentarischen Einflüssen wären, müsse erst noch erfolgen.�

Damit wurde hingenommen, daß diese Räte vorläufig nur eine Minderheit von Arbeitern einbeziehen würden. Die Aufgabe der Partei sei es, beim Aufbau solcher Räte zu helfen und dann »Selbstmord zu begehen«. Für "Rätekommunisten" wie Laufenberg und Wolffheim hatte die Partei nur eine beschränkte, propagandistische Aufgabe.

Eine dritte Tendenz zeichnete sich um den ehemaligen SPD-Abgeordneten Otto Rühle ab. Er lehnte die Diktatur des Proletariats ab und bewegte sich rasch zu einer anarchistischen Position. Dies führte im November 1920 zu seinem Ausschluß aus der KAPD.

Die Mehrheit der Parteimitglieder folgte sicherlich keiner dieser Ideen. Was sie an die KAPD band, war ein ungeduldiger revolutionärer Eifer, der Glaube, daß es mehr auf Aktion ankomme als auf Theorie. Auf verschiedene Weise lehnten beide, sowohl Pannekoek als auch Laufenberg, den bewaffneten Klassenkampf als unmittelbare Perspektive ab. Ihre Anhänger waren aber oft die gleichen ungestümen Straßenkämpfer.

Es überrascht nicht, daß die Partei bei solchen inneren Divergenzen ziemlich schnell verflel. Laufenberg und Wolffheim, die ursprünglich die Linke ins Leben gerufen hatten, wurden auf der Gründungskonferenz aufgenommen, aber schon im gleichen Jahr wieder ausgeschlossen (Wolffheim bewegte sich dann in Richtung der Nazis). Laut Schätzungen der KPD waren von den 38.000 Gründungsrnitgliedem sechs Monate später nur noch die Hälfte aktiv.

Während die kommunistischen Kräfte stagnierten, strömten Arbeiter, die die SPD satt hatten, zu den Unabhängigen Sozialdemokraten. Die Mitgliederzahl der USPD war von 300.000 Anfang 1919 auf 800.000 im Herbst 1920 angeschwollen.

Das Gleichgewicht zwischen Linken und Rechten innerhalb der Partei änderte sich ebenfalls. Während der ersten Periode der Revolution konnten die USPD-Rechten - Haase, Hilferding, Kautsky und Bernstein - die Konferenzen mit einer Mehrheit von mehr als zwei zu eins beherrschen. Sie legten ihre Pläne offen: die beiden sozialdemokratischen Parteien sollten wieder, wie vor dem Krieg, verschmolzen werden. Aber der bittere Kampf gegen die Freikorps und die von Sozialdemokraten geführte Regierung zwang die Mitgliedschaft der USPD sehr weit nach links. Eine mächtige linke Opposition entwickelte sich innerhalb der Partei, mit den Berliner Revolutionären Obleuten im Zentrum.

Im Mittelpunkt der Auseinandersetzung standen zwei Fragen - die Rolle der Arbeiterräte im Verhältnis zum Parlament und die Internationale.

Auf dem Berliner Parteitag im März 1919 (gerade als die Woche des Blutvergießens begann) versuchte die Führung, die Linke zu besänftigen, indem sie von der Notwendigkeit von »in der Verfassung verankerten Räten« sprach, die neben dem Parlament bestehen sollten. Dagegen stellte sich im Namen der Linken Däumig. Er bestand darauf, daß der Sozialismus nur durch Arbeiterräte, die eine Basis der Diktatur des Proletariats seien, zu erreichen wäre. Die Abstimmung über den Vorsitzenden zeigte das Kräfteverhältnis auf dem Parteitag - Haase als Kandidat der Rechten erhielt 159 Stimmen, Däumig als Kandidat der Linken 109.

Ein Kompromiß wurde schtießlich in der Frage des Parlaments und der Arbeiterräte erzielt - eine Formel, die die Räte als "Kampforganisationen", die von der "proletarischen Revolution" geschaffen werden müßten, anerkannte. Man erklärte, daß »die Unabhängigen Sozialdemokraten für die Diktatur des Proletariats kämpfen«. Rasch fügte man aber hinzu, daß das Parlament eine wichtige Rolle zu spielen hätte.

In Bezug auf die Internationale bestand der Streitpunkt darin, wie diese sich neu formieren sollte. Zum einen existierte die Möglichkeit, sie auf der gleichen Basis wie die Zweite Internationale, die 1914 auseinandergefallen war, wieder zu errichten und diejenigen einzuschließen, die sowohl im Krieg, als auch im folgenden Bürgerkrieg, gegnerische Seiten unterstützt hatten. Zum anderen bestand die Alternative, daß die Partei der revolutionären Internationale beitreten konnte, die von Vertretern der revolutionären Linken auf einem Treffen einige Wochen zuvor in Moskau proklamiert worden war. Auf dem Parteitag im März setzte sich die erste Position durch; aber die Radikalisierung der Mitglieder führte dazu, daß die Führung bei der nächsten Konferenz, im Dezember 1919, gezwungen wurde, sich für "Verhandlungen" mit der Kommunistischen Internationale zu entscheiden.

Solche Formeln entsprachen anfangs den halb durchdachten Vorstellungen der frisch beigetretenen Arbeiter. Als die Mitglieder aber im Laufe der Zeit die blutigen Ereignisse von 1919 und den Kapp-Putsch bewerteten, wurden Kompromißbescblüsse immer undurchifihrbarer.n Ein Führer des rechten Flügels der USPD beschrieb die Entwicklung folgendermaßen:

»Der unversöhnliche Gegensatz innerhalb der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei wurde sehr unvollständig durch das äußerst zweideutige Programm überbrückt, das die Frucht einer beim Leipziger Parteitag (Dezember 1919) vollzogenen Ehe zwischen der Demokratie und der Sowjetdiktatur ... Innerhalb der Organe und der Presse der Partei wurde der erbitterte Kampf um die Macht (zwischen den beiden Flügeln) kaum unterbrochen, auch nicht während des Kapp-Putsches und des Wahlkampfes.«�

Die Linke glaubte, wenn sie lang genug kämpfe, würde der rechte Flügel schließlich die Partei vedassen, wie es Bernstein schon getan hatte. Gleichzeitig entwickelte sich die Linke zu einer starken Kraft innerhalb der Gewerkschaften: Die Berliner Revolutionären Obleute, um Richard Müller und Dittmann, bestimmten die Diskussion beim Gewerkschaftstag der Metallarbeiter 1919. Sie bekamen ein Drittel der Stimmen bei der Versammlung des wichtigsten nationalen Gewerkschaftsbundes, des ADGB mit seinen neun Millionen Mitgliedern, und übernahmen die Kontrolle über den lokalen Gewerkschaftsbund in Berlin.

Die Kommunisten standen den linken Unabhängigen äußerst kritisch gegenüber. Sie behaupteten, daß, wenn es um praktische Kämpfe gehe, die Linke mit Händen und Füßen an die Rechte gefesselt sei. Die Rechte hatte die Kontrolle über den Parteiapparat, die Parlamentsfraktion und einen großen Teil der Presse, und das bestimmte, wie Entscheidungen der Parteitage in der Praxis interpretiert wurden. Beispielsweise haue sich im Kapp-Kampf die Linie der nationalen USPD-Organisation kaum von derjenigen der Mehrheitssozialdemokratie unterschieden. Viele Mitglieder der Partei beteiligten sich am bewaffneten Kampfund weigerten sich, die Arbeit wieder aufzunehmen, bevor die rechten Truppen vollständig entwaffnet und gesäubert wären, aber die Partei betrieb auf nationaler Ebene keine Agitation für diese Forderungen. Selbst in Berlin, wo die Linke die Mehrheit in der Partei stellte, akzeptierte sie schließlich eine Rückkehr zur Arbeit, bevor man sich auf klare Bedingungen geeinigt hatte.

Die Partei rühmte sich ihrer "föderativen", nicht zentralisierten Struktur. Doch das war genau das, was der rechte Flügel wollte. Sie erlaubte ihm, ein "revolutionäres" Image zu gewinnen, ohne Verantwortung für ein nationales Programm revolutionärer Agitation zu tragen.

Innerhalb der Kommunistischen Partei gab es beträchtliche Diskussion darüber, wie sie den linken Flügel der Unabhängigen beeinflussen sollte - durch freundliche Zusammenarbeit oder durch schonungslose Kritik. Aber der Einfluß war so oder so begrenzt.

Einer der jüngeren Führer der linken Unabhängigen, Geyer, drückte in einer Diskussion über die Möglichkeit einer Verschmelzung die allgemeine Haltung zur KPD folgendermaßen aus: »Die Linke in der USPD braucht keinen Parteizusammenschluß. Die USPD ist die revolutionäre Partei.«�

Die Haltung der USPD-Linken änderte sich im Sommer 1920. Nicht wegen irgendeiner Aktion der KPD selbst, sondern aufgrund des Drucks der Führung der neuen Kommunistischen Internationale, insbesondere der Führer der russischen Bolschewistischen Partei. Die Forderung der USPD nach Verhandlungen über eine Mitgliedschaft in der Kommunistischen Internationale erhielt aus Moskau eine einfache Antwort: Der Beitritt sei nur möglich, wenn die Linke die volle Kontrolle über den Apparat der Partei und ihre Presse übernähme, die rechten Führer ausschließe und mit dem Aufbau einer zentralisierten revolutionären Partei beginne. Das war der Kern der berühmten "21 Bedingungen", die an die USPD und vergleichbare Parteien in anderen Ländern gestellt wurden, wie an die französische und italienische Sozialistische Partei, sowie die norwegische Arbeiterpartei und die englische Unabhängige Arbeiterpartei.

Wie die Kommunistische Internationale deutlich machte, bestand das Ziel darin, die »vielen guten Kommunisten« innerhalb dieser Parteien von den halbherzigen "zentristischen" und reformistischen Führern zu trennen.

Vier Vertreter der deutschen Unabhängigen  jeweils zwei von den beiden Flügeln der Partei - waren beim Zweiten Kongreß der Kommunistischen Internationale anwesend. Die Delegierten des rechten Flügels bestanden unnachgiebig darauf, daß die Partei bleiben sollte, wie sie war. Die Delegierten des linken Flügels, Däumig und Stocker, wurden schließlich überzeugt, daß der einzig richtige Weg darin bestünde, die Rechte auszuschließen, sich mit der KPD zu vereinen und der Kommunistischen Internationale beizutreten.�

Nachdem die Delegierten nach Deutschland zurückgekehrt waren, wurde die Frage von einem Sonderparteitag in Halle geklärt. Hilferding hielt die Hauptrede für den rechten Flügel, und Sinowjew wurde aus Rußland eingeladen, um die Position der Internationale zu erklären. Er hielt eine glänzende, demagogische Rede, die alle Zauderer überzeugte - und die Position der Linken setzte sich mit 237 zu 156 Stimmen durch.

Der rechte Flügel spaltete sich sofort ab. Er bestand darauf, daß sein Teil den alten Namen der Partei weiterführen wurde und nahm einen großen Teil der Parteipresse mit. Die Linke handelte sofort Bedingungen für einen Zusammenschluß mit den Kommunisten aus, und auf einem gemeinsamen Parteitag im Dezember wurde eine "neue" Partei, die Vereinigte Kommunistische Partei Deutschlands gegründet (VKPD - das "V" wurde wenige Monate nach der Gründung fallengelassen).

Die gesamte Massenmitgliedschaft der Unabhängigen Sozialdemokraten trat keineswegs zur neuen Partei über. Mindestens 400.000 machten diesen Schritt nicht mit - der neuen, von den Rechten geführten USPD trat vielleicht ein Drittel von ihnen bei. Die übrigen traten keiner Partei bei und warteten ab, wie die Dinge sich entwickelten. Trotzdem hatte die Vereinigte Kommunistische Partei etwa eine halbe Million Mitglieder - zehnmal mehr als zur Zeit des Kapp-Putsches. Es schien so, als ob mit der neuen Partei die deutsche Revolution wieder große Schritte nach vorn machen könnte. Aber so sollte es nicht kommen.

Die Märzaktion

1919 und 1920 gehörten die Arbeiter in Mitteldeutschland um Halle und Merseburg zu den revolutionärsten Arbeitern in Deutschland - obwohl die Bergarbeiter in diesem Gebiet vor dem Krieg konservativ und unpolitisch waren. 1919 stießen sie heftig mit den Freikorps zusammen und übernahmen während des Kapp-Putsches praktisch das Gebiet.

Danach behielten sie ihre Waffen und nutzten ihre neu gewonnene Stärke, um Angriffe auf ihre Lebens- und Arbeitsbedingungen zurückzuschlagen. Ein Maßstab für ihre Radikalisierung ist die Tatsache, daß bei den preußischen Landtagswahlen im Februar 1921 der Stimmenanteil der Kommunisten (204.000) größer war als der Stimmenanteil der beiden sozialdemokratischen Parteien (147.000) zusammen: Preußen war das einzige Gebiet im ganzen Land, in dem die Kommunisten offensichtlich die Mehrheit der Arbeiterklasse bildeten.

Mitte März entschied der sozialdemokratische Chef der Provinz, Hörsing, daß die Zeit gekommen sei, diesen Zustand zu beenden. Er kündigte an, daß er beabsichtige, die Polizei in das Gebiet zu schicken, um mit »wilden Streiks, Plünderung, Raub, Terroristen - und anderen Formen der Gesetzlosigkeit« fertig zu werden.

Er hatte die Zeit gut gewählt. Er wußte, daß die Osterfeiertage, die in zehn Tagen bevorstanden, Verteidigungsaktionen der Arbeiter erschweren würden. Flörsing ging ebenfalls davon aus, daß die Arbeiter in den anderen Teilen Deutschlands auf eine »friedenserhaltende Operation«, die gegen die Arbeiter in einem Gebiet gerichtet ist, keinen Gegenangriff starten würden - wie sie es auch 1919 beim Vormarsch der Freikorps oder bei der Niederschlagung des Ruhrgebietes nach dem Kapp-Putsch unterlassen hatten.

Aber im Unterschied zu jenen Gelegenheiten glaubte nun die Mehrheit der kommunistischen Führung, daß sie angesichts des riesigen Wachstums ihrer Partei nicht weiterhin in der Defensive bleiben müßten. Ein Teil der Komintern-Führung hatte sie in diesem Glauben mehr als ermutigt. Es wurde beschlossen, die vergleichsweise unbedeutenden Zusammenstöße in Mitteldeutschland als Gelegenheit zu nutzen, um zu zeigen, wozu die neue kommunistische Massenpartei fähig ist. Ihre ganze Kraft sollte nun in die Entwicklung einer neuen revolutionären - aufständischen - reichsweiten Offensive der Klasse geworfen werden. Die Partei beschloß, auf einen Generalstreik in ganz Mitteldeutschland zu drängen. Am 18. März rief die Berliner Tageszeitung der Partei, 'Die Rote Fahne', die Arbeiter in ganz Deutschland auf, sich zu bewaffnen. Sie erwähnte die Lage in Mitteldeutschland nicht, sondern benutzte statt dessen als Vorwand die Weigerung der bayerischen Regierung, rechte Banden zu entwaffnen. Am 20. März berichtete die Zeitung von der Situation in Mitteldeutschland und rief die Arbeiter auf, der Gegend zu Hilfe zu kommen. Eindringlich wies die Zeitung daraufhin, daß jeder, der sich weigere, ein Streikbrecher sei: »Wer nicht für uns ist, ist gegen uns«, lautete die Schlagzeile.

Aber selbst in Mitteldeutschland wurde der Aufruf zum Proteststreik nicht allgemein befolgt. Im Gebiet Mansfeld-Eisleben, das schon von Hörsings Sicherheitspolizei erreicht worden war, hatten die Arbeiter gestreikt. In Halle aber war die Stimmung anders: Die örtliche Führung der Kommunistischen Partei zögerte, zum Generalstreik aufzurufen. Die Versuche der nationalen Parteiführung, den Kampf voranzutreiben, bekamen einen Unterton der Verzweiflung. Ein Vertreter der Parteizentrale, Hugo Eberlein, erklärte den Hallenser Kommunisten, sie müßten alle Mittel anwenden, »um einen Aufstand in Mitteldeutschland zu provozieren«. Er ging sogar soweit, vorzuschlagen, man solle kommunistische Büros in die Luft sprengen, so daß die Schuld der Polizei zugeschoben werden könne, um die Arbeiter dadurch aufzubringen!�

Die Taktik dieser Selbstprovokation fand keine Mehrheit und diese Geschichte wurde später oft verwendet, um die Kommunistische Partei zu diskreditieren. Statt dessen akzeptierte die Partei die Dienste von Max dem Führer einer "Roten Armee" im Vogtland (an der tschechischen Grenze) während des Kapp-Putsches. Er war eine Art Volksheld, weil es ihm immer wieder gelang, der Polizei zu entkommen. Hoelz war kein Parteimitglied - er war einer von vielen, die nach der Abspaltung der Linksradikalen ausstiegen. In Publikationen der Partei und auf Konferenzen wurde er als "Nichtmarxist" und "revolutionärer Abenteurer" bezeichnet.

Die meisten der letzten Aktivitäten von Hoelz waren äußerst individualistisch gewesen. In seinen Memoiren erzählt er, wie er sich vornahm, die Behörden in Unruhe zu versetzen und die Bevölkerung zu terrorisieren, indem er Gerichtshöfe in die Luft sprengen wollte: Er versuchte, das Rathaus in Falkenstein (Vogtland) in die Luft zu sprengen, »um Aufmerksamkeit für die Tatsache zu erregen, daß wir Kommunisten immer noch am Leben waren«; er schickte Freunde los, um ähnliche Taten in Dresden, Freiburg und Leipzig durchzuführen; schließlich raubte er verschiedene Banken aus, um die KAPD zu finanzieren, obwohl er selber nie Mitglied war.�

Als Hoelz am 21. März in Mitteldeutschland ankam, räumte er ein, daß die Stimmung der Arbeiter weit davon entfernt war, aufständisch zu sein. Bei einem Treffen des Streikkomitees in Mansfeld war »von der Vorbereitung einer bewaffneten Aktion nicht das mindeste zu merken. Die Arbeiter waren der Ansicht, daß ein Generalstreik den "Sozialisten" Hörsing zwingen würde, seine bewaffneten Aufseher aus dem Mansfelder Kreis abzurufen.«� Aber am nächsten Abend behauptete Hoelz: »Das völlig unbegründete und brutale Vorgehen der Sipo veranlaßte aber die Arbeiter, sich zu bewaffnen... Ich mußte vielmehr versuchen, die sich spontan bewaffnende Arbeiterschaft zu einheitlichen Kampfhandlungen zusammenzufassen.«� Jedenfalls erklärte sich Hoelz zum "Oberbefehlshaber" des Aufstandes, was, wie er behauptete, sowohl von der KPD-Zentrale, als auch von der KAPD in Berlin, akzeptiert wurde. In Zusammenarbeit mit einem örtlichen kommunistischen Funktionär, Scheider, gelang es ihm, eine bewaffnete Truppe von 400 Mann aufzustellen, die Guerillaangriffe auf verschiedene Polizeiwachen unternahm. Diese "Armee" zog von Ort zu Ort, sammelte um sich weitere arbeitslose Bergarbeiter und »berief« angeblich alle Männer im Alter von achtzehn bis 45 Jahre »ein«.� Schließlich hatte sie, laut Hoelz, eine Stärke von 2.500 Mann erreicht.

Zu ihr stießen 3.000 Arbeiter, die sich in Halle gesammelt hatten und losmarschierten, um sie zu treffen. Gleichzeitig traten die 20.000 Leuna-Arbeiter in den Ausstand, 2.000 davon bewaffneten sich und übernahmen die Kontrolle über das Werk. Sie waren jedoch nicht imstande, einen Plan für den Übergang in die Offensive zu entwickeln und verharrten statt dessen eine Woche lang wie in einer isolierten Festung, die nicht in der Lage war, sich mit den Hoelzschen Truppen zu verbinden.

Über Aktionen der Hoelzschen Armeen existieren mehrere Berichte. Hoelz selbst neigte natürlich dazu, ihre Erfolge hochzuspielen. Selbst er mußte jedoch zugeben, daß sie nicht stark genug waren, um mehr als 24 Stunden in einer Stadt zu bleiben. Andere Darstellungen beschreiben eine Operation mit sehr beschränkter militärischer Wirkung. Nach dem amerikanischen Historiker Angress, der einen detaillierten Bericht dieser Ereignisse gibt, ging es »bei seinen Brandlegungen, Sprengungen und Plünderungen ziemlich systemlos zu«�. Die riesige potentielle Stärke der Arbeiter des Leuna-Werks kam nie zum Tragen, und die Kämpfe fanden ohne jeglichen einigenden Plan statt.� Nach Buber-Neumanns Erinnerungen an diese Zeit gab es eine »allgemeine Konfrontation mit der Polizei« und es wurden »Anschläge auf Rathäuser, Banken, Eisenbahneinrichtungen und schließlich auf Privathäuser« verübt.� Dabei muß man berücksichtigen, daß das in einer Zeit geschrieben wurden, als Buber-Neumann dem Kommunismus sehr feindselig gegenüberstand. Es war nur eine Frage der Zeit, bis genügend bewaffnete Polizeiemheiten in Gang gesetzt wurden, um den "Aufstand" niederzuschlagen. Sie holten die "Rote Armee" bei Ammendorf ein, besiegten sie in einer bewaffneten Konfrontation und jagten dann die versprengten Reste über die Felder.

Der "Aufstand" selbst hatte kaum Folgen. Er ist kaum mit den blutigen Kämpfen gegen die Freikorps oder während der Kapp-Tage zu vergleichen. Die Regierung brauchte nicht einmal die Armee, um die Hoelzschen Truppen niederzuschlagen. Die Polizei reichte aus. Es überrascht nicht, daß die Arbeiter an anderen Orten, die dreimal die Niederschlagung von Berlin, Bremen, Bayern und dem Ruhrgebiet erlebt hatten, das nicht als großes Ereignis betrachteten.

Seine Bedeutung liegt historisch darin, daß die Führung der KPD die Ereignisse völlig falsch einschätzte, falsch reagierte und dadurch ihre neugeborene Partei fast zerstörte. Sie entschied, es sei eine große "revolutionäre", "offensive" Aktion gewesen. Bei dem Versuch, aufstandsähnliche Solidaritätsaktionen auf die Beine zu stellen, zog sie alle Register und warf der eigenen Basis "Passivität" vor, wenn solche Aktionen nicht zustande kamen.

In Hamburg gab es eine Demonstration von ein paar Tausend Arbeitslosen. Sie versuchten, den Hafen zu besetzen, waren aber nicht erfolgreich. Die Regierung nutzte die Gelegenheit, um den Ausnahmezustand auszurufen. Die Führung der KPD reagierte mit dem Aufruf zu einem Generalstreik in ganz Deutschland - am Tag vor den Osterfeiertagen. Die Resonanz war kläglich: die meisten Berichte sprechen nur von 200.000 Streikenden; einige Optimisten zählen 400.000. Schon die KPD selbst hatte, nach eigenen Angaben, 400.000 Mitglieder. In Berlin streikte kaum ein Arbeiter, obwohl die KPD im Monat zuvor bei den Kommunalwahlen 200.000 Stimmen erhalten hatte. Ein Befehl von der örtlichen Partei lautete: »Unter keinen Umständen darf ein Kommunist, auch wenn er in der Minderheit ist, zur Arbeit schreiten.«�

Die Klasse wollte sich nicht bewegen. In einigen Orten versuchten Parteimitglieder, die mehr Entschlossenheit als Verstand im Kopf hatten, an ihrer Stelle zu handeln. Sie brachten Arbeitslose dazu, Betriebe zu besetzen und den Arbeitern den Zugang zu versperren. Die Mehrheit der nicht-kommunistischen Arbeiter, die den Streikaufruf ignoriert hatte, wurde als "Streikbrecher" verhöhnt. Das einzige Ergebnis war, daß nicht-kommunistische Arbeiter sich gegen Kommunisten wandten, was zu Auseinandersetzungen, Schlägereien und sogar Schießereien führte.

»Auf der Kruppschen Friedrich-Alfred-Hütte in Rheinhausen ist es am Donnerstag morgen zu heftigen Kämpfen gekommen zwischen Kommunisten, die das Werk besetzt hielten, und Arbeitern, die zur Arbeit wollten. Die Arbeiter gingen schließlich mit Knüppeln auf die Kommunisten los und erzwangen sich den Zutritt zur Arbeitsstelle mit Gewalt. In die Schlägerei griffen schließlich belgische Soldaten ein, die die Kämpfenden auseinanderbrachten und 20 Kommunisten verhafteten. Die aus den Betrieben herausgeworfenen Kommunisten kehrten später mit Verstärkung zurück und besetzten erneut das Werk.«�

Statt den sozialdemokratischen Arbeitern geduldig zu erklären, wo ihre Interessen im Gegensatz zu denen ihrer Führer liegen, behandelte die KPD diese Arbeiter so, als ob sie mit ihren Führern identisch wären.

»Wir sagen den unabhängigen und mehrheitssozialistischen Arbeitern in aller Deutlichkeit: nicht nur auf das Haupt eurer Führer, auf das Haupt jedes einzelnen von euch kommt die Blutschuld, wenn ihr stillschweigend oder auch nur unter lahmen Protesten duldet, daß die Ebert, Severing, Hörsing den weißen Schrecken und die weiße Justiz gegen die Arbeiter loslassen. ... Schmach und Schande für den Arbeiter, der jetzt noch beiseite steht, Schmach und Schande über den Arbeiter, der jetzt noch nicht weiß, wo sein Platz ist.«�

Die Mehrheit der Arbeiter wurde verurteilt, weil sie sich nicht den Befehlen der Minderheit unterordnete!

Die Feinde der Partei lachten hämisch. Die rechten Überbleibsel der USPD hatten einen Punkt, den sie leicht ausnutzen konnten, um all diejenigen wieder an sich zu ziehen, die nach der Spaltung keiner der Parteien beigetreten waren. Sie brandmarkten die Aktion, deuteten an, Hörsing habe recht gehabt, als er die Polizei schickte - und erhielten die Unterstützung vieler Arbeiter, die nahe daran gewesen waren, die KPD zu unterstützen, bis sie als "Streikbrecher" beschimpft wurden.

Die Folgen für die KPD waren katastrophal. Ihre Aktion schien alles zu bestätigen, was ihre Feinde innerhalb der Arbeiterklasse behauptet hatten, daß sie "diktatorisch", "undemokratisch" und "putschistisch" wäre. Innerhalb weniger Wochen verlor die Partei 200.000 Mitglieder - etwa die Hälfte ihres Bestandes. Kämpfer, die zu intelligent waren, ihren Arbeitsplatz dadurch aufzugeben, daß sie alleine die Arbeit niederlegten, während ihre Kollegen weiter arbeiteten, verließen die Partei eher, als deren hirnverbrannte Anweisungen zu befolgen. Und hunderttausende ehemalige USPD-Mitglieder, die der VKPD nicht beigetreten waren, sahen ihre Zweifel bestätigt.

Der Staat nutzte die Gelegenheit, um seine repressiven Maßnahmen zu verstärken, verhaftete hunderte Kommunisten - auch den Parteivorsitzenden Brandler - und verbot kommunistische Zeitungen. Zehntausende von loyalen Kommunisten, die den Befehl der Partei, alleine zu streiken, befolgt hatten, wurden von der Direktion nicht mehr in die Betriebe gelassen. In vielen Gebieten waren die Bindungen zwischen kommunistischen und nicht-kommunistischen Arbeitern zerstört. Die Kommunisten schienen für viele andere Arbeiter die alten Geschichten über die "bolschewistischen Zerstörer" und die "gewaltbereiten Spartakisten" zu bestätigen.

Die Partei war ohne die Klasse in Aktion getreten - und hatte sich fast selbst in Stücke zerschlagen.

Die Spaltung der KPD-Führung

Die Hauptthese, die bisher in diesem Buch vertreten wurde, besagt, daß die deutsche Revolution eine Niederlage erlitten hat, weil es im November 1918 noch nicht einmal den Kern einer fest zusammenhängenden Partei gab. Zu jedem späteren Zeitpunkt beeinträchtigte dieser ursprüngliche Mangel die Bewegung und verhinderte, daß den Aufschwüngen der revolutionären Wut in der Arbeiterklasse eine zusammenhängende Richtung gegeben werden konnte. Auf den ersten Blick jedoch scheint die März-Aktion dieser These nicht zu entsprechen. Die Massenpartei existierte - und benahm sich ebenso verrückt wie Ledebour und Liebknecht im Januar 1919 oder die Führer der Roten Armee des Ruhrgebiets Ende März 1920.

Wie läßt sich die Diskrepanz erklären?

Selbst die mächtigsten revolutionären Bewegungen befreien sich nie vollständig vom Makel der Gesellschaft, die sie bekämpfen. Sie werden von Menschen aufgebaut, die in dieser Gesellschaft aufgewachsen sind, in ihnen pflanzen sich viele ihrer Untugenden fort - persönliche Eitelkeit, kleinliche Eifersüchteleien, irrationale Ahneigungen, zwanghafte Ängste. Notwendigerweise wird davon das politische Urteilsvermögen getrübt: von den großen revolutionären Führern war anscheinend nur Lenin in der Lage, solche persönlichen Gefühle ganz beiseite zu legen.

Das Problem wird hundertmal schlimmer, wenn revolutionäre Parteien, die erst wenige Tage existieren, in einen aussichtslosen Kampf verwickelt werden und schon bald darauf an die Schwelle des Sieges getragen werden. Ihre Führer können sich keine Skrupel leisten: sie müssen teilweise die vom Kapitalismus entwickelten und für ihn typischen Formen autoritärer Organisation benutzen, um den Kapitalismus zu bekämpfen. Sie müssen von den Parteimitgliedern Disziplin verlangen; sie müssen bereit sein, diejenigen zur Seite zu schieben, die ihnen zugewiesene Aufgaben nicht erfüllen können, egal wie gut ihre Absichten sind und wie groß ihr Ansehen.

Die Grenze zwischen einer willkürlichen, bloß von irrationalen persönlichen Gefühlen motivierten, und einer notwendigen Handlung läßt sich unter solchen Umständen immer schwer ziehen: für lange Diskussionen ist keine Zeit. In Deutschland 1921/22 schien diese Aufgabe fast unlösbar zu sein.

Eine revolutionäre Massenpartei war aufgebaut worden, nachdem die günstigsten revolutionären Gelegenheiten vorüber waren. Sie war einerseits durch einen Bruch mit den ungeduldigen, "linksradikalen", aber offensichtlich revolutionären Elementen (der Mehrzahl der Anhänger der KAPD) und andererseits durch eine Vereinigung mit Menschen, die sich sicherlich nach links bewegten, aber sich bislang noch nicht als Revolutionäre bewiesen hatten, aufgebaut worden. Die ganze Zeit hindurch gab es in dem einen oder anderen Industriegebiet Gruppen von Arbeitern, die zum Kampf bereit gewesen waren. Die Partei aber hatte genau soviel Energie verwandt, sie von selbstmörderischen Abenteuern zurückzuhalten, wie sie brauchte, um andere Gruppen von Arbeitern zu Unterstützungsaktionen zu drängen.

Zwangsläufig war diese Zeit für die Parteibasis wie für die Führung frustrierend. Alle mußten den täglichen Sticheleien der ausgeschlossenen "Linksradikalen" entgegentreten, sie seien "Zentristen", "Opportunisten" und "getarnte Sozialdemokraten". Des weiteren waren sie sich im Unklaren darüber, ob ein Zusammenschluß mit der USPD eine wirklich revolutionäre Partei hervorbringen könnte.

Dieses gespannte Verhältnis bestand schon zur Zeit der Bayerischen Räterepublik: Paul Levi hatte die Ausrufung der Zweiten (Kommu�nistischen) Räterepublik als ein Abenteuer kritisiert, während ein anderes Mitglied der Führung, Paul Frölich, sie voll und ganz gutgeheißen hatte.

Nach den Kämpfen in der Zeit des Kapp-Putsches flammte diese Debatte erneut auf. Jeder gab zu, daß die anfängliche Verurteilung des Generalstreiks durch die (verstümmelte) Parteizentrale ein dicker Fehler gewesen war. Der Streit ging um die Frage, wer dafür verantwortlich sei. Frölich gab zu verstehen, daß die Verantwortung bei Levi läge - obwohl gerade Levi, aus dem Gefängnis heraus, die Entscheidungen der Parteizentrale scharf gerügt hatte.

Frölichs Argument war, unter Levis Einfluß habe die Parteiführung vergessen, daß die Aktion, nicht die Propaganda, Menschen für revolutionäre Politik gewinne. Deshalb stünde der Abstentionismus (Zurückhaltung) der Parteizentrale zu Beginn des Kampfes mit ihrer Unterstützung einer "Arbeiterregierung" am Ende des Kampfes in Zusammenhang. Frölich verurteilte die Aufforderung an die Unabhängigen, einer solchen Regierung beizutreten. Es sei, als ob man gesagt habe: »Du bist schon eine Hure; prostituiere Dich wieder, so daß wir unsere Unschuld behalten können«.

Er erinnerte daran, daß Levi auf einer Versammlung der Berliner Betriebsräte gesagt hatte, für die Diktatur des Proletariats seien die Bedingungen noch nicht reif. Das sei, hob Frölich hervor, nichts als ein "Pseudomarxismus", der sich die Vorbereitung der Revolution nicht durch Aktion vorstelle, sondern durch »sechs Monate Zeit zur Organisationsarbeit und Agitationsarbeit, sechs Monate lang täglich einen Artikel voll historischer Weisheit und guten Pointen«. Was sich wirklich widerspiegele, sei »die Sehnsucht nach der Atempause«, was zu einer »rein opportunistischen Politik« geführt hätte.�

Levi verfügte immer noch über beträchtliche Unterstützung in der Parteiführung. Der Haupttheoretiker der Partei, August Thalheimer, schrieb eine vernichtende Entgegnung (die viele der Argumente auseinanderpflückte, die Thalheimer selbst zwölf Monate später anführen sollte). Er beschrieb Frölichs Artikel als »Rückfall von "Kinderkrankheit"«, mit anderen Worten: als Linksradikalismus:

»Wenn heute Paul Frölich mit dem allgemeinen Satz um sich wirft, daß die Entwicklung zum Siege über eine Kette von Niederlagen gehe, wenn er sich gegen den Satz des Spartakusprogramms wendet, daß wir uns auf den ausgesprochenen Willen der proletarischen Mehrheit stützen müssen, dann hat er bis heute weder die Lehren der Januar-Woche noch der Münchener Räterepublik begriffen.«�

Lenin schien in einem Anhang zu seinem berühmten Büchlein "Der 'linke Radikalismus', die Kinderkrankheit im Kommunismus" mit der Position der deutschen Parteizentrale über die Frage der Arbeiterregierung übereinzustimmen - obwohl er eine Reihe von Formulierungen als verfehlt kritisierte. Er beschrieb sie als:

»Grundsätzlich richtig ... eine Methode des praktischen Lehrens ... zweifellos eine richtige Taktik ... Aber es war ein Fehler, nicht darauf hinzuweisen, daß eine solche Regierung in der Praxis nicht mit der Bourgeoisie brechen wird.«

Lenin wurde damals aber nicht, wie später in der stalinisierten Komintern, als ein Gott betrachtet, und seine Worte scheinen weniger Einfluß in Deutschland gehabt zu haben als das Urteil Radeks. Der alte Aktivist in der deutschen Linken der Vorkriegszeit und Berater der deutschen Parteiführung in der Zeit der großen Kämpfe von 1919 war jetzt Sekretär der halb entwickelten Kommunistischen Internationale in Moskau. Er hatte alle Erfahrungen der deutschen Führung miterlebt und entwickelte anscheinend die gleiche Frustration und Ungeduld. In der Juliausgabe der Zeitschrift der Internationale, 'Die Kommunistische Internationale', setzte er sich mit seinem ganzen Gewicht für die Argumente Frölichs ein:

»Der Antiputschismus hat zu einem gewissen Quietismus geführt: weil es unmöglich war, in Deutschland die politische Macht zu erobern, - empirisch bewiesen 1919 - kamen sie im März 1920 zum Schluß, daß grundsätzlich jede Aktion unmöglich ist ...« Die Exekutive der Internationale habe »den Kampf gegen den Putschismus als richtig« betrachtet, aber sie sehe jetzt, daß »die doktrinär antiputschistische Propaganda ein Hindernis für die Bewegung geworden ist«. Außerdem habe die Parteizentrale, indem sie einer "Arbeiterregierung" "loyale Opposition" angeboten habe, »ihre historische Mission aufgegeben«.�

Die Auseinandersetzung hatte schon früher mit einem offenen Streit zwischen Radek und Levi über die Lehren der kurzlebigen Ungarischen Räterepublik vom März-Juli 1919 begonnen. Levi hatte starke Kritik an den ungarischen kommunistischen Führern, deren erster Bela Kun war, geübt, da sie die Macht übernommen hätten, bevor die Arbeiter dafür wirklich bereit waren. Radek antwortete (mit deutlichem Bezug auf Ereignisse in Deutschland), der Fehler läge nicht darin, daß sie die Macht übernommen hätten, sondern darin, daß sie es getan hätten, ohne eine klare Grenze zwischen sich und den "linken" Sozialdemokraten gezogen zu haben.�

In der Zeit, als der Zweite Kongreß der Kommunistischen Internationale im Juli 1920 in Moskau tagte, wurde der Streit schärfer. Offen wurde von einer von Levi geführten "rechten" Tendenz in der deutschen Partei gesprochen. Wie dem KPD-Parteitag im November (von Ernst Meyer) mitgeteilt wurde, hatte man in Moskau den Eindruck gewonnen, es gäbe zwei Flügel in der Partei; einen linken, geführt von Meyer und Rosi Wolfstein und einen rechten, geführt von Levi und Jacob Walcher. Levi erklärte ihnen, daß das keine politische Uneinigkeit sei, sondern ein Unterschied in der "Stimmung". Die "russischen Genossen" hätten dies jedoch als eine Fortsetzung der alten Differenzen gesehen, die Rosa Luxemburg und Jogiches von Lenin trennten.� Was als eine politische Diskussion angefangen hatte, wurde zweifellos von alten persönlichen Feindseligeiten überschattet - die vielleicht auf die absurde Vorkriegs-Racheaktion Rosa Luxemburgs gegen Karl Radek zurückgingen.

Die wichtigsten russischen Kommunisten, die am Aufbau der Internationale mitarbeiteten - Sinowjew und Bucharin, wie auch Radek, - drängten die deutsche Partei, etwas zu unternehmen, um einen Rechtsrutsch zu verhindern, Sie drängten zur Einheit mit dem "revolutionären Sauerteig" der KAPD, wie auch mit den Zentristen des linken Flügeis der USPD. Diese Perspektive behielten sie auch im Kopf, als sie die KAPD als Teil der Internationale akzeptieren wollten. Verhindert wurde dies durch die Proteste der gesamten KPD-Delegation ("Linke" wie "Rechte"), und der KAPD wurde der Status eines Sympathisanten zugewiesen.

Sinowjew und Bucharin sahen darin einen Beweis für den "konservativen" Einfluß Levis. Die Internationale war zu jener Zeit nicht der monolithische Block, zu dem sie später wurde. Meinungsverschiedenheiten über solche Streitpunkte galten als selbstverständlich. Die "Russen" konnten mit Levi nicht willkürlich verfahren. Falls sie dachten, sein Ansatz wäre falsch, mußten sie die deutsche Partei davon überzeugen. Es scheint so, daß Radek die Aufgabe übertragen wurde, die Anhänger Levis in der deutschen Partei zu gewinnen.

Die Aufgabe war nicht schwer. Nichts ist nervenaufreibender für einen revolutionären Führer als der ständige Versuch, Teile der Massen von einer verfrühten Aktion abzuhalten. Selbst ein vernünftiger, erfahrener Führer wie Brandler litt unter dem Gefühl der Enttäuschung - er hatte schließlich selbst viel Kritik hervorgerufen, weil er sich in den Kapp-Tagen nicht an »revolutionären Heldentaten« in seiner »Chemnitzer Festung« beteiligt hatte. Es war für ihn nicht schwer, die Schuld für eine Politik, die ihn unbeliebt machte, auf andere Leute zu schieben, statt auf die objektive Lage. Selbst im Nachhinein konnte er noch 40 Jahre später schreiben, daß er besorgt gewesen war, daß »in der deutschen Arbeiterschaft und auch in der KPD Tendenzen vorhanden seien, die den bewaffneten Kampf zwar nicht offen ablehnten ihm aber nach den Niederlagen 1918-20 indifferent gegenüberständen.«�

Diese "Sorgen" konnten Ende 1920 nicht durch die Anforderungen der Situation gerechtfertigt werden; sie spiegelten viel eher eine Enttäuschung darüber wider, daß man sich in einer Lage befand, in der der bewaffnete Kampf der Wirklichkeit nicht angemessen war.

Der große Erfolg der Politik Levis war die Geburtsstunde der neuen Vereinigten Kommunistischen Partei durch die Verschmelzung mit dem linken Flügel der Unabhängigen. Aber selbst das führte ein Teil der Führung gegen Levis angeblich zu große Mäßigung ins Feld. Wie auch Brandler bei einer anderen Gelegenheit betonte:

»Die Partei war so groß geworden, daß viele Mitglieder glaubten, die Stunde der Revolution sei gekommen. Die Leute waren so durch die reine Zahl der Parteimitglieder beeindruckt, daß sie es ablehnten, die überwältigende Stärke des Feindes in Betracht zu ziehen.«�

Aber nicht nur die alten Kommunisten wurden fortgerissen. Ein Großteil der Mitglieder, die aus der USPD kamen, war sogar noch ungeduldiger. Sie brachen mit der alten Führung, weil sie jetzt von der Notwendigkeit einer mächtigen revolutionären Partei, die auf revolutionärem Handeln gründete, überzeugt waren. Sie hatten das Gefühl, daß eine halbe Million in einer vereinigten kommunistischen Partei in der Lage sein sollte, das zu erreichen, was fast die doppelte Anzahl in einer halbherzigen Partei nicht erreichen konnte. Deshalb waren sie verblüfft, als die erste öffentliche Handlung der vereinigten Partei im Januar 1921 ein "Offener Brief' war, der die anderen "Arbeiterparteien" und die Gewerkschaften zur gemeinsamen Aktion aufforderte, einschließlich der SPD, die sie verachteten und der USPD, die sie gerade verlassen hatten. Der Aufruf legte eine Reihe von Punkten dar, in denen die öffentlichen Erklärungen dieser Parteien mit der Position der KPD übereinstimmten - die Verteidigung des Lebensstandards der Arbeiter, die Notwendigkeit der bewaffneten Selbstverteidigung gegen rechtsextreme Terrorgruppen, die Freilassung von politischen Gefangenen aus der Arbeiterklasse, Handelsbeziehungen mit Sowjetrußland. Der Aufruf stellte fest:

»Indem wir dies als Basis für Aktionen vorschlagen, verbergen wir keinen Moment lang unsere Auffassung, daß diese Forderungen dem Elend der Massen kein Ende bereiten können. Die Kommunistische Partei ist zu gemeinsamen Aktionen mit anderen, von der Arbeiterklasse unterstützten Parteien bereit, um diese Forderungen durchzusetzen, aber ohne, daß sie ihr Recht aufgibt, die Idee des Kampfes um die Diktatur unter den Massen weher zu propagieren.«

Dieser Aufruf zur gemeinsamen Aktion wurde von den Führern der anderen Parteien ignoriert. Bestimmte Teile ihrer Basis� reagierten positiv, was zeigte, daß dies ein Weg war, diejenigen zu den Kommunisten herüber zu ziehen, insbesondere ehemalige Unabhängige, die nach der Spaltung weder der einen noch der anderen Partei beigetreten waren. Innerhalb der Kommunistischen Partei und der Internationale aber verstärkte der "Offene Brief' die Feindseligkeit gegenüber Levi: nur eine Intervention Lenins hinderte die Exekutive der Kommunistischen Internationale (geführt von Sinowjew und Bucharin) daran, den Aufruf öffentlich zu verurteilen.

Anfang März spitzten sich all diese Spaltungen zu. Levi hatte kurz zuvor die Komintern-Delegierten auf dem Kongreß der Sozialistischen Partei Italiens verärgert, weil er öffentlich ihre Taktik ablehnte, die Partei zu spalten, um eine neue, vom italienischen Linksradikalen Bordiga geführte, kommunistische Partei zu bilden. Einer dieser Delegierten, Rakosi, wohnte dann einem Treffen des Zentralkomitees der deutschen Partei bei und nutzte alle bestehenden Abneigungen gegen Levi aus, um das Zentralkomitee zu überzeugen, dessen Verhalten mit 28 zu 23 Stimmen zu verurteilen. Darüber hinaus deutete Rakosi in der Begründung seines Antrags an, daß weitere Spaltangen notwendig seien - »in Italien, in Frankreich oder in Deutschland«. Das war offensichtlich ein Angriff auf Levi selbst.

In einer ärgerlichen Reaktion traten Levi und vier seiner Anhänger - einschließlich Däumig, dem gleichberechtigten zweiten Vorsitzenden der KPD, und Clara Zetkin, der alten Freundin von Rosa Luxemburg - aus der Parteizentrale aus. Die Führung blieb jetzt in den Händen der Gruppe, die von der Ansicht überzeugt worden war, daß Levi zu "vorsichtig" gewesen sei - Frölich, Brandler, Meyer und Thalheimer. In einer Reihe von Briefen drängte Radek sie dazu, Levis Standpunkt in der Partei endgültig zu zerstören.�

Verhängnisvoll für die spätere Entwicklung der Partei war der ungeheure Auftrieb, den diese Vorschläge einer viel "linkeren" Tendenz gaben, die sich in Berlin anfing zu entwickeln. Im Zentrum dieser Gruppe stand interessanterweise Ernst Friesland, der zu Beginn des Kapp-Putsches in erster Linie für die abwartende Haltung verantwortlich war (was die "Linke" nicht daran hinderte, die Schuld auf Levi zu schieben, der im Gefängnis gesessen hatte). Die freimütigsten Vertreter dieser Tendenz waren aber zwei junge kommunistische Intellektuelle Mitte zwanzig, von denen keiner mehr als drei Jahre Revolutionär war - Ruth Fischer und Arkadi Maslow.

Der letzte Anstoß für die Märzaktion kam aber nicht von denjenigen in der deutschen Partei, die sich gegen Levi gestellt hatten. Einige Tage später traf der ungarische Kommunist Bela Kun als Delegierter aus Moskau in Berlin ein. Es ist unklar, ob die Ratschläge, die er der neu zusammengesetzten deutschen Parteizentrale gab, seine eigenen waren oder auf Befehl übermittelt wurden - Brandler behauptet, Kun habe Anweisungen von Sinowjew, dem Präsidenten der Internationale, weitergegeben.� Über die Ratschläge aber, die er gab, gibt es keine Unklarheit.

Levi erklärte in einem Brief an Lenin vom 29. März, Kun habe sich mit ihm und Zetkin getroffen und ihnen mitgeteilt:

»Rußland ist in einer sehr schwierigen Lage. [Es hatte eine weitverbreitete Hungersnot gegeben, die zu Bauernaufständen und zum Kronstadter Aufstand geführt hatte] Es ist unbedingt notwendig, daß es durch die Bewegung im Westen entlastet wird und deshalb muß die KPD handeln ...

Die VKPD zählte jetzt 500.000 Mitglieder, mit diesen könnt ihr 1.500.000 Proletarier auf die Beine bringen, was genügt, um die Regierung zu stürzen. Er sei also für sofortigen Beginn des Kampfes mit der Parole: Sturz der Regierung.«�

Offensichtlich übermittelte Kun der neuen Zentrale die gleiche Botschaft. Auf einem Treffen des Zentralkomitees (einem größeren Gremium als der Zentrale) am 16./17. März sagte Brandler, der an Stelle von Levi Parteivorsitzender war:

»Die Gegensätze zwischen den imperialistischen Staaten haben sich verschärft, die Gegensätze zwischen Amerika und England haben sich zugespitzt. Wenn nicht durch eine Revolution eine andere Wendung eintritt, werden wir in Kürze vor einem anglo-amerikanischen Krieg stehen... innenpolitische Schwierigkeiten liegen im Bereich der Möglichkeit ... Es ist mit 90 % Walrrscheinlichkeit damit zu rechnen, daß es zum bewaffneten Konflikt kommt zwischen den deutschen und polnischen Imperialisten. Ich behaupte, daß wir heute zwei bis drei Mitlionen nichtkommunistische Arbeiter beeinflussen können, die in Aktionen, auch in Angriffsaktionen von uns, unter unserer Fahne kämpfen werden. Dann verpflichtet uns die jetzige Situation, mit Aktionen einzugreifen, um die Dinge in unserem Sinn zu ändern.«�

Daraus schloß Frölich, auch für die Zentrale: »Wir haben durch unsere Tätigkeit dafür zu sorgen, daß dieser Ausbruch kommt, wenn es sein muß, durch Provokation der Einwohnerwehren...«�

So bestand aufgrund höchst problematischer Vorhersagen die allgemeine Strategie der Partei darin, von der Defensive zur Offensive überzugehen.

Die "Theorie der Offensive"

Der neuen Wende lag eine Theorie zugrunde, die später als die "Theorie der Offensive" oder "Offensivtheorie" bekannt wurde. Dies war eine Doktrin, die Bucharin in Moskau propagierte und die in unterschiedlichem Ausmaß von Sinowjew, Kun, Radek, der neuen deutschen Zentrale und den Berliner Linken um Friesland, Fischer und Maslow übernommen wurde.

Das grundsätzliche Argument lautete, es sei für die Kommunistische Partei nicht mehr notwendig, passiv zu bleiben und auf spontane Entwicklungen in der Klasse zu warten. Im Zuge des Zusammenbruchs des Kapitalismus könnte eine kommunistische Massenpartei Sie Massen "aufwecken", sie in Teilkämpfen zu entscheidenden, offensiven bewaffneten Aktionen bringen. Diese würden die Instabilität des Systems steigern und mehr Arbeiter zur Aktion treiben, bis schließlich die Machtübernahme auf der Tagesordnting stünde.

Wie diese "Strategie" in Deutschland anzuwenden sei, wurde kurz vor der Märzaktion in einem Brief an bestimmte Mitglieder der deutschen Zentrale dargelegt:

»Wenn sich die Kluft zwischen Deutschland und der Entente erweitert und vielleicht zum Krieg führt, werden wir uns zu Wort melden. Ihr müßt alles tun, um die Partei zu mobilisieren, auch dann, wenn nur diese Möglichkeit besteht ... Wenn Sie jetzt nicht ständig auf Aktion drängen ..., werden Sie im wichtigen Augenblick scheitern ... Weniger Betonung auf radikale Losungen, stärkere Betonung der Aktion...«�

Im Vergleich zu der Interpretation, die seine Leser ihm gaben, war der Brief vorsichtig formuliert und an Bedingungen geknüpft. Frölich erklärte dem Zentralkomitee, die neue Taktik sei

»... ein vollkommener Bruch mit der Vergangerheit. Bisher hatten wir die Taktik, oder vielmehr wir sind gezwungen gewesen zu der Taktik, daß wir die Dinge an uns herankommen ließen, und sobald eine Kampfsituation gegeben war, in dieser Situation unsere Entschlüsse faßten. Jetzt sagen wir: wir sind so stark und die Situation ist so verhängnisschwanger, daß wir daran gehen müssen, das Geschick der Partei und der Revolution selbst zu zwingen ...

Wir haben jetzt von Partei wegen die Offensive zu übernehmen, zu sagen, wir warten nicht, bis man an uns herankommt, bis wir vor Tatsachen stehen; wir wollen ... diese Tatsachen schaffen.«�

Die verheerenden Folgen der Märzaktion brachten diese Theorie nicht sofort in Mißkredit. Radek, der privat zugab, zu der Aktion sei vielleicht "zu früh" aufgerufen worden, bestand vier Wochen später öffentlich darauf, daß es viele weitere solcher "Teilaktionen" geben müßte. »Die Entwicklung der deutschen Revolution ging über hundert zusammengebrochene territoriale Teilaktionen.«�

Die Parteizentrale machte geltend:

»... in Zeiten politischer Hochspannung sind solche Aktionen, auch wenn sie zu einer vorübergehenden Niederlage führen, die Voraussetzung künftiger Siege, und für eine revolutionäre Partei die einzig mögliche Art, die Massen für sich und den siegreichen revolutionären Kampf zu gewinnen, die objektiv politische Lage den indifferenten Massen erst zum Bewußtsein zu bringen.«�

In Wirklichkeit hatten diese Aktionen der Partei einen furchtbaren Schaden zugefügt. Sie verlor die Hälfte ihrer Mitglieder. Hunderttausende Arbeiter, die zwischen den beiden Hälften der alten USPD geschwankt hatten, wurden abgeschreckt. Noch ein paar weitere derartige Aktionen hätten die Partei völlig zerstört.

Eigentlich war die "Theorie der Offensive" nichts Neues. In vieleriei Hinsicht war sie eine Neuauflage dessen, was die Linksradikalen Anfang 1919 vertreten hatten. Als Theorie ist sie auch in jüngster Zeit in Mode gekommen: sie lag der guevaristischen Ansicht zugrunde, die in vielen revolutionären Gruppen Ende der 1960er und Anfang der 1970er Jahre verbreitet war, - und drückte sich in dem Slogan aus: »Die Pflicht des Revolutionärs ist, die Revolution zu machen.«

Alle diese Spielarten der gleichen Grundposition behaupten, daß Revolutionäre die Arbeiter irgendwie durch bewaffnete Aktionen, die von einer aktiven Minderheit durchgeführt werden, zum Aufstand treiben könnten. Alle vergessen, daß Arbeiter, sogar als Mitglieder einer revolutionären Partei, nur dann revolutionäre Aktionen unternehmen werden, wenn sie selbst das Gefühl haben, daß eine Umwälzung der Gesellschaft notwendig ist. Es sind nicht Revolutionäre, die Revolutionen machen; die Masse der Arbeiter macht sie. Die Aufgabe von Revolutionären besteht darin, diese Arbeiter zuführen, nicht sie zu ersetzen.

Die Märzaktion von 1921 war die größte Erprobung dieser Theorie, die je in der Geschichte versucht wurde. Der darauffolgende Rückschlag hätte die endgültige Widerlegung dieser Theorie zur Folge haben müssen.

Die Krise in der Partei

Die Folgen der Märzaktion lösten sowohl bei der deutschen Kommunistischen Partei als auch bei der Kommunistischen Internationale eine Welle von Erschütterungen aus.

Die erste Erschütterung in Deutschland war Paul Levis Austritt aus der Partei - des bekanntesten Mitglieds, das sich der Aktion widersetzt hatte. Levi war seit dem Tode von Jogiches bis zu seinem Rücktritt, knapp eine Woche vor der Aktion, der einflußreichste Führer der Partei. Er war zweifellos der Fähigste ihrer Führer. Anscheinend hat er aber diejenigen, die ihm nicht zustimmten, ziemlich ausgiebig verachtet. Levi verstand im Grunde genommen nicht, daß es gerade die aufrichtigen und mutigen revolutionären Überzeugungen gewesen sindd, die viele, die erst vor kurzem vom Kommunismus überzeugt worden waren, zu Taten des linksradikalen Irrsinns verleiteten.

Alfred Rosmer, der Levis Feinde nicht besonders mochte, beschrieb ihn zur Zeit des Zweiten Kongresses der Internationale in Moskau:

»Die Kommunisten, die ihm in Heidelberg Widerstand geleistet hatten, waren ihm auf den Tod zuwider; er war von ihnen besessen; der Konflikt nahm das Aussehen einer persönlichen Affäre an; die Syndikalisten waren in seinen Augen politisch unzuverlässig. ... Er kam immer wieder auf diese fürchterliche Opposition zurück; das grenzte an Verfolgungswahn.«�

Die Torheit der Mehrheit der Führung hatte Levi wütend gemacht, und er verbarg seinen Zorn nicht. In einer einige Tage später veröffentlichten Broschüre verurteilte er die Aktion. Die Broschüre mit dem Titel "Unser Weg wider den Putschismus" war eine glänzende Widerlegung der Beweisführung, die zum »größten bakunistischen Putsch in der Geschichte« geführt hatte. Er setzte all seine rhetorischen und sarkastischen Fähigkeiten ein, um nachdrücklich klar zu machen, daß es Wahnsinn sei, eine "offensive" bewaffnete Aktion einzuleiten, während die Masse der Arbeiter passiv verharrte, und die Partei nur einige Wochen vorher in zwei Dritteln des Reichs weniger als ein Drittel der addierten Wählerstimmen von SPD und USPD erhalten hatte.

Levi beharrte daraut, daß es für die kommunistische Massenpartei keineswegs einfacher, sondern schwieriger sei, als für den winzigen Spartakusbund 1918/19, sozialdemokratische Arbeiter zum Kämpfen zu bringen.

»Die Sozialreformisten jeglicher Art waren bei Beginn der deutschen Revolution völlig in der Defensive. Sie hatten zwar große Massen hinter sich, aber ihre Reihen waren ungeordnet; ... Heute hat der Sozialreformismus einen bewußten und zähen Widerstand gegen den Kommunismus organisiert; ja, teilweise schon geht er aus der Defensive in die Offensive über, ... Der geistige Einfluß der Kommunisten auf die noch unentschiedenen oder noch reformistisch gesinnten proletarischen Massen fällt den Kommunisten nicht mehr in den Schoß. Er muß errungen werden.«�

Anstatt die Arbeiter zu gewinnen, »hat die Zentrale schon mit der Lieblingsgarde Bakunins gespielt, dem Lumpenproletariat«. »Die Arbeitslosen wurden als Sturmkolonne« gegen die beschäftigten Arbeiter »geschickt«. Die Folge war »ein aus der Pistole geschossener Aufstand gegen die Bourgeoisie und vier Fünftel des Proletariats, ein Putsch«.�

Die Broschüre vernichtete die Verfechter der "Theorie der Offensive". Die Schwierigkeit bestand aber darin, daß sie in einem Stil geschrieben war, der es fast darauf anlegte, die Parteibasis nicht zu gewinnen, sondem sie nur wütend zu machen. Er vermittelte den Eindruck, es würde über ihren Mut, über ihre Bereitschaft auf die Straßen zu gehen und zu kämpfen, gespottet. Der Tonfall entsprach jemandem, der die Partei von außen beobachtete, und nicht jemandem, der ein Teil von ihr, auch ihrer Fehler, war. Für die Mehrheit der Parteiführung, die noch nichts aus der Aktion gelernt hatte, war es sehr leicht, die Parteimitglieder gegen Levi aufzubringen, weil er in diesem Ton geschrieben hatte. Sie mußte sich seinen Argumenten nicht stellen. Levi wurde aufgrund eines »Verstoßes gegen die Disziplin« aus der Partei ausgeschlossen, ohne daß sie auf einen einzigen Punkt seiner Kritik hätte antworten müssen.

Der internationale Streit

In Moskau wurde bald so heftig wie in Berlin über die Märzaktion gestritten. Denn obwohl ein Teil der Führung der Kommunistischen Internationale auf offensive Aktionen gedrängt hatte, hatten Führer wie Lenin und Trotzki keine Ahnung, was geplant und gesagt worden war.

In seiner Broschüre wies Levi selbst auf eines der größten Probleme der Kommunistischen Internationale hin. Sie wurde von der Bolschewistischen Partei Rußlands dominiert, die, aufgrund ihrer Erfahrung mit einer erfolgreichen Machtübernahme, den anderen Parteien Millionen Dinge lehren konnte. Die Bolschewistische Partei war jedoch ganz mit der Verteidigung der Revolution in Rußland in Anspruch genommen. Eine Folge war:

»Zunächst ist natürlich Rußland nicht in der Lage, die besten Kräfte abzugeben. Die haben in Rußland Posten, an denen sie nicht zu ersetzen sind. So kommen nach Westeuropa Kräfte und Genossen, jeder einzelne voll des besten Willens, jeder einzelne voll eigener Gedanken und jeder einzelne voll des Eifers, um einmal zu zeigen wie er "die Sache schmeißt". So wird Westeuropa und Deutschland zum Versuchs-feld für allerhand Staatsmänner im Duodezformat, von denen man den Eindruck hat, daß sie hier ihre Künste entwickeln wollen ... Verhängnisvoll wird die Sache aber dann, wenn Venreter gesandt werden, die nicht einmal menschlich die nötigen Garantien bringen.«�

Zweifellos war genau das passiert, als Bela Kun im März 1921 nach Berlin kamm. Die meisten führenden Kommunisten waren der Auffassung, daß Kun als Führer der ungarischen Räterepublik riesige Fehler gemacht hatte. Dann hatte er sich mit Lenin wegen seiner Aktivitäten im sowjetischen Mittleren Osten überworfen. Er sah nun die Chance, sich mit einer erfolgreich durchgezogenen Operation in Deutschland reinzuwaschen, wenn es ihm nur gelingen würde, den Widerstand der "konservativen", "halbzentristischen" deutschen Führer zu überwinden.

Aber die Verantwortung lag nicht nur bei Kun. Es ist fast sicher, daß er von denjenigen grünes Licht bekam, die für die russische Partei in der Kommunistischen Internationale die Verantwortung trugen - insbesondere von Sinowjew, dem Präsidenten der Internationale. Seit vielen Jahren hatte Sinowjew mit Lenin zusammengearbeitet und von ihm einen bestimmten Arbeitsstil gelernt. Er hatte erkannt, daß der Aufbau revolutionärer Parteien verlangt, den "Bogen zu überspannen"�, das heißt plötzliche Wechsel von einer Taktik zur anderen durchzuführen, wenn sich die Bedingungen verändern. Leider hatte er von Lenin nicht gelernt, wie man zu einer objektiven Einschätzung kommt, die Voraussetzung ist, um zu erkennen, wann die taktische Wende stattfinden muß. Er konnte die Form der Methode Lenins nachahmen, aber nicht den Inhalt.

Er hatte ebenfalls nicht von Lenin gelernt, wie man andere Kommunisten von einem solchen Wechsel in der Taktik überzeugt. Lenin argumentierte vorsichtig und geduldig, bis die Partei die Änderung angenommen hatte: seine Gesammelten Werke sind voll von Artikeln, die mehrfach die gleichen Themen wiederholen, an jedem besonderen Punkt in der Geschichte der Bolschewistischen Partei. Im Gegensatz dazu war Sinowjew ein Demagoge, der auf der Bühne glänzte, aber dazu neigte, Leute einzuschüchtern, statt geduldig zu erklären. Typischerweise erzählt Brandler, wie er »auf den Tisch schlug«, um ausländische Kommunisten zur Annahme eines Punktes zu bringen;�  es ist schwer vorstellbar, daß Lenin so etwas gemacht hätte.

lsaac Deutscher schreibt über Sinowjew: »Er verstand es meisterhaft, sich Lenins Gedanken zunutze zu machen und als Lenins lautes und stürmisches Organ zu fungieren; aber er selbst war kein großer Denker.«� Tatsächlich lag Sinowjew, wenn er nicht nach direkten Anweisungen Lenins handelte, fast immer falsch: Er widersetzte sich der bolschewistischen Revolution im Oktober 1917 und zeigte nach dem Tod Lenins weder Überblick noch Willenskraft.

Der andere gewichtige Bolschewik, der sich an der regelmäßigen Arbeit der Internationale beteiligte, war Bucharin. Er neigte weniger zur Demagogie als Sinowjew und war ein bedeutenderer Denker. In den Jahren 1920 und 1921 war er allerdings immer noch ein ausgesprochen "linker Bolschewik". 1918 hatte er seine eigene "Theorie der Offensive" entwickelt, namlich bei den Verhandlungen von Brest-Litowsk. Er vertrat die Auffassung, daß die Bolschewiki aus dem Nichts eine Rote Armee hervorzaubern und die Revolution durch offensive Aktionen gegen die deutschen Truppen ausweiten könnten. 1920 führten ihn die gleichen Überlegungen dazu, den Vormarsch der Roten Armee bis vor die Tore Warschaus begeistert zu unterstützen, auch gegen den Rat des Kriegskommissars Trotzki.�

Bis zur Märzaktion hatten Sinowjew und Bucharin zusammen mitRadek ein starkes Gewicht bei der Leitung der Kommunistischen Internationale. Gelegentlich erschienen Lenin und Trotzki bei Treffen der Exekutive, aber normalerweise waren sie mit anderen Aufgaben viel zu beschäftigt. »Die Exekutive der Kommunistischen Internationale war damals bloß ein bescheidenes Büro. Lenin war nur zwei- oder dreimal bei ihren Treffen anwesend; er hatte einfach keine Zeit, häufiger zu kommen«, sagte Brandler.�

Im Nachhinein läßt sich erkennen, daß diese »zwei oder drei Besuche« Lenins schon dazu geführt hatten, daß für den Aufbau der kommunistischen Parteien in Westeuropa eine andere Perspektive als die von Sinowjew und Bucharin entstand. Lenin unterstützte beispielsweise in den Kapp-Tagen den Vorschlag einer "Arbeiterregierung" und im Januar 1921 den Offenen Brief an die Sozialdemokraten. Aber bis zur Märzaktion hatte er nicht begriffen, daß sich seine Perspektive grundsätzlich von der von Sinowjew und Bucharin unterschied. Er schloß sich zum Beispiel ihrem Vorschlag an, Druck auf die KPD auszuüben, damit sie sich mit der "linksradikalen" KAPD vereinigte.

Bald nach der Märzaktion schrieb Lenin an Levi und Clara Zetkin:

»Über die neuesten Streiks und die aufständische Bewegung habe ich fast nichts gelesen. Daß ein Vertreter der Exekutive eine irrsinnige, linksradikale Taktik der sofortigen Aktion vorschlug, »um den Russen zu helfen«, glaube ich ohne Schwierigkeiten: dieser Vertreter [Kun] ist oft viel zu weit links. Meiner Ansicht nach solltet Ihr in derartigen Fällen nicht nachgeben, sondern protestieren und den Fall sofort vor eine Vollversammlung der Exekutive bringen.«

Seine Haltung wurde aber bald beträchtlich härter. Er studierte die deutschen Ereignisse im Einzelnen und kam zu dem Schluß, daß nicht nur Kun, sondern auch die Führung der Komintern, eine ungeheure Torheit begangen hatte. Am 18. Juni schrieb er an Sinowjew: »Das Wesen der Sache besteht darin, daß Levi politisch in sehr vielem recht hat. Die Thesen Thalheimers und Bela Kuns sind politisch grundfalsch.« - und das, nachdem der Ausschluß Levis aus der deutschen Partei von der Internationale bestätigt worden war!

»Es ist schrecklich viel versäumt worden«, fuhr er fort. Bezüglich der Theorie, die der Aktion zugrunde lag, fügte er hinzu:

»Unsinnig und schädlich ist es, zu schreiben und anzunehmen, die Periode der Propaganda sei vorbei, begonnen habe die Periode der Aktionen. ... Man muß unentwegt und systematisch um die Mehrheit der Arbeiterklasse, in erster Linie innerhalb der alten Gewerkschaften, ringen.«

Lenin erklärte Clara Zetkin - die sich bei ihm für Levi einsetzte, »Levi hat seinen Kopf verioren; aber wenigstens konnte er einen verlieren«. Die "Theorie der Offensive" sei Unsinn:

»Ist das überhaupt eine Theorie? Bewahre, das ist eine Illusion, ist Romantik.... Wir dürfen nicht dichten und träumen... Einstweilen hören wir noch mehr auf Marx als auf Thalheimer und Bela ... Von der russischen Revolution kann man immerhin noch mehr lernen als von der deutschen "Märzaktion'.«�

Trotzki war, unabhängig davon, zur gleichen Ansicht gekommen. Sie entschieden sich, gemeinsam zu kämpfen, um die "Theorie der Offensive" beim Dritten Kongreß der Internationale, der Ende Juni 1921 zusammentreten sollte, "zu ersticken".

Es mag vielleicht merkwürdig erscheinen, aber es war keineswegs gewährleistet, daß Lenin und Trotzki eine Mehrheit auf dem Kongreß erhalten würden. Der Zeitpunkt lag vor der Stalinschen Periode, und die Delegierten hatte alle Freiheit, sich ihre eigene inhaltliche Meinung zu bilden und dementsprechend zu entscheiden. Sinowjew und Bucharin waren unnachgiebige Gegner von Lenin und Trotzki und versuchten vor Beginn des Kongresses, Delegierte einzeln von ihrem Standpunkt zu überzeugen.

Eines aber half Lenin und Trotzki. Ein Teil der deutschen Führung, die die Märzaktion eingeleitet hatte, hatte neuerlich nachgedacht: Brandler war nach Rußland geflohen, um der Verhaftung zu entkommen und änderte rasch seine Meinung über die Märzaktion. In Moskau gelang es Lenin und Trotzki sogar, den "Theoretiker der Offensive" Thalheimer und den Berliner Linksradikalen Friesland zu überzeugen.

Der Kongreß war ein politischer Sieg für die Linie, die die beiden Führer der russischen Revolution vertraten. Als Lenin sprach, bestan er darauf, daß die sogenannten "rechten" politischen Positionen, die von der deutschen Führung bis zur "Linkswende" im März vertreten worden waren, richtig gewesen seien. Er erklärte, der Offene Briet der zur Einheitsfront mit den anderen "Arbeiter"- Parteien aufgerufen habe, sei als politischer Schritt vorbildlich. Er ist vorbildlich als erster Akt der praktischen Methode, die Mehrheit der Arbeiterklasse zu gewinnen. Wer nicht versteht, daß wir in Europa, wo fast alle Proletarier organisiert sind, die Mehrheit der Arbeiterklasse erobern müssen, der ist für die kommunistische Bewegung verloren, der wird niemals etwas lernen, wenn er das in den drei Jahren der großen Revolution noch nicht gelernt hat.�

Lenin zog den Schluß, daß die deutschen Führer 1920 mit ihrer harten Opposition gegen die KAPD recht gehabt hatten. Er schrieb an Sinowjew: »Ich sehe klar, daß es ein Fehler von mir war, für die Zulassung der KAPD [in die Internationale] zu stimmen.« Bei dem Kongreß selbst erklärte Lenin: Ich habe »zu meinem größten Bedauern« und »zu meiner tiefsten Beschämung« die Auffassungen der KAPD über den "Offenen Brief' gehört.�

Trotzki war ebenso scharf: »Es ist unsere Pflicht, den deutschen Arbeitern klar zu sagen, daß wir die Philosophie der Offensive als die höchste Gefahr betrachten, und daß die praktische Anwendung das schlimmste politische Verbrechen darstellt.« Er kritisierte nicht nur die "Theorie der Offensive", sondern fing an, eine strategische Alternative auszuarbeiten, die im Laufe des folgenden Jahres als die Strategie der "Einheitsfront" bekannt wurde. Er betonte stark, daß die erste große revolutionäre Welle vorbei sei. Der Kapitalismus habe sich vorläufig erfolgreich stabilisiert. Ein weiterer großer Schlag würde ihn nicht stürzen. Die Zeitspanne bis zur Ausbreitung der Revolution würde "Jahre", nicht Wochen, betragen.�

Die Aufgabe der Kommunistischen Partei, sagte Trotzki, bestünde darin, die Atempause von zwei oder drei Jahren zu nutzen, um in der Arbeiterklasse Massenunterstützung zu gewinnen. Sie hätte dazu die Chance, weil die Bourgeoisie die Verlängerung ihrer Lebensfrist nutze, um eine Offensive gegen frühere Errungenschaften der Arbeiter einzuleiten - mit Lohnkürzungen, Arbeitslosigkeit, zunehmender Repression, längeren Arbeitszeiten, einem Anwachsen der faschislischen Rechten. Die Sozialdemokraten und die Gewerkschaftsbürokratien wären zu eng mit den Kapitalisten verbunden, um zu radikalen Kampfformen überzugehen, denn mit diesen allein könnte man die Verteidigungskämpfe gewinnen. Die Kommunistische Partei müßte den Kampf um diese "Teilforderungen" aufnehmen und den Anhängern der Sozialdemokratie zeigen, daß auch beschränkte Verteidigungskämpfe allein mit revolutionären Methoden gewonnen werden können.

In den Monaten nach dem Kongreß entwickelte sich die Auseinandersetzung weiter: Der einzige Weg, die sozialdemokratischen Arbeiter zu überzeugen, bestünde darin, der vom deutschen "Offenen Brief' angebahnten Taktik zu folgen - den Führern der sozialdemokratischen Parteien und der Gewerkschaften gemeinsame Aktionen anzubieten. Nur, indem man die Führer anspreche, könnten die Kommunisten deren Basis erreichen.

Falls die Führer die Einladung zur gemeinsamen Aktion annähmen, selbst wenn es nur um beschränkte Teilforderungen ginge, die unmittelbar aus dem reformistischen sozialdemokratischen Programm stammten, wäre das auch gut und richtig: ihre Basis würde an der Seite der Kommunisten in den Kampf eintreten. Dabei würde die Basis erkennen, daß die Lügen, die ihnen ihre Führer über die Kommunisten erzählt hatten, falsch sind und lernen, daß gerade die Kommunisten und nicht die sozialdemokratischen Führer bereit sind, »um jede Brotkruste« zu kämpfen.

Falls die sozialdemokratischen Führer die Einladung zum Kampf zurückwiesen, wäre auch das zum Vorteil der Kommunisten - die sozialdemokratischen Führer würden in der Praxis beweisen, daß gerade sie es sind, die die Klasse spalten.

Lenin und Trotzki setzten ihre neue Strategie beim Kongreß der Internationale durch. Dabei stimmten sie aber einem Teilkompromiß zu, der das "Gesicht" desjenigen Teils der Komintern-Führung "wahren" sollte, der die "Linken" in der deutschen Partei unterstützt hatte. Ein Element des Kompromisses bestand darin, daß Paul Levi aus der Partei und der Internationale ausgeschlossen blieb.

Lenin rechtfertigte dies gegenüber Clara Zetkin, indem er daraufhin-wies, daß der Ton der Angriffe Levis auf die Märzaktion, viele gute Kommunisten gegen ihn einnehmen mußte:

»Paul Levis gänzlich negative Kritik, die kein Funken Solidarität mit der Partei erkennen ließ, und die Genossen mehr durch ihren Ton als durch ihren Inhalt verärgerte, hat die Aufmerksamkeit von den wichtigsten Gesichtspunkten des Problems abgelenkt ... Eine rücksichtslose Kritik der Marzaktion war notwendig. Was aber hat Paul Levi gegeben? Es ist grausame Zerfleischung der Partei.«�

Nach Lenins Ansicht bestand keine andere Wahl, als Levi zu maßregeln - obwohl er hoffte, daß Levi nach sechs Monaten disziplinierten Verhaltens außerhalb der Partei wieder beitreten würde.

Dieser Teil des Kompromisses war vielleicht notwendig. Er war aber kaum zufriedenstellend. Denn während Lenin Zetkin erzählte: »Ich weiß Levi und seine Fähigkeiten zu schätzen ... Er hat sich in Zeiten der schlimmsten Verfolgung bewiesen«, beschrieb einer der Verantwortlichen für die "Offensive", Radek, Levi auf den Seiten des offiziellen Organs der Internationale als vornehmen Nachtschwärmer und Feigling.�  Außerdem erklärte das Büro der Internationale - über den Unterschriften von Lenin, Trotzki und anderen - dem Sinne nach »ist Levi ein Verräter... Es ist eine widerwärtige Lüge, vorzugeben, daß das Exekutivkomitee oder seine Vertreter den Märzaufstand provozierten«.�

Es ist unwahrscheinlich, daß Levi solche Erklärungen freundlich aufgenommen hat - oder was vielleicht wichtiger ist, auch nicht der Teil der deutschen Führung, der die Wahrheit kannte und mit ihm übereinstimmte. Die Erklärungen bereiteten erst recht nicht die Partei und deren Sympathisanten auf die Wahrheit vor, die von Feinden der Partei enthüllt werden konnte - das geschah, schließlich, als die sozialdemokratische Zeitung Vorwärts im November interne Parteidokumente erhielt, die im Einzelnen die "Provokationen" im März aufführten.

Der andere Teil des Kompromisses spielte sich innerhalb der Internationale selbst ab. Nachdem Sinowjew und Buchartn zugestimmt hatten, die von Lenin und Trotzki vertretene zukünftige Perspektive mitzutragen, wurden auf dem Kongreß von Sinowjew, Bucharin, Lenin und Trotzki gemeinsam Thesen vorgestellt. Als Gegenleistung verschwieg man vor der großen Mehrheit der Kongreßdelegierten, daß Sinowjew und Bucharin den deutschen Irrsinn unterstützt hatten. Das Protokoll des Kongresses vermittelt den Eindruck, daß Sinowjew, Bucharin und Radek ebenso kritisch gegenüber der Märzaktion waren wie Lenin und Trotzki: als ob die Debatte zwischen allen fünf und der Mehrheit der deutschen Delegation stattgefunden habe. Erst Ende der 1920er Jahre enthüllte Trotzki öffentlich, daß es zwei "Fraktionen" innerhalb der russischen Führung gegeben hatte.

Mit dem Kompromiß rettete Sinowjew sein Gesicht, und er ermöglichte Lenin und Trotzki, die große Mehrheit der Internationale für ihren "neuen Kurs" zu gewinnen. Es schien ein geringes Übel zu sein, eine Untersuchung der Vergangenheit zugunsten der Kontrolle über die Zukunft fallenzulassen. Aber im nachhinein muß man fragen, ob es richtig war, den Kompromiß einzugehen. Indem Sinowjews Gesicht gewahrt wurde, blieb seine Glaubwürdigkeit in der internationalen kommunistischen Bewegung unangetastet - eine Glaubwürdigkeit, die es ihm ermöglichte, während der folgenden vier Jahre verschiedene andere Parteien in verheerende Niederlagen zu führen.

Der Kompromiß hielt noch nicht einmal die Komintern-Führung davon ab, in Deutschland noch mehr Schaden anzurichten - Sinowjew und Radek fuhren monatelang fort, diejenigen, die die Märzaktion kritisierten, als die "wirkliche Gefahr" zu behandeln. Lenin mußte mit einem ernsten Tadel gegenüber Radek im Oktober erneut eingreifen, weil dieser »die völlig falsche Erklärung« abgebe, Klara Zetkin würde »alle allgemeinen Aktionen der Partei bis zu dem Zeitpunkt vertagen, an dem die Massen sich erheben würden«. Damit würde er praktisch versuchen, »Klara Zetkm von der Partei abzuschrecken«. Lenin betonte, es gäbe nun eine ernsthafte Gefahr, den »Kampf gegen den Zentrismus zu übertreiben«, »den Sport "Verbiete die Zentristen" zu praktizieren« der nur »den Zentrismus retten und seine Position stärken« könne.

Im Falle Levi zögerte Lenin nicht, zuzustimmen, daß dessen Disziplin-verstöße ihn außerhalb die Partei gestellt hätten. Trotzdem fühlte er sich genötigt zu wiederholen: »Das Wesen der Sache besteht darin, daß Levi politisch in sehr vielem recht hat. [Lenins Betonung]«.�

Die deutsche Partei in Trümmern

Im Dezember 1921 existierte die zuversichtliche Massenpartei, die es zwölf Monate vorher gegeben hatte, nicht mehr. Aufgrund der schlecht durchdachten Machenschaften von Sinowjew, Radek und Kun, hatte sie nicht nur fast die Hälfte ihrer Mitglieder verloren und ihren fähigsten Führer vertrieben, es war auch eine erbitterte, zerstörerische Atmosphäre in der Partei geschaffen worden.

Die Folge war, daß Levis Austritt weitere folgten. Der bußfertige Berliner "Linke" Friesland wurde nach dem Kompromiß auf dem Dritten Kongreß der Komintern Parteivorsitzender. Als er dann am Steuer saß, erkannte er, daß er inhaltliche Positionen vertrat, die im wesentlichen denen von Levi glichen - und er wurde von seinen alten "linksradikalen" Freunden und von der von Sinowjew geführten Gruppe in der Komintern-Führung verspottet. Friesland war ernsthaft entsetzt, als der Vorwärts die Dokumente über die Ereignisse im März veröffentlichte, und er so zum ersten Mal die Wahrheit erfuhr. Deshalb näherte er sich der kommunistischen "Abweichler"-Gruppe Levis. Schließlich wurde er im Januar 1922 aus der Parteiführung entfernt, und binnen Tagen befand er sich außerhalb der Partei.

Der Verlust des zweiten Parteivorsitzenden innerhalb von zwölf Monaten konnte das Selbstbewußtsein der Parteimitglieder nicht stärken. Zweifel und Auseinandersetzungen zerrütteten die Partei von der Spitze bis zur Basis. Andere Persönlichkeiten, die ein hohes Ansehen in der Arbeiterklasse hauen, verließen ebenfalls bald die Partei - wie Däumig, Paul Neumann, Richard Müller, Otto Brass.

Eine Zeitlang betrachteten sich die ehemaligen Mitglieder noch als Teil der kommunistischen Bewegung. Aber die Verbitterung darüber, wie sie behandelt worden waren - das galt besonders für Levi und Friesland -führte dazu, daß sie eine tiefe persönliche Abneigung gegenüber der Partei, ihrer Führung und einem großen Teil der Komintern entwickelten. Bald stellte Levi viele der Positionen in Frage, für die er in den zwei Jahren als Parteivorsitzender gekämpft hatte und wandte sich zum linken Flügel der Sozialdemokratie. Friesland ging weiter und wurde unter dem Namen Reuter zu einem führenden Sozialdemokraten und zum regierenden Bürgermeister von Westberlin.

Eine weitere Folge war in vielerlei Hinsicht noch schlimmer als der Verlust eines großen Teils der Führung. In der von Fraktionierungen geprägten Atmosphäre blühten diejenigen auf, für die Intrige und Rhetorik ein Ersatz für politischen Verstand waren. Die zwei jungen Intellektuellen aus Berlin, Ruth Fischer und Arkadi Maslow, schwelgten im internen Sektierertum, indem sie mit dem "Verbot des Zentrismus" spielten. Obwohl sie nur ein sehr rohes Verständnis vom Marxismus besaßen, konnten sie, redegewandt und energisch, um sich viele der neuen Arbeiter sammeln, die, aus den Unabhängigen kommend, in die KPD eingetreten waren. Das gelang ihnen durch die unaufhörliche Wiederholung, die neue, bußfertige Parteiführung wäre "weich", "zentristisch" und "reformistisch". Sie sagten, die "Offensive" wäre die einzige richtige kommunistische Methode.

»Eine Partei in der Defensive«, erklärte Maslow, »ist eine sozialdemokratische Partei. Wenn sie eine kommunistische Partei sein will, muß sie in die Offensive gehen«. Fischers Ton war ähnlich: »Die KPD ist schon ... versumpft«.�

Hätte die KPD eine feste, sichere politische Führung gehabt, hätten diejenigen, die solche Dummheiten von sich gaben, entweder etwas besseres gelernt oder sie wären aus der Partei ausgeschieden. lm politischen Chaos und den Fraktionierungen aber, die durch die Märzaktion entstanden waren, konnten Fischer und Maslow die Unterstützung fast der Hälfte der Partei gewinnen.

Diese letzte Folge des Märzirrsinns ist am wenigsten meßbar, aber wahrscheinlich in ihrer Auswirkung die verheerendste.

Der Irrsinn ergriff einige der fähigsten Leute in der Partei - Brandler, der den erfolgreichsten Arbeiterbezirk aufgebaut hatte; Thalheimer, den Theoretiker der Partei; Frölich, einen begabten Journalisten und Polemiker; Ernst Meyer, ihren neuen Vorsitzenden; Radek, ihren Verbindungsmann zur Internationale. Nachdem sie sich ihre Fehler eingestanden hatten, verloren sie jegliches Vertrauen in ihre eigene politische Urteilsfähigkeit. Künftig zögerten sie, bevor sie über eine Aktion entschieden - besonders bei jeder Aktion, die bedeutete, daß die Arbeiter zu den Waffen greifen In der revolutionären Politik kann aber, wie in der Kriegführung, Zögern den Tod bedeuten.

Wir können jetzt die Antwort auf unsere obige Frage finden: Warum konnte der Märzirrsinn geschehen? Der Mehrheit der Parteiführung fehlte nach den Katastrophen von 1919 und 1920 das Vertrauen in ihre eigene Urteilsfähigkeit. Sie sahen in den Delegierten aus Rußland die allwissenden Träger revolutionärer Strategie und Taktik - obwohl allein die Tatsache, daß sie aus Moskau kamen, einen Kun, einen Radek oder gar einen Sinowjew nicht scharfsinniger als die deutschen Führer machte. Nur Lenin und Trotzki konnten diese Auszeichnung für sich in Anspruch nehmen - und auch sie machten oft Fehler.

Hätte es eine Partei gegeben, die viele Jahre gemeinsam gekämpft hätte, anstatt knapp 30 Monate, hätten die deutschen Führer genügend Selbstvertrauen besessen, um Kun (und wenn nötig auch Sinowjew) fortzujagen. Aufgrund dessen, daß sogar das "Embryo" einer Partei fehlte, kam es 1919 zu den Niederlagen und 1920 zu den Irrtümern; und das wiederum führte zu einem Mangel an Selbstvertrauen, das die Massenpartei, gerade als sie entstanden war, fast wieder vernichtete; die schmerzhafte Erfahrung der Märzaktion zerstörte weiter das Selbstvertrauen der Führung und führte in der Zukunft zu neuen Katastrophen.





























Kapitel 11

1923 - Das Jahr der Krise

»Es hat nie in der neueren deutschen Geschichte einen Zeitabschnitt gegeben, der für eine sozialistische Revolution so günstig gewesen wäre wie der Sommer 1923. Im Wirbel der Geldentwertung hatten sich alle hergebrachten Begriffe von Ordnung, Eigentum und Gesetzlichkeit aufgelöst ... Nicht allein die gesamte Arbeitnehmerschaft empfand von Tag zu Tag deutlicher, daß die Zustände untragbar waren und daß dieses ganze System ein Ende mit Schrecken nehmen müsse, auch der durch die Inflation ausgeraubte Mittelstand war von revolutionärer Gärung erfüllt.« (Arthur Rosenberg, ein ehemaliger "links"-kommunistischer Intellektueller während der 30er Jahre.)�

»Das wirtschaftliche Elend unter den Massen ist zu groß... Wirtschaftliches Elend bereitet den Boden vor, auf dem Staatsstreiche und Revolutionen gedeihen.« (Bericht des preußischen Kommissars für innere Sicherheit im Frühjahr 1923.)�

»Man kann sich nicht der Erkenntnis verschließen, ... daß sich große Massen der Arbeiterschaft von der alten Gewerkschaftstakflk abwenden und neue Wege suchen ... Die Führer [sind] mit dem besten Willen nicht mehr in der Lage, die aufgeregte Arbeiterschaft fest in der Hand zu halten.« (Hörsing, ein Sozialdemokrat in Mitteldeutschland, in einem Bericht an die Regierung im Sommer 1923.)�

»Deutschland war am Ende seiner Kraft. Mit immer neuen Streiks, Demonstrationen und Straßenkämpfen protestierten die verelendeten Arbeiter gegen die Ausweglosigkeit ihrer Existenz.« (Eine ehemalige Kommunistin während der 1960er Jahre.)�

»Eine Auflösung der Gesellschaftsordnung wurde mit jeder Stunde erwartet.« (Der Finanzminister, der sich an die jüngste Vergangenheit im November 1923 erinnerte.)�

»Wir stehen heute vor der bisher schwersten Krise des Reiches.« (Allgemeiner Befehl, den von Seeckt, Oberbefehishaber der Streitkräfte, im September 1923 ausgab.)�

»Die Lage in Deutschland hat sich soweit zugespitzt, daß das Problem der siegreichen Revolution in seiner ganzen Größe vor uns steht ... Die Arbeiter strömen massenweise unserer Partei zu ... Die Machter-greifung ist möglich.« (Brandler, Vorsitzender der KPD, in der 'Prawda', 23. September l923.)�

Für die Mehrheit der Deutschen war 1923 ein Jahr des Hungers. Es war das Jahr der heftigsten Krise, die sie bis dahin erlebt hatten. Es war das Jahr, in dem die Löhne auf weniger als die Hälfte ihres Werts von 1914 fielen. Es war das Jahr, in dem die Inflation die Ersparnisse eines riesigen teils der Mittelschicht zerstörte.

Es war das Jahr, in dem die Einheit des deutschen Staates am Ende zu sein schien, als vier rivalisierende Mächte in verschiedenen Teilen des Landes herrschten: die Franzosen im Rheinland und im Ruhrgebiet, die extreme Rechte in Bayern, die Linksextremen in Mitteldeutschland und die offizielle Regierung im Norden. Es war das Jahr, in dem die revolutionäre Linke wie auch die faschistische Rechte alles in Bewegung setzten, um die Macht zu ergreifen. trotzdem war es auch das Jahr, an dessen Ende die bürgerlichen Demokratie mehr oder weniger unversehrt war

Ursprünge der großen Krise: Die Inflation

Die große soziale Krise von 1923 setzte sich aus drei eng miteinander verflochtenen Elementen zusammen. Das erste war die beispiellose Inflation, die im Spätsommer ihren Höhepunkt erreichte. Zu diesem Zeitpunkt verdoppelten sich die Preise alle paar Stunden. Geschichten dieser Periode sind in die soziale Mythologie auch weit außerhalb Deutschlands eingegangen: Menschen, die mit Pappkartons in Schlangen vor der Bank standen, um Hunderte von Banknoten wegzutragen, die sie zum Kauf nur einiger weniger lebensnotwendiger Dinge brauchten; Arbeiter, die um elf Uhr entlohnt wurden, damit sie noch schnell einkaufen konnten, bevor sich die Preise am Mittag verdoppelten; der Student, der beobachtete, wie der Preis seiner Tasse Kaffee um 80 Prozent stieg, während er sie trank; Eine-Million-Mark-Scheine, die zum tapezieren benutzt wurden.

Das war das Konfettigeld, vor dem uns die Politiker heute immer noch warnen. Was sie allerdings nicht erklären, ist, wie eine Inflation solchen Ausmaßes eine der wirtschaftlich mächtigsten Nationen der Welt befallen konnte.

Die Inflation begann während des Krieges, als die Regierung enorme Rechnungen begleichen mußte. Durch eine Besteuerung der Arbeiter, die schon unter dem Existenzminimum lebten, ging das nicht. Ihre Freunde an der Spitze des Großkapitals wollte sie nicht besteuern. Statt dessen lieh sich die Regierung riesige Summen - in der Erwartung, diese Anleihen aus den Gewinnen eines schnellen Sieges zurückzahlen zu können. Als der Sieg nicht eintreten wollte, griff man darauf zurück, mehr Banknoten zu drucken. Zwischen 1914 und 1918 verdoppelten sich daher die Preise.

Aber die Politik, Regierungsausgaben auf diese Weise zu finanzieren, endete nicht mit dem Krieg. Sie hatte zu viele Vorteile für das Großkapital. Die Preise stiegen zwischen November 1918 und Juli 1919 um 42 Prozent, und im Februar 1920 waren sie achteinhalb Mal so hoch wie vor dem Krieg.

In späteren Jahren schoben reaktionäre, nationalistische Kreise, die vom Großkapital finanziert wurden, die Schuld an der Inflation den Reparationen und territorialen Verlusten durch den Versailler Vertrag zu, mit dem der Krieg beendet wurde. Doch diese Erklärung reicht wohl nicht, denn die Reparationszahlungen wurden erst im Januar 1920 aufgenommen. Die oben erwähnten riesigen Preissteigerungen fanden vor diesem Datum statt, während von März 1920 bis März 1921 der Außenwert der Mark stabil blieb. Dann sackte er von 70 Mark pro Dollar auf 270 Mark ab; es folgten jedoch weitere fünf Monate der Stabilität.

Im Juni 1922 begann die "große Inflation" ernst zu werden. Im Juni brauchte man 300 Mark, um einen Dollar zu kaufen; sechs Monate später waren es 8.000 Mark. Der Außenwert der Mark wurde ungefähr alle sechs Wochen halbiert. Die Preise innerhalb Deutschlands stiegen nicht so schnell, aber sie stiegen wie nie zuvor. Die Auswirkungen auf die Löhne waren katastrophal. 1920 hatten sich bei Gruppen wie den Bergarbeitern die Reallöhne von etwa 60 Prozent auf 90 Prozent des Niveaus von 1914 verbessert. Während des Jahres 1922 stürzten sie auf weniger als die Hälfte dessen ab.

Die erneute Inflation 1922 war nicht "unvermeidlich". Viele kapitalistische Ökonomen der damaligen Zeit (und auch viele seitdem) waren der Auffassung, sie hätte vermieden werden können, wenn die deutsche Regierung bereit gewesen wäre, ihre Goldreserven zu nutzen und ein praktikables Steuersystem einzuführen. Das wird vor allem durch die Tatsache bewiesen, daß Maßnahmen der Regierung dreimal tatsächlich den Geldwertverfall vorübergehend stoppten: im Jahr 1920, am Anfang des Jahres 1922 und nochmals im März/April 1923.

Aber keine Regierung konnte so eine Politik lange Zeit durchhalten: bis zum Herbst 1923 wurde sie unentwegt vom mächtigsten Teil des Großkapitals bekämpft. Zwei Autoren aus jüngerer Zeit bemerken bezüglich der Inflation:

»Die Vertreter der deutschen Industrie wurden nie müde, die These zu propagieren und vor den Folgen zu warnen, die eine Umkehrung der fallenden Tendenz der Mark für den Export, für die Arbeitslosigkeit und für die deutsche Wirtschaft als Ganze haben würde.«�

Der einflußreichste Industrielle war Hugo Stinnes, der "König des Ruhrgebiets". Der Chef der westeuropäischen Abteilung des amerikanischen Außenministeriums nannte ihn »den mächtigsten Mann Deutschlands«�. Stinnes sprach offen von der »Waffe der Inflation«. Was das für eine Waffe war, läßt sich an den Wirkungen für Stinnes selbst erkennen.

Das Indusrrieimperium, das Stinnes kontrollierte, wuchs in gewaltigen Sprüngen, seit die Preise ab 1914 stiegen. Er und andere Großindustrielle hatten leichten Zugang zu Banlkkrediten, die sie, Monate später, mit Papiergeld zurückbezahlen konnten, das dann nur einen Bruchteil des Werts der "realen" Anlagen hatte, die sie damit gekauft hatten. So konnten sie kleinere Betriebe aufkaufen, denen Beziehungen zu den Banken fehlten. Während des Krieges wuchs Stinnes' Imperium, bis er Kohlegruben, Eisen- und Stahlwerke und einen Teil der Elektroindustrie kontrollierte.

Die erneute Inflation nach dem Krieg ermöglichte es ihm, sein Imperium auf Papierherstellung und Druckereien, Zeitungen und Verlage, Werften und Reedereien, Hotels und Grundbesitz zu erweitern. Schließlich besaß er etwa 4.000 verschiedene Unternehmen. Das war jedoch noch nicht alles. Seine Kontrolle über die Exportindustrie versorgte ihn mit ausländischen Devisen, mit denen er nach Belieben gegen die Mark spekulieren und nicht weniger als 572 Unternehmen im Ausland kaufen konnte.

Die Politik der Regierung, ihre Ausgaben durch das Drucken von Geld zu finanzieren, hatte für Stinnes und seine Freunde noch einen anderen großen Vorteil: sie bezahlten die Steuern des letzten Jahres mit dem Geld des folgenden Jahres, das nur einen Bruchteil der ursprünglichen Steuerveranlagung wert war Tatsächlich bezahlten sie also überhaupt keine Steuern. Im Sommer 1923 deckten die Steuereinnahmen der Regierung nur drei Prozent ihrer Ausgaben.

Jedes Mal, wenn eine Regierung versuchte, die Mark zu stabilisieren, waren es die Großindustriellen, die diese Bemühungen bewußt untergruben. So reagierten sie 1920 auf die Einführung einer Notsteuer auf Grundbesitz mit Verlagerung von Kapital ins Ausland und der Abwertung der Mark, bis die Papiermark, mit der sie die Steuer bezahlten, fast nichts mehr wert war. Die bewußte Entscheidung Stinnes', große Mengen Mark im Ausland zu verkaufen, gab der Inflationsspirale im April 1923 den neuen Schub nach oben. Stinnes und andere »wollten durch die Sabotage der Besteuerung und durch eine Inflation, die den Staat, das Volk und das Land ruinierte, ihre Macht sichern und ihre Kapitalflucht ins Ausland steigern«.� Falls es daran überhaupt Zweifel geben konnte, erbrachten sie selbst den Beweis. 1920 und nochmals im Juni 1923 boten sie der Regierung einen Handel an. Der Reichsverband der Industrie erklärte, die lndustriellen würden eine Goldanleihe bereitstellen und helfen, die lnflation zu stoppen, wenn »die anderen Sozialpartner auch Opfer brächten«. Gefordert wurde die völlige Abschaffung der Preis- und Mietkontrollen, eine "vorläufige" (für fünfzehn Jahre!) Ausdehnung des Normalarbeitstages von acht auf zehn Stunden, die drastische Beschneidung "unproduktiver" Löhne, die Privatisierung der staatlichen Eisenbahn, Abschaffung der wirtschaftlichen Mitbestimmungsrechte und "Gesetze zur Verteidigung und zur Stärkung der Ausdehnung des Industriekapitals".

In der Praxis lief das auf die Abschaffung aller Errungenschaften hinaus, die die deutschen Arbeiter aus der Revolution von 1918 behalten hatten. Die Industriellen ließen erkennen, daß sie  wenn die Gesetzgebung ihren Forderungen nicht nachkäme - ihr Ziel, eine massive Erhöhung des Profitniveaus durch die Verarmung der Masse der Bevölkerung, mittels der Inflation erreichen könnten. Inflation bedeutete, daß die Löhne ständig den Preisen hinterher hinkten, wobei die Differenz den Profit erhöhte. Das galt auch zu der Zeit, in der die Regierung den Arbeitern scheinbar immer noch Zugeständnisse machte.

Die Inflation war tatsächlich eine gute "Waffe". Eine Waffe, die zur Steigerung der Konzentration und Akkumulation des Kapitals beitrug - auf Kosten der Arbeiter und auch auf Kosten von Teilen des Bürgertums.

Ursprünge der großen Krise: Das Ruhrgebiet

Der deutsche Kapitalismus und die deutschen Regierungen der 20er Jahre standen vor einem großen Dilemma. Sie verfolgten immer noch die imperialistischen Ziele und Taktiken, die 1914 zum Krieg geführt hatten. Stinnes beispielsweise träumte von einem Deutschland, das in der Lage sein würde, Polen auszulöschen, Rußland und Italien zu dominieren und sich industriell nach Südosteuropa auszuweiten - das war die Politik von Ludendorif und Hindenburg zwischen 1914 und 1918 und später die Hitlers.

Aber Deutschland hatte eine Niederlage erlitten und war weitgehend entwaffnet worden. Es besaß keine militärischen Mittel zur Expansion. Der Widerstand Frankreichs hatte zum Beispiel 1919 das Gesuch des österreichischen Parlaments, sich mit Deutschland zu vereinigen, blockieren können. Schlimmer noch, Deutschland war selbst Opfer ausländischer Expansion. Es hatte Gebiete sowohl an Polen, wie auch an Frankreich verloren und war gezwungen, beträchtliche Mengen an Gold und Gütern als "Reparationen" an Frankreich, Belgien und Italien zu liefern, darunter ein Viertel der gesamten deutschen Kohleproduktion.

Die sozialdemokratisch geführten Regierungen der frühen Nachkriegszeit sahen keine andere Möglichkeit, als diese Reparationen abzuführen. Sie verfolgten eine Politik, die als "Erfüllungspolitik" bezeichnet wurde. Sie versuchten, zu bezahlen, was die Alliierten forderten.

Für die reaktionären bürgerlichen Parteien war es aber politisch vorteilhaft, eine äußerst feindselige Haltung gegenüber dem Versailler Vertrag und den Reparationen einzunehmen. Sie waren nicht an der Regierung beteiligt und wußten, daß sie leicht ihre Popularität erhöhen konnten, indem sie die Schuld für die Inflation und die Not auf die "Novembe-verbrecher" schoben, die sich dem »Diktat der ausländischen Mächte unterworfen« hätten.

Für die "gemäßigten" bürgerlichen Parteien - die Demokraten und das katholische Zentrum - war die Sache etwas schwieriger. Die Sozialdemokraten verließen sich darauf, daß sie zur Bildung einer stabilen parlamentarischen Mehrheit beitrugen. Trotzdem wollten diese Paneien nicht die Hauptverantwortung für Zugeständnisse an den "Feind" aus der Kriegszeit tragen, weil sie wußten, daß sie Unterstützung zugunsten weiter rechts stehender Parteien verlieren würden.

Infolgedessen war in Deutschland die Bildung einer wirklich stabilen Regierung schwierig, sogar noch nach der Niederschlagung der ersten Welle der Revolution 1919. Es gab wiederholt Regierungskrisen, als bürgerliche Parteien versuchten, ihren Einfluß in der Regierung auf Kosten der Sozialdemokraten zu vergrößern - und dann vor der Verantwortung zurückschreckten, die Bedingungen des Versailler Vertrags durchzusetzen. So zwangen sie im Sommer 1920 die Sozialdemokraten, aus der Regierung auszutreten, um schon zwölf Monate später, unter der Regierung des Reichskanzlers Wirth, die Sozialdemokraten wieder zu beteiligen.

Solche Manöver konnten jedoch nicht das Wachstum einer extremen Rechten verhindern, die den "gemäßigten" Parteien feindselig gegenüberstand. Eine Begleiterscheinung war die Verdopplung des Stimmenanteils der Rechten zwischen 1919 und 1920. Eine andere war die Ermordung der beiden bürgerlichen Politiker, die am meisten mit der "Erfüllungspolitik" verbunden wurden - Erzbergers im August 1921 und Rathenaus im Juni 1922 - durch rechtsextreme bewaffnete Banden.

Das deutsche Großkapital förderte die extreme Rechte: Die 'DAZ', die Zeitung von Stinnes, hatte eine schrille, rechts-nationalistische Tonlage, während Thyssen damit prahlte, daß er reaktionäre Terrorgruppen bewaffnete. Aber sie waren nicht so dumm zu glauben, der deutsche Kapitalismus könnte sich den Forderungen der Alliierten völlig widersetzen. Stinnes beispielsweise wußte, daß ein Krieg keine Option war. Also versuchte er, seine imperialistischen Ziele mit anderen Mitteln durchzusetzen - indem er Druck auf die Alliierten ausübte. Er hoffte, England und die USA würden sich mit Frankreich zerstreiten, was einen für Deutschland günstigen Kompromiß ermöglichen könnte. Er hoffte auf eine Vereinbarung zwischen deutschen und französischen Firmen zur Bildung eines gemeinsamen Trusts auf einer 40:60-Basis, um die Bodenschätze des Ruhrgebietes und des Elsaß auszubeuten.

Aber im Sommer 1922 deutete die Stimmung unter den Alliierten - besonders bei den Franzosen - nicht auf einen Kompromiß hin. Der französische Kapitalismus hatte, wie der deutsche, immer noch Schulden aus dem Krieg. Er stand unter dem Druck, seine Schulden an die anderen alliierten Mächte zu bezahlen und das französische Bürgertum aufzupäppeln. Eine neue französische Regierung unter Poincare forderte ihren Anteil: falls die Reparationen nicht vollständig bezahlt würden, würde sie Truppen aus dem schon besetzten südlichen Rheinland nach Norden schicken, um das Zentrum der deutschen Industrie, das Ruhrgebiet, unter ihre Kontrolle zu bringen.

Das deutsche Großkapital war davon überzeugt, daß Frankreich durch so einem Schritt mehr zu verlieren hätte als Deutschland. Chaos würde ausbrechen und so die Lieferung deutscher Rohstoffe an die französische Industrie unterbrechen. Außerdem würden sich England und die USA gegen Frankreich wenden. Inzwischen würden alle Kosten für die deutsche Industrie durch die weitere Inflation zu Lasten der deutschen Arbeiterschaft und der Mittelsehichten ausgeglichen werden. Stinnes erklärte: »Eine Erweiterung des französischen Besatzungsgebiets ist das kleinere Übel«, verglichen mit der weiteren Zustimmung zur Forderung nach vollständiger Begleichung der Reparationen.�

Ende 1922 hatte der "König des Ruhrgebiets" eine deutsche Regierung, die seiner Politik folgen würde. Die sozialdemokratisch unterstützte Wirth-Regierung wurde durch die reaktionärste Regierung seit dem Krieg ersetzt, geführt von Wilhelm Cuno, einem Mitglied der Deutschen Volkspartei, die von Stinnes finanziert wurde und der er selber angehörte. Cuno war auch Präsident der Hamburg-Amerika-Schiffahrtslinie, die mit den Interessen der Rockefellers in den USA verbunden war.

Die neue Regierung brach mit der "Erfüllungspolitik", erhob die Parole "Erst Brot, dann Reparationen", und reizte damit Frankreich, bis zum Außersten zu gehen. Die Franzosen reagierten entsprechend ihrer Drohung. In der dritten Woche des Jahres 1923 besetzten sie zwei Drittel des Ruhrgebiets.

Das unmittelbare Ergebnis in Deutschland war ein Gefühl der nationalen Gemeinsamkeit, das es in dieser Weise seit August 1914 nicht mehr gegeben hatte. Die Cuno-Regierung war plötzlich äußerst beliebt. Ihre Politik wurde vom Reichstag mit nur zwölf Gegenstimmen (denen der Kommunisten) unterstützt. Im ganzen Land gab es riesige Protestkundgebungen gegen die französischen Forderungen. In Berlin demonstrierte eine halbe Million Menschen.

Die Sozialdemokraten stellten sich vorbehaltlos hinter die Regierung, aus der sie gerade vertrieben worden waren. Sie organisierten ihre eigenen nationalistischen Veranstaltungen, und als die Franzosen eine Reihe Vorstandsmitglieder von Unternehmen im Ruhrgebiet verhafteten, schrieb der 'Vorwärts':

»Ob die Männer sich als Freunde oder als Gegner der Arbeiterbewegung betätigt haben - gleichviel! Der Sinn der Arbeiter für Recht und Menschenwürde erkennt instinktiv, daß all diese Fragen in diesem Augenblick nicht von entscheidender Bedeutung sind.«�

Die Gewerkschaftsführer trafen sich alle zwei Wochen mit Arbeitgebervertretern und der Regierung, um den "Widerstand" gegen die Besatzung zu koordinieren. Am 15. Januar unterstützten sie einen halbstündigen Proteststreik. Im Ruhrgebiet selbst zeigten Arbeiter eine ganz ungewöhnliche Solidarität mit ihren Herren. Ein Versuch der Franzosen, Thyssen festzunehmen, wurde mit einer Streikdrohung seiner Arbeiter beantwortet: Nur sein eigener Appell verhinderte den Streik.

Die offizielle Politik der Regierung war der "passive Widerstand". Das Ziel bestand darin, die Besatzung für die Franzosen unproduktiv zu machen, es für sie schwierig und teuer werden zu lassen, ihre Reparationen und die für ihre Industrien benötigten Rohstoffe zu bekommen. Den Reamten und der Polizei war es verboten, mit den Invasoren zusammenzuarbeiten, den Eisenbahnern, Güter für sie zu befördern und den Bergarbeitem, unter französischen Bajonetten zu arbeiten.

Die Reaktion von Seiten der Arbeiter und Beamten war überwältigend. Der Eisenbahnverkehr im Ruhrgebiet kam zum Erliegen. Als französische Truppen in Bergwerke eindrangen, gab es heftige Streiks und die Post- und Telegraphenämter wurden geschlossen. Tatsächlich ging die Reaktion über das hinaus, was die Regierung wollte - sie breitete sich vom Ruhrgebiet weit in die Gebiete des Rheinlands aus, die seit vier Jahren mit Zustimmung früherer Regierungen von den Franzosen besetzt waren.

Die Franzosen versuchten, mit dem Widerstand fertig zu werden, indem sie Verhaftungen durchführten und widerspenstige Beamte auswiesen. Während der ersten Hälfte des Jahres 1923 gab es etwa 100.000 Ausweisungen. Alle Bahnarbeiter wurden entlassen und durch französische Truppen und Freiwillige ersetzt. Deutsche Zollbeamte wurden ausgewiesen und deutsche Sicherheitspolizisten durch französische Gendarmen ersetzt. Städte im Ruhrgebiet, wie Bochum und Essen, die 1919 und 1920 Schauplätze erbitterter Kämpfe zwischen Arbeitern und deutschen Truppen waren, waren jetzt Schauplätze für Zusammenstöße zwischen Demonstranten und französischen Polizisten. Bis August hatten die Franzosen 121 deutsche Arbeiter getötet.

Anfangs schienen die Anstrengungen der Franzosen wenig zu erreichen. Zwischen Januar und Mai 1923 konnten sie nur 500.000 Tonnen Kohle befördern - das waren gerade vierzehn Prozent der geschuldeten Reparationen. Trotzdem gab es von Anfang an Risse in der "nationalen Gemeinsamkeit" des deutschen Widerstands.

Nach Meinung der Industriellen und Grubenbesitzer des Ruhrgebiets sollte der Widerstand dazu dienen, Zugeständnisse von Frankreich zu erzwingen. Er war ihnen nicht soviel wert, daß sie deswegen spürbare wirtschaftliche Verluste in Kauf nehmen wollten. Deshalb hatte im Januar ihre Politik darin bestanden, weiter Kohle an die Franzosen zu liefern, vorausgesetzt, daß diese zahlten:

»Die Grubenbesitzer akzeptierten, mit Zustimmung der Regierung, die Auslieferung von Kohle gegen Zahlung. Zur gleichen Zeit riefen ihre Zeitungen das deutsche Volk auf, sich der Invasion zu widersetzen.«�

Schließlich verbot die Regierung diese Lieferungen aus Furcht vor öffentlichen Unruhen, aber die Besitzer unternahmen die größten Anstrengungen, um die Kohleförderung weiterzuführen, auch wenn das die Anhäufung riesiger Kohlevorräte bedeutete. Es schien ihnen auch nicht viel auszumachen, wenn die Franzosen, wie bei einer von Stinnes' Gruben bei Buer, täglich Ladungen von den Kohlehalden abtransportierten. Noch im Juli arbeiteten die Kruppschen Gruben mit voller Kapazität.

Die Treffen der Gewerkschaften und der Arbeitgeber alle zwei Wochen hatten die Aufgabe, zu verhindern, daß die Proteststreiks gegen französische Aktionen allzu zahlreich wurden. Gemeinsam bestanden sie darauf: »Ordnung muß angesichts der Invasoren herrschen.«� Die Gewerkschaftsführer stellten sich gegen einen Aufruf zum Generalstreik, und die Unternehmer gewährten Anfang Fehruar den Bergarbeitern im Ruhrgebiet eine Lohnerhöhung von 77,7 Prozent, um ihre Gunst zu erkaufen.

Die Stinnessche Presse predigte unversöhnliche Feindschaft gegenüber den "Verrätern", die mit den Besatzungsbehörden kollaborierten. Aber Stinnes selbst beteiligte sich an geheimen Verhandlungen mit französischen Geschäftsleuten und, indirekt, der französischen Regierung. Inzwischen ermöglichten Gefängnisstrafen gegen Industrielle wie Krupp wundersamerweise, daß sie ihre Geschäfte aus ihren "Zellen" weiterführen konnten, bevor diese ebenso wundersamerweise in "Hausarrest" überfürrt wurden.

Es dauerte nicht lange, bis die Franzosen unter solchen Umständen damit anfingen, sich eines gewissen Erfolges zu erfreuen. Sie konnten den regionalen Eisenbahnverkehr in Gang setzen, überzeugten die Bevölkerung, ihn zu nutzen, und vor allem förderten sie zwischen Mai und August anderthalb Millionen Tonnen Kohle. Wie ein früher Historiker der Weimarer Republik bemerkte: »Der sogenannte deutsche passive Widerstand des Jahres 1923 ist daher eigentlich eine Legende.«�

Das ändert jedoch nichts daran, daß es für die Mehrheit der Deutschen eine sehr teure Legende war.

Die Regierung war notwendigerweise bemüht, die Loyalität der Arbeiter und der unteren Regierungsbeamten im Ruhrgebiet aufrechtzuerhalten. Sonst drohte nicht nur der "passive Widerstand" zusammenzubrechen, sondern es bestand die große Gefahr, daß die Franzosen den rheinländischen Separatismus ermutigen könnten - und natürlich gab es auch die mächtige revolutionäre sozialistische Tradition. Also garantierte die deutsche Regierung die Gehälter und Umzugskosten der 100.000 Menschen, die von den Franzosen ausgewiesen worden waren und versprach denen, die wegen direkten Widerstandes gegen die Besatzung entlassen worden waren, die volle Lohnfortzahlung. Diejenigen, die wegen indirekter Auswirkungen entlassen worden waren, sollten drei Viertel des Lohns bekommen. Darüber hinaus unternahm die Regierung alles in ihrer Macht stehende, um der Region Nahrungsmittel zu liefern und Kürzungen zu mildern, was in anderen Teilen Deutschlands zu einer noch höheren Inflationsrate führte.

Trotzdem waren die für diese Dinge verwandten Summen lächerlich im Vergleich zu den anderen Ausgaben für die "Ruhrhilfe" - Kredite an die Grubenbesitzer des Ruhrgebiets und die Industriellen. Sie erhielten gewaltige Darlehen, die direkt durch den Druck von Banknoten finanziert wurden, und die sie ihrerseits direkt für die Spekulation gegen die Reichsmark benutzten.

Der "passive Widerstand", der im Januar das deutsche Volk so vereinte, hatte Ende April Folgen, die das Land wie nie zuvor auseinanderrissen. Die Inflation machte einer Hyperinflation Platz, für die die verarmte Arbeiterklasse zunehmend Stinnes und den Profitmachern die Schuld gab. Das verarmte Bürgertum strömte zu reaktionären, antisemitischen Parteien, die von Stinnes und den Profiteuren finanziert wurden. An Ruhr und Rhein wich der Chauvinismus einerseits dem kommunistischen Einfluß und andererseits einer Art rheinländischem Separatismus. In den kleinen und großen Städten Mitteldeutschlands gab es einen enormen Aufschwung der Kampfbereitschaft der Arbeiterklasse, während es in Bayern zu einem beispiellosen Aufblühen der faschistischen Rechten kam.

Ursprünge der großen Krise:

Die nationalistische Rechte

Die Inflation hatte verheerende Auswirkungen auf denjenigen Teil des Bürgertums, der von Pensionen, festverzinslichen Wertpapieren, angehäuften Ersparnissen und Mieteinkünften lebte. Selbst diejenigen, die eine Arbeit hatten, waren normalerweise von solchen zusätzlichen Einkommensquellen abhängig, um "angesehen" zu sein. Nun entdeckten sie plötzlich, daß ihre Dividendencoupons und Sparbücher wertlos waren. Die "angesehensten" Elemente in der deutschen Gesellschaft standen am Rande des Hungers - die Beamten, die Offiziere im Ruhestand, die Universitätsprofessoren, die ehemaligen Polizisten. Personen, die ihr Leben damit verbracht hatten, sorgfältig einen Lehensstil zu bewahren, der sie etwas über das "gemeine Volk"stellte, stürzten plötzlich weit darunter ab: die ältere, bessere Dame mußte in der Schlange vor der Suppenküche stehen; die Tochter des Brigadegenerals konnte froh sein, wenn sie ihren Körper einem ausländischen Matrosen für harte Devisen verkaufen konnte.

Die extrem rechten Parteien hatten es sehr leicht, diese Situation auszunutzen. In den ersten Jahren der Republik waren sie an den Rand der Politik gedrängt worden. Die Freikorps verkörperten ihre Werte, doch wenn gewählt wurde, erhielten die beiden reaktionären Parteien - die Deutschnationale Volkspartei, eine agrarisch-monarchistische Partei, und die von den Industriellen unterstützte Deutsche Volkspartei - gemeinsam nur ein Fünftel der Stimmen. Der Großteil des Bürgertums identifizierte sich mit den bürgerlich-republikanischen Parteien - den Demokraten und dem Zentrum. Die militaristische extreme Rechte war nicht mehr als eine verrückte Splittergruppe: Hitler war in den Tagen der Räterepublik in München und spielte keinerlei politische Rolle.

Die Verhältnisse begannen sich schon im Winter 1919/20 zu ändern. Aber das Bürgertum beteiligte sich im großen und ganzen am Kampf gegen den Kapp-Putsch, und die reaktionären Parteien wurden später vereinzelt aufgrund ihrer Unterstützung für Kapp in Verlegenheit gebracht.

Um 1922 hatte die Enttäuschung über die Republik allerdings wirklich eingesetzt. Die Stärke und Aggressivität der Rechten wuchs. Und neben der alten, konservativen Rechten war eine neue, militante, extreme Rechte entstanden, deren Kern aus ehemaligen Mitgliedern der Freikorps bestand. Das waren die Männer, die 1921 Erzberger und 1922 Rathenau ermordeten - und in vier Jahren weitere 351 politische Morde verübten.

Bis Mitte 1922 waren sie stark genug, um die Sozialdemokraten und die bürgerlich-demokratischen Politiker, die 1919/20 die Freikorps gegen die Linke eingesetzt hatten, zu beunruhigen. In Preußen versuchte der sozialdemokratische Innenminister Severing, die Nazis und die konservative nationalistische militärische Formation "Stahlhelm" zu verbieten. Nach dem Mord an Rathenau erklärte der Reichskanzler, ein Mitglied des Zentrums: »Der Feind steht rechts.«

Aber derartige Anstrengungen, mit der Rechten fertig zu werden, waren wirkungslos. Denn die Rechte hatte zwei große Schutzherren - die staatlichen Behörden in Bayern und die Generalität der Reichswehr.

Seit der Zerschlagung der Bayerischen Räterepublik war Bayern ein Zentrum des reaktionären Einflusses und reaktionärer Machenschaften. Es war der einzige Ort, wo der Kapp-Putsch einen dauerhaften Erfolg hatte, weil er die konservative Bayerische Volkspartei mit dem extrem rechten Innenminister Escherich an die Macht gebracht hatte. Escherich verwandelte Bayern in eine Festung für alle Gruppen der extremen Rechten in Deutschland. Er schuf eine bewaffnete nationale Organisation, die Orgesch ("Organisation Escherich"), die sich auf die 45.000 Mann starken bayerischen Einwohnerwehren stützte, und er sammelte im Freistaat die verschiedenen Reste der Freikorps, darunter auch die Brigade Ehrhardt, die den Kapp-Putsch angeführt hatte und andere bewaffnete Gruppen, die die Polen in Oberschlesien bekämpft hatten.

Die Arbeit des bayerischen Innenministeriums wurde durch die des Armeekommandos in Bayern ergänzt. Es begann durch die Vermittlung eines gewissen Hauptmanns Ernst Röhm, mit der Nationalsozialistischen Arbeiterpartei zusammenzuarbeiten, die erst vor kurzem um den österreichischen antisemitischen Demagogen Adolf Hitler herum entstanden war.

Auch auf Reichsebene waren die Streitkräfte ein Bollwerk der Reaktion. Der Chef der Reichswehr, von Seeckt, sah in dem nach dem Versailler Vertrag erlaubten 100.000-Mann-Heer den möglichen Kern einer in Zukunft viel größeren Armee. Deshalb ermutigte er das Entstehen halbgeheimer, paramilitärischer Gruppen, die in Verbindung mit dem Heer arbeiteten und die darin aufgenommen werden konnten, wenn es notwendig war Er blieb auch bei der Position, die er in den Tagen des Kapp-Putsches eingenommen hatte: "Reichswehr schießt nicht auf Reichswehr". Vielleicht dachte er, daß die extreme Rechte ungeduldig sei und zu früh losschlüge, aber wenn sie Erfolg hätte, dann würde er ihr trotzdem Glück wünschen.

Was das in der Praxis bedeutew, zeigte sich, als 1922 Rathenau ermordet wurde. Die Wirth-Regierung verabschiedete in einer Notverordnung Maßnahmen gegen die extreme Rechte im ganzen Land - aber die bayerische Staatsregierung lehnte es einfach ab, das Gesetz anzunehmen. Weil Wirth wußte, daß die Reichswehr nicht gegen Bayern marschieren würde, war er gezwungen, einen "Kompromiß" zu schließen, der eine vollständige Kapitulation vor der Rechten in Bayern darstellte. Die paramilitärischen Gruppen hielten ihre Paraden weiter in Nürnberg und München ab und wurden auch weiter von der bayerischen Reichswehr ausgebildet. Wirth konnte nichts dagegen tun.

Im Januar 1923 war der bayerische Ministerpräsident an der Reihe, der nationalistisch-militärischen Allianz nachgeben zu müssen. Besorgt über eine ansteigende Welle der Nazi-Gewalt, verbot er eine Reihe bewaffneter Demonstrationen. Hitler sprach mit dem Oberkommandierenden der bayerischen Reichswehr, von Lossow, der den bayerischen Ministerpräsidenten dazu bewegte, das Verbot aufzuheben. Die Zeitung der Nazis notierte nach einem Aufmarsch von 6.000 SA-Mitgliedern zufrieden: »Dies war eine militärische Parade, obwohl ihr Waffen fehlten.«

Die Zusammenarbeit zwischen dem Militär und der extremen Rechten auf Reichsebene erhielt nach der französischen Besetzung einen weiteren Anstoß. Von Seeckt glaubte, daß große bewaffnete Aktionen gegen die Franzosen Wahnsinn wären. Aber er war durchaus bereit, kleine Guerillaoperationen der extremen Rechten zu unterstützen. Und er gab grünes Licht für die Eingliederung vieler rechtsextremer Gruppen in die Untergrundorganisation der Reichswehr, der "Schwarzen Reichswehr". Geld von Industriellen wurde eingesetzt, um Freiwillige aus allen Teilen Deutschlands für Operationen auszubilden, die gegen die Franzosen im Ruhrgebiet oder die Linke gerichtet waren.

Die Zahl dieser Freiwilligen wuchs, je mehr der "passive Widerstand" zur Farce wurde. Im ganzen Land verlangten nationalistische Jugendliche nach der Gelegenheit, "die Invasoren" zu bekämpfen.

Aber das Anwachsen der Stärke der Rechten war in erster Linie nicht im oder wegen des Ruhrgebiets von Bedeutung. Die Rechte nutzte die Gelegenheit, um ihre Position in Bayern weiter zu verstärken, wo im Sommer sogar die völlig gemäßigte SPD halb verfolgt wurde:

»Im Sommer 1923 waren die Zustände in München unglaublich. Ständig kursierten Gerüchte über einen Nazi-Putsch und erreichten etwa jede vierte Woche einen Höhepunkt. Nachts schäumte die Stadt vor Erregung. SA-Truppen marschierten durch die Straßen, verprügelten Menschen, die ihnen aus irgendeinem Grund nicht gefielen ... In den Gebäuden der 'Münchner Post' [der SPD-Zeitung] und des Arbeitstempels standen Männer aus der Sozialdemokratischen Sicherheitswehr, mit ein paar Gewehren bewaffnet, wenigen Maschinengewehren und einigen selbstgemachten Handgranaten, hinter Barrikaden aus riesigen Rollen Zeitungspapier und beobachteten die marschierenden Nazi-Kolonnen.«�

Für die Oberste Heeresleitung waren die Nazis und verwandte Gruppen ein nützliches Gegengewicht zu den Kräften der Linken. Schon im Januar hatten von Seeckt und Cuno mit der Möglichkeit gespielt, das Parlament aufzulösen und eine "zeitweilige" Diktatur zu errichten. Aufgrund des Widerstandes von Ebert, der immer noch Reichspräsident war, waren sie aber gezwungen gewesen, die Idee aufzugeben. Die Vorstellung wurde allerdings im Laufe des Jahres in Kreisen des Militärs und des Großkapitals immer beliebter.

In Bayern versuchte die reaktionäre Regierung auch, die Nazis für ihre eigenen Ziele zu benutzen - nicht nur, um die Arbeiterklasse zu terrorisieren, sondern auch, um den Boden für die Bildung eines reaktionären, klerikalen, autoritären und von Berlin unabhängigen Staates vorzubereiten.

Hitlers eigene Zukunftsvorstellungen lagen jenseits der Vorstellungen der beiden Säulen, deren Unterstützung er brauchte - der Armee und der bayerischen Regierung. Nur einige Monate zuvor war Mussolini auf Rom marschiert und hatte die Regierung übernommen. Hitler sah Bayern als die Basis, in der er eine faschistische Armee für den Marsch auf Berlin sammeln könnte. Um aber dahin zu kommen, müßte er zuerst dirch das traditionelle Kernland der radikalen Linken hindurch - durch die mitteldeutschen Regionen Sachsen, Thüringen und Preußisch-Sachsen.

Die Inflation, die Ruhrkrise, das Wachstum des Faschismus und der Zerfall des Nationalstaats - diese Faktoren verstärkten sich wechselseitig und schufen eine allgemeine, politische und soziale Krise, in der der Kampf gegen die Inflation nicht vom Kampf gegen die extreme Rechte zu trennen war.

Die Arbeiterklasse

Das Jahr 1922 war für die beiden Hauptparteien, die um Einfluß in der deutschen Arbeiterklasse konkurrierten, zufriedenstellend. Die sozialdemokratischen Führer fühlten, daß sie sich entspannen konnten, jetzt, da die hektischen Jahre vorbei waren, in denen die Zusammenarbeit der Klassen vom Bürgerkrieg bedroht war. In diesen weniger turbulenten Zeiten waren die Reste der USPD näher an sie heran gerückt, bis im Herbst eine Verschmelzung der beiden Parteien möglich wurde. Dieser Zusammenschluß verlieh der neuen Vereinigten Sozialdemokratischen Partei einen mächtigen parlamentarischen Einfluß - sie hatten 170 von 466 Sitzen im Reichstag. Darüber hinaus vereinfachte er die Beziehungen mit der Gewerkschaftsbürokratie. Deren Loyalität war nicht mehr zwischen den beiden rivalisierenden sozialdemokratischen Parteien gespalten. Selbst in Bayern hatten die Sozialdemokraten Boden von den Rechten zurückgewonnen. Und bis zum Ende des Jahres schien es so, daß keine Reichsregierung lange ohne die Beteiligung der SPD bestehen könnte.

Charakteristischerweise aber brachte die Fixierung auf das, was an der Spitze der Gesellschaft vor sich ging, die Sozialdemokratie dazu, das, was in den Tiefen der Arbeiterklasse geschah, zu vernachlässigen.

Die Inflation und die Aktivitäten der reaktionären Paramilitärs hatten eine neue Unzufriedenheit geschaffen. Es gab eine Reihe großer Streiks. Der Mord an Rathenau schuf die gleiche Einigkeit und Entschlossenheit der Arbeiterklasse wie der Kapp-Putsch zwei Jahre vorher - auch wenn es dieses Mal nicht zu einer bewaffneten Offensive der Arbeiterktasse kam.

An der sozialdemokratischen Basis wuchs das Gefühl, daß ihre Führer nicht genug taten, um die Situation zu meistern. Das Jahr der sozialdemokratischen Selbstzufriedenheit war auch ein Jahr, in dem die Mitgliedszahlen der alten SPD etwas sanken - um 47.000.� Und nur die Hälfte der Mitglieder der USPD folgte ihren Führern in die neu vereinigte Partei.

Die Führung der SPD konnte jedoch nicht ewig für diese Unzufriedenheit unter den Mitgliedern unempfänglich bleiben. An der Spitze der Partei begannen einige, Bedenken gegen die rigorose Durchführung der alten Politik zu entwickeln. Als die preußischen Sozialdemokraten sich mit der Bildung einer preußischen "Großen Koalition" unter Beteiligung der Stinnesschen Deutschen Volkspartei einverstanden erklärten, drückten viele Abgeordnete ihre Opposition dagegen aus. Als im November die gleiche Idee für die Reichsregierung ins Spiel gebracht wurde, war die Opposition mächtig genug, das Modell zu Fall zu bringen. Die Reichstagsfraktion lehnte es mit 80 zu 48 Stimmen ab.

Wegen dieser Abstimmung wurde die SPD von ihren bürgerlichen Koalitionspaffnern aus der Regierung gezwungen. Der neue Reichskanzler, Cuno, war ein bekannter Reaktionär. Trotzdem "tolerierte" die SPD-Führung seine Regierung. Als das Ruhrgebiet besetzt wurde, unterstützte sie sehr schnell seinen Aufruf zur "Nationalen Einheit" - obwohl fast die Hälfte der parlamentarischen Fraktion ihn ablehnen wollte. Im preußischen Landtag stimmten sogar einige SPD-Abgeordnete zusammen mit den Kommunisten gegen die Parteilinie.

Die KPD hatte mehr Grund, mit dem Jahr 1922 zufrieden zu sein. Es war kein Jahr, in dem sie vom Kampf um die Macht träumen konnte. Aber im Verlauf des Jahres heilten die schlimmsten Wunden, die aus der Märzaktion und dem Verlust so vieler führender Persönlichkeiten herrührten.

Die Parteiführung setzte jetzt einheitlich und entschieden die "Einheitsfrontpolitik" durch. Die Mitglieder wurden ermutigt, jede Anstrengung zu unternehmen, um mit nichtkommunistischen Arbeitern zusammenzuarbeiten und an ihrer Seite für konkrete Ergebnisse zu kämpfen, auch wenn diese offensichtlich überhaupt nicht revolutionär waren. Das Ziel war, zu zeigen, daß, in Brandlers Worten, die sozialdemokratischen Führer nicht "für eine Brotkruste" kämpfen würden. Nur die Kommunisten wurden solche Kämpfe führen, und nur mit einer kämpferischen, kommunistischen Taktik könnten sie gewonnen werden.

Das erste leuchtende Beispiel, das zeigte, was diese Politik bedeutete, ereignete sich Anfang 1922. In einem halbherzigen Versuch, ihre Finanzen zu verbessern und das Großkapital zu beschwichtigen, lehnte die Regierung die Lohnforderungen der Bahnarbeiter ab und forderte statt dessen Entlassungen und eine Verlängerung der Arbeitswoche. Die Führer der wichtigsten sozialdemokratischen, "freien" Gewerkschaft waren, aus Loyalität zu ihren Freunden in der Regierung, bereit, nachzugeben. Aber die unabhängige "unpolitische" und traditionell konservative Gewerkschaft der Eisenbahnarbeiter und -beamten leistete Widerstand.

»Die Mitglieder dieser Gewerkschaft«, wurde auf einem Kongreß der KPD ein Jahr später erläutert, »waren weit davon entfernt, revolutionär zu sein. Sie glaubten, rein gewerkschaftliche Aktionen könnten die Politik der Regierung verhindern.«�

Die Regierung war aber der Ansicht, daß eine politische Frage auf dem Spiel stünde. Sie wollte der Arbeiterklasse beibringen, daß sie für die Stabilisierung des deutschen Kapitalismus zu zahlen habe. Als Präsident der Republik verbot Ebert deshalb den Streik. Der sozialdemokratische Polizeipräsident in Berlin beschlagnahmte die gewerkschaftliche Streikkasse. Streikführer wurden verhaftet. Die Reichswehr und die Technische Nothilfe, die von Noske 1919 gegründete Streikbrecherorganisation, wurden beim Versuch, den Streik zu zerschlagen, eingesetzt.

Die Kommunistische Partei war die einzige organisierte Kraft innerhalb der Arbeiterklasse, die bereit war, den Streik zu unterstützen. Die "freie", sozialdemokratisch geführte Gewerkschaft blieb hartnäckig bei ihrer Ablehnung der Aktion - obwohl die meisten ihrer eigenen Mitglieder die Arbeit niedergelegt hatten.

Schließlich gab die "unabhängige" Gewerkschaft, die zum Streik aufgerufen hatte, unter diesem kombinierten Druck nach. Die Kommunisten jedoch hatten Hunderttausenden von Arbeitern und kleinen Funktionären zeigen können, daß die reformistischen Gewerkschaften nicht einmal Reformen verteidigen würden.

Während sich der Eisenbahnerstreik entfaltete, gab es einen Streik der Arbeiter, die Berlin mit Wasser, Gas und Strom versorgten. Wieder waren die Gewerkschaftsführer dagegen. Wieder riefen allein die Kommunisten zur Solidarität auf.

Als 200.000 süddeutsche Metallarbeiter einen Streik begannen, der zwei Monate dauern sollte, waren die Gewerkschaftsführer vorsichtiger. Sie sicherten den Streikenden Unterstützung zu. Aber es waren nur die Kommunisten, die sich den Streikenden tatsächlich anschlossen, indem sie andere Arbeiter zu Solidaritätsaktionen aufriefen und Versuchen entgegentraten, die Streikforderungen abzuschwächen.

Der Aufruf zur gemeinsamen Aktion wurde nicht auf ökonomische Fragen beschränkt. Es gab sogar den Versuch einer internationalen "Einheitsfront" gegen die kapitalistische Offensive. Die von der USPD geführte "Internationale" (die sogenannte "Zweieinhalbte Internationale") überzeugte die Komintern sowie die wiederbelebte Zweite Internationale, Delegierte zu einem Treffen nach Berlin zu schicken. Die Konferenz führte zu nicht viel mehr als zu bitteren Diskussionen - aber sie lieferte die Gelegenheit für gemeinsame KPD-USPD-Demonstrationen in ganz Deutschland.

Der wichtigste politische Grund für gemeinsame Aktionen war der Aufstieg der paramilitärischen Rechten. Nach blutigen Zusammenstößen zwischen linken Arbeitern und der extremen Rechten in Königsberg (heute die russische Stadt Kaliningrad) Anfang Juni, warnte die kommunistische Führung in einem offenen Brief an die beiden sozialdemokratischen Parteien und die Gewerkschaften, daß das der Auftakt zu einem landesweiten Vorstoß der Konterrevolution sei. Die Sozialdemokraten antworteten nicht. Als knapp eine Woche später Rechtsextreme Rathenau ermordeten, mußten aber in den Augen vieler Arbeiter die kommunistischen Argumente bestätigt worden sein.

Der Mord führte zu einem riesigen Wutausbruch in der Arbeiterklasse. Die Sozialdemokraten konnten die kommunistischen Einheitsaufrufe nicht mehr übergehen. Überall in Deutschland marschierten ihre Mitglieder zusammen mit den Kommunisten gegen die extreme Rechte. Sie hätten ihre Parteibücher zerrissen, wenn ihre Führer nicht endlich irgendeine Geste in Richtung Einheit gemacht hätten. Auf einer bis dahin nie dagewesenen Anzahl von gemeinsamen Treffen verhandelten Vertreter der beiden sozialdemokratischen Parteien, der Gewerkschaften und der KPD über die Bedingungen einer gemeinsamen Reaktion auf den Mord. Die Kommunisten drängten auf die Durchführung der Politik, die von den Sozialdemokraten nach dem Kapp-Putsch in Worten angenommen worden war - einem Aufruf zur Säuberung der Reichswehr, zur Entwaffnung der rechten Paramilitärs, zur Befreiung der politischen Gefangenen aus den Reihen der Arbeiterklasse und zur Bildung von bewaffneten Arbeiterkontingenten, um mit der extremen Rechten fertig zu werden.

Die Sozialdemokraten argumentierten, daß die Antwort in parlamentarischen Aktivitäten liegen sollte, unterschrieben jedoch eine provisorische Vereinbarung für gemeinsame Demonstrationen. Das genügte, um die Basis der SPD zufriedenzustellen. Dann, als die unmittelbare Wut verraucht war und die verschiedenen Führer sich wieder trafen, um die nächsten Schritte zu diskutieren, brach die SPD die Verhandlungen mit der KPD mit der ziemlich fadenscheinigen Begründung ab, daß die KPD mit kämpferischen Aktivitäten auf Ortsebene das Recht "verwirkt" hätte, sich an irgendeiner Vereinbarung zu beteiligen. Die SPD setzte ihr Vertrauen in ein neues "Gesetz zum Schutz der Republik", das durch den Reichstag gepeitscht wurde. Wie wir oben gesehen haben, konnte dieses Gesetz in Bayern nie angewendet werden, und in Wirklichkeit sollte es innerhalb weniger Monate in anderen Teilen Deutschlands gegen die Linke angewendet werden.

Diese Zurückweisung hinderte die Kommunisten nicht daran, wieder und wieder die Frage nach gemeinsamen Aktionen zu stellen. Normalerweise wurde die Frage der Selbstverteidigung gegen die extreme Rechte mit gemeinsamen Aktionen gegen die Inflation verbunden, in denen die Verstaatlichung von industrieltern Eigentum unter der Kontrolle der Betriebsräte gefordert wurde.

Die Aufrufe der KPD richteten sich an die Führer der sozialdemokratischen Organisationen, aber sie waren für die Ohren der SPD-Basis gedacht. Die kommunistischen Organisationen vor Ort bemühten sich, diese in die gemeinsamen Aktivitäten hineinzuziehen, die von der SPD-Führung abgelehnt worden waren.

In den Betrieben argumentierten die Kommunisten für starke Betriebsräte, welche die durch das Betriebsrätegesetz auferlegten Grenzen ignorieren sollten und sich im gesamten Industriezweig vereinigen müßten, um für bessere Löhne und Arbeitsbedingungen zu kämpfen.

Als sich gegen Ende des Jahres eine neue Welle des Lohnkampfes zu entwickeln begann, rief eine Delegiertenversammlung der Berliner Betriebsräte zu einer reichsweiten Versammlung auf. Sie richtete ihren Aufruf zuerst an die Gewerkschaftsführer. Als er zurückgewiesen wurde, machten sie alleine weiter. Der sich daraus ergebende Kongreß war nicht der Kongreß der ganzen Arbeiterklasse, den sie von den Gewerkschaften verlangt hatten. Aber er war keine schlechte Leistung - mit 846 Delegierten, von denen 657 der KPD angehörten, 38 der SPD und 52 nicht parteilich organisiert waren (höchstwahr�scheinlich diejenigen, die aus der USPD ausgetreten waren, als diese sich mit der SPD zusammenschloß). Er war ein wichtiger Wegweiser für zukünftige Möglichkeiten, und es sollte nicht mehr lange dauern, bis der auf dem Kongreß gewählte Vorstand eine wichtige Rolle bei der Organisation und Vereinigung größerer Kämpfe der Arbeiterklasse spielen würde.

Die Betriebsräte sollten nicht auf eine rein ökonomische Rolle beschränkt bleiben. Das Ziel bestand darin, daß sie ansatzweise politische und gesellschaftliche Funktionen übernehmen sollten. Die Betriebsräte wurden dazu gedrängt, sich mit anderen Betriebsräten und Hausfrauengruppen aus der Arbeiterklasse zu verbinden, um "Kontroll-Ausschüsse" zu bilden - Ausschüsse, die bei lebensnotwendigen Waren Preiserhöhungen und Spekulation bekämpften.

Praktisch erweiterten die Kontroll-Ausschüsse die Macht der Betriebsräte aus den Betrieben in die Gemeinden und verbanden die örtlichen Basisorganisationen der Arbeiterklasse zu einem engen Netzwerk, das in der Lage war, sowohl die Auswirkungen der Inflation zu bekämpfen, als auch die Arbeiter zur Selbstverteidigung gegen die extreme Rechte zusammenzubringen.

Die kommunistischen Führer berichteten, daß diese Ausschüsse in vielen Orten unmittelbar nach dem Mord an Rathenau gebildet worden wären und zu »blutigen Zusammenstößen« mit »der Polizei oder der Orgesch« im »Rheinland, in Magdeburg, Hessen, Baden und in der Pfalz« geführt hätten. »In Zwickau haben die Arbeiter praktisch die Macht übernommen. Es gab auch viele Tote und Verwundete.«�

Die "Einheitsfrontpolitik" stieß innerhalb der Kommunistischen Partei auf viel Kritik. Ein beträchtlicher Teil der Mitgliedschaft betrachtete jeden Gedanken an eine mögliche Zusammenarbeit mit den sozialdemokratischen Führern als "revisionistisch", und die Einzelheiten der Durchführung der "Einheitsfrontpolitik" wurden von der Komintem-Führung gelegentlich wegen »übertriebener Nachsicht« gegenüber der SPD kritisiert (nach dem Kongreß der drei Internationalen und der Rathenau-Kampagne). Es kann allerdings kaum Zweifel daran geben, daß diese Politik die Partei, nachdem sie 1921 beinahe zerstört gewesen war, 1922 wieder aufgebaut hatte. Die Zahl der Mitglieder wuchs um 38.000. Mit einer Gesamtmitgliedschaft von 220.000 (darunter 26.710 Frauen) war sie die bei weitem größte Kommunistische Partei in der westlichen Welt. Darüber hinaus übte die Partei beträchtlichen Einfluß außerhalb ihrer eigenen Reihen aus.

Die für die KPD abgegebenen Stimmen waren dafür ein Indikator. Obwohl sie immer noch nicht so viele Wähler anziehen konnte wie die alte USPD von 1920, konnte sie zum Beispiel 266.000 Stimmen in den sächsischen Landtagswahlen gewinnen. Sie hatte 12.014 Stadträte, kontrollierte 80 Gemeinderäte und war in weiteren 70 Gemeinden die größte Partei.

Auch in den Gewerkschaften führte die Taktik der KPD zu einem beträchtlichen Wachstum ihrer Stärke. Die Kommunisten übernahmen die Führung der "freien" (mit anderen Worten, der sozialdemokratischen) Eisenbahnergewerkschaft in Berlin und Leipzig, der Bauarbeitergewerkschaft in Berlin und Düsseldorf und der Metallarbeitergewerkschaft in Stuttgart. Beim Kongreß des "freien" Gewerkschaftsbundes im Juni 1922 war jeder achte Delegierte ein Kommunist, und bei einer Reihe von Fragen wurden die Resolutionen der Partei angenommen - trotz einer beträchtlichen, gegen Kommunisten gerichteten Säuberungsaktion seitens der Gewerkschaftsbürokratie einige Monate vorher.

Die KPD war auch auf einigen Gewerkschaftstagen stark vertreten. Auf dem Gewerkschaftstag der Eisenbahner waren ein Fünftel der Delegierten KPD-Mitglieder, bei der Transportgewerkschaft ein Zehntel und beim Gewerkschaftstag der kommunalen Arbeiter ein Achtel.

Schließlich ergab sich eine kleine, aber nützliche Ergänzung der Kraft der Partei aus der Kontrolle über einige der Splittergewerkschaften, die zwei oder drei Jahre zuvor von den "Linksradikalen" gegründet worden waren: die Union der Hand- und Kopfarbeiter mit 80.000 Mitgliedern im Ruhrgebiet und Schlesien sowie zwei Matrosen-Vereinigungen an der Nordwestküste.

Es gab aber trotzdem Schwächen im Verhältnis der Partei zu ihren Anhängern, egal, ob sie bei Wahlen für sie stimmten oder Seite an Seite mit ihr in den Gewerkschaften kämpften. Die größte Schwäche scheint ihre Presse gewesen zu sein. Die KPD konnte aufgrund russischer Finanzierung 38 lokale Tageszeitungen produzieren.� Insgesamt aber wurden nur 388.000 Zeitungen verkauft - gerade einmal eineinhalb Zeitungen pro Mitglied. Vielleicht hatte das etwas mit dem Preis zu tun, zweifellos aber hatte es auch etwas, mit dem Inhalt zu tun: Das Zentralorgan der KPD, Die Rote Fahne, achtete wenig auf Popularität. Keine Bilder, viel zu wenig Karikaturen, gelegentlich mal ein Fortsetzungsroman, statt dessen meistens Seite für Seite lange, nicht besonders gut geschriebene Kommentare. Oft gewann man aufgrund des Stils den Eindruck, die Zeitung richte sich allein an die Parteimitglieder: die Schlagzeile einer berühmten Vorderseite lautete "An die Mitglieder der Partei", als ob niemand erwartete, daß linke Sozialdemokraten oder Nichtmitglieder sich dafür interessieren könnten.

Doch solche Schwächen konnten nicht die Tatsache schmälern, daß die KPD die einflußreichste und mächtigste revolutionäre Partei war, die jemals - davor oder danach - in einer fortgeschrittenen Industriemacht bestand. Sie war natürlich kleiner als direkt nach ihrer Vereinigung mit der USPD-Linken, aber viel besser organisiert.





















































Kapitel 12

Der heiße Sommer

Das Jahr 1923 ist als ein Jahr des monetären Chaos, des massenhaften Hungers, des Absturzes ganzer Teile der Gesellschaft in den Abgrund und der ständigen Straßenunruhen in die Geschichte eingegangen.

Trotzdem schien das gesellschaftliche Leben während der ersten zwei bis drei Monate des Jahres friedlich und geordnet weiterzugeben. Die französische Besatzung des Ruhrgebietes schuf eine Atmosphäre des Patriotismus und der sozialen Einheit. Der Klassenfrieden herrschte wie selten zuvor in der Weimarer Republik. Die einzigen Streiks im Kernland des deutschen Kapitalismus, dem Ruhrgebiet, fanden zur Verteidigung der Großindustriellen statt. Die Unruhe über die Löhne, die im November und Dezember angewachsen war, schien in ferner Erinnerung zu liegen, da die Unternehmer die Löhne der Bergarbeiter verdoppelt hatten. Noch behielt das Geld bei den täglichen Transaktionen seinen Wert, trotz einer Preissteigerungsrate, die wir heute als phänomenal betrachten würden - etwa 20 bis 30 Prozent im Monat. Im Februar und März konnte die Regierung den Wert der Reichsmark sogar stabil halten.

Diese scheinbare Ordnung begann Mitte April zusammenzubrechen. Stinnes schnippte mit den Fingern, und der Wert der Reichsmark stürzte ab. Am 1. Mai brauchte man 31.700 Reichsmark, um einen Dollar zu kaufen, am 1. Juli benötigte man dafür 160.400 RM und am 1. August 1.103.000 RM.

Im Ruhrgebiet begann die feste Front des "passiven Widerstands" gegen "die Invasoren" zu zerbröckeln - nicht gewerkschaftlich organisierte und ausländische (normalerweise polnische) Arbeiter begannen, französischen Befehlen zu gehorchen, und Industrielle fingen an, mit dem "Feind" zu verhandeln.

Es kam zu ersten Demonstrationen gegen deutsche Behörden, als die steigenden Preise den Wert der Zahlungen an diejenigen, die durch den "passiven Widerstand" arbeitslos geworden waren, drastisch reduzierten. Die 'Rote Fahne' vom 20. April trug die Schlagzeile "Blutvergießen im Ruhrgebiet. Mehrere Tote und 35 Verwundete in Mülheim", nachdem die Kriminalpolizei auf Teilnehmer einer Demonstration von »mehreren Hundert Arbeitslosen« vor dem Rathaus geschossen hatte. Ahnliche Demonstrationen gab es in Essen, Duisburg und Düssddorf.

Im übrigen Deutschland gab es zwar nicht so viele Arbeitslose wie im Ruhrgebiet, ihre Notlage war jedoch noch viel schlimmer Man schätzte, daß die Arbeitslosenunterstützung in Berlin jetzt nur noch 25 Prozent des Existenzminimums betrug. Das Ergebnis waren »Schwierigkeiten« mit den Arbeitslosen in Stettin, Chemnitz, Leipzig, Plauen, Zittau und Werdau. In Dresden begannen »spontan gebildete« Kontroll-Ausschüsse, niedrigere Preise zu erzwingen.�

Die Hundertschaften

Das Anwachsen der extremen Rechten wurde von den militanteren Teilen der Arbeiterklasse beantwortet. Seit einiger Zeit hatte die Kommunistische Partei aufgerufen, Gruppen zur Verteidigung der Arbeiter zu bilden. Sie wurden in der Regel "Proletarische Hundertschaften" genannt. Jetzt fingen diese an, Wurzeln zu schlagen, besonders im Ruhrgebiet, wo die Franzosen die deutsche Sicherheitspolizei ausgewiesen hatten und in Mitteldeutschland, wo linke sozialdemokratische Landesregierungen sie tolerierten.

Der vom Dezemberkongreß der Betriebsräte gewählte Vorstand rief im April zur »Bildung von proletarischen Hundertschaften als Ausdruck der organisierten kampfbereiten Einheitsfront in den Betrieben« auf Mitgliedskarten, die den Hundertschaften in Leipzig ausgegeben wurden, legten ihre Ziele dar: »Die Abwehrorganisation hat den Zweck, die Arbeiterschaft über die Gefahr des Faschismus aufzuklären, ... Demonstrationen, Versammlungen ... der Arbeiter... zu schützen.«�

Im Idealfall sollten die Hundertschaften auf Beschluß von Massenversammlungen in den Betrieben gebildet werden. Das Zentralkomitee der KPD rief dazu auf, Arbeitslose in Selbstverteidigungsgruppen einzubeziehen, die sich auf beschäftigte Arbeiter stützten: »Keine besonderen Hundertschaften für Erwerbslose ..., keine Bildung von Parteihundertschaften.«� Auf diese Weise sollte die Bewegung der Hundertschaften eng mit der Bewegung der Betriebsräte und der Bewegung der Kontrollkomitees verbunden werden.

Es ist schwierig, herauszufinden, wie wirkungsvoll das in der Praxis war. Zweifellos waren die Hundertschaften oft Organisationen der KPD. In den Monaten Mai und Juni wurde in den großen Betrieben in Chemnitz aber tatsächlich über die Bildung von bewaffneten Betriebsorganisationen abgestimmt. In Leipzig wurde die Bewegung von einem Komitee geleitet, das aus sieben Sozialdemokraten, fünf Kommunisten und drei Parteilosen bestand. Seinen Angaben zufolge vertrat es 96 Betriebe.� Zwei Fünftel der Mitglieder der Leipziger Hundertschaften waren Kommunisten, ein Fünftel Sozialdemokraten und die übrigen waren parteilich unorganisiene Gewerkschafter.� Es wurde behauptet, daß die Mehrheit der Mitglieder aus ehemaligen Fronttruppen bestand.

Die erste Aktivität der Hundertschaften, über die berichtet wurde, fand am 9. März in Chemnitz statt, als sie gegen eine faschistische Versammlung einschritten. Zwei Tage später demonstrierten in Thüringen 4.000 Arbeiter, einschließlich einer Abteilung von 100 Frauen; und am 18. März wurde eine kommunistische Demonstration in Halle von »einer Arbeitertruppe mit roten Fahnen« angeführt.�

Die Aufmärsche am 1. Mai waren eine Gelegenheit, die wachsende Bewegung der ganzen Arbeiterklasse zu demonstrieren. Überall im Land wurden Demonstrationen von den geordneten Reihen der Hundertschaften angeführt. Es heißt, daß in Berlin 25.000 dieser Arbeiter eine Demonstration von einer halben Million Menschen angeführt haben.� In Essen nahmen am gleichen Tag 100.000, in Halle 50.000 an der Demonstration teil. In München gab es eine gemeinsame Demonstration aller Arbeiterorganisationen mit 70.000 Teilnehmern, trotz Drohungen der Faschisten, den Demonstrationszug auseinanderzutreiben.

Kurz danach wurden die Hundertschaften in ganz Preußen vom Innenminister Severing verboten. Er hatte einen Monat früher erklärt:

»Seit einiger Zeit hat die KPD zur Bildung von proletarischen Selbstverteidigungskräften aufgerufen - nicht bloß als Schutz gegen Faschisten und die extrem rechten Organisationen oder um nationalistische Veranstaltungen zu verhindern und kommunistische Veranstaltungen zu schützen, sondern auch als Vorhut einer Roten Armee.«�

Das Verbot konnte jedoch nicht das weitere Wachstum der Bewegung im französisch kontrollierten Ruhrgebiet und in den mitteldeutschen Ländern Sachsen und Thüringen verhindern. Am 15. Mai kämpften 10.000 Arbeiter mit der Polizei, die eine 8.500 Mann große Versammlung des reaktionären paramilitärischen Stahlhelms schützte. In Sachsen wurden die Hundertschaften so stark, daß sie Straßensperren errichten konnten, um die Faschisten daran zu hindern, sich von einem Ort zum nächsten zu bewegen. Im Ruhrgebiet waren die Behörden über die Frage gespalten, wie wichtig die Hundertschaften seien. Die offizielle Ansicht war, daß die Hundertschaften wahrscheinlich in den Betrieben, nicht aber in den Gruben, existierten.�

lm übrigen Deutschland wurden Anstrengungen unternommen, den Aufbau der Bewegung im Untergrund fortzusetzen. In Halle beispielsweise stimmten die Betriebsräte Ende Juni 1923 dafür, "Verteidigungskräfte" zu bilden, obwohl diese illegal waren.�

Einmal gegründet, beschränkten sich die Hundertschaften nicht nur auf antifaschistische Aktionen. Als sich die Inflation beschleunigte, wurden sie wie selbstverständlich von den Kontroll-Ausschüssen als Instrument benutzt, um ihre Beschlüsse gegen die Spekulation durchzusetzen. Sie wurden von den Industriezentren Mitteldeutschlands losgeschickt, um die Zwangsräumung von Land, das Landarbeiter besetzt hielten, zu verhindern. In zunehmendem Maße übernahmen sie auch die Verteidigung von Streikposten und halfen bei der Ausbreitung von Streiks.

Die erste Streikwelle

Der Zusammenbruch der Reichsmark seit April bedeutete, daß der "Frieden", der am Anfang des Jahres in den Betrieben geherrscht hatte, schnell bröckelte. Schon im März gab es Streiks von 40.000 Bergarbeitem in Oberschlesien und von Arbeitern in Mitteldeutschland. Das war jedoch nichts im Vergleich zu dem, was das ganze Land zwischen Mai und Juni treffen sollte.

Die Bewegung begann, als die Bergarbeiter im Ruhrgebiet, in einer Grube nahe bei Dortmund, am 16. Mai in den Lohnkampf traten, weil sie eine Einigung zwischen den Besitzern der Kohtegruben und der Regierung als unangemessen ablehnten. Die Bergarbeiter besetzten das Rathaus von Dortmund und schickten mobile Streikposten, begleitet von den örtlichen Proletarischen Hundertschaften, in naheliegende Gruben und Betriebe. Die Folge waren Zusammenstöße mit der Polizei, bei denen ein Bergarbeiter erschossen wurde. Das konnte die Ausbreitung des Streiks auf die gesamte Dortmunder Region jedoch nicht mehr aufhalten, obwohl die KPD völlig überrascht war und der Bewegung vier Tage lang keine Führung gab.

Eine lokale Konferenz der Betriebsräte am 20. Mai brachte 200 Delegierte aus 60 Arbeitsstätten zusammen, und in der darauffolgenden Woche legte der Streik alle Gruben und die meisten großen Betriebe im Kern des Ruhrgebiets zwischen Dortmund und Essen lahm, obwohl ein zentrales Streikkomitee unter kommunistischer Führung erst Ende der Woche gebildet wurde. Auf diesem Höhepunkt des Kampfs streikten 310.000 Arbeiter, etwa die Hälfte der Berg- und Metallarbeiter des Ruhrgebiets.

Die Streikenden stießen wiederholt mit der Polizei zusammen, wie beispielsweise am 22. Mai, als 50.000 Demonstranten in Dortmund mit der Polizei kämpften. Drei Arbeiter wurden dabei getötet. Am nächsten Tag protestierten noch einmal 50.000 Demonstranten gegen die Schüsse. Weitere Kämpfe brachen aus, als die Polizei versuchte, Arbeiter aus besetzten Gebäuden der Bergwerke zu räumen. Instinktiv organisierten sich die Bergarbeiter, wie sie es schon in den ersten Kämpfen nach dem Krieg getan hatten. Die Märsche der Proletarischen Hundertschaften erinnerten Beobachter an die der Roten Armeen des Jahres 1920. Sie übernahmen im Namen der lokalen Kontrollkomitees die Kontrolle über Straflenmärkte und Läden und erzwangen Preissenkungen.�

Die Reichsregierung wußte nicht mehr, was sie tun sollte. Die Franzosen hatten die Sicherheitspolizei aus dem Gebiet ausgewiesen, um die kornmunalen Behörden zu zwingen, den "passiven Widerstand" aufzugeben und bei der Gründung einer neuen Polizei unter französischer Kontrolle zu kooperieren. Die Kriminalpolizei war alles, was übrig geblieben war. Sie konnte mit der Lage jedoch nicht fertig werden.

Aus Verzweiflung bat der Chef der Regierungsbehörden in Düsseldorf den "feindlichen" General Devigues um Hilfe. Er wies darauf hin, daß »die deutsche Oberste Heeresleitung in der Zeit der Pariser Kommune entscheidende Hilfe bei der Niederschlagung des Aufstands geleistet hat.«�

Schließlich wurde eine Kompromißvereinbarung getroffen, in der die Franzosen den Kommunen in Mühlheim und Essen gestatteten, eine freiwillige "Hilfspolizei" zu gründen. Laut 'Rote Fahne' folgten darauthin »Massenverhaftungen von Streikführem und kommunistischen Funktionären«.�

Die Streikenden begannen am 28. Mai, die Arbeit wieder aufzunehmen: Die Kommunistische Partei befürchtete, daß der Streik, isoliert vom übrigen Deutschland, zerschlagen werden könnte und empfahl die Annahme eines beträchtlich verbesserten Lohnangebots.

Aber wenn die KPD-Führung gedacht hatte, die Wut beschränke sich lediglich auf das Ruhrgebiet, hatte sie sich getäuscht. Im Monat Juni »brach [sie] sich in Protestversammlungen und Teuerungsdemonstrationen, in einer Welle von größeren und kleineren Streiks in ganz Deutschland stürmisch Bahn«.�

Am 7. Juni streikten 30.000 Kohle- und Stahlarbeiter in Oberschlesien. Innerhalb von zwei Tagen verdoppelte sich ihre Zahl, und ein paar Tage später schloß sich ein Streik von Zehntausenden von Landarbeitern an. Die Streiks müssen sehr hart gewesen sein, denn nach Aussage der KPD wurden sie durch das Eingreifen der Sicherheitspolizei physisch zerschlagen. Aber das konnte weder die Ausbreitung der Unruhe auf die 10.000 streikenden Landarbeiter in Brandenburg, noch auf das Kemgebiet der Reaktion, Ostpreußen, aufhalten, wo von "spontanen Versammlungen" der Landarbeiter berichtet wurde.�

Überall gab es Zeichen der Unruhe: An dem Tag, an dem die Bergarbeiter Oberschlesiens streikten, titelte die 'Rote Fahne': "Sieben Tote in Leipzig", nachdem die Polizei auf eine Demonstration von SPD und Gewerkschaften geschossen hatte. Drei Tage später streikten, unter kommunistischer Führung, die Seeleute an der Nordwestküste.

In Mitteldeutschland wuchs der Kampf der Bergarbeiter gegen den Druck, "Opfer" bringen zu müssen, in einer Zeit an, in der das Hauptbergbaugebiet des Landes von französischen Truppen abgeriegelt war. Die Inflation hatte die Löhne so weit beschnitten, daß, wie ein Minister der sächsischen Staatsregierung einräumte, »die Bergarbeiter von Zwickau mit ihren Löhnen kein Brot mehr kaufen können, geschweige denn andere Nahrungsmittel«. Im Mai und Juni organisierten die Bergarbeiter Bummelstreiks, die die Produktion drastisch senkten. Die Grubenbesitzer wandten sich verzweifelt an die Reichsregierung. Nachdem diese ihnen erklärt hatte: »Die Bewegung in Zwickau läuft gegen den Willen der Gewerkschaften, die immer mehr die Kontrolle über die Arbeiterklasse verlieren«, forderten die Grubenbesitzer eine Wiederholung der Taktik von 1919 - den Einmarsch der Reichswehr in Sachsen.�

Neben diesen großen Bewegungen gab es zahlreiche örtliche Streiks und Teilstreiks, als die Geldentwertung sich unvorstellbar beschleunigte. Die Preise änderten sich nicht mehr jedes Vierteljahr oder jeden Monat, sondern jeden zweiten oder dritten Tag. Zwischen dem 29. und dem 31. Juni stiegen die Preise der Grundnahrungsmittel um 25 Prozent. Zuvor friedliche Arbeiter erkannten nun, daß nur direkte Aktionen sie schützen konnten - sei es, um die Straßenmärkte zu kontrollieren und die Spekulation mit Kartoffeln zu stoppen, oder ob es die Angestellten in den Berliner Betrieben waren, die am 21. Juni für "Friedenslöhne" (mit anderen Worten Vorkriegslöhne) in den Ausstand traten.

Die Welle von Kämpfen erreichte ihren Höhepunkt, als 90 Prozent der Berliner Metallarbeiter für Streik stimmten. Am 10. Juli traten 150.000 in den Streik, und wieder stießen Demonstrationen der Streikenden mit der Polizei zusammen. Die Kämpfe waren nun nicht mehr rein ökonomisch. Wie ein nicht-revolutionärer Historiker in jüngerer Zeit bemerkte: Im Juli »entwickelt sich die Forderungswelle der Arbeiter weiter, die nicht mehr von einer echten revolutionären Unruhe zu trennen ist.«�

Eine sogar noch weniger revolutionäre Quelle ist Rudolf Wissell, ein Sprecher des Provisorischen Wirtschaftsrates, der Anfang Juni schrieb:

»Eine Mischung aus Verbitterung und Verzweiflung herrscht bei den großen Massen und bei allen, die gezwungen sind, ohne Essen auszukommen. Das gilt genauso für Beamte wie für Sozialhilfeempftänger und Arbeiter. Und ich muß sagen, die Atmosphäre ist in den letzten Wochen so, daß ich erschrocken war und ich mit großer Sorge für die Zukunft erfüllt bin. Ich sage Ihnen ganz deutlich, daß selbst in den ruhigsten und stabilsten Teilen der Massen ein revolutionärer und aktivistischer Geist wächst ... Es bedarf bloß eines kleinen Auslösers, um alles zum Explodieren zu bringen.«�

Genau für diesen Augenblick war in den letzten paar Jahren eine revolutionäre Massenpartei aufgebaut worden. Doch es sollte keinen "kleinen Auslöser" geben.

Der Verfall der Sozialdemokratie

1922 hatte es einen kaum wahrnehmbaren Trend innerhalb der Arbeiterklasse, weg von der Sozialdemokratie und hin zum Kommunismus, gegeben. Im Frühsommer des Jahres 1923 wurde die ganze frühere Struktur der traditionellen politischen Loyalitäten bis in ihre Fundamente erschüttert.

Die sich rasch beschleunigende Inflation traf die SPD in zweierlei Weise. Erstens trieb sie die Arbeiter immer wieder in Streiks, denen sich die Gewerkschaftsführer widersetzten und die von der sozialdemokratisch geführten preußischen Polizei angegriffen wurden. Zweitens zerstörte sie die Finanzen der SPD und der Gewerkschaften. Beiträge waren zu der Zeit, in der sie in den nationalen Zentralen eintrafen, wertlos, mit dem Ergebnis, daß es kein Geld gab, um den einst allmächtigen Parteiapparat und die Presse zu bezahlen.

Ein Historiker, der diese Periode erlebte, berichtete:

»Im Verlauf des Jahres 1923 nahm die Kraft der SPD ständig ab. ... Vor allem die freien Gewerkschaften, die stets die Hauptstütze des sozial-demokratischen Einflusses gewesen waren, befanden sich in voller Auflösung. Die Inflation vernichtete den Wert der Verbandsbeiträge. Die Gewerkschaften konnten ihre Angestellten nicht mehr besolden und den Mitgliedern keine Unterstützungen mehr leisten. Die Tarifverträge, wie die Gewerkschaften sie mit den Unternehmern abzuschließen pflegten, wurden gegenstandslos, wenn die Geldentwertung schon acht Tage später die ausgehandelten Löhne über den Haufen warf. So wurde die gewerkschaftliche Arbeit alten Stils zwecklos. ... Die Zersetzung der Gewerkschaften war zugleich eine Lahmlegung der SPD.«�

Auch wenn die Situation in diesem Zitat etwas übertrieben dargestellt ist, gingen die Mitgliedszahlen der "freien" Gewerkschaften tatsächlich steil bergab - von neun Millionen 1922 auf vier Millionen 1924. Der Apparat, der die deutsche Arbeiterklasse seit dem Krieg gezügelt hatte, fiel sichtlich auseinander.

Die alte "gewerkschaftliche" Arbeit des Kampfes um bessere Löhne mußte jetzt wöchentlich und täglich geführt werden, von Organisationen, die den Arbeitern nahe waren. Die örtlichen Gewerkschaftsgruppen und vor allem die Betriebsräte übernahmen eine neue leitende Rolle im Kampf. Dabei gingen kommunistische Aktivisten mit Vorschlägen für Aktionsformen voran, mit denen gewonnen werden konnte.

Schon Mitte Februar bei den Betriebsratswahlen in den Thyssen-Werken im Ruhrgebiet hatte die kommunistische Liste mehr Stimmen als die der "freien" Gewerkschaften erhalten, während die Liste einer syndikalistischen Splittergewerkschaft mehr Stimmen als die "unpolitischen" und die christlichen Gewerkschaften bekam. Die Gewerkschaften nahmen sich diese Lehre zu Herzen und vertagten die Wahlen in den anderen Betrieben des besetzten Gebiets.� Reichsweit konnte das jedoch nicht die Stärke der Kommunisten in den Betriebsräten unterminieren. Eine pessimistische kommunistische Darstellung spricht von 5.000 Räten, die die KPD mobilisieren konnte, obwohl nicht alle von der KPD kontrolliert waren.�

Kommunistische Schätzungen vom Juni ließen darauf schließen, daß die Aktivisten der Partei in Positionen saßen, die auf lokaler Ebene zweieinhalb Millionen Gewerkschafter organisiert hatten - ein Drittel der damaligen Gesamtmitgliedschaft der Gewerkschaften. In der Baugewerkschaft zum Beispiel leitete die KPD 65 der 749 Ortsgruppen, und in weiteren 230 war sie etwa so stark wie die Sozialdemokraten. In der Metallarbeitergewerkschaft war die KPD in entscheidenden Zentren wie Stuttgart, Halle, Merseburg, Jena, Suhl, Solingen und Remscheid in der Mehrheit. In Halle gewann sie die Wahlen der Metallarbeitergewerkschaft mit 2.000 zu 500 Stimmen, und in Magdeburg, wo die Sozialdemokraten mit 4.900 Stimmen gewannen, konnten sich die Kommunisten immer noch mit 2.600 Stimmen rühmen.�

Die Mitgliederzahl der KPD wuchs um 70.000 - oder um etwa ein Drittel - und es gab Anzeichen dafür, daß der Einfluß der Partei in weiten Bereichen der Arbeiterschaft dramatisch anstieg. Während der Kämpfe gab es nur zwei Wahlen: in Oldenburg Anfang Juni und in Mecklenburg einen Monat später. In Oldenburg stieg der Stimmenanteil der KPD von drei Prozent auf 25 Prozent des Stimmenanteils der SPD 1920 und im ländlichen Mecklenburg war der Fortschritt noch erstaunlicher, denn die Kommunisten hatten sich hier 1920 gar nicht erst bemüht, zu kandidieren und die USPD hatte nur 2.000 Stimmen bekommen. Jetzt bekamen die Kommunisten 10.000 Stimmen, fast die gleiche Anzahl wie die Sozialdemokraten.

In Mecklenburg stimmten vier von zehn Arbeitern, die drei Jahre vorher für die Sozialdemokraten gestimmt hatten, für die Kommunisten. Diese Zahlen müssen natürlich nicht für das ganze Land repräsentativ sein. Aber sie zeigen doch eine massive Verschiebung des Zugebörigkeitsgefühls innerhalb der Arbeiterklasse, auch wenn es vorstellbar ist, daß sie nicht überall in demselben Ausmaß stattgefunden hat.

Das Gleiche bestätigte sich in der nächsten Wahlrunde, nachdem die Inflationskrise vorbei und die Linke geschlagen worden war. Trotz der Illegalität, dem Mangel an Organisation und vor allem dem Mangel an Kampfgeist, hatte die KPD ihren Stimmenanteil in Industriegebieten Ende 1923 und Anfang 1924 im Vergleich zu 1921 mindestens verdoppelt. In Thüringen bekam sie vier Stimmen bei fünf für die Sozialdemokraten und selbst im reaktionären Bayern erreichte ihr Stimmenanteil die Hälfte des SPD-Anteils. Es ist eine plausible Annahme, daß die Unterstützung für die KPD im Sommer 1923 noch beträchtlich höher lag, weil eine sehr große Zahl von Arbeitern an Streiks und Demonstrationen beteiligt war.

Es scheint zumindest einige berechtigte Gründe für die Behauptung des Historikers und ehemaligen "linken" Kommunisten Rosenberg zu geben, der sagte:

»Die KPD... kritisierte wenigstens laut und heftig die Regierung Cuno. ... So strömten ihr die Massen zu. ... Ohne Zweifel hatte im Sommer 1923 die KPD die Majorität des deutschen Proletariats hinter sich.«�

Sogar der Parteivorsitzende Brandler, der weit davon entfernt war, übermäßig optimistisch zu sein, konnte sechs Monate später behaupten, daß in den industriellen Kerngebieten des Landes die Kommunisten der SPD überlegen gewesen seien: »Also wir hatten an drei Stellen, im Ruhrgebiet, in Oberschlesien, in Sachsen und später in Mitteldeutschland die Führung der Arbeiterklasse ziemlich fest in der Hand.� Und wieder, kurze Zeit darauf behauptete er: »Die Mehrheit der Arbeiterklasse stand hinter uns«, auch wenn es vom Kontext her nicht klar ist, ob er ganz Deutschland meinte oder nur die Mehrheit in »Berlin, im Ruhrgebiet und in Sachsen«.�

Die Mehrheit der Parteiführung scheint zu jenem Zeitpunkt, im Juni 1923, jedoch keine klare Vorstellung darüber gehabt zu haben, wie sie die Ereignisse zu ihren Gunsten beeinflussen könnte.

Die Politik der Kommunisten

Die ersten zwei Monate der Ruhrbesetzung stellten die KPD vor ernsthafte politische Probleme. Die Welle des Nationalismus beeinflußte eine beträchtliche Anzahl von Arbeitern, und im Ruhrgebiet selbst gaben sowohl die deutschen Unternehmer als auch die französischen Truppen ihr äußerstes, um die Gunst der Arbeiter zu gewinnen. Die kommunistische Führung mußte eine Antwort auf die Besetzung entwickeln. Sie mußte jedoch vermeiden, sich mit einer der beiden Seiten zu identifizieren. Die meiste Zeit gelang das ziemlich gut, obwohl ihre Position zumindest einmal in eine zweifelhafte Richtung entgleiste.

Die 'Rote Fahne' erhob die Parole: "Schlagt Poincaré und Cuno an der Ruhr und an der Spree" (Poincaré war der französische Ministerpräsident). Sie schrieb, daß sich die Arbeiter im Ruhrgebiet der Ausbeutung durch den französischen Imperialismus widersetzen wollten. Das aber sei ein ganz anderes Ziel als das der deutschen Arbeitgeber:

»Die französische und deutsche Bourgeoisie sind einverstanden, einen gemeinsamen Trust zu bilden, der die Ruhrkohle mit den französischen Erzen verbindet. Aber die französischen Kapitalisten wollen die Oberhand haben. Sie verlangen für sich 60 Prozent des Anteils, während sie den Stinnes, Krupp und Thyssen nur 40 Prozent bewilligen. Um die 10 Prozent geht der Kampf ... Sie hat sie bisher bezahlt aus dem Schweiße der deutschen Arbeiter, denen sie in immer mehr entwertetem Gelde den Lohn zahlte, um auf diese Weise billig die Waren ins Ausland zu verschleudern.

Und diesen Hunger und diese Teuerung, von der sie sich mästet, wendet die deutsche Bourgeoisie als Mittel an, um die ausgepowerten Massen nur gegen Frankreichs Imperialismus aufmarschieren zu las-sen. Auf diese Weise schlägt sie zwei Fliegen mit einer Klappe. ... die 10 Prozent der Anteilscheine am Kohlen- und Eisensyndikat, und gleichzeitig schwemmt sie alle Dämme hinweg, die nach der Ermordung Rathenaus notgedrungen ... gegen die Konterrevolution aufgerichtet worden waren. ...

In dieser Situation muß das Proletariat wissen, daß es nach zwei Seiten zu kämpfen hat ... Die französischen Kapitalisten sind um keinen Deut besser als die deutschen, und die Bajonette der französischen Besatzungstruppen sind nicht weniger scharf als die der Reichswehr. Die Kommunistische Partei fordert die klassenbewußten Arbeiter des Ruhrgebiets auf den Abwehrkampf gegen die französische Besatzungsbehörde mit voller Energie zu führen.

Nur wenn Ihr überall im ganzen Reiche aufmarschiert als selbständige Kraft, als Klasse, die um ihre eigenen Interessen kämpft, werdet Ihr imstande sein, der Gefahr entgegenzutreten, die in der Stärkung der deutschen Bourgeoisie durch den nationalistischen Taumel liegt.«�

Mit dieser Politik versuchten sie, den Widerstand der Arbeiterklasse gegen die französische Besatzung auszuweiten und sich gleichzeitig gegen die bewaffneten Sabotageaktionen der reaktionären Terrorgruppen zu wenden. Während die extreme Rechte einen Boykott der französischen Soldaten predigte, rief die KPD zur Verbrüderung mit ihnen auf. Auch die Kommunistische Internationale arbeitete wie nie zuvor daran, praktische Solidarität herbeizuführen. Ein Treffen der europäischen Kommunistischen Parteien fand am 6. Januar in Essen statt, um internationalen Widerstand gegen die Besatzung zu organisieren. Zwei Monate später folgte ein größeres Treffen von Vertretern europäischer Sozialisten und der Gewerkschaften in Frankfurt. Ein besonderes, erweitertes - und breit bekanntgemachtes - Treffen der Exekutive der Internationalen im Juni wurde derRuhrfrage gewidmet. Große öffentliche Veranstaltungen wurden in den größten Städten Frankreichs, Deutschlands und Rußlands organisiert, und die Russen schickten eine große Ladung Getreide, um die Hungernden des Ruhrgebiets zu nähren.

Gerade die Kommunistische Partei Frankreichs mußte besondere Anstrengungen unternehmen, um sich gegen die Besatzung zu stellen, die von ihrer eigenen Regierung durchgeführt wurde. Junge französische Kommunisten wurden aufgefordert, ins Ruhrgebiet zu gehen, um unter den Besatzungstruppen zu agitieren. Sie wurden bei Familien von deutschen Kommunisten untergebracht und veröffentlichten eine Vielzahl von Zeitungen für die Truppen - mit Namen (ins Deutsche übersetzt, d. Übers.) wie 'Der Rekrut', 'Die Kaserne' und 'Die Rote Fahne'. Zweisprachige Plakate wurden geklebt:

»Französische Soldaten, Arbeiter in Uniform, man hat Euch an den Rhein auf Befehl Eurer Ausbeuter gebracht, um Eure proletarischen deutschen Brüder zu unterjochen, die schon von ihrer eigenen Bourgeoisie unterdrückt werden ... Französische Soldaten, Euer Platz ist neben den deutschen Arbeitern. Verbrüdert Euch mit dem deutschen Proletariat.«�

Es ist schwer zu beurteilen, wie wirkungsvoll solche Propaganda war. Es gab sicherlich einige Reaktionen: 57 französische Soldaten wurden vors Kriegsgericht gestellt und erhielten zusammen 130 Jahre Gefängnis. In Paris führte die französische Regierung eine Razzia in der Zentrale der Kommunistischen Partei durch und verhaftete eine Anzahl führender Kommunisten, auch den Parteisekretär Cachin.

Wichtiger war diese Agitation jedoch wahrscheinlich wegen ihrer Wirkung bei der Bekämpfung der nationalistischen Strömung unter deutschen Arbeitern. Als beispielsweise nationalistische Stadträte den Vorschlag machten, daß Thyssen, der von den Franzosen verhaftet worden war, zum Ehrenbürgermeister einer Stadt im Ruhrgebiet, Hamborn, ernannt werden sollte, brachten die Kommunisten den Antrag zu Fall, indem sie Cachins Namen vorschlugen, da »er mehr für die deutschen Arbeiter getan hat«.� Die französischen Besatzungskräfte verboten die meisten deutschen bürgerlichen Zeitungen wegen ihres Nationalismus - gleichzeitig aber mußten sie die kommunistischen Zeitungen wie das 'Ruhr-Echo' wegen ihres Internationalismus und den darin enthaltenen Aufrufen an die französisehen Truppen verbieten.

Der Ton der Propaganda der KPD wird durch Schlagzeilen in der 1.Mai-Ausgabe der 'Roten Fahne' vermittelt: "Die Hundertschaften zur Verteidigung in Führung", "Rote Fahnen", "Polizeiprovokation in Halle", "Im Ruhrgebiet Verbrüderung mit den französischen Soldaten", "Es lebe Cachin", "Es lebe die Pariser Kommune", "Das Ruhr-Echo vom französischen General verboten", "Münchner Faschisten herausgefordert".

Innerhalb der Kommunistischen Internationalen wurde beklagt, daß die Anstrengungen der französischen Kommunisten unter den Truppen an der Ruhr unzulänglich gewesen seien, und ein französischer revolutionärer Historiker behauptete, sie seien unwirksam gewesen.� Zumindest aber legten sie die Richtlinien für eine Art der intemationalistischen Agitation fest, die sich völlig von der unterschied, die die sozialdemokratische Arbeiterbewegung charakterisierte.

Es gab jedoch noch einen anderen Aspekt der kommunistischen Politik, der mehr Auseinandersetzungen verursachte und der besonders scharf von ehemaligen Kommunisten angegriffen wurde, die die Partei in der Stalin-Ära verließen: Es war der Versuch, das verarmte Kleinbürgertum zu beeinflussen, welches unter nationalistischern und faschistischem Einfluß stand. Die Partei und die Internationale zielten darauf ab, einige dieser Menschen für die Revolution zu gewinnen, indem sie erklärten, daß nur die Arbeitermacht und ein Bündnis mit dem russischen Arbeiterstaat das Elend überwinden könnte, welches die große Masse des deutschen Volkes heimsuchte. Das Ziel der Kommunisten war, wie Brandler es ausdrückte, die »von den Kapitalisten bezahlten Pinkertonbanden« des Faschismus von »den aus ehrlicher nationalistischer Enttäuschung sich der Bewegung anschließenden Kleinbürgern«� zu trennen.

Das Argument wurde erstmals von Frölich in einer Reichstagsrede vorgebracht, als die Besetzung begann:

»Da kommt man jetzt und sagt uns: in der Stunde der Gefahr müssen wir alle brüderlich zusammenstehen, müssen wir alle Opfer bringen! Wir fragen: Wo sind die Opfer? ... die Herren Kohlebarone ... haben den Kohlepreis um 50 Prozent in die Höhe getrieben! ... Wir fühlen uns als Brüder des französischen Proletariats, vor allem als die Brüder unserer französischen Genossen, die den Kampf gegen Poincaré aufgenommen haben. ...

Was ist zu tun? Es war Karl Marx, der uns das Wort zugerufen hat, auf das es gegenwärtig ankommt: In der Gefahr, die für die ganze Nation besteht, ist notwendig die Konstituierung der Arbeiterklasse als Nation durch die Ergreifung politischer Gewalt. ... Sturz dieser Regierung!

Dann allein kann das deutsche Volk gerettet werden. Konstituierung des Proletariats als Nation und auf Grund dieser Konstituierung die Rettung der Nation durch das herrschende Proletariat!«�

Diese Rede besagte, daß die Besitzer der industriellen Trusts gegen die Interessen der Masse des deutschen Volkes handelten; sie verrieten in Wirklichkeit die nationalen Ziele, die sie zu verteidigen behaupteten. Von diesem Argument war kein langer Weg zu der Aussage, daß es zwar ein nationales Interesse gäbe, welches aber die Kommunisten und nicht die Großindustriellen verteidigen würden: Als die Verhandlungen von Stinnes mit den Franzosen entdeckt wurden, und als die deutschen Behörden um französische Hilfe baten, um die Arbeiter im Ruhrgebiet niederzuschlagen, sprach die 'Rote Fahne' von der "Regierung des nationalen Verrats".

Radek entwickelte diese Argumentation in ihrer berühmtesten Form in einer Rede bei dem erweiterten Treffen der Exekutive der Internationalen im Juni. Schlageter, ein reaktionärer Terrorist und ehemaliges Mitglied der Freikorps, war nach seiner Hinrichtung durch die Franzosen in allen reaktionären nationalistischen Kreisen zum Helden geworden. Radek nutzte die Gelegenheit, diese Kreise anzusprechen und versuchte, zu zeigen, daß das Leben ihres Helden ein Widerspruch in sich selbst gewesen war, den nur die proletarische Revolution hätte lösen können.

Schlageter, sagte Radek, sei ein "Wanderer ins Nichts" gewesen. Er sei den Freikorps beigetreten, um im Osten gegen Sowjetrußland zu kämpfen. Die Leute, die ihn dahin geschickt hätten, hofften, damit den guten Willen der Franzosen zu kaufen. Jetzt hätten die Franzosen Schlageter erschossen. »Er wurde von der Stinnes-Presse beweint«. Aber Stinnes würde bequem leben, während Schlageter sein Leben geopfert hätte.

Schlageter war 1920 zum ersten Mal ins Ruhrgebiet gegangen, jedoch nicht, um die Franzosen, sondern, um die Arbeiterklasse zu bekämpfen. Er hatte so gehandelt, weil er glaubte, die Arbeiter seien der "innere Feind", den man zuerst niederschlagen müsse, bevor man mit dem äußeren Feind fertig werden könne. Aber nun waren es dieselben Arbeiter im Ruhrgebiet, die sich den Franzosen widersetzten.

Die Arbeiter seien bereit, den Imperialismus zu bekämpfen. Aber wie sollten sie den französischen Imperialismus bekämpfen, wenn sie unbewaffnet seien? Die Mehrheit des deutschen Volkes würde nur zum Kämpfen gebracht werden, wenn es einen Angriff auf den deutschen Kapitalismus gäbe. Die Freiheit der deutschen Arbeiter wäre die Freiheit des gesamten Volkes. Schlageter sei ein »Wanderer ins Nichts« gewesen, aber er hätte ein »Wanderer in eine bessere Zukunft der gesamten Menschheit« sein können.�

Auf die Schlageter-Rede folgte eine ideologische Offensive gegen die Nazis unter der Anhängerschaft der Nazis. Führende Kommunisten wie Ruth Fischer führten Debatten, beispielsweise mit Sprechem der Nazis auf Studentenversammlungen, auf denen die Nazis stark vertreten waren und die revolutionäre Linke eine schwache Stellung hatte.

Viele von denen, die seitdem diese Politik angegriffen haben, haben sie mit dem Nationalbolschewismus von Laufenberg (dem Hamburger "Linkskommunisten") gleichgesetzt, der jedoch selbst von Radek 1919 scharf gebrandmarkt wurde. Auch verglich man sie mit dem Nationalkommunismus, welcher von der stalinisierten Kommunistischen Partei Anfang der 30er Jahre gepredigt wurde. Beide Positionen machten beträchtliche Zugeständnisse an die Ideologie der Nazis und während der 30er Jahre gab es auch eine Tendenz zu einer wütenden nationalistischen Wortwahl, die wenig mit dem Internationalismus der Arbeiterklasse zu tun hatte. Die Tonlage der kommunistischen Erklärungen aus dem Jahr 1923 unterschied sich davon sehr.

Frölichs Gerede von »der Arbeiterklasse, die sich als die Nation konstituiert«, läßt sich kritisieren; und es kann einem beim Lesen übel werden, wenn Radek einen Nazi als »Genosse Schlageter« bezeichnet. Auch der Versuch, die Unterstützung des verarmten Kleinbürgertums durch einen Appell an ihren Nationalismus zu gewinnen, ermutigte eine falsche Ideologie, anstatt sie zu bekämpfen - aber der Gesamtzusammenhang der kommunistischen Äußerungen bestand immer noch darin, Widerstand gegen die nationalistische Hysterie zu leisten. Letzten Endes waren es die kommunistischen Abgeordneten im Reichstag, die gegen die nationalistischen Beschlüsse stimmten, während die Sozialdemokraten dafür waren.

Die Diskussionen mit den Nazis waren eine Taktik am Rande. Sie fanden zu einem Zeitpunkt statt, in dem die Partei tagein, tagaus die Sozialdemokraten aufforderte, eine Einheitsfront gegen die Nazis zu bilden. Auch dies war weit entfernt von der Politik Laufenbergs und der KPD Anfang der 30er Jahre. Am bezeichnensten ist vielleicht, daß es die Nazis waren, die die Diskussionsveranstaltungen absagten - weil sie merkten, daß sie dadurch Mitglieder verloren hatten.

Die Schlageter-"Wende" war sicherlich ein Irrtum, nicht aber krimineller Wahnsinn, wie einige es gesagt haben.�

Die Einheitsfront

Der wichtigste Kern der kommunistischen Aktivität im ersten Halbjahr von 1923 bestand in einer Fortsetzung der Linie des Vorjahres - dem Versuch, durch gemeinsame Aktivitäten die Unterstützung der sozialdemokratischen Arbeiter zu gewinnen. Gerade diese Betonung ließ die Partei wachsen, als die Sozialdemokratie begann, Auflösungserscheinungen zu zeigen.

Der allgemeine Aufruf zu einer Einheitsfront wurde jetzt zu einem Aufruf, die Sozialdemokraten sollten mit den bürgerlichen Parteien brechen und gemeinsam mit den Kommunisten eine "Arbeiterregierung" bilden. Das war seit den letzten Monaten des Jahres 1922 immer öfter die landesweite Parole gewesen - insbesondere nachdem der Vierte Kongreß der Kommunistischen Internationalen sie im Dezember gebilligt hatte. Sie erhielt eine direkte Antwort von den Arbeitern in den mitteldeutschen Ländern Sachsen und Thüringen.

Hier hatten Sozialdemokraten und Kommunisten zusammen eine Mehrheit in den Landtagen - bis zum Frühjahr 1923 bestanden die Sozialdemokraten aber darauf, in einer Koalition mit den bürgerlichen Parteien zu regieren. Dann, im März 1923, errang die Linke die Kontrolle über die SPD in Sachsen und eine neue, rein sozialdemokratische Regierung wurde unter dem linken sozialdemokratischen Ministerpräsidenten Zeigner gebildet. Die Kommunisten stimmten im Landtag für diese Regierung, als Gegenleistung für die Billigung des Aufbaus einer Truppe zur Arbeiterselbstverteidigung, die Entlassung von politischen Gefangenen und die Organisierung von "Arbeiterkammern", die sich auf die Betriebsräte stützten.

In den folgenden Monaten wurde die Reichsregierung in Berlin immer unruhiger. "Recht und Ordnung" schienen in Mitteldeutschland zusammenzubrechen, als die Proletarischen Hundertschaften offen demonstrierten, die Kontrollausschüsse zunehmend eingriffen, um Preise festzulegen und die Betriebsräte sich wie nirgendwo anders entwickelten, trotz der Sabotage durch den immer noch stärken rechten Flügel in der SPD. Doch für die Kommunisten wie auch für die Sozialdemokraten stand hinter der Losung, die zu einer "Arbeiterregierung" aufrief, ein Fragezeichen. Bedeutete das, daß die Kommunisten bereit waren, gemeinsam mit den Sozialdemokraten zu regieren?

Erstmals stellte sich diese Frage in den hektischen Tagen nach demSturz des Kaisers und noch einmal nach dem Kapp-Putsch. Bei beiden Gelegenheiten wurde die Teilnahme von Kommunisten an einer Regierung mit Sozialdemokraten aus prinzipiellen Gründen abgelehnt. Selbst die begrenztere Idee einer "loyalen Opposition" gegenüber einer linken sozialdemokratischen Regierung hatte im März 1920 eine scharfe Kontroverse ausgelöst. Nun jedoch fanden die Führer der KPD und einige Führer der Kommunistischen Internationalen die Losung für eine SPD/KPD-Regierung sehr anziehend. Sie brachte die sozialdemokratischen Führer vor den eigenen Anhängern in Verlegenheit - sie bewies, daß diese eine Koalition mit der Bourgeoisie wünschten, auch wenn das parlamentarische Kräfteverhältnis ihnen andere Möglichkeiten eröffnete.

Für die Kommunisten war das Ergebnis ausgezeichnet - solange die sozialdemokratischen Führer eine gemeinsame Regierung ablehnten. Was war aber, wenn sie akzeptierten? Dann würden die Kommunisten selber in der Falle sitzen, gezwungen, in einer "linken Regierung" zu arbeiten, mit einem Staatsapparat, der immer noch von bürgeriichen Beamten beherrscht würde. Sie müßten dann Verantwortung für wirtschaftliche Verhältnisse übernehmen, die mit diesem schwachen Anteil an der Regierungsmacht nicht zu lösen wären.

Bei Diskussionen innerhalb der KPD, wie auch bei Diskussionen zur Zeit des Vierten Kongresses der Internationalen, entstand ein heftiger Streit über die Teilnahme an der sächsischen Regierung. Man kann jedoch nicht sagen, daß er zufriedenstellend gelöst wurde. Thalheimer neigte leidenschaftlich zur Teilnahme an einer vereinten Regierung auf der Grundlage eines äußerst minimalen Programms, während Lenin und Trotzki dazu neigten, darauf zu bestehen, daß eine solche Regierung nur um ein Programm gebildet werden könne, das die Anfänge der Zerstörung des bürgerlichen Staates beinhalte - besonders die Bewaffnung der Arbeiter und die Verantwortlichkeit der Regierung gegenüber Kongressen der Betriebsräte. Sinowjew setzte sich stark dafür ein, daß die "Arbeiterregierung" nur ein Synonym für die Diktatur des Proletariats sein sollte.

Aber keiner von ihnen kam auf den entscheidenden, aber ganz einfachen Punkt: Eine Losung, die unter erfahrenen kommunistischen Führern so viel Verwirrung verursachen konnte, mußte zwangsläufig die Basis noch mehr verwirren, ob nun kommunistisch oder sozialdemokratisch. Sie erweckte den Eindruck, daß die Lösung aller Probleme in einer anderen Regierungskombination liege, nicht in der Übernahme der Macht durch Arbeherräte. Wie Brandler, ein Anhänger der Losung, ein Jahr später hervorhob:

Sie »führte zu geführlichen Illusionen in der Arbeiterklasse, selbst in unseren eigenen Parteikreisen, die vielleicht durch eine intensive prinzipielle Agitation hätte überwunden werden können. Aber das Wichtigste der Gefahr bestand darin, daß sie sich sagten: Erst bürgerliche Koalition, dann sozialdemokratische Regierung mit Unterstützung der Kommunisten, dann Regierung zwischen Kommunisten und Sozialdemoknaten und dann Regierung der Kommunisten, ohne daß es zu schweren blutigen Kämpfen kommt.«�

Die Partei legte bis zum Sommer die Betonung auf den Aufruf zur Einheitsfront und zu einer Arbeiterregierung. Das hing mit dem Gefühl zusammen, daß die unmittelbaren revolutionären Aussichten trübe seien und das einzige, was ernsthaft getan werden könne, das Gewinnen von Teilen der sozialdemokratischen Arbeiter sei. Wie Radek es auf einer Sitzung des Zentralkomitees der KPD am 16-17. Mai darstellte:

»Wir sind heute nicht imstande, die Diktatur des Proletariats aufzurichten, weil dazu die Vorbedingung, der revolutionäre Wille bei der Mehrheit des Proletariats, fehlt.«�

Brandler drückte bei der internationalen Konferenz in Frankfurt die gleiche Ansicht aus: »Heute stehen wir vor einer revolutionären Ebbe.«

Das war 1921 und 1922 richtig gewesen. Auch in den ersten drei Monaten von 1923 war das noch teilweise richtig. Doch im April und Mai 1923 übersah diese Einschätzung das, was viele bürgerliche Kommentatoren merkten - daß die Inflation und die Besetzung des Ruhrgebiets eine tiefe Destabilisierung der Gesellschaft verursacht hatten, die unvermeidlich eine Reaktion der Arbeiterklasse hervorrufen mußte.

Die kommunistischen Führer begriffen das nicht. Sie verfolgten eine aggressive Einheitsfrontpolitik - sie bauten die Hundertschaften auf, die Kontrollaussehüsse, die Betriebsräte und zogen viele früher sozialdemokratische Arbeiter in den Einflußbereich der Partei. Ihr Ausgangspunkt war aber rein defensiv. Sie bereiteten ihre Partei nicht darauf vor, die in den defensiven Kämpfen gewonnenen Positionen zu nutzen, um zur Offensive überzugehen.

Die Partei wurde von der Streikwelle im Mai/Juni überrascht: Wie wir gesehen haben, brauchte sie vier Tage, um im Ruhrstreik zu intervenieren. An sich mußte das nichts bedeuten. Es ist oft der Fall, daß die spontane Kampfbereitschaft der Arbeiterklasse die althergebrachten Führer, auch revolutionäre Führer, überrascht. Aber auch als die Partei begriffen hatte, daß sich eine neue Kampfbereitschaft entwickelt hatte, blieb ihre Haltung defensiv. Die Militanz der Hundertschaften im Ruhrgebiet schien sie in Verlegenheit zu versetzen - vielleicht, weil Syndikalisten und ehemalige Mitglieder der KAPD in ihnen Einfluß hatten. Und sie drängte auf eine frühe Beendigung des Streiks, ohne zu bemerken, daß auch in anderen Teilen Deutschlands der Druck für Aktionen wuchs.

Als Streiks auch anderswo ausbrachen, versuchte die Partei sicherlich ihr Bestes, um sie voranzubringen. Doch vermittelte die 'Rote Fahne' beispielsweise nicht gerade den Eindruck, daß die Parteiführung verstanden hatte, daß es eine qualitative Änderung in der Stimmung der Massen gegeben hatte. Anscheinend verringerten sich während der Streikwelle sogar die Parteiaktivitäten im Vergleich zu Anfang Mai, als es eine Reihe von großen Propagandaveranstaltungen und Demonstrationen der Partei in Berlin gegeben hatte.

Einige Monate später beschrieb Radek in einer selbstkritischen Rede den Gang der Ereignisse. Er sagte:

»die Ruhrgeschichte [hat] eine neue Phase in der Entwicklung des Klassenkampfs in Deutschland eröffnet ... Wir haben auf dem Leipziger Parteitag in dem Aufruf an die Partei gesagt: diese Phase endet mit dem Bürgerkrieg. Wir haben theoretisch richtig visiert, und wir haben die praktischen Schlüsse daraus nicht gezogen. [Hätten] wir seit Mai, als der Durchfall der Ruhraktion [das Scheitern des passiven Widerstands] schon klar war, als die Zersetzungselemente außerordentlich wuchsen, ... die wachsenden Massenkämpfe aufgerollt  ...«�

Selbst der Aufbau der Proletarischen Hundertschaften, ein Schlüsselelement der defensiven Einheitsfrontstrategie, wurde von vielen Teilen der Partei anscheinend nicht allzu ernst genommen. Brandler behauptete später: »Als ich im August 1922, nach der Rathenau-Amnestie, nach Deutschland zurückging, hatte ich eine Besprechung über die Vorbereitungen zum Bürgerkrieg. ... niemand unternahm das Geringste ... Das war vor allen Dingen in Berlin der Fall.«�

Wie läßt sich erklären, daß man den Ereignissen so nachhinkte? Zweifellos war die Erfahrung der Märzaktion für die ganze Führung der Partei, auch für Radek, ihren Mentor in der Internationalen, entscheidend. Sie lebten in der Angst vor einer Wiederholung des Abenteuers, von dem sie noch vor zwei Jahren geschwärmt hatten. In der oben zitierten Rede bezieht sich Radek auf die Änderung der Taktik nach der Märzaktion, als er die Langsamkeit der Reaktion der Partei im Jahre 1923 beschrieb. Er erklärte, daß sie nach der Märzaktion sagten:

»man muß zuerst die Massen erobern. Diese Periode der Eroberung der Massen ... dauerte bis zum Ruhrkriege. Dann aber konnten wir sie nicht mehr auf propagandistischem Weg erobern, mußten, um sie zu erobern, zu Aktionen übergehen. Und wieder ist der Umstand ... als Ganzes nicht schnell genug erfaßt worden.«�

Die Ängstlichkeit der Führung wurde durch einen anderen Faktor verschlimmert. In der Partei war nach der Märzaktion eine starke oppositionelle Fraktion entstanden, die von Ruth Fischer und Arkadi Maslow gefülirt wurde, und die andauernd für eine offensive Taktik eintrat. Sie griff die Führung an, weil sie »Zugeständnisse an die Sozialdemokratie macht«, wegen »Opportunismus«, weil sie »auf dem Boden der Demokratie steht« (gemeint war die bürgerliche Demokratie) und wegen »ideologischen Liquidatorentums und des theoretischen Revisionismus«. Als die Taktik der Einheitsfront formuliert wurde, verurteilten sie diese scharf. Später fügten sie sich formell dieser Taktik - unter der Voraussetzung, es sei eine Einheitsfront "von unten" und nicht "von oben".

Die allgemeine Feindseligkeit der Opposition gegenüber der Einheitsfront übersetzte sich notwendigerweise in eine Feindseligkeit gegenüber der "Arbeiterregierung". Es war jedoch unwahrscheinlich, daß Kritik aus dieser Ecke diejenigen beeinflussen konnte, die durch bittere Erfahrungen gelernt hatten, daß es notwendig ist, die sozialdemokratischen Arbeiter zu gewinnen. Fischer und Maslow riefen in der gleichen Weise zu einer scheinbar aggressiven Antwort auf die Ruhrkrise auf. Trotzdem konnten sie damit keine wirkliche Alternative zur Selbstzufriedenheit der Führung anbieten.

Im Februar und März besuchte Ruth Fischer das Ruhrgebiet und begann dort, einen harten Fraktionskampf gegen die Führung zu entfachen. Sie argumentierte, die Führung habe in den ersten Tagen der Besetzung keine konkreten Forderungen vorgeschlagen. Sie hätte die Arbeiterkontrolle über die Gruben, Betriebe und über die Lebensnotwendigkeiten fordern müssen. Der Kampf um diese Forderungen hätte dazu geführt, daß die Arbeiter die Betriebe übernommen hätten. Gleichzeitig hätten die Proletarischen Hundertschaften die Orte übernehmen müssen, in denen die Franzosen die Sicherheitspolizei ausgewiesen hatte. Damit wäre die Grundlage für einen Kampf um die Macht in ganz Deutschland gelegt worden.�

Statt dieser »revolutionären Politik«, behauptete sie, mache die Führung ein Angebot zur »Unterstützung einer sozialdemokratischen Minderheitsregierung« - eine Position, die Kommunisten »unter keinen Umständen« annehmen dürften.

Die Führung hatte keine großen Schwierigkeiten, das als wortreichen Unsinn zu entlarven. Im Januar und Februar hatten sowohl die deutschen wie auch die französischen Behörden die Arbeiter mit Samthandschuhen angefaßt. Die Franzosen behaupteten, sie seien gekommen, um die Unternehmer, nicht die Arbeiter, zu bestrafen. Die Deutschen boten Lohnerhöhungen und 100-prozentige Lohnfortzahlung im Falle der Arbeitslosigkeit an. In einer solchen Situation bestand keine Grundlage für den Aufbau einer Bewegung zur »Kontrolle der Produktion« und »der Lebensnotwendigkeiten«.

Darüber hinaus hätte ein solcher Kampf, wenn er begonnen worden wäre, in die Hände der französischen wie der deutschen Bourgeoisie gespielt. Er hätte den französischen Behörden eine Rechtfertigung geliefert, die Gruben für sich zu beschlagnahmen, indem sie einen »Mangel an Ordnung« als Begründung hätten ausgeben können; und jeder Zusammenstoß mit französischen Truppen wäre von der deutschen extremen Rechten benutzt worden, um nationalistische Hysterie zu entwickeln.

Fischer, so konnte die Führung leicht zeigen, ignorierte einfach die elementarsten Tatsachen über das Bewußtsein der Arbeiter im Januar und Februar, die »große Passivität der Arbeiter«. Im Ruhrgebiet waren die Umstände »eine Idylle im Vergleich mit den Tagen von Noske und Watter 1919 und 1920« gewesen.�

Die Führung trug den Sieg sowohl beim Parteitag im Januar (mit mehr als zwei zu eins) wie auch beim Bezirksparteitag des Ruhrgebiets im März (mit 68 zu 55 Stimmen) davon. Die Opposition kontrollierte aber wichtige Parteibezirke - Berlin, die Nordwestküste und die Hälfte des Ruhrgebiets. Darüber hinaus garantierte ihre Anwesenheit, daß das ganze innere Leben der Partei von Debatten gekennzeichnet war, die wie zwischen "Regierung" und "Opposition" in einem bürgerlichen Parlament aussahen: Jede Seite fühlte sich gezwungen, sich prinzipiell jedem Vorschlag der anderen  Seite zu widersetzen. Politische Diskussion zwischen Parteigenossen wurde durch Punktemacherei ersetzt.

Auch als die Internationale eingriff um beide Seiten zu zwingen, in den leitenden Gremien zusammenzuarbeiten, wurde das Problem nicht gelöst. Denn keine der beiden Seiten war fähig, die qualitative Änderung im Kampf der Arbeiterklasse zu begreifen, die sich im späten Frühjahr ereignet hatte. Der Fraktionskampf in der Partei, weit davon entfernt, eine Dialektik der Diskussion zu erzeugen, die ein besseres Verständnis der Ereignisse hätte bewirken können, führte die beiden Seiten eher in einen unsinnigen Stellungskrieg.

Die Führung betrachtete die Opposition (zu Recht) als eine Uhr, die stehengeblieben war: ohne Rücksicht auf die Umstände würde sie immer die gleichen Schlußfolgerungen ziehen. Die Opposition neigte, trotz ihrer umfangreichen Beschimpfung der Führung, in entscheidenden Augenblicken dazu, die gleichen passiven Schlußfolgerungen zu ziehen wie die Führung: Als im Mai der wirkliche Kampf an der Ruhr ausbrach, hatte Fischer nichts dazu zu sagen.

Der Antifaschistische Tag

Der einzige Versuch, die defensive Haltung der Partei umzukehren, kam nicht von den sogenannten "Linken", sondern vom Parteivorsitzenden Brandler. Am 12. Juli trug die Vorderseite der Roten Fahne eine längere, von ihm geschriebene Erklärung: "An die Partei". Sie beschrieb die Situation sich verschärfender Krisen, in denen der bewaiffnete Kampf nicht weit entfernt sein konnte: »Die Cuno-Regierung ist bankrott. Die inneren und die äußeren Krisen haben sie an den Rand der Katastrophe gebracht.«

Die Faschisten würden vorrücken, sagte Brandler. Ihre Angriffe auf die Arbeiterklasse könnten verschiedene Formen annehmen:

»Der Angriff der Faschisten muß nicht mit einem Kapp-Putsch beginnen; er kann mit der Verhängung des Kriegsrechts in Sachsen und Thüringen anfangen; oder mit der Ausrufung einer unabhängigen Rheinland-Westfälischen Republik. Er kann einem Angriff auf die Lohnkämpfe der Arbeiter folgen [Auf jeden Fall] stehen wir am Rand heftiger Kämpfe. Wir müssen völlig handlungsfähig sein.«

Es würde notwendig sein, sozialdemokratische und parteilose Arbeiter in diese Aktionen hineinzuziehen, sagte Brandler:

»Unsere Partei muß die Kampffähigkeit der Organisation entwickeln, bis sie nicht vom Losgehen des Bürgerkriegs überrascht sind ... Der Angriff der Faschisten kann nur zurückgeschlagen werden, indem man dem Weißen Terror den Roten Terror entgegensetzt. Wenn bewaffnete Faschisten auf Arbeiter schießen, müssen wir bereit sein, sie auszulöschen. Wenn sie einen Arbeiter von sechs gegen die Wand stellen, müssen wir einen Faschisten von fünf erschießen. Im Geist von Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg, auf zum Kampf!«

Die gleiche Ausgabe der 'Roten Fahne' kündigte an, daß es vierzehn Tage später, am 29. Juli, einen nationalen Antifaschistischen Demonstrationstag geben würde. Offensichtlich war das der Tag, an dem die Offensive gegen die Rechte beginnen sollte.

Brandlers Aufruf wurde als Zeichen dafür verstanden, daß die Kommunisten ihre defensive Haltung aufgaben. Die großen Streiks hatten das Ausmaß der Verbitterung des Volkes gezeigt. Die Partei schien dabei zu sein, diese in eine Schlacht um die Kontrolle der Straßen am 29. Juli zu kanalisieren. Die bürgerliche Presse behauptete, der Aufruf sei ein Aufruf zum Beginn des Bürgerkriegs. Trotzdem erhielt er Unterstützung von Teilen der sozialdemokratischen Arbeiterschaft und parteilosen Gewerksehaftem, deren lokale Organisationen den Aufruf unterschrieben.

Was diese gemeinsame Aktion bedeuten konnte, zeigte sich in Frankfurt am 23. Juli. Eine gemeinsame Demonstration von KPD und SPD übernahm die Straßen der Stadt, schloß die Läden und zwang bürgerliche Passanten, Parolen im Chor zu rufen, wie: "Die Ausbeuter an den Galgen" und "Ohne Blut kein Recht".�

Die nationalen Führer der Sozialdemokratie waren sicherlich in die Defensive gedrängt. Sie versuchten, den Eintritt ihrer Mitglieder in die Proletarischen Hundertschaften zu verbieten. Dann ergriffen SPD-Mmster die Initiative und verboten die Demonstrationen zum Antifaschistisehen Tag in den Ländern, die sie kontrollierten (ausgenommen Sachsen, Thüringen und Württemberg) - ein Beispiel, das die anderen Länder bereitwillig nachahmten. Falls die Kommunisten ihre Demonstrationen durchführten, riskierten sie die bewaffnete Konfrontation mit der Sicherheitspolizei in den wichtigsten Städten, vielleicht auch mit der Reichswehr.

Die Verbote brachten die Vorbehalte vieler führender Kommunisten gegen Brandlers Initiative vom 12. Juli zum Vorschein. »Dieser Aufruf wirkte in der Partei sonderbar« erzählte Brandler später. »in den Arbeitermassen wirkte er wie eine Hoffnung, und in den Schichten des Parteifunktionärskörpers dachte man, Brandler ist wieder einmal verrückt geworden und will einen Putsch machen«. Er sagte, »das war vor allen Dingen in Berlin der Fall«, dem Zentrum der "Linken".�

Die Ankündigung der Verbote brachte Verwirrung in die Führung. Die meisten sahen darin eine Gelegenheit, sich von Brandlers "Geistesstörung" zurückzuziehen. Brandler selbst wollte immer noch eine offensive Taktik. Er schlug vor, das Verbot dort zu mißachten, wo das Kräfteverhältnis es den Kommunisten ermöglichen würde, eine Art bewaffneten Schutz zu geben, so daß die Polizei einen Angriff auf die Demonstrationen vermeiden würde - in Preußisch-Sachsen, im Ruhrgebiet, in Oberschlesien, wie auch in Sachsen und Thüringen. Auf diese Weise würde die Partei zeigen, daß sie den Behörden trotzen könne, ohne Gefahr zu laufen, sich an blutigen Straßenschlachten zu beteiligen, während die Masse der Arbeiterklasse unbeteiligter Zuschauer sei.

Brandler mußte nicht nur erkennen, daß der größte Teil der Mehrheitsfraktion in der Führung gegen ihn war; er bekam auch keine wirkliche Unterstützung von der "linken" Opposition. Die Führerin der "Linken", Ruth Fischer, war hauptsächlich darum bemüht, daß ihre eigene Bastion, Berlin, nicht in Brandlers Plan einbezogen wurde. Als Brandler sie fragte, ob der Bezirk Berlin einer Demonstration bewaffneten Schutz bieten könnte, bezeichnete sie ihn als "Abenteurer" und "Faschisten".

Da sowohl die Mehrheit, als auch die Opposition gegen ihn war, zögerte Brandler. Er hatte 1921 einen Fehler begangen, indem er eine verfrühte Aktion in Gang gesetzt hatte, und er wollte nicht wieder das Gleiche tun. Also wiederholte er seinen anderen Fehler von 1921 - er wandte sich an Leute, die von genauen Kenntnissen der deutschen Ereignisse abgeschnitten waren, um über eine taktische Frage zu entscheiden. Er telegraphierte nach Moskau und bat um Rat.

Aber in Moskau gab es niemanden, der Rat geben konnte. Lenin war gelähmt und stand am Rande des Todes. Die übrigen Mitglieder der russischen Führung, einzige Ausnahme war Radek - der 1921 ebenso wie Brandler einen groben Fehler begangen hatte - waren im Urlaub, um sich von einer aufreibenden Konferenz zu erholen. Der ersten Farce, Brandlers Telegramm nach Moskau, folgte jetzt eine zweite - Radek telegraphierte in die entferntesten Gebiete Rußlands, um die individuellen Meinungen von Parteiführern zu erfragen, die nicht einmal Kenntnisse aus zweiter Hand über die politische Lage in Deutschland hatten.

Sinowjew und Bucharin waren für eine offensive Taktik aber Radek wußte, daß auch sie 1921 falsch gelegen hatten. Stalin (dies war eins der ersten Male, daß jemand auf die Idee kam, seinen Rat in internationalen Fragen zu suchen) bestand darauf, daß die deutsche Partei zurückgehalten werden müsse. Wie er einige Tage später erklärte: »Wenn heute die Macht in Deutschland fiele und die Kommunisten sie ergriffen, würde es in einem Aufruhr enden.� Trotzki allein war ehrlich genug, zuzugeben, daß er nicht die leiseste Ahnung von der Situation in Deutschland habe und dazu nichts sagen könne.

Es war praktisch Radek überlassen, zwischen den widersprüchlichen Positionen zu wählen. Aus Angst wie 1921 »den Kampf zu erzwingen«, telegraphierte er an Brandler zurück: »Das Präsidium der Internationale rät, die Demonstrationen aufzugeben.«�

Die geplanten Demonstrationen wurden durch Veranstaltungen ersetzt, außer in Sachsen, Thüringen und Württemberg, wo die Demonstrationen nicht verboten worden waren. Die Veranstaltungen waren groß: 200.000 beteiligten sich an Veranstaltungen in Berlin, 50.000 in Chemnitz, 30.000 in Leipzig, 25.000 in Gotha, 20.000 in Dresden, insgesamt 100.000 in Württemberg. Aber das war lediglich ein Abfallen. Sie forderten die Faschisten oder die Regierung nur in Worten, aber nicht wirklich heraus. Die Partei hafte in Wirklichkeit die Offensive aufgegeben, die durch Brandlers Aufruf am 12. Juli eröffnet worden war. Anstatt die Kampfbereitschaft, die sich seit Mitte Mai in der Arbeiterklasse aufgebaut hatte, zu entfesseln und sie politisch zu leiten, war die Partei zu der defensiven Haltung zurückgekehrt, die sie während des Jahres 1922 entwickelt hatte.

In der kommunistischen Presse wurde der Aufruf "Zu den Waffen" durch den Rat von Radek ersetzt: »Wir müssen uns immer bewußt sein, daß wir immer noch zu schwach sind. Wir können noch in keine allgemeine Schlacht gehen.« Brandler selbst bestand nun auf einer Sitzung des Zentralkomitees am 5.16. August darauf, daß das, worauf sie sich vorbereiteten, »ein defensiver revolutionärer Kampf« sei.

Die kurzlebige, offensive Wende der Partei wurde aufgegeben - nur wenige Tage, bevor die Berliner Arbeiter die bisher bedeutendste Streikwelle entfachten.





Kapitel 13

Der deutsche Oktober

Im Sommer 1923 nahm die Inflation irrwitzige Ausmaße an. Bis dahin hatte der Wert des Geldes wöchentlich und monatlich abgenommen, aber man hatte noch damit umgehen können. Jetzt verlor das Geld stündlich an Wert. Der Kurs der Reichsmark gegenüber dem Dollar halbierte sich im Juli und August alle vier Tage. Zum ersten Mal sank die Kaufkraft der Reichsmark in Deutschland schneller als ihr Wechselkurs.

Die Masse der Bevölkerung geriet in echte Verzweiflung.

»Auf den Berliner Märkten wurde der Preis von Kartoffeln, Eiern und Butter sechsmal täglich geändert ... Tauschhandel ersetzte weitgehend die Barzahlung. Menschen mußten ihre letzten Schmuck- und Möbelstücke anbieten, um ihr tägliches Brot zu bekommen. Die wütenden und verzweifelten Massen wurden rebellisch und überall in Deutschland kam es zu Unruhen.«�

Die Lage der Arbeiter begann sich spürbar zu ändern. Bis Mitte des Sommers hatte es außerhalb des besetzten Ruhrgebiets mehr oder weniger Vollbeschäfligung gegeben, auch wenn die kleine Zahl der Arbeitslosen wirklich Hunger litt. Ab Ende Juli war der inflationäre Aufschwung jedoch langsam zu Ende und viele Firmen gingen pleite: Bis sie ihre Einnahmen zur Bank geschafft hatten, hatte das Geld zu viel an Wert verloren, um die Vorräte wieder aufzufüllen. Die Arbeitslosigkeit, die am Anfang des Jahres praktisch bei Null gelegen hatte, erreichte im August sechs Prozent und im November 23 Prozent. Außerdem mußte eine große Zahl der Arbeiter kurzarbeiten.

Die Arbeitslosigkeit beeinträchtigte die Kampfbereitschaft und das Selbstbewußtsein der Arbeiterorganisationen in den Betrieben zunächst aber nicht. Ende Juli begann eine neue Streikwelle, ähnlich jener im Mai und Juni, aber in einem viel größeren Maßstab und mit größeren politischen Folgen.

In Sachsen war am 25. Juli ein Streik von 20.000 Bergarbeitem ausgebrochen. 3.000 Streikende stürmten und plünderten das Hauptquartier desUnternehmerverbandes. Am gleichen Tag wurden Industrielle aus elf Betrieben in der sächsischen Stadt Aue unter den Drohungen bewaffneter Demonstrationen zur Erfüllung der Lohnforderungen gezwungen. Eine Woche später übernahmen die Proletarischen Hundertschaften in Schneeberg die Kontrolle über eine große Menge Nahrungsmittel. Am 1. August belagerten in Aue Arbeiter aus den Betrieben acht benachbarter Städte Lohnverhandlungen. Am 6. August waren 4.000 Metallarbeiter in Döbeln an der Reihe, auf die Straße zu gehen. Die Hundertschaften schleppten die Unternehmer zu Verhandlungen und zwangen sie, Zugeständnisse zu machen.

Berichte an das Reichsministerium des Innern enthielten Klagen wie die folgende: »Gewalt wurde angewendet, um Unternehmer zu Verhandlungen zu zwingen, ohne daß die Gewerkschaftsführer oder die Polizei eingreifen konnten.«� In Chemnitz marschierten 150.000 Arbeiter durch die Straßen und forderten den Sturz der Regierung.

In der ersten Augustwoche breitete sich die Bewegung auf andere Teile Deutschlands aus. Es gab große Demonstrationen in Stuttgart. In Stettin traten die Hafenarbeiter in den Ausstand. In Brandenburg begannen streikende Landarbeiter zu plündern. In Magdeburg streikten die Landarbeiter am 9. August.

Inzwischen begannen im Ruhrgebiet 200.000 Bergarbeiter einen Bummelstreik. Sie hatten Ende Juni eine Lohnerhöhung von 87 Prozent bekommen, die von der Teuerung bereits aufgefressen worden war. »Demonstrationen und Veranstaltungen gegen Preiserhöhungen vervielfachten sich ... Zusammenstöße mit der Polizei fanden nach einem Kongreß der Arbeitslosen und derjenigen mit Notarbeitsplätzen in Regierungswerkstätten am 28./29. Juli statt.«� Dabei gab es in Oberhausen zwei Tote.

Aufgrund der Inflation breitete sich langsam eine Nahrungsmittel-knappheit aus, die wiederum die Inflation verschlimmerte: Die Bauern wollten keine Nahrungsmittel für Papiergeld verkaufen; Läden machten zu, weil die Inhaber es sich nicht leisten konnten, ihre Vorräte wieder aufzufüllen. Als am 2. August eine Schlichtungskommission den Bergarbeitem im Ruhrgebiet eine Lohnerhöhung von 90 bis 110 Prozent zusprach, war ihr Wert schon wieder aufgefressen worden.

»In den Gruben und in der Schwerindustrie beruhigten sich die Gemüter nicht. Sonderlohnzuwendungen wurden gefordert. Daß die zentralen Arbeiterorganisationen am 9. August eine Erhöhung von 245 Prozent bekamen, war umsonst ... Die Unruhen breiteten sich aus.«�

Das war kein Wunder: Der Kohlepreis vervierfachte sich am 9. August innerhalb eines einzigen Tages. Der Preis einiger Grundbedarfsgüter stieg im selben Monat auf das Zwanzigfache. In Berlin gab es schon Anfang August vereinzelte Streiks in den Maschinenbaubetrieben und Teilstreiks bei der Straßenbahn. Die Rote Fahne berichtete über einen Streik der Angestellten der Metallbranche. Die Borsig-Werke streikten am 9. August, gefolgt von den U-Bahn-Werkstätten. Aber erst der Streik der Drucker am gleichen Tag spitzte die Bewegung zu.

Der Druckerstreik war offiziell von der Gewerkschaft ausgerufen worden - aber die Gewerkschaftsführer wollten die 8.000 Arbeiter der Regierungsdruckerei nicht mit einbeziehen. Den Kommunisten gelang es dennoch - und sie trafen die Regierung gerade da, wo es wirklich schmerzhaft war. Denn die Druckerpressen, die immer größere Mengen an Geldscheinen ausgestoßen hatten, standen still. Plötzlich versiegte die sprudelnde Banknotenquelle, die nötig war, um mit den emporschnellenden Preisen Schritt halten zu können. Die ganze Wirtschaft drohte, zusammenzubrechen.

Endlich begriffen die kommunistischen Führer das Ausmaß der Ereignisse: Sofort begannen sie, für einen Generalstreik zu agitieren, der die Cuno-Regierung stürzen und eine "Arbeiterregierung" an ihre Stelle setzen sollte. Das riesige Siemens-Werk in Berlin folgte Borsig in den Streik, und daraufhin schlossen sich elf weitere große Betriebe an. Jetzt wurden nicht mehr nur wirtschaftliche Verbesserungen, sondern der Sturz der Regierung gefordert. Der öffentliche Nahverkehr kam zum Erliegen, und dann streikten die Arbeiter der Wasser-, Gas- und Elektrizitätswerke.

Außerhalb Berlins kamen die sächsischen Bergbaugebiete völlig zum Stillstand,� und die bewaffneten Arbeiterorganisationen zeigten ihre Stärke wie nie zuvor: »Die Kontrollkomitees schienen die Märkte zu dominieren.«� Berichte des Innenministeriums beschrieben die Lage in den westlichen Landesteilen:

»Trotz der Gewerkschaften legt der Generalstreik Solingen lahm und trifft Krefeld, Homburg, Aachen, Kleve, Opladen, Stoppenberg usw. Arbeitslose und Streikende plündern das Land auf der Suche nach Nahrungsmitteln ... Beschwerden und Appelle von Unternehmern landen in großer Zahl auf dem Tisch des Innenministeriums ... in einigen Gruben werden Schafotte errichtet mit Schildern: "Dieses ist für Euch, wenn Ihr unsere Forderungen nicht innerhalb von 24 Stunden erfüllt."«�

Am 11. August trat eine Konferenz der Zechen- und Betriebsräte des Ruhrgebiets in Essen zusammen und stellte Forderungen für den Streik in der Region auf. Mit dem Aufruf zum Sturz der Cuno-Regierung und zur Bildung einer Arbeiterregierung forderte die Konferenz zugleich die Reallöhne der Vorkriegszeit, den Sechsstundentag in den Gruben und die Beschlagnahmung aller Güter des täglichen Bedarfs, damit sie von den Kontrollkomitees verteilt werden konnten. In Hamburg wurden die Werften lahmgelegt und es gab Schießereien in den Straßen von Hannover, Lübeck und Neurode.

In Berlin wiederum konnten die Gewerkschaften den Druck ihrer Mitglieder nicht ignorieren. Sie mußten zumindest den Eindruck erwecken, daß sie die Bewegung anführten. Für den 10. August beriefen sie eine Sonderkonferenz mit Vertretern von SPD, Resten der USPD und der KPD ein. Die Kommunisten wiederholten ihren Aufruf zum Generalstreik. Zeitweilig schienen sich einige der erzreformistischen Gewerkschaftsführer in diese Richtung zu orientieren. Sie hatten Angst, vor ihren Mitgliedern vollends das Gesicht zu verlieren, wenn sie sich dem Aufruf widersetzten. Andererseits hatten sie ebensoviel Angst, daß, wenn sie den Aufruf unterstützten, eine Bewegung entstehen würde, die sie nicht unter Kontrolle halten könnten. Einer der SPD-Delegierten war der alte Feind der Revolution von 1919, Otto Wels. Er behauptete, der Streik sei Anarchie, Abenteurertum, Chaos - und das zu einem Zeitpunkt, sagte Wels, in dem die Regierung ein wirtschaftliches Notpaket durchsetze, das zu besseren Verhältnissen führen werde. Sein Beitrag gab den Ausschlag in der Gewerkschaftsführung. Der Generalstreik wurde abgelehnt.

Aber die Kommunisten wußten, daß die Gewerkschafter an der Basis nicht in der Stimmung waren, auf die Warnungen ihrer Führer zu hören. Ein Rundbrief wurde an alle Parteibezirke geschickt:

»Die uns vorliegenden Informationen deuten daraufhin, daß eine Situation ähnlich derjenigen in Berlin überall im Land besteht. Überall gibt es Bummelstreiks und Vollstreiks. Es ist notwendig, diese Bewegungen zu vereinheitlichen und zuzuspitzen. Wir müssen versuchen, die örtlichen Komitees des ADGB [des wichtigsten Dachverbands der Gewerkschaften] zu überzeugen, die Führung der spontanen Bewegung zu übernehmen. Wo das nicht möglich ist, müssen die Betriebsräte die Bewegung leiten und organisieren.«

Genau für eine solche Gelegenheit hatten sich die Kommunisten das ganze Jahr über bemüht, örtliche und landesweite Organisationen der Betriebsräte außerhalb der Kontrolle der Gewerkschaftsbürokratie aufzubauen. Das fünfzehnköpfige Komitee, das im vorigen Jahr bei der Konferenz der Betriebsräte gewählt worden war, trat jetzt in Erscheinung. Es berief für den nächsten Tag ein Delegiertentreffen der Berliner Betriebsräte ein.

»Die großen Säle ... waren am 11. August überfüllt«, erinnerte sich ein Teilnehmer.

»Die Straßen... waren vollgepfropft mit Autos und Lastwagen, die von den Betriebsräten in den Betrieben beschlagnahmt worden waren für den schnellen Antransport der Arbeiter. In den Seitenstraßen standen die Wagen der Polizei, die aber nicht einzugreifen wagte.«�

Über die Zahl der Anwesenden gibt es verschiedene Schätzungen. Der französische Historiker Broué nennt die Zahl 2.000, der Schweizer Historiker Favez sagt nach Auswertung offizieller Dokumente: »10.000 Komitees aus den Unternehmen waren vertreten«�, und der Ostdeutsche Ersil schreibt: Es »versammelten sich annähernd 20.000 Betriebsräte, unter ihnen Tausende sozialdemokratischer Genossen.«� Was immer die genaue Zahl war, eines wird deutlich: Die vor neun Monaten augenscheinlich noch schwache Bewegung der Betriebsräte war jetzt eine Kraft, die imstande war, die Arbeiterklasse unabhängig von den Gewerkschaftsbürokraten zu vereinen.

Die Versammlung rief zum sofortigen Generalstreik mit folgenden Forderungen auf: Sturz der Cuno-Regierung, Bildung einer Arbeiterregierung, Beschlagnahme aller Güter des täglichen Bedarfs unter Kontrolle der Arbeiterorganisationen, sofortige Einführung eines Mindestlohns von 60 Goldpfennig, Aufhebung des Verbots der Proletarischen Hundertschaften.

Das fünfzehnköpflge Komitee entwarf Richtlinien für den Generalstreik: Wahl von Streikkomitees, Bildung von Kontrollkomitees und Proletarischer Hundertschaften, Entwaffnung der faschistischen Gruppen durch die Hundertschaften, Propaganda gegenüber Soldaten und Polizisten sowie Verbrüderung mit ihnen.

Die Polizei beschlagnahmte eine Sonderausgabe der 'Roten Fahne', die den Aufruf der Betriebsräte an die Öffentlichkeit bringen sollte. Aber wenn diese repressive Maßnahme die Ausbreitung der Bewegung aufhalten sollte, dann war sie unwirksam. Berlin wurde durch den Streik völlig lahmgelegt.

»Eine Hauptstadt, der Wasser, Gas, Strom, Zeitungen vorenthalten wurden - tot und trotzdem gleichzeitig voll mit Spannung, als Veranstaltungen und Demonstrationen sich vermehrten.«�

Der Aufruf aus Berlin gab den Bewegungen außerhalb der Hauptstadt einen zusätzlichen Anstoß. In Halle nahmen 1.500 Arbeiter an einem örtlichen Kongreß der Betriebsräte teil - davon 339 Delegierte aus den Gruben, die mit 320 zu 19 für den Generalstreik stimmten. Auch der größte Teil der 70 SPD-Delegierten gehörte zur überwältigenden Mehrheit der Befürworter.� Der Streik war sowohl im Gebiet HaIle-Merseburg als auch im traditionell eher sozialdemokratischen Magdeburg erfolgreich. Arbeiter marschierten von Grube zu Grube und von Betrieb zu Betrieb, um die Aktion auszudehnen.

In Sachsen und Thüringen breitete sich der Generalstreik etwas langsamer aus - erst am 13./14. August war er wirklich in vollem Gange. Aber es war immer noch möglich, daß ein Dr Weigel sich am 14. August im Landtag über den "Terror" während der Lohnverhandlungen beschwerte: »[Es haben sich] ... immer mehr und mehr die Fälle gehäuft, daß Tarifverhandlungen zwischen Vertretern von Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen unter dem Drucke einer vor den Verhandlungslokalitäten demonstrierenden Arbeitermenge standen und sogar unter Bedrohungen mit Gewalt und unter Tätlichkeiten gegen Arbeitgebervertreter, diese zu Abschlüssen ... gezwungen worden sind«� - zum Beispiel in Aue, Schneeberg und Annaberg.

Als sich der Streik im ganzen Land ausbreitete, führte er zu einer Welle von Demonstrationen und Straßenkämpfen:

»In allen großen Städten breitete sich der Streik aus ... Am 12. August gab es Zusammenstöße zwischen Demonstranten und Polizei in Hannover, Rotthausen, Gelsenkirchen mit 30 Toten. Am 13. gab es neue Demonstrationen und weitere Schüsse fielen: Das Ergebnis waren sechs Tote in Wilhelmshaven, 30 in Hannover, 15 in Greiß, 10 in Aachen, 20 in Zeitz, 30 in Jena, einer in Breslau, vier in Krefeld, vier bei Ratibor. In Halle und Leipzig beschlagnahmten die Proletarischen Hundertschaften Vieh aus dem Umland und organisierten seine Verteilung an die Arbeiter.«�

Über das genaue Ausmaß der Bewegung ist seither viel diskutiert worden. Historiker wie Ersil, Broué und Favez neigen dazu, sie als einen gewaltigen Aufstand darzustellen. Im Gegensatz dazu behandelt der amerikanische Historiker Angress sie als eine Art Sturm im Wasserglas. Er gibt zu, daß der Streikaufruf »überraschend starken Anklang bei mehreren Berufsgruppen in Berlin fand«, behauptet aber, daß »er sich auch dort nie zum Generalstreik entwickelte«. An anderer Stelle schreibt er: »Ganz Süddeutschland und die Ruhr blieben unberührt.«

Aber das bedeutet, sowohl die offizielle Dokumentation der Streikbewegung, die Favez und Ersil wiedergeben, zu ignorieren, als auch den Generalstreik isoliert von den Teilstreiks zu sehen, die ihm besonders im Ruhrgebiet vorangingen. Dies waren mit Sicherheit Tage, die den hellsichtigsten Teilen des deutschen Kapitals Sorge bereiteten. Stresemann, der Führer der Deutschen Volkspartei, sagte dem britischen Botschafter:

»Er [Stresemann] ist der Ansicht, daß die Kommunisten die jetzige Gelegenheit nicht vorbeigehen lassen können ... Alle Umstände stehen zu ihren Gunsten. Es wird sich ihnen nie wieder eine ähnliche Gelegenheit bieten. Stresemann sagte: "Ich habe deshalb vor zwei Dingen Angst: einem unmittelbaren kommunistischen Erfolg und der heftigen, nationalistischen Reaktion, die er entfesseln wird."«�

Der Generalstreik kam als die Regierung ohnehin am Ende war. Ihre Versuche, die Ruhrkrise durch britischen Druck zu lösen, waren gerade gescheitert. Sie hatte keine Antwort auf die Inflation. Und jetzt schien die ganze Arbeiterklasse unter kommunistischen Einfluß geraten zu sein. Cuno, der "starke Mann" von vor acht Monaten, der von einer Führerdiktatur geträumt hatte, sagte jetzt, er fühle sich »zu müde«, um weiterzumachen.

Der deutsche Kapitalismus fand seine Stütze, wie schon so oft, in der Haltung der Sozialdemokratie. Am 10. August ließen die SPD-Abgeordneten Cuno eine Abstimmung über seine finanziellen Maßnahmen gewinnen. Bis zum 12. brachte der Generalstreik sie dazu, ihre Haltung zu ändern - »wohlwollende Neutralität« konnte Cuno aber nicht mehr an der Macht halten. Die Frage war jetzt, welche Art Regierung ihn ersetzen sollte. Die SPD-Führung beschloß, gegen Cuno zu stimmen, bot aber an, einer von seinem Parteifreund Stresemann geführten Regierung beizutreten - Stresemann, Sprecher eines mächtigen Teils der deutschen Unternehmerschaft und Chef einer Partei, die von Stinnes' Geld abhängig war, wurde Reichskanzler.

Er war außerordentlich glücklich, vier sozialdemokratische Minister zu haben:

»In einigen politischen Kreisen wurde die Situation mit der vom Herbst 1918 verglichen: Gerade wie der Eintritt der Sozialisten ins Kabinett des Prinzen Max notwendig gewesen war, so glaubte man auch, daß die Krise von 1923 die Teilnahme der stärksten Arbeiterpartei an der Regierung erforderte.«�

Die Entscheidung zum Eintritt in die Regierung verschärfte die Debatten innerhalb der Partei: 53 der 171 sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten enthielten sich in der Vertrauensabstimmung für die neue Regierung der Stimme. Denn, wie der pro-sozialdemokratische Historiker Landauer schreibt: »Es war eine Demütigung, sich an einer Reichsregierung mit der Deutschen Volkspartei zu beteiligen.«

Nichtsdestotrotz wurde eine Regierung zusammengeflickt, die alle Parteien zwischen der revolutionären Linken und der faschistischen Rechten zusammenbrachte - mit einem Kabinett, das von dem "marxistischen" Ökonomen und ehemaligen USPD-Führer Hilferding bis zu jenen reichte, die wie Stinnes und Cuno von einer rechten Diktatur träumten.

Die Flaute

Die unmittelbare Wirkung der neuen Regierung bestand darin, dem Generalstreik den Stachel zu ziehen. Seine Hauptforderung war "Nieder mit der Cuno-Regierung" gewesen - und die Cuno-Regierung war gefallen.

Die Forderung war natürlich mit dem Aufruf verbunden gewesen, Cuno durch eine "Arbeiterregierung" zu ersetzen. Aber diese Forderung umzusetzen, hätte bedeutet, ein Hindernis zu überwinden, an dem die einzelnen Gruppen der Streikenden nicht vorbeizukommen glaubten: Die sozialdemokratischen Führer wollten auch nicht das Geringste mit einer Arbeiterregierung zu tun zu haben, und jeder Arbeiter wußte das. Ein fortwährender Aufruf zu einer solchen Regierung hätte eine Propaganda-Losung sein können, um die pro-kapitalistischen Neigungen der SPD-Führer zu entlarven, aber keine größere Gruppe von Arbeitern sah darin ein unmittelbar erreichbares Ziel, das man durch eine Fortsetzung des Streiks hätte erreichen können. Zugleich fiel es vielen der größten Einzelarbeitgeber ziemlich leicht, die Lohnforderungen der Streikenden zu erfüllen: Die Inflationsrate war so hoch, daß die Kaufkraft der Löhne, die heute verdoppelt wurden, innerhalb einer Woche nur noch ein Viertel betragen würde.

Schließlich lag ein finanzieller Druck auf den Arbeitern, die Arbeit wieder aufzunehmen. Die Streikkassen der Gewerkschaften und die Ersparnisse der einzelnen Arbeiter waren wegen der Inflation praktisch wertlos geworden. Nicht täglich den Lohn zu bekommen, hieß hungern - es sei denn, der Streik wurde über seinen ursprünglichen Zweck hinauswachsen und zu einer revolutionären Beschlagnahme der Lebensmittel führen. Lange Streiks waren für die Arbeiter physisch nicht mehr durchführbar Die Wahl bestand darin, zur Arbeit zurückzukehren oder eine Revolution durchzuführen - und niemand hatte bis dahin Vorbereitungen für eine Revolution unternommen.

Später berichtete Brandler, daß der Generalstreik in Berlin zusammenzubrechen begann, trotz der Versuche der Kommunisten, ihn »für mindestens weitere 24 Stunden« als Streik gegen die neue große Koalition fortzusetzen.

»Obgleich wir in der Zentrale beschlossen hatten, nach drei Tagen nicht abzubrechen, sondern noch mindestens einen Tag zu streiken, konnten unsere radikalen Berliner Genossen den Beschluß nicht durchführen, sondern brachen, trotz des Beschlusses der Zentrale, den Streik ab, weil die innere Kraft nicht mehr vorhanden war.«�

'Die Rote Fahne' vom 14. August trug auf der Vorderseite die Schlagzeile: "Millionen am Kampf beteiligt". Aber in Berlin setzte sich die Wiederaufnahme der Arbeit fort, und am Nachmittag forderte eine Sonderausgabe der Zeitung zu einem "Ende des Streiks in Einheit" auf »Der Streik ist abgesagt worden«, hieß es weiter, »bereiten wir uns auf den nächsten vor«. Die Möchtegern-Linke Ruth Fischer erklärte auf einer Versammlung von Betriebsräten die Notwendigkeit, daß alle zur Arbeit zurückkehrten (was sie nicht davon abhielt, Brandler später wegen der Entscheidung anzugreifen!).

Gab es keinen Weg, den Streik fortzusetzen?

Brandler behauptete, daß dies in Mitteldeutschland und Sachsen möglich war, wo der Streik erst nach dem Sturz der Cuno-Regierung ernsthaft begonnen hatte. Das lag aber daran, daß der Streik dort ein viel politischerer war als in Berlin. Die Arbeiter seien beinahe bereit gewesen, zur revolutionären Offensive überzugehen. In Berlin selbst, behauptete er, war der Streik im wesentlichen aber noch ökonomisch, wie die Streikwelle von Mai/Juni in Mitteldeutschland, in Schlesien und im Ruhrgebiet.

»Der Cuno-Streik in Berlin war die Fortsetzung der revolutionären Lohnkämpfe im Ruhrgebiet, in Sachsen und in Oberschlesien. Ein solcher Kampf in Berlin hatte jedoch eine ganz andere Bedeutung als im Ruhrgebiet, Sachsen oder Oberschlesien. Der Streik verursachte die Regierungskrise und den Fall der Cuno-Regierung. Aber er war bloß in seinen Auswirkungen ein politischer Streik, nicht in dem Sinne, daß er sich bewußte politische Ziele setzte.

Als der Rücktritt Cunos erreicht war, war der Bewegung die Kraft gebrochen, weiter vorzustoßen. Kein Mensch wird zu behaupten wagen, daß wir diesen Kampf hätten weiterführen können gegen die Bildung der Koalitionsregierung.«�

Im Gegensatz dazu traten »die sächsischen Genossen nicht in einen ökonomischen, sondern in einen politischen Streik, der den Anfang eines bewaffneten Aufstands bedeutete« Aber Berlin war dazu nicht bereit und Sachsen konnte nicht allein vorangehen.

Sicherlich macht Brandlers Darstellung den unmittelbaren Verlauf der Ereignisse verständlich. Sie deutet darauf hin, daß die wirkliche Schwäce der Bewegung in Berlin (und an der Nordwestküste) lag, wo die Einheitsfronttaktik von den lokalen "linken" Parteiführungen nur halbherzig durchgeführt worden war. Aber sie läßt die Frage offen, ob die Dinge sich nicht hätten anders entwickeln können, wenn die Partei (wie von Brandler selbst vorgeschlagen) die Wende von der Defensive zur Offensive zwei oder drei Wochen vor dem Beginn des Streiks durchgeführt hätte - wenn sie am Antifaschistischen Demonstrationstag nicht zum Rückzug geblasen hätte - und wenn sie eine klarere Losung ausgegeben hätte als die Forderung nach einer "Arbeiterregierung"?

Jedenfalls war die unmittelbare Nachwirkung des Streiks ein Abflauen der Kämpfe. Der Lohnkampf in den Zechen des Ruhrgebiets zum Beispiel endete rasch, obwohl ein Zuschlag von 50 Prozent auf die 245prozentige Lohnerhöhung der Bergarbeiter nicht mit Preiserhöhungen von 2.000 Prozent pro Monat Schritt halten konnte.�

Der Hunger und die Wut verschwanden nicht. Im Gegenteil: Das Elend verschärfte sich, als man damit anfing, Preise in Milliarden und Billionen Mark zu messen. Es gab erneut Berichte über die Plünderung von Feldern im Ruhrgebiet; Hungerunruhen in Aachen führten zu dreizehn Toten.� Am 27./28. August besetzten die Arbeitslosen das Rathaus in Plauen; in der zweiten Septemberwoche wurden dreizehn Menschen getötet, als die Dresdner Polizei eine Demonstration mit Knüppeln angriff und dann das Feuer eröffnete (obwohl der Chef der sächsischen Polizei ein "linker" Sozialdemokrat war).

Aber diese Vorfälle verbanden sich nicht zu einer landesweiten Bewegung wie in den Tagen vom 9. bis zum 13. August. Jedem großen Streik folgt eine bis zu einem gewissen Grad unvermeidliche Entmutigung: Dem Hochgefühl der Demonstraflon und der Massenstreikposten folgt die Demütigung, wenn man wieder stempeln und dem Vorarbeiter gehorchen muß. Diesmal wurde die Rückkehr an die Arbeit von einem steilen Anstieg der Arbeitslosigkeit begleitet, als der inflationäre Aufschwung sich in einen inflationären Abschwung verwandelte. Als die Schlangen beim Arbeitsamt länger wurden, und die Arbeiter begannen, Angst um ihre Stellen zu haben, gingen die Unternehmer in die Offensive. In der Woche nach dem Generalstreik wurden 100.000 Arbeiter entlassen - einschließlich vieler Aktivisten.

Auch die Staatsmacht begann jetzt, Rache zu nehmen. Zweihundert Streikende wurden verhaftet, die kommunistische Presse wurde verboten, und das preußische Innenministerium gab einen Erlaß heraus, der den "15er-Ausschuß" der reichsweiten Organisation der Betriebsräte sowie den Ausschuß der Betriebsräte Großberlins für illegal erklärte. Im Ruhrgebiet war der französische "Feind" behilflich und verbot fünf kommunistische Zeitungen.

Auf dem Weg zur Revolution?

Eine unmittelbare Auswirkung des Cuno-Streiks bestand darin, der internationalen kommunistischen Bewegung - und der Führung der Kommunistischen Partei Rußlands - vor Augen zu führen, was in Deutschland los war. Schon am 15. August schrieb Sinowjew; der Präsident der Komintern: »Die Krise kommt näher ... Ein neues und entscheidendes Kapitel in der Tätigkeit der Kommunistischen Partei Deutschlands und der Kornintem beginnt.«� Trotzki, der sich im Urlaub auf der Krim befand, ließ zwei führende deutsche Kommunisten, Jacob Waicher und August Enderle, die sich in Moskau aufhielten, zu sich kommen und befragte sie ausführheh über die Ereignisse. Die russischen Führer eilten daraufhin nach Moskau zurück und führten am 23. August eine außerordentliche Sitzung des Politbüros durch. Hier skizzierte Trotzki seine Sicht der Dinge, mit der alle anderen Anwesenden (einschließlich Radek) scheinbar einverstanden waren.

Er war der Auffassung, daß der Zeitpunkt für einen entscheidenden Kampf um die Macht in Deutschland, der deutsche Oktober, sich rasch nähere. Es blieben nur einige wenige Wochen, um ihn vorzubereiten, und alles andere müsse dieser Vorbereitung untergeordnet werden.

Von den russischen Führern war nur Stalin weniger optimistisch - er glaubte, man müsse mindestens bis zum Frühjahr 1924 warten.�

Einige Tage später wurden die wichtigsten Führer der deutschen Partei (einschließlich Vertretern der "Linken") nach Moskau eingeladen, um die Vorbereitung eines bewaffneten Aufstands zu diskutieren.

Die deutsche Führung hatte sich schon Mitte August von der Defensive zur Offensive bewegt. Die 'Rote Fahne' veröffentlichte ein Kapitel aus einem Buch über den Bürgerkrieg und riet dem Reichsausschuß der Betriebsräte, sich dem Verbot durch die Regierung zu widersetzen. Jetzt griff die 'Rote Fahne' den Appell der russischen Führung auf: Am 2. September veröffentlichte sie einen von Trotzki verfaßten Aufruf der Komintern, in dem es hieß: »Deutschland bewegt sich in Richtung Revolution.«

Der deutsche Parteivorsitzende Brandler hatte Zweifel an der Aufstandsperspektive. Er behauptete später, Radek habe diese Zweifel geteilt: »Radek war von der Unwirklichkeit all dieser Entscheidungen überzeugt.«� Aber Brandler wurde bald von den Argumenten Trotzkis und Sinowjews überwältigt: »Ich habe mich also nicht gegen Vorbereitung auf den Aufstand 1923 gewehrt«, schrieb er später. »Ich hielt nur die Lage noch nicht für so akut revolutionär, sondern rechnete mit weiterer Verschärfung. Aber in dieser Frage hielt ich - zu Unrecht - Trotzki, Sinowjew und andere Russen für kompetenter.«�

Man beschloß, die ganze Kraft der Internationalen und der deutschen Partei für die technischen Vorbereitungen des Aufstandes einzusetzen. Trotzki wollte sogar ein Datum dafür festlegen lassen:

»Die Kommunistische Partei hat keine Verwendung für das große liberale Gesetz, wonach Revolutionen stattfinden, nie aber gemacht werden und deshalb nicht für ein spezifisches Datum organisiert werden können. Vom Standpunkt des Zuschauers stimmt dieses Gesetz, aber vom Standpunkt des Führers ist dies eine Plattheit und eine Vulgarität ... [In einem Land,] das durch eine tiefe gesellschaftliche Krise durchgeht, wo sich die Widersprüche äußerst verschärfen, wo es in den arbeitenden Massen ständig brodelt, wo die Partei offensichtlich von der Mehrheit der Arbeitenden und folglich der aktivsten, klassenbewußtesten und selbstaufopferndsten Elemente des Proletariats unterstützt wird, besteht die Aufgabe, die vor der die Partei steht, darin, einen bestimmten Zeitpunkt in nächster Zukunft festzulegen ... und dann jede Anstrengung auf die Vorbereitung des Schlags zu konzentrieren, die ganze Politik und Organisation dem beabsichtigten militärischen Ziel unterzuordnen, so daß dieser Schlag mit maximaler Kraft geführt werden kann.«�

Brandler und Radek mißbilligten die Idee eines festgelegten Datums für die Revolution (Trotzki hatte den Jahrestag der Russischen Revolution, den 7. November, vorgeschlagen), aber sie waren ausreichend von Trotzkis Ansatz überzeugt, um vorzuschlagen, daß er zur Vorbereitung des Aufstands nach Deutschland geschickt werden sollte.

Der Vorschlag wurde abgelehnt. Aber die Komintern unternahm größere Anstrengungen als jemals zuvor, eine revolutionäre Gelegenheit zu ergreifen: In der späteren Geschichte der Komintern waren nur die Interventionen in China Mitte der 20er Jahre und in Spanien Ende der 30er Jahre von größerem Umfang - und diese waren keine Interventionen, die, wie in Deutschland, darauf zielten, eine proletarische Revolution zu fördern.

Die KPD hatte bereits eine geheime militärische Organisation, den M-Apparat (und auch eine Spionageorganisation, den T-Apparat - für Terror). Der M-Apparat war im Vorjahr mit Hilfe von Experten der russischen Roten Armee verstärkt worden. Jetzt wurde ein General der Roten Armee, Gorew, nach Deutschland geschickt, um daraus ein für den Bürgerkrieg geeignetes Werkzeug zu machen. Er teilte Deutschland in sechs politisch-militärische Befehlsbereiche, die den sechs militärischen Regionen des Landes entsprachen. Diese wiederum wurden in Bezirke und Unterbezirke aufgeteilt. Auf jeder Ebene gab es eine Kommandokette, welche die "Kampfführer" miteinander verband, die dafür verantwortlich waren, die Proletarischen Hundertschaften auszubilden und sie in die Schlacht zu führen.

Ein revolutionärer Ausschuß leitete die ganze Struktur. Zu seiner Verfügung standen sowohl eine Anzahl russischer Offiziere als auch viele Deutsche, die entweder im Ersten Weltkrieg oder in den Roten Armeen von 1919 und 1920 Erfahrung gesammelt hatten. Unter ihnen waren zum Beispiel Wilhelm Zaisser, Albert Scheiner und Hans Kahle, die später im Spanischen Bürgerkrieg als General Gomez, Major Schrindler und Oberst Hans bekannt wurden.

Den Kern der Roten Truppen vor Ort stellten die Proletarischen Hundertschaften. Ihre Stärke betrug Brandler zufolge 60.000� und 100.000 zumeist ehemalige Frontkämpfer nach dern ostdeutschen Historiker Gast.� Im Mai gab es 300, im Oktober 800 verschiedene Hundertschaften.

Jede Hundertschaft basierte auf einem Betrieb oder einem Arbeiter-viertel und wurde wie eine militärische Einheit organisiert. Die Grundeinheit war eine "Gruppe" von zwolf Mann, drei Gruppen bildeten eine 36köpfige "Kolonne", und drei Kolonnen bildeten zusammen mit Radfahrern und Sanitätern eine Hundertschaft. Am stärksten waren sie in Sachsen und Thüringen, wo sie offen auftreten konnten: 8.000 marschierten am 9. September durch Dresden; 5.000 am 16. September in Leipzig. Sie bestanden hauptsächlich aus Kommunisten, aber zumindest in Sachsen gab es auf allen Ebenen auch Nichtkommunisten und Sozialdemokraten.�

Aber nicht nur die Hundertschaften sollten handeln, wenn der Tag käme. Die ganze Partei wurde wie für einen Krieg mobilisiert und die Führer auf nationaler und lokaler Ebene versteckten sich, um vorbeugenden Verhaftungen zu entgehen.

»Es gab keine einzige Stadt im Lande«, schrieb ein französischer Kommunist, der während dieser Wochen in Deutschland war, »in der die Kommunisten sich nicht mit der Sorgfalt von Menschen, die entschlossen waren, alles zu geben, auf die Schlacht vorbereiteten. Es gab keinen Tag ohne eifrige Arbeit, keine Nacht ohne Sonderaufgabe. Kein Problem wurde vernachlässigt. Ich kenne Genossen, die mehrere Wochen lang nicht ein einziges Mal eine ganze Nacht durchschliefen.«�

Der Ton der Parteipresse war ziemlich schrill. Es gab ständige Anspielungen auf den Kampf um die Macht, wie zum Beispiel ein Gedicht, das forderte: »Bildet stolz Reihen für das letzte Gefecht, vereinigt Euch, seid mutig, bis der Sieg hier ist«; oder eine Schlagzeile: »Der Weg zur proletarischen Diktatur in Deutschland«. Die Zeitungen wurden verboten - erschienen aber oft genug in halblegalen Ausgaben. Und ihre Verkaufszahlen stiegen rasch, obwohl der Verkauf der übrigen Tagespresse stark rückgängig war.

Aber auch in diesem Stadium klappte nicht alles. Viele führende Persönlichkeiten in der Partei hatten keine Ahnung, wie das noch vage und offenbar entfernte Ziel des Kampfs um die Macht mit den tagtäglichen Kämpfen der Klasse zu verbinden war. Sie hielten die Arbeiter von "verfrühten Aktionen" zurück - aber sie begriffen nicht immer die Alternative, die sie vorbereiteten. Ende August schrieb der Haupttheoretiker der Partei, Thalheimer, noch immer:

»Es ist notwendig, einen langen Weg zurückzulegen, bevor wir bei den Bedingungen ankommen, die notwendig sind, um den Sieg der Arbeiterklasse zu sichern.«�

Laut Ruth Fischer (einer unzuverlässigen Zeugin) sagten bedeutende Parteiführer:

»Unter keinen Umständen dürfen wir den Generalstreik erklären. Die Bourgeoisie wird unsere Pläne entdecken und uns vernichten, bevor wir uns bewegt haben. Im Gegenteil müssen wir die Massen beruhigen, unsere Leute in den Betrieben und in den Arbeitslosenkomitees zurückhalten, bis die Regierung glaubt, daß der Moment der Gefahr vorbei ist.«�

Das unvermeidliche Ergebnis war eine Art Verschwörertum, das man gewöhnlich eher in terroristischen Gruppen als in revolutionären Massenparteien findet. Gleichzeitig gab es eine Neigung, die Arbeit unter der Masse der Arbeiter zu vernachlässigen.

Später behauptete Brandler während seines einmonatigen Aufenthalts in Moskau: »Es fehlte in dieser Zeit die aufrüttelnde politische Kampagne der Partei.«� Die Tatsache, daß sich Brandler, der fähigste Führer der Partei, in dieser entscheidenden Zeit in Moskau aufhielt, war sicher nicht hilfreich. Remmele, ein Parteiführer, der Brandlers Ansichten in den meisten Fragen widersprach, stimmte hier mit ihm überein:

»Alle anderen Parteiarbeiten, die Mobilisierung der Massen, Zusammenfassung der Betriebsräte, wurden vernachlässigt, weil unser ganzer Parteiapparat und der Funktionärskörper lediglich auf das Problem der Bewaffnung und Organisierung der Kampfaktion eingestellt war. ... So kam es, daß alle andern Brücken, die zum Proletariat führten, vernachlässigt wurden.«�

Doch in der Arbeiterklasse selbst wuchs die Verzweiflung mehr denn je. Die Arbeitslosigkeit, die sich im August verdoppelt hatte, stieg im Ruhrgebiet von 110.000 Anfang September auf 160.000 Ende Oktober. Neben den Arbeitslosen befanden sich fünf oder sechs Millionen Arbeiter in Kurzarbeit. Die Preise stiegen wie nie zuvor: Vom 13. bis zum 19. September stiegen die Lebenshaltungskosten um 165 Prozent. Der Durchschnittslohn wurde auf weniger als die Hälfte des Existenzminimums für eine vierköpfige Familie geschätzt. Aus Lübeck wurde berichtet, daß die Reallöhne etwa fünfzehn bis 20 Prozent des Vorkriegsniveaus betrugen.� Ein Bergarbeiter mußte eine Stunde arbeiten, um genügend Geld für ein einziges Ei zu verdienen.

Ökonomische Teilstreiks waren jetzt viel seltener. Die hohe Arbeitslosigkeit bedeutete für die Streikenden ein hohes Risiko, verfolgt oder entlassen zu werden. Aussperrungen fanden häufiger statt als Streiks. Auf der Straße aber konnte die Verbitterung immer noch explodieren. Im vergleichsweise rückständigen Baden brachen Unruhen in der Kleinstadt Lörrach aus, bei denen Straßenmärkte und Läden geplündert wurden. Streikende Arbeiter stürmten das Gefängnis und befreiten Gefangene.

»Am 14. September war die Stadt in den Händen der extremen Linken ... in den darauf folgenden Tagen breiteten sich Streiks und Gewalt auf die benachbarten Städte aus, auf Mülheim, Säckingen, Heidelberg, Karlsruhe ... Die Badener Arbeiter marschierten mit Sowjetfahnen in Richtung Lörrach, wo die Landespolizei eingriff. Post und Bahnverkehr wurden unterbrochen.«�

In den besetzten Gebieten fand die Wut einen etwas anderen Ausdruck. Rechte Gruppen rheinischer Separatisten versuchten, mit französischer Unterstützung, eine Agitation zu starten. Von Kommunisten geführte Arbeiter kämpften jedoch gegen die Polizei und die Separatisten, was zu vielen Verletzten und Toten führte - das war der "Rote Sonntag" (30. September) von Düsseldorf. Im September gab es ständig Streiks in Mitteldeutschland, insbesondere einen großen Textilstreik in Sachsen und einen »Streik mit 150.000 Teilnehmern in den besetzten Gebieten, in denen die Lohnanpassung wegen der Unfähigkeit, schnell genug einen Index zu ermitteln, jeden Sinn verliert«.�

Ein Engländer, der zu jener Zeit in Deutschland lebte, beschrieb die allgemeine Atmosphäre in seinem Tagebuch:

»Mit einem Lohn von 100 Milliarden, was ungefähr der Durchschnitt ist, der diese Woche bezahlt wird, steht ein Mann halb vor dem Verhungern ... Männer werden täglich von den Werften und Fabriken entlassen, und der Staat bezahlt ein äußerst erbärmliches Stempelgeld. Männer, Frauen und Kinder stehen zu Hunderten am Rande des Verhungerns und es wundert kaum, daß die Läden geplündert werden und daß der Bolschewismus jeden Tag neue Mitstreiter gewinnt ...«�

In einer solchen Atmosphäre gab es unter jenen Arbeitern, die bei der Sozialdemokratie blieben, einen spürbaren Schwenk nach links. Innerhalb der SPD entstand ein neuer linker Flügel, der die große Koalition ablehnte und eine Zusammenarbeit mit den Kommunisten forderte. Seine bekanntesten Führer waren die alten USPD-Führer Crispien und Dittmann, der sächsische Ministerpräsident Zeigner und der ehemalige kommunistische Führer Paul Levi. Aber noch wichtiger war, daß dieser Flügel auf die Loyalität einiger der bekanntesten Arbeiterführer in Orten wie Zwickau und Plauen zählen konnte.

»Diese Opposition«, berichtete ein Kommunist im Oktober, »hat angefangen, große Erfolge im ganzen Land zu genießen. Sie herrscht im größten Teil Mitteldeutschlands. Sie ist in die alten Bezirke der Rechten, wie Köln und Hamburg, eingedrungen. Die Führung des Breslauer Bezirks hat die Diktatur des Proletariats befürwortet. Am 9. September gewann die Opposition eine deutliche Mehrheit bei der Vollversammlung des Berliner Bezirks ... Die [rechte] Lipinski-Gruppe hat eine Niederlage in ihrer Leipziger Hochburg erlitten.«�

Die weitverbreiteten und im allgemeinen erfolgreichen ökonomischen Streiks vom Mai/Juni und Anfang August waren angesichts des neuen Klimas der Massenarbeitslosigkeit eine Sache der Vergangenheit, aber eine blinde, verzweifelte Wut bestand in der Klasse weiter, die durch den richtigen Funken entzündet werden konnte.

Stresemann, Bayern, Sachsen

Bis Ende September schien die Stresemann-Regierung in einem fast so miserablen Zustand zu sein, wie die Cuno-Regierung, die vor ihr gescheitert war. Die Inflation war schlimmer als je zuvor, und sie wurde jetzt von einem raschen Rückgang der Produktion begleitet. Die Anweisungen der Reichsregierung wurden in Bayern, wo die extreme Rechte fester verankert war denn je, kaum befolgt - 100.000 paramilitärische Kämpfer marschierten Anfang des Monats an Ludendorff und Hitler vorbei. Auch die linken sozialdemokratischen Regierungen in Sachsen und Thüringen ignorierten die Anweisungen der Regierung. An Rhein und Ruhr »war die Spannung so, daß nur ein rasches Ende des passiven Widerstands geeignet schien, um eine Explosion zu verhindem«.� Die großen Industriellen entschieden, daß das Maß jetzt voll sei. Die "Waffe" der Inflation wandte sich nunmehr gegen sie, und der "Widerstand" im Ruhrgebiet kostete zu viel. Am 21. September sagte Stinnes dem amerikanischen Botschafter: »Dies ist das Ende. Die Ruhr und das Rheinland müssen kapitulieren.« Er fügte hinzu, die Arbeiter würden länger und härter arbeiten müssen, und ein »Diktator« sei nötig.� Helfferich, der Chef der Reichsbank und Architekt der Politik des Gelddruckens, glaubte jetzt, daß durch »den Zusammenbruch der Reichsmark der Nation eine Katastrophe droht«.

Stresemann gehorchte der Stimme seiner Herren am 26. September und kündigte das Ende des passiven Widerstands an. Ein wirtschaftliches Notprogramm wurde geplant, das eine stabile Währung schaffen sollte. Zum ersten Mal arbeiteten Stinnes und Konsorten mit der Regierung zusammen, indem sie zustimmten, Reparationen in Naturalien zu bezahlen.

Die Entscheidung war ein wichtiger Wendepunkt für die herrschende Klasse. Die Inflation und die Besetzung des Ruhrgebiets gingen weiter, aber zum ersten Mal seit März gab es in herrschenden Kreisen das Gefühl, daß eine zusammenhängende Politik verfolgt wurde, die das Land aus dem Schlamassel holen könnte. Und dieses Selbstbewußtsein war die Voraussetzung, um die ideologische Vorherrschaft über die unteren Klassen wieder herzustellen.

Es gab immer noch schwierige Probleme, mit denen man zurechtkommen mußte. Die Indtistriellen forderten als Preis für ihre Zusammenarbeit bei der Anti-lnflations-Politik die Abschaffung des Achtstundentags. Die sozialdemokratische Fraktion im Reichstag wußte das und wehrte sich dagegen, der Regierung mit einem Ermächtigungsgesetz das Recht zu wirtschaftlichen Notverordnungen zu geben. Eine kleinere Unstimmigkeit folgte, die mit der Entlassung Hilferdings aus der Regierung endete. Aber zwei sozialdemokratische Minister blieben, und am 15. Oktober wurde das Ermächtigungsgesetz schließlich mit Unterstützung der Sozialdemokraten angenommen. Auch Angress, der im allgemeinen dazu neigt, die Stärke der Linken innerhalb der Arbeiterklasse in dieser Periode herunterzuspielen, gibt zu, daß »die Mitgliederschaft der Partei allgemein gegen seine Annahme« war, und daß »zahlreiche Demonstrationen gegen die hohen Lebenshaltungskosten ... veranstaltet«� wurden.

Aber die erste größere Herausforderung der Regierungsentscheidungen vom 26. September kam von der extremen Rechten, die die »Kapitulation vor den Franzosen« anprangerte. Die bayerische Regierung erklärte sofort den Notstand und ernannte mit dem Aufruf: »Weg von Berlin« einen führenden Rechten, von Kahr, zum "Generalbevoll�mächtigten" - und damit praktisch zum Diktator. Den Vorwand für die Übernahme diktatorischer Befugnisse durch von Kahr lieferte eine provokative Naziversammlung - aber dann ernannte von Kahr Hitlers SA zur "Notpolizei", um bestimmte antisemitische Maßnahmen einzuführen und um die sozialdemokratischen "Sicherheitsabteilungen" aufzulösen.

Die Reichsregierung in Berlin reagierte, indem sie den Ausnahmezustand im ganzen Reich verhängte. Aber von Kahr in Bayern weigerte sich, diese Maßnahme anzuerkennen. Als er angewiesen wurde, Hitlers Zeitung zu verbieten, weil sie von Seeckt und Ebert beleidigt hatte, lehnte er auch das ab. Die bayerischen Einheiten der Reichswehr schlossen sich seiner Rebellion an. Der befehlshabende General Lossow gehorchte weder den Befehlen aus Berlin noch gab er sein Kommando ab, und seine Einheiten schworen Treue auf von Kahr statt auf die Berliner Regierung. Lossow mobilisierte die Freiwilligeneinheiten in Bayern und stellte sie unter das Kommando Ehrhardts, des früheren Führers des Kapp-Putsches, der kaum vier Monate früher aus dem Leipziger Gefängnis geflohen war und im übrigen Deutschland immer noch steckbrieflich gesucht wurde. Die Freiwilligeneinheiten wurden entlang der Nordgrenze des Landes stationiert, wo sie unmittelbar das "Rote Sachsen" bedrohten und bereit standen, um nach Berlin zu marschieren, falls dies befohlen würde.

Inzwischen begannen am 1. Oktober in Norddeutschland die extrem rechten Freiwilligeneinheiten der "Schwarzen Reichswehr" eine Meuterei, indem sie zwei wichtige Festungen in der Nähe von Berlin besetzten. Aber die meisten Kommandanten der Reichswehr im Norden erinnerten sich noch an ihre Fehlkalkulation beim Kapp-Putsch: Die Meuterer wurden entwaffnet und ihre Führer für kurze Zeit in Haft genommen.

Die Schlüsselpersonen in Militär und Regierung waren mit der Taktik von Hitler, Ludendorff, der bayerischen Regierung und den rechten Freiwilligen nicht einverstanden. Gleichzeitig glaubten sie aber, daß diese Meinungsverschiedenheiten nicht zum Blutvergießen führen müßten, denn sie hatten ja ein gemeinsames Interesse daran, eine Einheitsfront gegen die Linke aufrechtzuerhalten. Stresemanns Biograph berichtet:

»Stresemanns Meinung nach störten die Entwicklungen in Sachsen und Thüringen weit mehr als der Streit mit München ... Er betrachtete die Bayern als loyale, wenn auch fehlgeleitete Deutsche.«�

Sachsen und Thüringen waren seit Monaten ein Dorn im Auge der Reichsregierung. Schon im Juni hatten die Besitzer der Zechen die "Befriedung" des Gebiets durch die Reichswehr gefordert. Im Verlauf der Monate Juli, August und September waren die Proletarischen Hundertschaften und die Kontrollkomitees immer mächtiger geworden und hatten während der Streiks und Demonstrationen praktisch die Kontrolle über ganze Ortschaften übernommen.

Die linken sozialdemokratischen Regierungen standen nicht wirklich hinter solchen revolutionären Aktivitäten: So lehnten sie beispielsweise im September ab, einen Kongreß der Hundertschaften zu unterstützen. Sie lehnten es jedoch ebenfalls ab, die Komitees und die Hundertschaften zu unterdrücken - einerseits, weil sie dadurch an Unterstützung innerhalb der Arbeiterklasse verlieren würden, andererseits, weil sie dies nicht tun konnten, ohne innerhalb der Polizei und der Reichswehr Kräfte zu entfessein, vor denen sie sich fürchteten. Wenn sie auch nicht bereit waren, die örtliche Polizei gegen Arbeiter einzusetzen, so gelang es ihnen genauso wenig, die Reihen der Polizei zu säubern: So konnte die sächsische Polizei immer noch unabhängig von der Regierung des Freistaates handeln, als sie beispielsweise Anfang September das Feuer auf eine Demonstration in Dresden eröffnete und dabei dreizehn Arbeiter tötete.

Die linken Minister glaubten, der beste Weg, einen Einmarsch der Reichswehr in die Länder zu verhindern, bestünde darin, Berlin zu versprechen, daß sie selbst die Ordnung aufrechterhalten würden. Zeigner zum Beispiel versicherte der Cuno-Regierung am 8. August, daß seine Regierung die revolutionäre Bewegung »mit aller Entschlossenheit« unterdrücken würde, indem sie die Polizei in die Aufstandsgebiete schicke;� in der Praxis wurden solche Polizeieinsätze aber nur selten durchgeführt. In der Tat behauptete Brandler später, daß »die sozialdemokratischen Regierungen in Sachsen und Thüringen hilflos gegenüber den Kommunisten waren«.�

Liberale und sozialdemokratische Historiker bezeichnen den sächsischen Ministerpräsidenten Zeigner gewöhnlich als "wohlmeinend", aber "labil"�. Sie vergessen, hinzuzufügen, daß eine solche Charakter auf eine große Zahl historischer Persönlichkeiten zutraf, von den Girondisten in der Französischen Revolution über Kerenski in Rußland 1917, Dubcek in der Tschechoslowakei 1968 bis zu Allende in Chile: Alle waren Personen, die versuchten, einen Kompromiß zwischen sich rasch polarisierenden politischen Kräften zu finden. Ihre "guten Absichten" folgten aus dem Wissen, daß die ungebremste Reaktion (ob nach Art der Royalisten, der Zaristen, der Stalinisten oder des CIA) ein Blutbad bedeuten würde, das ihre eigene Popularität zerstören könnte. Ihre "Labilität" bestand in der Unfähigkeit, einen festen Standpunkt gegen die Reaktion einzunehmen und statt dessen zu versuchen, die eigenen Ziele eher durch Überredung als durch Gewalt zu erreichen. Das war im Herbst 1923 auch Zeigners Meinung.

Anfang Oktober wurde deutlich, daß die Reichsregierung irgendwann gegen Sachsen und Thüringen einschreiten würde. Der reichsweite Ausnahmezustand gab der Regierung zusätzliche Macht, die sie gegen die Linke einsetzen konnte. Ein General Müller war bereits zum Sonderbeauftragten mit besonderen Machtbefugnissen ernannt worden und benutzte seine Macht dazu, öffentliche Veranstaltungen, Veröffentlichungen und das Streikrecht der Militärgerichtsbarkeit zu unterwerfen. Es war nur eine Frage der Zeit, bis die Staatsregierung, die sich dieser Anordnung widersetzte, gewaltsam abgesetzt werden würde - ob von Ehrhardts Truppen, die sich von Bayern aus nach Norden bewegen oder von den Truppen von Seeckts und Müllers, die von Berlin nach Süden marschieren würden.

Der Plan für die Machtübernahme

Die KPD verbrachte den September mit militärischen Vorbereitungen für die Machteroberung. Die genaue Vorgehensweise wurde aber erst Ende des Monats auf Zusammenkünften in Moskau beschlossen.

Der Vormarsch der Rechten gegen Sachsen und Thüringen sollte die Gelegenheit schaffen, eine revolutionäre Gegenoffensive in Gang zu bringen. In ganz Deutschland gab es Millionen Anhänger der Sozialdemokratie, die in den Regierungen Mitteldeutschlands eine positive Alternative zur diskreditierten Großen Koalition sahen. Der Angriff der Rechten auf diese Regierungen konnte sie in revolutionäre Aktivitäten Seite an Seite mit den Kommunisten treiben. Die Kommunisten mußten zeigen, daß der einzige Weg, den Angriff auf Sachsen und Thüringen zurückzuschlagen, darin bestand, daß Arbeiter zur Offensive übergingen, Proletarische Hundertschaften aufbauten und die rechten paramilitärischen Gruppen, die Polizei und die Reichswehr entwaffneten. Das wäre dann keine Sache der Propaganda mehr. Solche defensiven Maßnahmen mußten in die Tat umgesetzt werden, sobald der Angriff gegen Sachsen und Thüringen beginnen würde.

Obwohl sie als defensiv dargestellt wurden, wären diese Maßnahmen auch offensiv gewesen. Die extreme Rechte und die Armee würde man nicht entwaffnen können, ohne sie bewaffnet anzugreifen. Der Aufruf zur Verteidigung Sachsens und Thüringens wäre zwangsläufig ein Aufruf zu einer geballten revolutionären Offensive gewesen, die in der Errichtung einer neuen Macht gipfeln müßte. Die Grundlage dafür würde ein Kongreß der Betriebsräte bilden - jenes Netzwerk von Arbeiterorganisationen, das den aktiven Teil der Arbeiterklasse am besten repräsentierte und das eng mit den Hundertschaften und den Kontrollkomitees verbunden war.

Die örtlichen kommunistischen Gruppen sollten sich nun überall im Land darauf vorbereiten. Sie mußten lokale Aktionspläne entwerfen - mit Szenarien für die Beschlagnahme lebenswichtiger Vorräte, der Beseitigung der gefährlichsten örtlichen Staatsbeamten, der Übernahme von Kraftwerken, Eisenbahnen und Telefonzentralen. Vor allem mußten sie Wege finden, sich mit Waffen zu versorgen - Polizeireviere und Waffenlager ausfindig machen, wo Waffen leicht zu erobern wären.

Der Aufruf zum Generalstreik gegen einen Angriff auf Sachsen und Thüringen würde das Signal für die örtlichen Gruppen werden, ihre Pläne durchzuführen. In West-, Südwest- und Mitteldeutschland sollten die Revolutionäre die Macht übernehmen und alle nicht benötigten Einheiten schicken, um bei der Schlacht um Berlin zu helfen. Im besetzten Ruhrgebiet sollten lokale Aufstände aus Furcht vor verfrühten Konflikten mit der französischen Besatzungsarmee vermieden werden; aber die Hundertschaften sollten in die unbesetzten Gebiete einmarschieren und dort die Macht übernehmen. So viele Kräfte wie möglich sollten dann entlang der bayerischen Grenze aufgestellt werden, um eine Intervention von dort aus zu verhindern, bis die Mehrheit Deutschlands in den Händen der Aufständischen wäre.

Die Schlüsselrolle im Aufstand war Mitteldeutschland mit seinen dort legalen Proletarischen Hundertschaften zugedacht. »Wir glaubten, daß wir Mitteldeutschland zum Aufmarschgebiet machen könnten, daß wir aus Verteidigung zum Angriffe ... übergehen könnten.«�

Ein letztes Element des Plans führte zu Meinungsverschiedenheiten zwischen Brandler und der russischen Führung: Die Kommunisten sollten der sächsischen und der thüringischen Regierung beitreten. Nicht weil man irgendwie glaubte, daß eine sozialistisch-kommunistische Regierung den Kapitalismus besser verwalten könne als irgendeine andere, sondern um die Waffenlager der Polizei ausfindig zu machen, so daß sie einfacher von den Arbeitern übernommen werden könnten. Dies, behauptete Sinowjew; sollte ihnen ermöglichen, »50.000 bis 60.000 Mann«� zu bewaffnen. Brandler protestierte:

»Die sächsische Regierung war nicht in der Lage, die Arbeiter zu bewaffnen, weil seit dem Kapp-Putsch alle Waffen aus Sachsen weggeschafft worden sind, so daß nicht einmal die Polizei bewaffnet war.«�

Später behauptete er:

»Weiter erklärte ich, daß der Eintritt der Kommunisten in die Regierung die Massenaktion nicht beleben, sondern abschwächen würde, denn jetzt erwarteten sie von der Regierung, was sie nur selber tun konnten.«�

Dadurch, daß er diese Warnung aussprach, gab es einen merkwürdige Rollentausch: In den Diskussionen im vorigen Dezember hatte die deutsche Führung kommnunistisch-sozialistische Regierungen energisch befürwortet, und es waren Sinowjew, Trotzki und Lenin gewesen, die zurückhaltender waren.

Nachdem aber »Sinowjew mit der Faust auf den Tisch schlug« und »Trotzki einen ganzen Abend« brauchte, um Brandler zu überzeugen, nahm er die Entscheidung an.� Er kehrte aus Moskau nach Sachsen zurück, und als er aus dem Zug stieg, erfuhr er aus den Zeitungen, daß er bereits Minister war!

Dem Entschluß, den Griff nach der Macht zu wagen, folgte eine gewaltige weltweite Propagandakampagne der Komintern. Überall wurden die Kommunistischen Parteien darüber informiert, daß ihre erste Priorität nun nicht mehr in der Verteidigung des russischen Arbeiterstaates, sondern in der Verteidigung Arbeiterdeutschlands bestand. Charakteristisch war, daß die französische kommunistische Wochenzeitung, 'Bulletin Communiste', die Deutschland seit Monaten kaum erwähnt hatte, nun zu einer ausführlichen Berichterstattung deutscher Ereignisse überging. Ein typischer Leitartikel lautete: "Fünf Jahre nach der bürgerlich-demokratischen Revolution in Deutschland ist die proletarische Revolution in Sicht!"� - leider erschien der Artikel erst nach der Niederlage der Revolution.

Nirgendwo wurde der Botschaft mehr Nachdruck verliehen als in Rußland selbst. Zeitungen, Plakate, Veranstaltungen, Demonstrationen vertieften das Thema "Die bevorstehende deutsche Revolution". 1923 war Rußland schon weit entfernt von der überschwenglichen proletarischen Begeisterung und der Demokratie des Jahres 1917. Der Bürgerkrieg hatte einen enormen Preis gefordert, und die Arbeiterdemokratie wich der Armut, dem Hunger, der Schließung der meisten Betriebe und der zunehmend autoritären Herrschaft einer Partei, deren unmittelbare Verbindungen mit den Arbeitern rasch schwanden. Der Bürgerkrieg endete, doch er mündete in den "erzwungenen Rückzug" der Neuen Ökonomischen Politik. Massenarbeitslosigkeit existierte zeitgleich mit einer neuen privilegierten Schicht aus Kleinhändlern und Bürokraten.

Im Jahre 1923, als Lenin gelähmt in seinem Bett lag und dem Tod nahe war, waren bürokransche Praktiken bis in die höchsten Spitzen der Partei eingedrungen und die kommende stalinistische Fraktion mit Sinowjew und Kamenew intrigierte gegen Trotzki.

Doch all dies schien für wenige Wochen im frühen Herbst vergessen zu sein. Der Vormarsch der deutschen Revolution schuf neue Begeisterung unter denjenigen, die zynisch oder bürokratisch geworden waren. Die Intrigen innerhalb der Partei traten zurück hinter das gemeinsame Bemühen, Mittel zu flnden, um die Revolution auszubreiten. Das Rußland dieser Wochen zeigt für einen Augenblick, wie die Revolution dort hätte wiedergeboren werden können, wenn ein revolutionäres Deutschland es aus der Isolation und der Armut gerettet hätte.�

Als Brandler nach Deutschland zurückkehrte, verabschiedete Trotzki, Führer einer siegreichen Revolution, ihn am Bahnhof und küßte ihn auf beide Wangen, um auf diese Weise seine Achtung vor dem sicheren Führer einer anderen Revolution auszudrücken. Sogar Stalin schwärmte in einem Brief an Thalheimer:

»Die kommende Revolution in Deutschland ist das wichtigste Welt-ereignis unserer Tage. Der Sieg der Revolution in Deutschland wird für das Proletariat in Europa und in Amerika eine größere Bedeutung haben als der Sieg der russischen Revolution vor sechs Jahren. Der Sieg des deutschen Proletariats wird ohne Zweifel das Zentrum der Weltrevolution aus Moskau nach Berlin versetzen.«�

Der deutsche Oktober

Die Ereignisse spitzten sich jetzt rasch zu. Die Kommunisten hatten schon im September gedroht, die linke sozialdemokratische Regierung in Sachsen zu Fall zu bringen, weil diese dabei versagt hatte, die sächsische Polizei zu säubern. Das war durch die Erschießung von Demonstranten in Dresden deutlich geworden. Jetzt wurde die Regierung mit drei kommunistischen Ministern - Brandler, Böttcher und Heckert - umgebildet. Die Sozialdemokraten enthielten den Kommunisten bezeichnenderweise die Position vor, die sie am meisten wollten - das Innenministerium mit der Kontrolle über die Polizei.

Zeigner stellte seine neue Regierung am 12. Oktober im Landtag alsRegierung der "republikanischen und proletarischen Verteidigung" von Eines ihrer Ziele, sagte er, sei es, bürgerliche Militäreinheiten zu entwaffnen und die Hundertschaften zu verstärken. Der Vorsitzende der KPD-Fraktion im sächsischen Landtag machte die Haltung seiner Partei deutlich: »Bereitet Euch überall auf den Generalstreik vor! Trefft Vorbereitungen, um die Transporte aufzuhalten, die die Reichswehr und bewaffnete Banden gegen die Arbeiter in Stellung bringen sollen!«

Im Namen der Kommunisten erklärte Frölich im Reichstag in Berlin:

»Diese sozialistiseh-kommunistische Regierung ... ist eine Regierung des Kampfes gegen die Reaktion, gegen den Separatismus in Bayern und im Rheinland, gegen die Unterdrückungspolitik der wirtschaftlichen Großmächte in Deutschland. Das ist ein Schritt zur Befreiung des Proletariats in Deutschland.«

Falls es einen Versuch gäbe, Sachsen zu zerschlagen, fügte er hinzu, werden »15 Millionen entschlossener Proletarier« sich dagegen erheben.�

Die militärischen Behörden in Berlin erhöhten ihrerseits den Druck gegen Sachsen. General Müller verbot die Proletarischen Hundertschaften und »ähnliche Organisationen« und gab ihnen drei Tage Frist, um ihre Waffen abzugeben.

Man widersetzte sich dem Erlaß öffentlich. Am gleichen Tag, am 13. Oktober, wurde auf einem Kongreß der sächsischen Hundertschaften in Chemnitz ein neuer Zentralausschuß für die Bewegung gebildet, der aus vier linken Sozialdemokraten und vier Kommunisten bestand.�

Die beiden Parteien beriefen überall in Sachsen Versammlungen gegen die Bedrohung durch die Reichswehr ein. Noch am gleichen Tag wurden sie durch die Ankündigung gestärkt, eine gemeinsame sozialistisch-kommunistische Regierung in Thüringen zu bilden, die sich den Aufbau von »Kontrollkomitees, um die Kontrolle über die Grundnahrungsmittel zu übernehmen«, und die Bildung einer "Republikanischen Selbstschutzkraft" zur Aufgabe setzte.

In Leipzig nahm der kommunistische sächsische Minister Böttcher die Herausforderung durch General Müller an und rief zur sofortigen Bewaffnung der Hundertschaften auf. Die Zentrale der KPD in Berlin rief dieArbeiter dazu auf, sich zur Vorbereitung einer »Schlacht zur Bildung einer Regierung aller arbeitenden Menschen« zu bewaffnen.

Der General konterte, indem er einen weiteren Erlaß ausgab, der ihn zum Chef der sächsischen Polizei machte - die Polizei beeilte sich, ihm zu gehorchen - und mit dem er Zeigner ein neues Ultimatum stellte: Er habe 48 Stunden, um sich von Böttcher zu distanzieren. Zeigner lehnte dies ab. Statt dessen hielt auch er eine Rede, die geeignet war, die Berliner Generäle wütend zu machen: Er veröffentlichte Details über die geheimen Aktivitäten der mit der Reichswehr verbundenen paramilitärischen Gruppen, der sogenannten "Schwarzen Reichswehr".

Die Drohungen des General Müller gegen eine immerhin verfassungsmäßig gebildete Regierung riefen in der einzigen Partei im Land, die wirklich an die Verfassung glaubte - der SPD - Bestürzung hervor. Selbst eingefleischte Konterrevolutionäre wie Otto Braun und Severing behaupteten, sie seien beunruhigt. Es kam zu Protesten innerhalb des Kabinetts. Eine Versammlung von Gewerkschaftsdelegierten in Berlin stimmte mit 1.500 zu 50 für einen Generalstreik, falls Sachsen angegriffen würde. Der Bezirksvorstand der SPD in Berlin trat mit den Kommunisten in Verhandlungen über die Bildung eines gemeinsamen Aktionsausschusses, um die Zeigner-Regienung zu unterstützen. Sogar der Vorwärts verurteilte den Ausnahmezustand - er sei unter dem Vorwand des Kampfes gegen die Rechte eingeführt worden, werde aber gegen die Linke angewandt.

Für die sozialdemokratischen Führer waren solche Proteste aber lediglich Gesten, die man nicht zu ernst nehmen durfte. Eine Regierungserklärung behauptete, die militärischen Einheiten würden nach Sachsen geschickt, um das Land gegen einen Einmarsch der rechten paramilitärischen Gruppen aus Bayern zu verteidigen - und die sozialdemokratischen Führer akzeptierten diese Behauptung.

lm Kabinett stellte Stresemann eine andere Version vor - eine, die immer noch jeden Hinweis auf einen Sturz der "verfassungsmäßigen" Regierung in Sachsen vermied. Die Truppenkonzentration solle »radikale Elemente einschüchtern und die öffentliche Ordnung wiederherstellen« - und darin lag nichts, was sozialdemokratische Minister hätte stören können, welche ja selbst die Freikorps benutzt hatten, um die Linke "einzuschüchtern".

Am 20. Oktober stieß General Müller dann seine letzte Drohung aus. Die begrenzte Zahl an Truppen, die schon in Sachsen war, plakatierte das Land mit dem Text eines Briefs von ihm an Zeigner. Darin hieß es, daß Müller angewiesen worden sei, Militär einzusetzen, »um verfassungsmäßige und ordnungsgemäße Zustände in Sachsen wieder herzustellen«. Am nächsten Tag begannen große Truppenkontingente, mit geladenen Waffen die sächsische Grenze zu überschreiten - auch wenn sie zunächst jeden Zusammenstoß mit Arbeitern sorgfältig vermieden.�

Dies war die Stunde der Wahrheit für die Revolutionäre. Sie mußten jetzt entweder handeln oder klein beigeben und zusehen, wie das sächsische Sprungbrett der deutschen Revolution entwaffnet und zerstört werden würde. E. H. Carr drückte dies so aus:

»Die Reichswehr hatte das getan, wovor Brandler zurückgeschreckt war. Sie hatte das Datum festgelegt, wo die Kommunisten entweder handeln oder ihre Ohnmacht zugeben mußten.«�

Wie war zu diesem Zeitpunkt die Stimmung in der deutschen Arbeiterklasse? Historiker und Revolutionäre haben seither wieder und wieder darüber gestritten, in welchem Maß die Mehrheit der Arbeiter zu revolutionärem Handeln bereit gewesen wäre. Es gibt keinen Zweifel daran, daß immer noch große Bitterkeit in der Arbeiterklasse existierte. Die französische kommunistische Wochenzeitung 'Bulletin Communiste' berichtete, daß es zwischen dem 12. und dem 18. Oktober Zusammenstöße in den Straßen von Höchst, Frankfurt, Hannover, Leipzig, Biebrich, Gelsenkirchen, Düsseldort, Köln und Halberstadt gab und Läden in Berlin geplündert wurden.�

Die linke sozialdemokratische Abgeordnete Toni Sender berichtete später über die Frankfurter Ereignisse in jener Woche. Sie beschrieb, wie die Nachricht über die Maßnahmen gegen Sachsen mit der Schließung einer wichtigen örtlichen Fabrik zusammengetroffen sei. Mit Schrecken registrierte sie ein Treffen der Betriebsräte der Stadt, das die örtlichen Gewerkschaftsführer dazu zwang, einen Generalstreik in dieser nicht besonders militanten Stadt zu unterstützen.�

In Hamburg traf die Nachricht aus Sachsen mit einer neuen Welle von Lohnkämpfen zusammen. Am 20. Oktober hatte im Hafen ein Streik stattgefunden, der sich auf die Lagerhäuser ausgebreitet hatte. Am gleichen Tag gab es Straßenkämpfe zwischen Arbeitslosen und Polizei. Am 21. stimmten die Hafenarbeiter für einen Generalstreik im Falle eines Angriffs auf Sachsen - und am nächsten Tag forderte eine Versammlung von Gewerkschaftsvertretern aus der ganzen Stadt die Reichsführung der Gewerkschaften auf, einen General streik auszurufen.

Während der selben Tage gab es weitere Zusammenstöße mit rhein-ländischen Separatisten, die versuchten, eine unabhängige Republik zu bilden. Die Separatisten griffen die Rathäuser von Speyer, Bonn, Koblenz, Krefeld und Gladbach an. Einem Historiker der Weimarer Republik zufolge gab es in den folgenden Tagen auch in Aachen, Berlin, Erfurt, Kassel, Harburg, Essen, Marienburg, Frankfurt, Hannover, Beuthen, Lübeck, Braunschweig und Allenstein Unruhen mit Verletzten.�

Ein Maßstab für die Wut, die der Angriff auf Sachsen in der Arbeiterklasse auslöste, war der zwei Wochen später erzwungene Rücktritt der ultra-respektablen Ministersozialisten in Berlin von ihren Kabinettsposten.

Ob aber dieser Zorn in der Arbeiterklasse in Kampfbereitschaft umschlagen würde, war nur durch revolutionäre Aktion zu prüfen. Es war ein Punkt erreicht, an dem die meisten Arbeiter nicht mehr bereit waren, an Proteststreiks oder an Kämpfen um beschränkte Forderungen teilzunehmen: Abgesehen von allem anderen war die Arbeitslosigkeit so groß, daß den Unternehmern Vergeltungsmaßnahmen sehr leicht gefallen wären. Nur der Kampf selbst konnte jetzt aufzeigen, ob die Wut, der die Cuno-Regierung zum Opfer gefallen war, zur revolutionären Entschlossenheit herangewachsen war, oder ob der damalige Funktionär der Kommunistischen Internationale, Victor Serge, recht hatte, der meinte: »Der Arbeitslose füllt in jähem Übergang aus dem Aufständischenfieber in die Müdigkeit des Resignierten.«�

Die Notwendigkeit, die Stimmung im Volk einer praktischen Prüfung zu unterziehen, galt noch mehr für die anderen Schichten der Gesellschaft. Seit der Aufgabe des "passiven Widerstands" hatte die herrschende Klasse zum ersten Mal seit dem Frühjahr ein gewisses Selbstbewußtsein wiedergewonnen. Sie glaubte jetzt, die Frage der Reparationen und das Problem der Inflation lösen sowie die nationale Einheit wahren zu können. Es ist jedoch zweifelhaft, ob dieses Selbstbewußtsein schon in die niederen Ränge des Beamtentums und des Kleinbürgertums vorgedrungen war, die verarmter waren als je zuvor.

Innerhalb der mittleren Ränge der Streitkräfte hatte die Kapitulation im Ruhrgebiet die Verbitterung eher vergrößert als verringert, auch wenn es gewöhnlich die extreme Rechte war, die davon profitierte. Die KPD hatte seit Monaten gezielt Propaganda in den Reihen der Reichswehr und des Beamtentums betrieben. Aber Propaganda allein konnte keine Auskunft über das Ausmaß der wirklichen Spaltungen in den Kräften des Staats liefern - nur revolutionäres Handeln konnte das erreichen.

Das Debakel

Bis zum 21. Oktober schien die kommunistische Führung zur Aktion entschlossen, die allein das Kräfteverhältnis aufzeigen könnte. Es stimmt, daß General Müllers Handeln die Kommunisten dazu zwang, früher zu handeln, als sie es wollten. Sie konnten nicht annähernd so viele Männer bewaffnen, wie sie gehofft hatten - sie hatten bloß 6.000 Gewehre im Vergleich zu den veranschlagten 60.000. Auch war es nicht möglich gewesen, einen Reichskongreß der Betriebsräte zusammenzurufen, um eine Legitimation für revolutionäres Handeln zu liefern; das Verbot der reichsweiten Betriebsrätebewegung hatte sich als größeres Hindernis erwiesen als erwartet. Doch gab es überall in Deutschland Hunderttausende Kommunisten, die bereit waren, zu handeln. Und es schien wahrscheinlich, daß der riesige orientierungslose Teil der Sozialdemokratie ihrer Führung folgen würde.

Am frühen Morgen des 21. Oktober, einem Sonntag, als Müllers Truppen ihren Einmarsch in Sachsen begannen, erklärte Brandler auf einer Versammlung von KPD-Vertretern aus allen Bezirken der KPD in Chemnitz den Plan für den Aufstand. Es würde am nächsten Tag, wenn die Arbeiter nach dem Wochenende in die Betriebe zurückkehrten, in ganz Deutschland zum Generalstreik aufgerufen werden. Am folgenden Dienstag würden vor dem Hintergrund des Streiks bewaffnete revolutionäre Einheiten die Operationen durchführen, die sie seit über einem Monat geplant hatten - sie würden Polizeireviere, Kasernen, Kommunikationszentren, Bahnhöfe und Verwaltungsgebäude unter ihre Kontrolle bringen.

Der Aufruf zum Generalstreik konnte nicht von einem völlig repräsentativen Kongreß der Betriebsräte kommen. Aber das mußte nicht unbedingt ein Problem sein. Eine Konferenz von verschiedenen örtlichen Arbeiterorganisationen aus Sachsen war gemeinsam von den sozialdemokratischen und kommunistischen Ministern für genau diesen Tag einberufen worden. Sie sollte Maßnahmen diskutieren, um der sich rasch verschlechternden wirtschaftlichen Situation zu begegnen - jeder siebte Mensch im Land stand am Rande des Verhungerns. Es würde leicht sein, die Konferenz dazu zu bringen, die dringende Frage der Verteidigung gegen den Einmarsch der Reichswehr aufzunehmen und zu einem Generalstreik aufzurufen.

Als die Delegierten in der Stadt ankamen, um an der Konferenz teilzunehmen, patrouillierten die Proletarischen Hundertschaften durch die Straßen von Chemnitz. Aber sie mußten nicht handeln. Müller verfolgte eine kluge Hinhaltetaktik, er provozierte die Arbeiter nicht in einer Art und Weise, die die Sozialdemokraten gezwungen hätte, zu reagieren. Die 498 Delegierten versammelten sich, ohne daß Ordnungskräfle eingriffen - unter ihnen waren 140 Delegierte von Betriebsräten, 120 von Ortsgruppen der Gewerkschaften, 79 von Kontrollausschüssen, 66 von Sektionen der KPD und sieben von der SPD. Die Veranstaltung begann routinemäßig. Es gab Reden über die Wirtschaftskrise, den akuten Mangel an Nahrungsmitteln und den katastrophalen Anstieg der Arbeitslosigkeit vom sozialdemokratischen Arbeitsminister Graupe und von zwei der kommunistischen Minister, Böttcher und Heckert. Delegierte aus dem Publikum sollten zu den gleichen Themen sprechen, aber einige erwähnten die Bewegungen der Reichswehr, was die Diskussionen über das Wirtschaftsprogramm der Regierung ziemlich bedeutungslos machten. Dann ging Brandler zum Rednernult.

Brandler betonte, daß jetzt die Zeit sei, wo die sächsischen Arbeiter Hilfe aus dem übrigen Deutschland herbeirufen müßten. Sonst würden sie zerstört werden. Die einzige Rettung liege in einem sofortigen Aufruf zu einem reichsweiten Solidaritäts-Generalstreik. Er forderte die Sozialdemokraten auf, ihre vergeblichen Hoffnungen auf eine friedliche Vereinbarung mit Berlin aufzugeben. Nur eine sofortige einstimmige Abstimmung für einen Generalstreik könne die Lage retten.

Brandler schien zu erwarten, daß die sozialdemokratischen Führer begeistert zustimmen würden. Statt dessen sah er sich einer erstaunten Stille gegenüber.

Dann ergriff der sozialdemokratische Minister Graupe das Wort. Die jetzige Konferenz, sagte er, könne nicht über die Reaktion der sächsischen Arbeiter auf die Drohungen der Reichswehr entscheiden. Die Verteidigung von Sachsen sei Aufgabe der »Regierung der Republikanischen und Proletarischen Verteidigung« und der sozialdemokratisch-kommunistischen Mehrheit im Landtag; Es wäre falsch, wenn die jetzige Konferenz die Macht dieser offiziellen Körperschaften an sich reißen würde. Wenn ein Antrag gestellt würde, das zu tun, würde die gesamte sozialdemokratische Delegation den Saal verlassen.

Brandler hatte sich und die deutsche Revolution in eine unmögliche Lage gebracht. Er hatte erwartet, daß die linken Sozialdemokraten einem Projekt zustimmen würden, von dem sie genau wußten, daß es Bürgerkrieg bedeuten würde, auch wenn sie nicht von den geheimen kommunistischen Vorbereitungen wußten. Aber die linken Sozialdemokraten waren, trotz aller ihrer guten Absichten, immer noch Sozialdemokraten. Sie besaßen einen grenzenlosen Glauben an die Möglichkeiten des Kompromisses und waren nicht bereit, diese Möglichkeiten für ein revolutionäres Glücksspiel aufzugeben, egal wie verzweifelt auch die Situation war. Zum Teil glaubten sie der Behauptung der Regierung, die Reichswehr werde eingesetzt, um Bayern entgegenzutreten. Sie würden diesen Glauben solange nicht aufgeben, bis die Reichswehr selbst weitere Zweifel an ihren wirklichen Zielen unmöglich machte. Schließlich dachten sie, sie könnten noch nicht sicher sein, daß es keine weitere Rolle für sozialdemokratische Politiker geben würde.

Die Kommunisten betrachteten Graupes Drohung als Zeichen dafür, daß die sozialdemokratische Basis eine revolutionäre Offensive nicht unterstützen würde, und ließen es zu, daß der Antrag über den Generalstreik zerredet wurde. Brandler erinnerte sich 36 Jahre später:

»Wenn ich nach Beratung mit den Z. K.-Mitgliedem von der Ausrufung des Generalstreiks abriet, ... [erhielt ich] die Zustimmung aller anwesenden Zentralmitglieder, auch die von Ruth Fischer.«�

In dieser Darstellung behauptet Brandler, daß die militärische Lage die Entscheidung bestimmt habe - andere Darstellungen machen aber deutlich, daß die Ablehnung der Sozialdemokraten, in den Kampf zu treten, entscheidend war:

»In Chemnitz auf der Konferenz zeigte sich der zweite Teil des Plans zerschlagen, nämlich der gemeinsame Aufmarsch der sozialdemokratischen und kommunistischen Arbeitermassen. Der Antrag auf Proklamierung des Generalstreiks und des bewaffneten Aufstandes in Chemnitz wurde angesichts des Widerstandes der linken S.D. [Sozialdemokratie] gar nicht gestellt ... Die Zentrale entschied sich, jedem Kampfe auszuweichen, aus der Anschauung heraus, daß die Einheitsfront des Proletariats in diesem Kampfe nicht mehr aufzustellen sei, daß es unmöglich sei, sie aufzustellen [wenn die Kommunisten allein vorangingen], und daß in dieser Situation bei den geteilten Kräften des Proletariats und dem Zustand der technischen Vorbereitung der Aufstand unmöglich sei.«�

Aufgrund welcher genauen Motivation auch immer; die Entscheidung, den Generalstreik - und mit ihm die deutsche Revolution - abzublasen, ist jedenfalls an Ort und Stelle getroffen worden. Der Aufruf zum Generalstreik wurde durch die Einrichtung eines Aktionsausschusses ersetzt, der die "offizielle Bewegung" beobachten sollte.

Die Konferenz hatte stattgefunden - und der Aufrut, auf den alle Revolutionäre in Deutschland warteten, war nicht erfolgt. Die entscheidende Stütze der ganzen revolutionären Strategie fiel weg.

Ein erweitertes Plenum der Zentrale der KPD traf sich unmittelbar danach. Es entschied, daß der Aufstand ebenfalls abgesagt werden müsse, da der Plan für den Generalstreik gescheitert sei. Abgesandte wurden mit Anweisungen in diesem Sinne in die verschieden Teile des Landes geschickt.

Als sich die Zentrale am nächsten Tag wieder traf, hatten Müllers Truppen die Straßen von Chemnitz eingenommen. Anwesend beim Plenum war auch Radek, der gerade aus Moskau angekommen war Er stimmte der Absage des Aufstands zu und akzeptierte, daß die Partei nicht genügend Waffen in Sachsen habe - nämlich nur 600 - und daß mit einer gespaltenen Klasse die Niederlage unvermeidlich sein würde. Er argumentierte aber, die Kommunisten könnten immer noch zu einem defensiven Generalstreik aufrufen. »Alle dort anwesenden Genossen haben diesen Standpunkt abgelehnt«� - einschließlich der Mitglieder der sogenannten "Linken".

Der deutsche Oktober, der so hoffnungsvoll anfing, endete im Nichts. Die Reichswehrtruppen konnten einige Tage später ohne jeglichen Widerstand Zeigner des Amtes entheben und verhaften. Sie beauftragten einen neuen rechten sozialdemokratischen Ministerpräsidenten mit den Regierungsgeschäften. Jetzt stimmten die linken Sozialdemokraten einem Generalstreik zu. Aber die Arbeiter glaubten nicht mehr, daß Widerstand möglich sei, und der Streik wurde nur halbherzig befolgt.

Die Revolution ging jedoch nicht unter; ohne daß ein Schuß gefallen wäre. Der Befehl zur Absage des Aufstands erreichte eine Stadt nie: Hamburg. In den frühen Morgenstunden des 24. Oktober führten einige Hundert Kommunisten die Operation durch, die sie seit Monaten so sorgfältig geplant hatten. Sie stürmten zwölf der 26 Polizeireviere in den Vororten und begannen, in Richtung Stadtzentrum zu marschieren. Die Aufständischen glaubten anfänglich, ihre Aktion sei Teil eines koordinierten landesweiten Aufstands. »In ganz Deutschland«, erklärte das "Provisorische Vollzugskomitee" den Einwohnern von Schiffbek, »ist die Arbeiterschaft in den Kampf um die Macht eingetreten. In großen Teilen Deutschlands ist die Macht in den Händen der Arbeiter«.�

Aber der Aufstand dauerte keine 24 Stunden. Die Masse der Arbeiter schloß sich ihm nicht an, wie man es erwartet hatte. Man wird nie wissen, ob aus Mangel an revolutionärer Stimmung (im Gegensatz zu späteren Behauptungen war Hamburg keine "rote Hochburg" - es gab nur 1.400 Kommunisten in der Stadt, im Vergleich zu 78.000 Sozialdemokraten)� oder aufgrund der Erkenntnis, daß der Aufstand isoliert und zum Scheitern verurteilt war. Jedenfalls verschwanden die Aufständischen bald aus den meisten Vororten, und nur in Barmbek hielten sie durch. Der Hamburger Aufstand wurde später von der stalinisierten KPD zum Mythos erhoben - hauptsächlich wegen der Rolle des künftigen stalinistischen Parteiführers Ernst Thälmann. Tatsächlich war er sogar viel kleiner und weniger bedeutend als die Märzaktion, und er war unbedeutend im Vergleich zu den großen Kämpfen in Berlin, in München und im Ruhrgebiet in den Jahren 1919 und 1920.

Das Ende eines Kapitels

Der Zusammenbruch in Sachsen bedeutete das Ende der Hoffnung auf einen revolutionären Ausgang des "Hungerjahres". Nicht nur, daß der mächtigste Stützpunkt der revolutionären Linken jetzt von Truppen der Reichswehr besetzt war; es hatte zudem - und das ist der wichtigere Punkt - keinen koordinierten Widerstand gegeben. Die vielgepriesene Zeigner-Regierung hatte das Amt verlassen, ohne einen Finger zu ihrer Verteidigung gerührt zu haben. Die Kommunistische Partei mit ihrer viertelmillion Mitglieder hatte das Schlachtfeld ebenso bereitwillig geräumt.

In ganz Deutschland hatte es Millionen von hungernden und verzweifelten Menschen gegeben, die mindestens halb gehofft hatten, daß die Kommunisten etwas machen würden, um eine Alternative anzubieten. Statt dessen hatten sich die Kommunisten gegenüher General Müller für machtlos erklärt. Anscheinend würde niemals die alte Ordnung geändert werden, können, egal wie zerstörerisch und unmenschlich sie sich zeigte. Diejenigen, die erleichtert eine revolutionäre Eroberung der Macht gebilligt hätten, fügten sieh jetzt der Tatsache, daß General von Seeckt sich mit beinahe diktatorischen Befugnissen ausstattete.

Der französische Kommunist Albert drückte ein weitverbreitetes Gefühl aus:

»Im September, Oktober und November erlebte Deutschland eine tief-gehende revolutionäre Erfahrung, über die man kaum etwas weiß und die man kaum versteht. Das bewaffnete Wachen dauerte lang, aber die Stunde schlug nicht ... ein stilles fast unvorstellbares Drama. Eine Million Revolutionäre, bereit, warteten auf die Angriffssignale: Hinter ihnen die Millionen Arbeitslosen, die Hungernden, die Verzweifelten, ein leidendes Volk murmelte: "Wir auch! Wir auch!". Die Muskeln dieser Menge waren bereit, die Fäuste griffen schon die Mauser, die sie gegen die Panzerwagen der Reichswehr wenden würden. Und nichts passierte, außer der blutigen Clownerie in Dresden, als ein Feldwebel und einige Männer jene Arbeiterminister aus ihren Büros jagten, die das bürgerliche Deutschland zum Zittern gebracht hatten, und einige Pfützen Blut - insgesamt 60 Tote - auf dem Pflaster der lndusiriestädte Sachsens.«�

Einer mechanischen Geschichtsinterpretation zufolge wird der Ausgang der Ereignisse im voraus durch das Zusammenspiel der "objektiven Kräfte" bestimmt. Sie läßt außer acht, daß, wie Marx es ausdrückt, »eine revolutionäre Idee, die die Massen ergreift, selbst zu einer revolutionären Kraft« wird. Die ökonomische Entwicklung, das Wachstum der Großindustrie, Perioden der Prosperität, die Perioden der Armut weichen, große Krisen - dies alles führt dazu, große Zahlen von Männern und Frauen in neue soziale Bewegungen zu treiben. Aber die Zukunft dieser Bewegungen hängt ab einem bestimmten Zeitpunkt von ihrem Erfolg oder ihrem Scheitern in den Schlachten mit ihren Gegnern ab. Keine Schlacht wird gewonnen, indem ein Kommandant schlicht entscheidet, seine Truppen seien zahlenmäßig denjenigen auf der anderen Seite überlegen oder unterlegen. Die Psychologie der Truppen, ihr Einsatz am richtigen Ort zur richtigen Zeit, die richtige Verteilung der Waffen, all dies spielt eine Rolle. Wenn sich Zehntausende von Soldaten in einer verworrenen Masse von einer Seite des Schlachtfelds zur anderen bewegen, kann sogar das Erheben einer einzigen, einfachen Fahne zum richtigen Zeitpunkt einen lebenswichtigen Unterschied ausmachen: entweder versammelt man die müden, heftig vom Feind bedrängten Männer wieder und führt sie zum Sieg, oder sie werden vom Feind in die Flucht geschlagen und in alle Winde verstreut. Und was in einfachen Schlachten gilt, gilt noch mehr für große gesellschaftliche Konflikte: Streiks, Demonstrationen, Revolutionen.

Unabhängig davon, wie groß die tatsächliche Wahrscheinlichkeit eines Sieges im deutschen Oktober gewesen sein mag, in Sachsen wurde die Fahne nicht erhoben. Und die Arbeiterklasse, die in den ersten Augustwochen so stark gewesen war, war Ende Oktober völlig eingeschüchtert. Der deutsche Kapitalismus war unbeschädigt geblieben. Er hatte die Lage unter Kontrolle.

Politisch gesehen bedeutete dies einen scharfen Ruck nach rechts. Am 2. November traten die sozialdemokratischen Minister aus der Reichsregierung zurück. Sie hatten ihren Teil dazu beigetragen, wichtige Sektionen der Arbeiterklasse nach dem Fall der Cuno-Regierung und während der Manöver gegen Sachsen ruhig zu halten. Jetzt konnte der deutsche Kapitalismus ohne sie weitermachen. Die Partei, die die ersten fünf Jahre der Weimarer Republik dominiert hatte, wurde für die nächsten fünf Jahre von der Macht ausgeschlossen.

In München glaubte Hitler, seine Zeit sei gekommen. Am 8. und 9. November versuchte seine SA, den bayerischen Sonderbeauftragten von Kahr und den Oberbefehlshaber der bayerischen Reichswehr, Lossow, dazu zu zwingen, sich Hitler beim Versuch, die Macht zu ergreifen, um anschließend weiter auf Berlin zu marschieren, anzuschließen. Aber Lossow reichte der neue Rechtsruck in Berlin aus, und von Kahr wollte den Separatismus, nicht Hitlers Nationalsozialismus. Der Faschismus war noch nicht stark genug, um ohne den von der Reichswehr gelieferten Schutz zu operieren, und die Generäle glaubten, sie könnten die Ereignisse steuern, ohne sich dem österreichischen Emporkömmling zu beugen. Der Putsch wurde schnell niedergeschlagen, und Hitler mußte die Erniedrigung ertragen, sechs Monate im Gefängnis zu sitzen.

Die deutsche Bourgeoisie beeilte sich jetzt, ihre Lösung der Krise durchzupeitschen. Die Reichsmark wurde durch eine massive Kredit-einschränkung stabilisiert, die zu massenhaften Betriebsschließungen führte, bis 28 Prozent der Gewerkschaftsmitglieder arbeitslos waren und 42 Prozent kurzarbeiten rnußten.� Unterdessen wurde die größte Errungenschaft, die noch immer aus dem Kampf vom November 1918 übriggeblieben war, der Achtstundentag, abgeschalft.

Das Jahr, von dem viele glaubten, daß es endlich die deutsche Revolution bringen würde, endete letztendlich damit, daß die rechten Parteien und die Oberste Heeresleitung in einer noch stärkeren Position als in der Zeit nach den Aufmärschen der Freikorps in den Jahren 1919 und 1920 waren.

Die Reichsregierung konnte ihre Macht nur durch die Reichswehr geltend machen, deren Oberbefehlshaber General von Seeckt mit außerordentlichen Befugnissen ausgestattet wurde. Unter militärischem Schutz wurde die Wirtschaft stabilisiert, die ökonomische Unabhängigkeit der Kartelle gezügelt, der Achtstundentag abgeschafft und das Prinzip der Zwangsschlichtung durchgesetzt.�

Die Oberste Heeresleitung war nicht allmächtig. Sie mußte sich immer noch Änderungen der Kräfteverhältnisse anpassen. Insbesondere mußte sie es der Sozialdemokratie noch immer erlauben, eine unabhängige Arbeiterbewegung zu zähmen, und es war nicht möglich, zu verhindern, daß die Kommunisten in dieser eine gewisse Rolle spielten. Aber sie erlangte einen großen Teil der Macht wieder, die sie während des Weltkriegs genossen hatte.

Zumindest vorläufig war der Traum von einem deutschen Arbeiter-staat, der sich dem russischen Arbeiterstaat anschließen und die Welt hätte verändern können, vorbei.

Die Lehren des Oktober

Das Debakel in Sachsen führte innerhalb der Kommunistischen Internationale sofort zu ejner riesigen Debatte über die Fehler. Leider läßt sich nicht sagen, daß es eine klare und rationale Debatte war. Sie kam gerade, als die zunehmende Bürokratisierung in Rußland rationale Diskussionen unmöglich machte. Lenin war vollständig gelähmt und starb im Januar 1924. Sinowjew, Kamenew und Stalin benutzten die bürokratische Selbstgefälligkeit breiter Teile der russischen Partei, um Trotzki zu isolieren und sein Ansehen in der Bevölkerung zu zerstören. Sie übertrugen jetzt die Methoden, die sie in Rußland angewandt hatten, auf die Auseinandersetzungen innerhalb der Internationalen.

In der Auseinandersetzung über Deutschland verteidigten Brandler, Thalheimer und Radek die Taktik der KPD mit rationalen und im allgemeinen auf Tatsachen basierenden Argumenten, auch wenn diese oft verworren und in sich widersprüchlich waren. Aber die meisten derjenigen, von denen sie angegriffen wurden, taten dies aus persönlicher Feindseligkeit, mit der für Fraktionskämpfe typischen Verbitterung und bedienten sich bürokratischer Intrigen, griffen Argumente auf und verwarfen sie wieder, erfanden sogar Tatsachen, wie es ihnen gerade paßte.

In diesem Buch ist es nicht mein Ziel gewesen, sich mit Fragen zu beschäftigen, die die internen Fraktionskämpfe der russischen Partei betreffen oder die Geschichte der Degeneration der Russischen Revolution behandeln. Diese Fragen sind wichtig, aber sie werden an anderer Stelle ausführlich erörtert.� Also werde ich mich auf ein paar Beispiele beschränken, die die Art der Auseinandersetzung beschreiben, welche auf die Niederlage folgte.

Sowohl Sinowjew als auch Stalin griffen Brandler an, und etwa ein Jahr lang unterstützten sie die Linksradikalen Fischer, Maslow und Thälmann gegen ihn. Es war aber Stalin gewesen, der im Sommer 1923 am heftigsten darauf bestanden hatte, daß man die Deutschen "zurückhalten muß", und Sinowjew war völlig mit der Entscheidung einverstanden, den Generalstreik und den Aufstand nicht durchzuführen. Noch dazu ließ Sinowjew Fischer auf Brandler und Radek als die Verantwortlichen für die sächsische "Arbeiterregierung" einprügeln - doch Brandler war, wie wir gesehen haben, im Oktober gegen den Eintritt in die Regierung gewesen. Schließlich beruhte die Verurteilung von Brandler und Radek beim Fünften Kongreß der Komintern 1924 auf einer neuen, wahnsinnigen Beurteilung der Sozialdemokratie als »linken Flügel des Faschismus«.

Die wirklichen "Lehren des Oktober" lassen sich nur erkennen, wenn man die Ergebnisse der Debatte innerhalb der bürokratisierten Komintern ignoriert. Aber einige der Beirräge zu jener Debatte geben einen Einblick, was schief gegangen war.� Verschiedene unterschiedliche Erklärungen wurden vorgestellt. Die Debatte war in der Tat so verworren, daß ein Redner häufig zwei oder mehr widersprüchliche Erklärungen im Verlauf einer einzelnen Rede vorbrachte.

Vier Haupterklärungen wurden gegeben:

Die erste war, daß es 1923 keine revolutionäre Situation in Deutschland gegeben habe: Die Mehrheit der Arbeiterklasse habe die Kommunisten nicht unterstützt, sondern sei hei den Sozialdemokraten geblieben. Dies war ein wichtiger Teil der Argumentation, die die Brandler-Führung vertrat, um ihren Rückzug in Sachsen zu rechtfertigen:

»Der gemeinsame Fehler der Exekutive [der Komintern] wie der Zentrale der KPD war eine falsche Beurteilung des Kräfteverhältnisses innerhalb der Arbeiterklasse, zwischen SPD und KPD ... Die Mehrheit der Arbeiterklasse war noch nicht für den Kommunismus gewonnen.«�

»Wenn nach der Chemnitzer Konferenz wir in den Kampf getreten wären, hätten wir eine entscheidende Niederlage erlitten, die für Jahre hinweg alle Diskussion über die Möglichkeit des Siegs für das Proletariat unmöglich gemacht hätte.«�

»Bei der Chemnitzer Konferenz war es offensichtlich, daß die Arbeiter immer noch glaubten, daß der Einmarsch der Truppen in Sachsen gegen Bayern gerichtet sei ... Falls wir den Kampf gewagt hätten, hätten wir eine blutige Niederlage erlitten ... Eine breite Sektion des Kleinbürgertums war ins Lager des Feindes übergetreten.«�

Clara Zetkin bestand daraut, daß auch der Streik gegen Cuno keine wirkliche revolutionäre Tendenz gezeigt habe. Statt dessen habe er unter den Massen »den große Mangel an politischer Reife für den Aufstand, für die Eroberung der Macht«� gezeigt. Für Thalheimer hatte die Niederlage Ursachen »objektiver Art gehabt und kann nicht aus den Fehlern der Partei abgeleitet werden«.�

»Die Mehrzahl der Arbeiterklasse war nicht mehr bereit, für die Novemberdemokratie zu kämpfen, ... und noch nicht bereit, für die Rätediktatur und den Sozialismus zu kämpfen.«�

Deswegen hätte jede Aktion im Oktober dazu geführt, daß erbärmlich kleine Gruppen von bewaffneten Arbeitern den kombinierten Kräften des Faschismus, der Reichswehr und der paramilitärischen Polizeiemheiten gegenübergestanden hätten.

Derartige Argumente haben einige spätere Historiker - insbesondere den Amerikaner Angress - dazu gebracht, die Bewertung des Jahres 1923 als nicht-revolutionäre Situation zu übernehmen. Dieses Argument kann man aber von mehreren verschiedenen Seiten in Zweifel ziehen.

Erstens waren diejenigen, die 1923 dieses Argument vorbrachten, selbst nicht davon überzeugt. Beispielsweise schien Brandler später bei mehreren Gelegenheiten davon auszugehen, daß es 1923 revolutionäre Möglichkeiten gegeben habe, jedoch nicht im Oktober 1923 - und widersprach damit seinem Freund Thalheimer. Der Fehler habe nicht in der Einschätzung des Jahres als potentiell revolutionär bestanden, sondern in der Einschätzung des Oktobers als der geeigneten Zeit, die Offensive durchzuführen. Dies kommt deutlich in seiner Rede beim neun Monate später stattfindenden Fünften Kongreß der Komintern zum Ausdruck, und auch in dem Interview, das er Isaac Deutscher 25 Jahre später gab:

»Gefragt, ob er heute die Situation von 1923 als revolutionär betrachten wurde, gibt Brandler keine klare Antwort. Von der Weise, wie er die Ereignisse beschreibt, hat man den Eindruck, daß seine Antwort im großen und ganzen bejahend sein würde. Aber er zieht keine endgültige Schlußfolgerung.«�

Die pessimistische Bewertung, die im Oktober 1923 getroffen wurde, war das Ergebnis einer ständigen besessenen Angst vor einer Wiederholung der Märzaktion. Brandler argumentierte:

»Die Märzaktion zeigte uns, daß die ganze Klassenlage, die ganzen objektiven Verhältnisse nicht reif dazu waren, daß wir im Sturmangriff den Kapitalismus hätten niederschlagen können; die objektiven Verhältnisse führten dazu, daß wir nach einem abgeschlagenen Sturmangriff in der Märzaktion eine große Niederlage erleben mußten. Für diese Niederlage wurde ich persönlich verantwortlich gemacht, ... Aber ich glaube, ich habe die Eigenschaft, denselben Fehler nicht zweimal zu machen. ...«�

Aber es war absurd, das Deutschland von 1923, als die ganze Gesellschaft durch eine Krise zerrüttet war, mit dem Deutschland im März 1921 gleichzusetzen, als die Krise ein Wunschtraum von Brandler, Kun, Radek und anderen war.

Auch überschätzen diejenigen, die diese Ansicht vertraten, stark den Zusammenhalt der gegen die Linke gerichteten Kräfte. Sie sprachen von "Hunderttausenden" rechtsextremen Kräften, die leicht »einige Tausend« bewaffnete Arbeiter hätten niederschlagen können, ohne zu erkennen, daß es immer noch große Spannungen innerhalb der konterrevolutionären Kräfte gab, die eine schnelle und einheitliche Reaktion auf eine Offensive der Linke verhindert hätten. Natürlich waren die Reichsregierung, die Oberste Heeresleitung, die bayerischen Separatisten und die Anhänger Hitlers alle Feinde der Revolution. Nichtsdestotrotz sollten sie innerhalb von zwei Wochen nach dem Debakel in Sachsen gegeneinander kämpfen.

Statt diese Lage zu erkennen, auch nachdem Hitler wegen seines Putsches in Bayern ins Gefängnis gesteckt wurde, warf die Führung der KPD alle rechten Kräfte in einen Topf und bezeichnete sie als "faschistisch". In einem bemerkenswerten Zerrbild der Geschichte erklärte die Brandlersche Führung:

»Die Novemberrevolution wird dem Faschismus ausgeliefert. Die Macht ist in den Händen von militärischen Streitkräften, die entschlossen sind, die Organisationen der Arbeiterklasse zu vernichten ... Während die Arbeiterklasse das Zentrum des Faschismus als Bayern betrachtete, ist es Berlin, wo der Faschismus sich in Form der Diktatur des von Seeckt etabliert.«�

Diese Überschätzung der gegen die Revolution gerichteten Kräfte entsprach dem Hang, etwas zur Tatsache zu erklären, was in Wirklichkeit nicht bewiesen war. Nur die Aktion hätte das wirkliche Kräfteverhältnis im Oktober 1923 feststellen können - trotzdem vermied die Führung der KPD die Aktion aufgrund der Annahme, daß sich trotz der umfassenden gesellschaftlichen Krise das Kräfteverhältnis nicht hätte verschieben können.

Die zweite Erklärung, die für das Debakel gegeben wurde, besagte, daß das Datum für den Aufstand gesetzt worden war, bevor die revolutionäre Situation vollständig herangereift war. Auch Brandler vertrat diese Ansicht gelegentlich: »Ich hielt nur die Lage noch nicht für so akut revolutionär, sondern rechnete mit weiterer Verschärfung.«� In der Behauptung Sinowjews und der Führung der Komintern nach der Niederlage, nichts habe sich am objektiven Kräfteverhältnis geändert, verbirgt sich dieselbe Einschätzung: »Deutschland geht scheinbar einem verschärften Bürgerkrieg entgegen...«�

Die Geschichte selbst bewies die Fehlerhaftigkeit dieses Arguments. Keine weitere große Streik- oder Demonstrationswelle folgte. Arbeiter wurden durch die massive Arbeitslosigkeit und vor allem durch das Gefühl eingeschüchtert, daß die Kommunisten ihre Chance gehabt, aber es abgelehnt hatten, sie zu ergreifen.

Die dritte Erklärung, die vertreten wurde, lautete, daß die wirklich revolutionäre Gelegenheit vor dem Oktober gewesen sei, daß aber die KPD und die Komintern ganz unvorbereitet darauf gewesen seien. Fast alle kommunistischen Führer akzeptierten diese Erklärung teilweise. (Außer Sinowjew, der sie als spitzfindig bezeichnete - zweifellos deswegen, weil sie andeutete, daß die Exekutive der Komintern unter seiner Führung ebenso verantwortlich gewesen sei wie die KPD.)

Radek behauptete, daß im April und Mai weder die Exekutive der Komintern noch die Führung der KPD die »praktischen Schlüsse« aus ihrer theoretischen Bewertung, der Ruhrkampf würde im »Bürgerkrieg«� enden, gezogen hätten. Clara Zetkin behauptete, daß die Partei zur Zeit der Ruhrbesatzung:

»nicht zeitig die revolutionäre Situation mit ausreichender Energie anerkannt [hat] ... Die Partei betrachtete den Kampf um Teilforderungen nicht als Mittel zur Rekrutierung, Mobilisierung und Bildung des Proletariats für den Massenkarnpf um die Macht.«�

Die extremste Version dieses Arguments behauptet, daß es im Oktober keine Chance für einen erfolgreichen Aufstand gegeben habe. Die Stresemann-Regierung habe bereits das Selbstvertrauen der Bourgeoisie wiederhergestellt, indem sie den passiven Widerstand beendete und anfing, Maßnahmen einzuführen, um die Inflation zu bekämpfen.

Der Fehlschluß dieses extremen Arguments besteht darin, daß es an-nimmt, die Masse der Menschen, auch die Masse der Bourgeoisie, sei von vornherein davon ausgegangen, daß die Konzepte Stresemanns funktionieren würden. Aber dem Ende des passiven Widerstands folgte nicht sofort eine Vereinbarung mit den Franzosen: Die von den Franzosen unterstützte Separatistenbewegung im Rheinland war zur Zeit des Debakels in Sachsen immer noch aktiv. Und die Inflation beschleunigte sich in den nächsten beiden Wochen weiter. Für die Menschen, die das Scheitern dreier Regierungen im Kampf gegen die Inflation beobachtet hatten, gab es wenig Anlaß, zu glauben, daß diese Regierung Erfolg haben würde.

Die vierte Erklärung für die Niederlage kam von Trotzki und seinen Anhängern. Es gibt eine vulgäre Version des Arguments, die man manchmal in der trotzkistischen Literatur findet und die eindeutig falsch ist: Es habe eine revolutionäre Situation im Oktober gegeben, die Stalin zunichte gemacht habe.� Das Argument ist falsch, weit es Stalins verheerenden Beurteilungen einen Einfluß innerhalb der Komintern zuschreibt, den er 1923 einfach nicht besaß.

Das eigentliche Argument Trotzkis ist sehr viel differenzierten Es fußt nicht auf der Annahme, daß der Erfolg im Oktober garantiert gewesen sei (obwohl Trotzki sicherlich davon ausging, daß er wahrscheinlich war). Trotzkis zentrale These ist, daß die Situation so instabil geworden war; daß nur eine Offensive der Revolutionäre das wirkliche Kräfteverhältnis hätte enthüllen können:

»Nur ein Pedant und kein Revolutionär würde jetzt im nachhinein untersuchen, wie weit die Eroberung der Macht durch eine richtige Politik hätte "versichert" werden können.«�

Aber die KPD hatte es nicht geschafft, auf die scharfe Wende in der objektiven Lage im Verlauf des Jahres zu reagieren:

»Im Sommer 1923 nahm die objektive Lage, besonders in Verbindung mit dem Zusammenbruch des passiven Widerstands, einen katastrophalen Charakter an. Es wurde deutlich, daß die deutsche Bourgeoisie sich aus dieser "hoffnungslosen" Lage nur dadurch befreien könnte, wenn die Kommunistische Partei nicht rechtzeitig verstehe, daß die Lage der Bourgeoisie "hoffnungslos" sei, und wenn die Partei nicht die notwendigen revolutionären Schlußfolgerungen daraus ziehe.

Warum hat die deutsche Revolution nicht zum Sieg geführt? Die Gründe dafur sind in der Taktik zu suchen, nicht in den bestehenden Zuständen. Hier haben wir ein klassisches Beispiel einer verpaßten revolutionären Situation. Nach allem, was das deutsche Proletariat in den letzten Jahren erfahren hatte, könnte man es nur dann zu einem entscheidenden Kampf führen, wenn es überzeugt wäre, daß dieses Mal die Frage entschieden gelöst würde und daß die Kommunistische Partei bereit für den Kampf und fähig dazu wäre, den Sieg zu erringen. Aber die Kommunistische Partei führte die Wendung sehr unentschlossen und nach einer sehr langen Verzögerung durch. Trotz der Tatsache, daß sie sich gegenseitig sehr verbittert bekämpft hatten, betrachteten nicht nur die Rechten, sondern auch die Linken den Prozeß der revolutionären Entwicklung bis September-Oktober 1923 etwas fatalistisch.«�

Trotzki glaubte, daß die Führung der KPD mit ihrer Entscheidung, im Oktober 1923 nicht weiter zu gehen, einen schrecklichen Fehler begangen habe. Aber das war nur ein letzter Ausdruck der Tatsache, daß sie während des ganzen Sommers jenes Jahres den Ereignissen hinterherhinkte.

Die Tatsache, daß der Einfluß der Reformisten auf die Mehrheit der Arbeiterklasse nach den Ereignissen so stark war wie in der Zeit zuvor, beweist nicht, daß die Arbeiter auf dem Höhepunkt der sozialen und politischen Krise den Kommunisten nicht in den Kampf gefolgt würen. Denn es war das Versagen der Kommunisten, welches die Massen wieder zur Sozialdemokratie führte:

»Umgekehrt wird eine Partei, die lange revolutionäre Agitation getrieben hat, um die Massen dem Einfluß der Opportunisten zu entziehen, die Aktivität der Massen paralysieren, in ihnen Enttäuschung und Zerfall hervorrufen, die Revolution vernichten, wenn sie, nachdem sie durch das Vertrauen ihrer Anhänger emporgehoben wurde, zu schwanken, klügeln, lavieren und abwarten anfängt. Nach dem Durchfall ist ihr dann die Möglichkeit gegeben, sich auf die mangelnde Aktivität der Massen zu berufen.«�

Trotzki zitiert ausführlich Äußerungen von Bolschewiken, besonders von Sinowjew und Kamenew, die im Oktober 1917 in Rußland Argumente benutzt hatten, die denjenigen sehr ähnlich waren, die im Oktober 1923 in Deutschland von Brandler und Radek benutzt wurden. Er weist darauf hin, daß diese Argumente, wenn sie sich 1917 durchgesetzt hätten, sich hinterher als zutreffend erwiesen hätten:

»Es ist nicht schwer sich vorzustellen, wie die geschichtliche Darstellung gelautet hätte, wenn im Zentralkomitee die Strömung gesiegt hätte, die den Kampf ablehnte. Die ofliziösen Geschichtsschreiber hätten die Geschehnisse im Oktober 1917 als Wahnsinn dargestellt, hätten dem Leser überwältigende statistische Angaben über die Zahl der Junker, der Stoßtruppen, der Artillerie und der Korps, die von der Front heranrückten, gemacht und diese Kräfte als weit erschreckender hingestellt als sie in Wirklichkeit waren.«�

In der Tat wäre die Revolution dann gescheitert. Nicht deswegen, weil sie nicht möglich gewesen wäre, sondern, weil die Partei es versäumt hätte, im entscheidenden Moment zu handeln. Ihr Zögern hätte der Bourgeoisie Zeit gegeben, ihre Truppen zu formieren und die Kontrolle über die Ereignisse wiederzugewinnen. Denn Revolutionen entwickeln sich zu einem Punkt, an dem entweder die revolutionäre Partei handelt, oder die Geschichte in ihr altes Muster zurückfällt:

»Die revolutionäre Kraft einer Partei wächst nur bis zu einem gewissen Momente; dann kann der Prozeß sich in das Gegenteil verwandeln. Die Erwartungen der Massen werden, infolge der Passivität der Partei, durch Enttäuschungen ersetzt, während der Feind sich zu derselben Zeit von der Panik erholt und diese Enttäuschung ausnutzt.«�

Trotzki betonte die Notwendigkeit, daß die Partei im Oktober hätte handeln müssen. Auch wenn man die Argumente von Radek und Thalheimer übernimmt - daß im Oktober der entscheidende Moment vorbei gewesen wäre und daß die Bourgeoisie die Kontrolle über die Ereignisse wiedergewonnen hätte - behält Trotzkis grundsätzliche Diagnose ihre Geltung. Ab Mai blieben große Möglichkeiten ungenutzt, weil die Partei immer noch in der Defensive blieb und nicht auf die Änderung in der Stimmung der Massen und auf die zunehmende Zerrüttung der Gesellschaff reagierte.

Trotzki sah ein bestimmtes Niveau an Konservatismus innerhalb der Partei als unvermeidlich an. Das ergibt sich aus der Tatsache, daß während der meisten Zeit der Existenz einer revolutionären Partei die objektive Möglichkeit der Eroberung der Macht einfach nicht besteht:

»Die Arbeiterklasse ringt und wächst in dem ständigen Bewußtsein, daß der Gegner ein Übergewicht über sie hat; das äußert sich im tagtäglichen Leben bei jedem Schritt. Der Gegner hat den Reichtum, die Macht, alle Mittel zu einer ideologischen Beeinflussung, alle Mittel zur Repression. Das allmähliche Sichvertrautmachen mit dem Gedanken, daß der Feind uns an Kräften überlegen ist, bildet einen Bestandteil des Lebens und der Arbeit einer revolutionären Partei in ihrer vorbereitenden Epoche.

Die Folgen dieser oder jener unvorsichtigen oder verfrühten Aktion vergegenwärtigen jedes Mal in grausamster Weise die Kraft des Gegners. Es kommt dann ein Moment, wo diese Angewohnheit, den Feind als den Stärkeren anzusehen, sich in das Haupthindemis verwandelt auf dem Wege zum Sieg. Die heutige Schwäche der Bourgeoisie wird durch das Bewußtsein ihrer gestrigen Stärke verdeckt.«�

Die Entscheidung, um die Macht zu kämpfen, bedeutet nicht nur eine taktische Wende, die von diesem oder jenem Führer der Partei entschieden wird, sondern eine vollständige Veränderung der Herangehensweise der Partei an jede ihrer Aktivitäten. Daher ist es kaum verwunderlich, daß ganze Sektionen der Partei versuchten, die Annahme dieser Änderung zu vermeiden:

»Das erklärt sich daraus, daß jede Entwicklungsperiode der Partei ihre eigenen charakteristischen Züge trägt und die Arbeit nach bestimmten Methoden und Gepflogenheiten geleistet wird. Eine taktische Neuorientierung bedeutet immer einen Bruch mit den bisherigen Methoden und Gepflogenheiten. Hier liegt die nächste und unmittelbarste Ursache zu allen innerparteilichen Reibungen und Krisen ... Hierdurch erwächst die Gefahr: kommt der Umsturz sehr plötzlich und hat die vorhergehende Periode viele konservative Elemente in den führenden Organen der Partei angesammelt, so wird sie sich im entscheidenden Moment als unfähig erweisen, ihre Führerrolle zu erfüllen, zu der sie sich im Laufe vieler Jahre oder Jahrzehnte vorbereitet hat. Die Partei wird von Krisen zersetzt, die Bewegung geht an ihr vorüber - zur Niederlage.«�

Die Verwirrung innerhalb der Partei hat sehr starke Auswirkungen auf die Klasse:

»Auf ein und derselben ökonomischen Basis, bei gleicher Klassenscheidung der Gesellschaft, ändert sich das Kräfteverhältnis, hervorgerufen durch die Einstellung der proletarischen Masse, die Zerstörung ihrer Illusionen, die Anhäufung der politischen Erfahrung, die Erschütterung des Vertrauens der Zwischenklassen und Gruppen in die Staatsgewalt und schließlich durch das Verschwinden des Vertrauens dieser letzteren zu sich selbst. In der Revolution sind das alles sich schnell folgende Prozesse.«�

Wenn die Partei Vertrauen in die Stabilität des bürgerlichen Staats zeigt, das sogar diejenigen nicht besitzen, die die Kontrolle über diesen Staat haben, dann hilft sie ihnen ungewollt, die Massen unter ihrer Fuchtel zu halten. Anstatt die inneren Konflikte innerhalb des Lager des Feindes zu steigern, anstatt den Mittelschichten zu zeigen, daß die Revolution ihnen einen Ausweg aus ihrer Lage bietet, bestätigt sie letztendlich, daß ihre einzige Hoffnung in der Verteidigung des Bestehenden liegt.

Gerade dies, argumentierte Trotzki, habe sich im deutschen Oktober ereignet. Nachdem die kommunistische Führung die Mehrheit der Arbeiter und einen Teil der Mittelschichten dazu gebracht habe, die Perspektive eines revolutionären Auswegs aus der gesellschaftlichen Krise zu befürworten, versäumte sie es, das zu halten, was sie versprochen hatte. Die Massen verloren ihr Vertrauen in die Partei, und die Sozialdemokraten sowie die rechten Parteien konnten ihr Vertrauen wiedergewinnen.

Tendenzen zum Konservatismus gibt es in jeder Partei. Aber das heißt nicht, daß Trotzki glaubte, man könne nichts tun, um ihn zu bekämpfen. Er könne vermieden werden durch eine Führung, die wissenschaftliche Genauigkeit bei der Bewertung von Ereignissen mit der Fähigkeit kombiniere, auf scharfe und plötzliche Änderungen in der Stimmung der Massen zu reagieren  die Art und Weise, in der Lenin und Trotzki im Jahr 1917 reagierten. Aber eine Führung solcher Art könne nicht einfach herbeigezaubert werden. Die Partei müsse Führer dieses Formats in langen Jahren von Kämpfen entwickeln, diejenigen unter ihren Mitgliedern auswählen, die zeigen, daß sie die Wechselbeziehung zwischen der objektiven Lage und den raschen Änderungen in der Stimmung der Massen begreifen. Nur dann würde die Parteiführung für riesige, weltverändernde Kämpfe bereit sein. Aus dem deutschen Oktober wurde nichts, weil der KPD eine solche Führung fehlte.

Eine solche Interpretation führt die Analyse dessen, was 1923 schief-gelaufen war, zurück zur Bewertung des vorangegangenen Jahrzehnts.

Wir haben in früheren Kapiteln gesehen, wie die verhängnisvolle Tatsache, daß nicht einmal ein stabiler Kern für eine Partei vorhanden war, die verheerenden Niederlagen von 1919 und die Unfähigkeit, die revolutionären Möglichkeiten nach dem Kapp-Putsch 1920 zu nutzen, verursachte. Dieses Versagen erzeugte innerhalb der Partei eine Ungeduld, die ihren Höhepunkt 1921 mit der Märzaktion erreichte. Diese traumatische Erfahrung bereitete dann den Boden für das Debakel von 1923.

Die Parteiführung hatte ihr Selbstvertrauen verloren. Ihre neurotische Fixiertheit auf den März 1921 hinderte sie daran, im Mai 1923 auf die veränderte Stimmung der Massen zu reagieren. Die Partei wurde durch interne Konflikte zerrissen, besaß eine Führung ohne Selbstsicherheit, die schwor, daß es nie wieder zu einer Wiederholung dieses Ereignisses kommen dürfe, während die Opposition immer noch alle Symptome des Irrsinns der Märzaktion zeigte. Die Partei suchte Bestätigung, aber nicht im Kampf in Deutschland, sondern dadurch, daß sie sich an Leute in Moskau wandte, um taktische Ratschläge zu erhalten. Diese waren jedoch, egal wie fähig (und viele waren keineswegs fähiger als die deutschen Führer) sie waren, selbst nicht in der Lage, zu bewerten, wie die Stimmung der deutschen Arbeiter sich von einem Tag zum nächsten änderte.

Das Jahr 1923 war die Summe aller Probleme, die die deutsche Revolution von Anfang an geschwächt hatten - oder genauer, die sich wiederholenden Folgen des einen massiven Problems: des Fehlens eines Kerns einer Partei im November 1918. Ohne einen solchen Kern konnten die Erfahrungen der Jahre 1918 und 1919 keine Schicht von Kämpfern hervorbringen, die fähig gewesen wären, mit einem koordinierten, reichsweiten Vorgehen die Möglichkeiten von 1920 zu nutzen. Dies wiederum bewirkte eine Kombination aus Tollkühnheit und Zögerlichkeit in den Jahren 1921 und 1923.

Die deutsche Gesellschaft produzierte Hunderttausende, ja sogar Millionen von Menschen, die zwischen 1918 und 1923 eine revolutionäre Veränderung wollten. Die Tragödie der deutschen Revolution bestand darin, daß eine Partei, die fähig war, ihre Energie zu nutzen und zu koordinieren, erst entstand, als es zu spät war Die Geschichte ist oft mit einer Lokomotive verglichen worden - aber sie wartet nicht solange, bis die Revolutionäre sie bestiegen haben. Diejenigen, die den Zeitpunkt verpassen, müssen, wie der ewig wandernde Jude aus der Überlieferung, für den Rest ihres Lebens leiden.











Kapitel 14

Die Erbschaft der Niederlage

Während des ganzen Aufruhrs der revolutionären Jahre war die Haltung der Liberalen und der Sozialdemokraten von einer Annahme geprägt: Sie glaubten, daß die Geschichte in ruhige Gewässer zurückfinden und die sozialdemokratische Glückseligkeit für die Ewigkeit sicherstellen würde - wenn man nur die revolutionären Kräfte isolieren und unterdrücken könne. Da sie die Gegenwart beherrschten, glaubten sie, sie könnten sich auch für die Zukunft verbürgen. Das ist dieselbe Annahme, die es Sozialdemokraten heute ermöglicht, ihren selbstzufriedenen Optimismus zu bewahren, während um sie herum eine Weltkrise wütet.

Im Europa der 1920er Jahre mußte eine solche Ansicht auf unglaublich starken Wahnvorstellungen beruhen. Sie setzte voraus, daß der erste Weltkrieg ein Betriebsunfall der Geschichte war, den man mit etwas gutem Willen hätte vermeiden können. Sie setzte auch voraus, daß die mit dem Krieg verbundenen wirtschaftlichen Kräfte, die zum Krieg getrieben hatten, in einer neuen Ära des Wohlstands friedlich im Zaum hätten gehalten werden können.

In der Tat erlebten Europa und Amerika nach 1923 fünf Jahre lang eine scheinbare Rückkehr zur Vorkriegsidylle aus Wirtschaftswachstum und hohen Profiten. Aber das Jahr 1929 brachte ökonomische Erschütterungen, deren Auswirkungen genauso schrecklich waren wie die der militärischen Erschütterung von 1914. Die Dämonen, die 1923 scheinbar gebannt worden waren, kehrten zurück, als Millionen kleiner Leute sich gegen die Sozialdemokraten und Liberalen, die so viel versprochen und so wenig gehalten halten, verbittert wandten.

Die dritte große Krise Nachkriegsdeutschlands bewies, daß diejenigen, die während der ersten beiden Krisen in den Jahren 1918 bis 1920 und im Jahr 1923 die alte Ordnung aufrechterhielten, der Menschheit damit überhaupt keinen Dienst erwiesen hatten.

Das offensichtlichste Anzeichen dafür war die Wiedergeburt des Nazismus, der eine viel stärkere Kraft besaß als 1923. 1928 hatte Hitlers Partei nur 2,6 Prozent der Wählerstimmen bekommen. 1930 war dieser Anteil auf 18,3 Prozent emporgeschnellt, und bis Juli 1932 verdoppelte er sich auf 37,3 Prozent. Aber nicht nur die Stimmen zählten. Die Anzahl der SA-Leute stieg 1930 auf 100.000 und 1932 auf 400.000.

Hitler hätte nicht an die Macht kommen können, wenn er sich nur auf die SA verlassen hätte. Er war auch von der aktiven Zusammenarbeit jener Kräfte in der deutschen Gesellschaft abhängig, denen die sozialdemokratischen Regierungen im November/Dezember 918 und im April 1920 neues Leben eingehaucht hatten - von den Generälen, den Spitzenbeamten der Bürokratie, den Großindustriellen und Großgrundbesitzern. Sie hatten sämtliche Regierungen seit 1923 beherrscht, mit Ausnahme des kurzen Zwischenspiels sozialdemokratischer Herrschaft von 1928 bis 1930. Von 1930 bis 1933 saßen ihre Vertreter, Brüning, von Papen und von Schleicher, im Kanzleramt, regierten mit Verordnungen und nahmen nur gelegentlich auf das Parlament Bezug.

Die Generäle und Industriellen mußten jedoch immer noch mit einer mächtigen, sozialdemokratisch geführten Arbeiterbewegung rechnen. Um sich ein Mindestmaß an sozialdemokratischer Zustimmung zu erhalten, mußten sie kurz vor der Schwelle eines Frontalangriffs auf die Arbeiterklasse einhalten. In den Jahren 1930 bis 1932 benutzten sie die Nazis als Gegengewicht zur Arbeiterbewegung. Sie behielten ihren eigenen Handlungsspielraum, indem sie zuließen, daß die beiden Bewegungen sich gegenseitig in Schach hielten. Als aber die Krise andauerte, wurde ihnen der Preis, den sie der Sozialdemokratie zahlen mußten - die fortgesetzte Duldung der Errungenschaften, die in der Vergangenheit von den Arbeitern erkämpft worden waren - zu hoch. Ende 1932 kamen die Generäle und Industriellen zu der Einschätzung, daß es vorzuziehen sei, mit einer Nazibewegung zu regieren, die die Organisationen der Arbeiterklasse vernichten würde, anstatt mit einer sozialdemokratischen Bewegung, die versuchen würde, die Arbeiter mit Zugeständnissen zu beruhigen.

Der erste Test kam im Juli 1932. Der Sozialdemokrat Severing saß immer noch bequem im preußischen Innenministerium mit seiner 80.000 Mann starken, schwerbewaffneten Polizei. Reichspräsident war Hindenburg. Derselbe Hindenburg, der als Diktator zu Kriegszeiten durch den Zusammenbruch der Front diskreditiert und der dann durch Eberts Aufruf zu einer gemeinsamen Anstrengung gegen den "Bolschewismus" rehabilitiert worden war.

Anfang 1932 war Hindenburgs Wiederwahl mit sozialdemokratischer Unterstützung sichergestellt worden. Jetzt zahlte er es ihnen zurück. Er stimmte der Amtsenthebung der demokratisch gewählten, verfassungsmäßigen, von rechten Sozialdemokraten geführten Regierung Preußens zu, ganz genauso wie neun Jahr zuvor Ebert der Absetzung der demokratisch gewählten, verfassungsmäßigen, von linken Sozialdemokraten geführten Regierung in Sachsen zugestimmt hatte. Severing, der den Freikorps freie Hand gelassen hatte, als sie loszogen, um Arbeiter in Mitteldeutschland und an der Ruhr zu terrorisieren, wurde nun von der Reichswehr, die aus jenen Freikorps entstanden war, aus dem Amt gejagt.

Das war nur die Generalprobe. Ende 1932 vertraute Goebbels seinem Tagebuch an, daß er befürchtete, die Nazis hätten ihre Chance vertan; in der zweiten Reichstagswahl 1932 hatten sie weniger Stimmen bekommen als SPD und KPD zusammen, und desillusionierte SA-Männer wechselten zu Tausenden zu den Kommunisten. Die Zukunft, schrieb Goebbels »ist dunkel und finster: alle Aussichten und Hoffnungen sind völlig verschwunden.«

Doch zu diesem Zeitpunkt warfen die alten Herrscher Deutschlands ihr Gewicht hinter Hitler. Die Industriellen Thyssen und Krupp trafen Hitler und ließen sich versichern, daß er ihren Interessen folgen würde. Der frühere Kanzler der "demokratischen" Zentrumspartei, von Papen, verhandelte mit Hitler. Dann übergab Hindenburg den Nazis die Regierung. Jene, die 1919 von den Sozialdemokraten vor der "Sozialisierung" gerettet worden waren, arbeiteten jetzt mit Hitler zusammen daran, die sozialdemokratische Arbeiterbewegung zu zerstören.

Aber nicht einmal, nachdem Hitler zum Kanzler ernannt worden war und die SA begonnen hatte, Berlin zu "säubern", konnten die Sozialdemokraten glauben, daß die Blutsbande, die sie mit der herrschenden Klasse zwischen 1918 und 1923 hergestellt hatten, nun aufgelöst waren. Im Reichstag erklärten Sprecher der Sozialdemokraten, daß sie eine loyale Opposition zu der von ihrem Fraktionsführer Breitscheid so titulierten »rechtmäßigen Regierung« bilden würden.�  Gruppen der Sozialistischen Arbeiterjugend, die in Berlin im Untergrund zu arbeiten begannen, wurden aus der Partei ausgeschlossen.� Die Gewerkschaftsführung erließ Anweisungen an ihre Mitglieder, den 1. Mai an der Seite der Nazis als "Tag der nationalen Arbeit"� zu feiern aber das hielt die Nazis nicht davon ab, am 2. Mai die Gewerkschaftshäuser zu besetzen und die Führer in KZs zu bringen. Breitscheid starb durch die Hand der Nazis - und ebenso Hilferding, der "Marxist", dessen Prestige in der Verzweiflung des Sommers 1923 so wichtig für den deutschen Kapitalismus gewesen war.

Diejenigen, die an einen Kapitalismus mit menschlichem Antlitz geglaubt hatten, an den »geordneten Marsch in den Sozialismus«, an die »Verankerung der Räte in der Verfassung«, hatten nun dafür gesorgt, daß ganz Europa einer mittelalterlichen Barbarei unterworfen wurde, die mit der monströsen Maschinerie der modernen Technik bewaffnet war.

Die Niederlage der Revolution bedeutete nicht nur in Deutschland eine Katastrophe für die Menschheit. Gleich neben Deutschland lag die gewaltige Landmasse des früheren russischen Zarenreichs. Diejenigen, die dort die Revolution von 1917 angeführt hatten, gingen davon aus, daß ihr Schicksal mit dem des Industriegiganten Deutschland verbunden ist. Die Ausbreitung der Revolution von Rußland nach Deutschland war kein frommer Wunsch. Wie wir gesehen haben, gab es einen kurzen Augenblick im Jahr 1918, in dem Arbeiterräte die einzige Macht überall zwischen dem Ural und der Nordsee waren. Es gab eine weltweite Bewegung mit Roten Armeen an der Ruhr, in Sibirien, in Bayern, auch im Don-Becken, und ihren Räten in Turin, in Bremen oder in Zarizyn.

Aber diese Bewegung wurde im Westen - in Deutschland, Österreich und Italien - durch den Einfluß und die Politik des sozialdemokratischen Reformismus zerstört. Die europäische Revolution konnte sich nicht zur Rettung der belagerten russischen Arbeiterrepublik entwickeln, weil die europäische Sozialdemokratie jenen Kräften neues Leben und neue Hoffnung gab, die diese Republik vernichten wollten.

Unter solchen Bedingungen konnte die Arbeiterdemokratie in Rußland nicht lange am Leben bleiben. Wie Rosa Luxemburg schon 1918 schrieb:

»Alles, was in Rußland vorgeht, ist begreiflich und eine unvermeidliche Kette von Ursachen und Wirkungen, deren Ausgangspunkte und Schlußsteine: das Versagen des deutschen Proletariats und die Okkupation Rußlands durch den deutschen Imperialismus.«�

Hier ist nicht der Platz, um im Einzelnen auf die Folgen in Rußland einzugehen: die Dezimierung der Arbeiterklasse als Ergebnis des Bürgerkriegs und ausländischer Interventionen, das Absterben der Arbeiterdemokratie, die Bürokratisierung, der Aufstieg einer neuen staatskapitalistischen Klasse, der Stalinismus. Aber man muß es wiederholen: Der Aufstieg dieser neuen Form von Ausbeutung und Unterdrückung war untrennbar mit der Isolation der Revolution verbunden. Die Sozialdemokratie Westeuropas zeugte den Stalinismus im Osten. Das von Stalin wie auch das von Hitler vergossene Blut geht auf das Konto der rechten Sozialdemokraten Ebert, Noske, Severing und Wels - und des linken Sozialdemokraten Hilferding.

Vielleicht zeigt sich die Wechselwirkung am deutlichsten im kurzen zweiten Moskauer Frühling 1923. Im August und September dieses Jahres ließen die Nachrichten aus Berlin für kurze Zeit den Enthusiasmus für die Revolution wiederauferstehen. Wieder einmal sah es aus, als ob das Zusammenspiel von Deutschland und Rußland eine neue Perspektive für die Menschheit schaffen könnte. Es gab ein Glühen aus dem Westen, das sogar das kalte Bürokratenherz eines Stalins erwärmen konnte. Aber nur zu bald verwandelte sich diese Wärme in eisige Enttäuschung. Die kampflose Niederlage in Deutschland verursachte in Moskau noch größere Demoralisierung als in Berlin.

Für den zum Bürokraten gewendeten Bolschewiken schien die Aussicht auf eine befreite Menschheit wieder einmal viel weiter entfernt und unwirklicher als die Durchsetzung von Produktionszielen und das Einschmeicheln bei Karrieristen; für die russischen Arbeiter war die Revolution wieder einmal eine Fata Morgana, verdunkelt durch die gegenwärtige Realität des Mangels, niedriger Löhne und eines zunehmend autoritären Regimes.

Der zerstörerische Effekt in Rußland wirkte geradewegs zurück auf die revolutionäre Bewegung in Deutschland. Die neuen Bürokraten in Moskau waren daran gewöhnt, daß ihren Befehlen sofort Folge geleistet wurde: Sie zwangen ihren Anhängern im Ausland den gleichen Gehorsam auf. Die Ergebnisse der Politik, die in bestimmten Ländern verfolgt wurde, hatten weniger Bedeutung als die Frage, wer diese Politik diktierte.

Sogar die politische Sprache wurde korrumpiert. Serge beschreibt, wie das geschah:

»Die Parteien wechselten ihr Gesicht und sogar ihre Sprache: in unsere Publikationen nistete sich das Parteichinesisch ein; wir nannten es das "Agitprop-Kauderwelsch". Es war nur noch die Rede von der "hundertprozentigen Billigung der richtigen Linie des Exekutivkomitees", vom "bolschewistischen Monolithismus".«�

Die rationale Diskussion darüber, was zu tun sei, wurde durch eine Folge zufällig aneinander gereihter Codewörter ersetzt, die dazu geschaffen waren, Entscheidungen im Nachhinein zu rechtfertigen.

Die deutsche Kommunistische Partei machte in den ersten fünf Jahren ihrer Existenz zahlreiche schwere Fehler. Aber wenn wir die Berichte von den Kongressen und Debatten dieser Jahre lesen, spüren wir zumindest das Vorhandensein menschlicher Wesen, die, wie ungeschickt sie sich auch anstellen mochten, versuchten, die Geschichte zu ändern. Im Gegensatz dazu finden wir bei den Kongressen und Debatten ab 1924 Manöver, die hinter den Kulissen stattfanden und die mit aus dem Zusammenhang gerissenen Zitaten und erfundenen "Fakten" gerechtfertigt wurden.

Als Deutschland in den Jahren 1929 bis 1933 von der dritten großen Krise gebeutelt wurde, war die Kommunistische Partei kein positiver Faktor mehr, der wie in den Jahren 1918 bis 1920 und im Jahr 1923 einen Weg nach vorn zeigen konnte. Bürokratische ldiotie hatte sie in einen negativen Faktor der Geschichte verwandelt. Sicher war sie in der Lage, Millionen von Arbeiterstimmen zu gewinnen, insbesondere von Arbeitsiosen, die in der Sozialdemokratie keine Zukunft sahen. Das konnte sie aber nicht zur Herausforderung der Vorherrschaft der Sozialdemokratie in der organisierten Arbeiterbewegung nutzen, aufgrund des von Moskau verordneten verrückten Linksradikalismus, gegen den der Linksradikalismus der Jahre 1919 bis 1921 völlig verblaßte. Moskau hatte erklärt, die Sozialdemokratie sei dasselbe wie der Faschismus, und die deutschen kommunistischen Führer ignorierten darauthin die Bedrohung durch den wirklichen Faschismus. Die Mitgliederzahl der KPD stagnierte bei etwa der Hälfte der Zahl von 1923. Trotz ihrer fünf Millionen Wählerstimmen stellte sie sich selbst ins Abseits der Geschichte, indem sie sich weigerte, die sozialdemokratischen Führer und die Worte, mit denen diese ihre Anhänger täuschten, auf den Prüfstand der Einheitsfront zu stellen. Während die Nazis sich den Weg zur Macht bahnten, fuhr die KPD fort, über die Gefahr des "Sozialfaschismus" zu schwafeln und die Arbeiter mit der Parole "Nach Hitler kommen wir!" einzulullen.

Die Degeneration hatte ihren Schlußpunkt erreicht. Die ganze Welt mußte den Preis dafür zahlen.



















Glossar



Personen



Barth, Emil (1879-1941): Sozialdemokratischer Metallarbeiter; Mitglied der USPD 1917; ersetzte Richard Müller als Führer der Revolutionären Obleute, nachdem Müller im Januar 1918 eingezogen wurde; Mitglied des Vollzugsrats der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte und Mitglied des Rates der Volksbeauftragten November/Dezember 1918; Mitglied der USPD bis zur Wiedervereinigung mit der SPD 1922, dann in der SPD.



Bernstein, Eduard (1850-1932): Mitglied der SPD seit den 1880er Jahren; im Londoner Exil während der Sozialistengesetze, Freund Friedrich Engels'; entwickelte um die Jahrhundertwende die Ideen des "Revisionismus"; 1914 gegen Krieg, aber auch gegen revolutionäre Agitation; Mitglied der USPD 1917; zurück in die SPD 1919.



Brandler, Heinrich (1881 - 1967): Bauarbeiter; aktiver Gewerkschafter ab 1897; 1900 wegen "Gewalttätigkeit" im Gefängnis; Mitglied der SPD 1901; Sekretär der Bauarbeitergewerkschaft in Chemnitz ab 1914; 1915 als Kriegsgegner aus der SPD ausgeschlossen; Aktivist im Spartakusbund; 1919 als österreichischer Staatsbürger des Landes verwiesen, nach der Rückkehr Aufbau der mächtigsten Ortsgruppe der KPD; Führer des Chemnitzer Arbeiterrats zur Zeit des Kapp-Putsches 1920; Vorsitzender der KPD 1921; für seine Beteiligung an der Märzaktion 1921 ins Gefängnis geworfen, nach der Freilassung Mitglied des Präsidiums der Kommunistischen Internationale in Moskau für sechs Monate im Jahr 1922; Generalsekretär der KPD 1922/23; Mitglied der "Einheitsfront"-Regierung in Sachsen, beteiligt an der Vorbereitung des Aufstands im Oktober 1923 (der nicht stattfand und dessen Absage er zugestimmt hatte); wurde für das Scheitern des Aufstands verantwortlich gemacht; arbeitete in Moskau bis 1928, unterstützte Bucharin gegen Trotz:kis Linke Opposition; 1929 Rückkehr nach Deutschland und Ausschluß aus der KPD; Gründung und Aufbau der KPO (Kommunistische Partei - Opposition) gegen den Irrsinn der "dritten Periode" Stalins, aber Unterstützung der Politik Stalins in der UdSSR bis zum Prozeß gegen Bucharin 1938; Exil in Frankreich nach 1933; 1939/1940 dort interniert; Exil in Kuba 1941-1947; Rückkehr nach Deutschland; Führer einer kleinen revolutionären Gruppe in Bremen bis zu seinem Tode.



Buber-Neumann, Margarete: Wurde als junge Revolutionärin in den frühen 20er Jahre Frau des KPD-Führers Heinz Neumann; Ende der 30er Jahre in Rußland verhaftet, nach dem Hitler-Stalin-Pakt der Gestapo ausgeliefert; überlebte und schrieb bittere antikommunistische Lebenserinnerungen.



Crispien, Arthur (1875-1946): Maler und Tapezierer, danach sozialdemokratischer Journalist; Unterstützer der Gruppe um Rosa Luxemburg bei Kriegsbeginn; Führer der USPD bei ihrer Gründung; Mitglied des Rates der Volksbeauftragten im November/Dezember 1918; Führer des rechten Flügeis der USPD; zurück zur SPD 1922; nach 1933 Exil in der Schweiz.



Cuno, Wilhelm (1876-1933): Mitglied der Deutschen Volkspartei (DVP - konservative Partei, Interessenvertretung der Industriellen); Kanzler während der Ruhrkrise und Inflation 1923; im August 1923 durch Streiks zum Rücktritt gezwungen.



Däumig, Ernst (1868-1922): Bürgerlicher Herkunft; wurde Mitglied der SPD und 1911 Journalist beim Vorwärts; Gegner des Krieges; Gründungsherausgeber der USPD-Zeitung 'Freiheit' 1917/18; von den Revolutionären Obleuten aufgenommen; Mitglied des Vollzugsrats der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte; gegen die Gründung der KPD; gegen den Aufruf zum Aufstand im Januar 1919; Führer des linken Flügeis der USPD und Theoretiker des "Rätesystems"; Delegierter beim 2. Kongreß der Kornintern, drängte in der USPD auf Annahme der "21 Bedingungen"; gemeinsam mit Levi Vorsitzender der Vereinigten KPD; verließ mit Levi die KPD nach der Märzaktion 1921.



Dissman, Robert (1878-1926): Metallarbeiter; verschiedene örtliche Gewerkschaftsfunktionen vor dem Krieg; Oppositioneller in der SPD seit 1911; Mitglied der USPD; Vorsitzender der Metallarbeitergewerkschaft im Oktober 1919; gegen die Vereinigung von USPD und KPD; blieb in der USPD bis zur Wiedervereinigung mit der SPD; organisierte 1923 zusammen mit Levi die Linke in der SPD.



Dittmann, Wilhelm (1874-1954): SPD-Abgeordneter; gegen den Krieg; Gründungsmitglied der USPD; zu vier Jahren Militärgefängnis nach Streiks im Januar 1918 verurteilt; Volksbeauftragter November/Dezember 1918; gegen die Vereinigung von USPD und KPD; zurück zur SPD 1922; Exil nach 1933.



Dorrenbach, Heinrich (1888-1919): Sozialdemokratischer Gewerkschaftsfunktionär vor dem Krieg; Offiziersanwärter während des Krieges; verwundet und entlassen 1917; übernahm das Kommando der Voksmarinedivision im Dezember 1918; unterstützte den Aufstand vom Januar 1919 und wurde von den Matrosen fallengelassen; floh aus Berlin, wurde aber von Freikorps ergriffen und ermordet.



Eberlein, Hugo (1887-1944): Zeichner, Mitglied der SPD 1906; revolutionärer Kriegsgegner 1914; USPD 1917; Mitglied der KPD-Zentrale bei der Parteigründung, als "Max Albrecht" Delegierter beim 1. Kongreß der Komintern, wo er gegen die Gründung der Internationale auftrat, weil er sie für verfrüht hielt; spielte eine Schlüsselrolle bei der Organisierung von "Provokationen" während der Märzaktion; nach deren Aufdeckung Exil in Moskau; Brandler-Anhänger bis 1924; Abgeordneter im preußischen Landtag 1921-33; Exil in Frankreich nach 1933, danach in der UdSSR; 1937 von der GPU verhaftet; auf der Liste deutscher Gefangener, die 1940 Hitler ausgeliefert werden sollten, starb aber in russischem Gefüngnis.



Ebert, Friedrich (1871-1925): Sekretär der SPD seit 1906; Vorsitzender des Rates der Volksbeauftragten November/Dezember 1918; Zusammenarbeit mit den Generälen bei der Organisierung der gegen die Revolution gerichteten Kräfte 1918/19; Reichspräsident von 1919 bis 1925.



Eichhorn, Emil (1863-1925): Glashüttenarbeiter; hauptamtlicher SPD-Funktionär seit 1893; USPD 1917; übernahm am 9. November 1918 die Kontrolle des Berliner Polizeipräsidiums; von der sozialdemokratischen Regierung am 5. Januar 1919 entlassen; floh nach der Unterdrückung des Aufstands; USPD-Abgeordneter im neuen Reichstag; Mitglied der KPD 1920; Austritt mit Levi 1921, aber später Wiedereintritt in die KPD.



Eisner, Kurt (1887-1919): Redaktionsmitglied des Vorwärts 1898; 1903 als Revisionist entlassen; unterstützte zunächst den Krieg, dann als Pazifist dagegen; USPD 1917; organisierte ein Netzwerk von Aktivisten in München; Januar 1918 verhaftet; Führer der bayerischen Revolution im November 1918 und Ministerpräsident von Bayern; durch ein Attentat am 21. Februar 1919 getötet.



Fischer, Ruth geb. Elfriede Eisler (1895-1961): Als Studentin 1914 Mitglied der österreichischen Sozialdemokraten; erstes Mitglied der Österreichischen KP am 3. November 1918; im Mai 1919 von den anderen österreichischen Führern als "Rechtsabweichlerin" kritisiert, Umzug nach Berlin; Anführerin der ultralinken Berliner Opposition zur deutschen Parteiführung; zusammen mit Maslow von Sinowjew 1924/25 zur Führerin der KPD gemacht; August 1926 aus der Partei ausgeschlossen; bildete den Leninbund als Oppositionsgruppe; nach 1933 Fxil in Frankreich, Spanien, Kuba, USA; entwickelte sich zur Antikommunistin und schrieb das (zweifelhafte) Buch Stalin und der deutsche Kommunismus.



Friesland (Reuter), Ernst (1889-1953): Wegen seiner Aktivität in der SPD als Lehrer entlassen; 1914 aktiv im pazifistischen Bund; 1916 Kriegsgefangener in Rußland, wird 1917 Mitglied der KP und Kommissar; geheime Rückkehr nach Deutschland im Dezember 1918; einer der Führer der Linken in der KPD 1920/21; übernahm beim 3. Komintern-Kongreß im August 1921 Lenins Auffassung und wurde Generalsekretär der Partei; bildete eine rechte Opposition, im Januar 1922 ausgeschlossen; zurück in die SPD im selben Jahr; Exil in der Türkei und in Skandinavien während der Nazizeit; nach dem Krieg Mitglied der SPD und Regierender Bürgermeister von Westberlin.



Frölich, Paul (1884-1953): Angestellter, dann SPD-Journalist; schon vor dem Krieg auf dem extrem linken Flügel der SPD; Gründer der Antikriegszeitschrift der "Linksradikalen" 'Arbeiterpolitik' 1916; Delegierter bei der internationalen Antikriegs-Konferenz in Kienthal, wo er Lenins Haltung unterstützte; Delegierter der Internationalen Kommunisten beim Gründungskongreß der KPD; in die KPD-Zentrale gewählt; aktiv in der bayerischen Revolution; Anhänger der "Theorie der Offensive" 1920/21; 1928 als "Rechtsabweichler" aus der KPD ausgeschlossen; Mitglied der Kommunistischen Partei-Opposition (KPO) Brandlers, danach der zentristischen SAP; 1933 verhaftet, nach neun Monaten Konzentrationslager freigelassen; Exil in der Tschechoslowakei, Belgien, Frankreich und USA; Rückkehr nach Westdeutschland und SPD-Mitglied 1950. Autor einer sehr lesenswerten Biographie Rosa Luxemburgs.



Gorter, Hermann (1864-1927): Niederländischer Lehrer und Dichter; Mitglied der Niederländischen Sozialistischen Partei ab 1896; 1909 ausgeschlossen, half bei der Gründung einer linken sozialistischen Partei; revolutionärer Kriegsgegner, beteiligt an der Gründung der niederländischen KU 1918; 1918 bis 1920 in Deutschland als Führer der Ultralinken; Gründung der KAPD 1920; kritisierte die Märzaktion im April 1921.



Haase, Hugo (1863-1919): Sozialdemokratischer Abgeordneter seit 1897, Parteivorsitzender ab 1911, Fraktionsführcr im Reichstag 1912; gegen die Zustimmung zu den Kriegskrediten 1914, beugte sich aber der Fraktionsdisziplin; USPD 1917; Mitglied des Rates der Volksbeauftragten November/Dezember 1918; von Nationalisten 1919 auf der Treppe zum Reichstag ermordet.



Hilferding, Rudolf (1877-1944): Marxistischer Ökonom, schrieb das Finanzkapital 1910; Führer der USPD 1917 und des rechten Flügels der USPD 1918; zurück zur SPD 1922; Finanzminister der Regierung Stresemann im August 1923; wieder Minister in der Regierung Müller von 1928 bis 1930; von der Gestapo 1940 beim Versuch, aus dem besetzten Frankreich zu entkommen, verhaftet.



Hoelz, Max (1889-1933): Metallarbeiter; Mitglied der USPD 1918; organisierte Guerillaaktionen von Arbeitslosen 1919 im Vogtland; Mitglied der KPD 1919, organisierte bewaffneten Kampf gegen den Kapp-Putsch, auf der Flucht Nähe zur KAPD; organisierte Kämpfe der "Roten Garden" in Mitteldeutschland während der Märzaktion; zu lebenslanger Haft verurteilt; freigelassen 1928, Exil in Moskau; starb unter nicht geklärten Umständen bei einem Unfall.



Hoffmann, Johannes: Sozialdemokratischer Ministerpräsident von Bayern 1919/20.



Jogiches, Leo (1867-1919): Geboren in Litauen, von Jugend an aktiv in der revolutionären Bewegung im Untergrund; traf Rosa Luxemburg 1890 im Exil, war ihr Liebhaber bis 1906 und ihr vertrautester Genosse bis zum Ende ihre Lebens; gründete mit ihr die Polnische Sozialdemokratische Partei; aktiv in der Revolution von 1905 in Polen, verhaftet und nach Deutschland geflohen; Organisator des Spartakusbundes während des Krieges; gegen die Gründung der KPD als verfrüht, beteiligte sich aber trotzdem; gegen den Aufstand vom Januar 1919; von Freikorps im März 1919 ermordet.



Kahr, Gustav Ritter von (1862-1934): Führer der separatistischen rechten Bayerischen Volkspartei; Ministerpräsident von Bayern während des Kapp-Putsches bis September 1921; Oktober 1923 von der bayerischen Regierung zum Sonderbeauftragten mit diktatorischen Vollmachten ernannt; im November 1923 mit Hitlers Putschversuch in München einverstanden, wechselte aber nach ein paar Stunden die Seite; unter den Opfern Hitlers "Nacht der langen Messer" von 1934



Kautsky, Karl (1854-1940): Gebürtiger Österreicher, aktiv in der SPD seit der Zeit der Sozialistengesetze (1878-90); Freund und Schüler Engels'; Herausgeber der SPD-Theoriezeitschrift 'Die Neue Zeit'; bekannt als "Papst des Marxismus"; vor 1914 als Verteidiger der marxistischen Orthodoxie angesehen; gegen den Krieg 1914, aber gegen öffentliche Agitation; USPD 1917; gegen Versuche, die sozialistische Revolution in Deutschland durchzuführen; zurück zur SPD 1922.



Knief, Johann (1880-1919): SPD-Journalist in Bremen seit 1905; Anführer der Antikriegs-Opposition 1914; gründete die revolutionäre Wochenschrift der "Bremer Linksradikalen" 'Arbeiterpolitik'; gegen den Beitritt Liebknechts und Luxemburgs zur USPD; Exil in Holland 1917/18; gegen den Zusammenschluß der Linksradikalen und Spartakisten zur KPD; erkrankte schwer Anfang 1919 und starb im April des gleichen Jahres.



Kun, Bela (1886-1937?): Ungarischer Angestellter, Sozialdemokrat ab 1902; Journalist und hauptamtlicher Funktionär; Kriegsgefangener in Rußland, schloß sich den Bolschewiki an und gründete 1918 die Ungarische Kommunistische Partei; führte die ungarische Räterepublik in den ersten Monaten 1919; Exil in Rußland, Kommissar in der Roten Armee; unterstützte die ultralinke Strömung um das Magazin Kommunismus 1920/21; Anfang 1921 vom Sekretariat der Komintern nach Deutschland entsandt, regte die Märzaktion an; Komintern-Funktionär bis 1937; in Rußland verhaftet und ohne Prozeß hingerichtet.



Laufenberg, Heinrich (1872-1932): Akademiker; ursprünglich in der katholischen Zentrumspartei; Mitglied der SPD und Journalist 1902; gegen den Krieg 1914; Vorsitzender der Hamburger Arbeiter- und Soldatenräte 1918/19; Mitglied der KPD bei Gründung; Verfechter von Spaltergewerkschaften, 1919 aus der KPD ausgeschlossen; Mitglied der KAPD, dort 1920 wegen "Nationalbolschewismus" ausgeschlossen.



Ledebour, Georg (1850-1947): Lehrer, dann Journalist; SPD-Abgeordneter; gegen den Krieg, aber feindselig gegen Bolschewiki und Spartakisten; Mitglied der USPD ab 1917 und Berater der Revolutionären Obleute in Berlin; rief mit Liebknecht im Januar 1919 zum Aufstand auf und wurde wegen Hochverrat verurteilt; Bruch mit dem linken USPD-Flügel über die Frage des Beitritts zur Kommunistischen Internationale; blieb in der USPD und ging 1922 mit in die SPD zurück; Exil nach 1933.



Legien, Carl (1861-1920): Führer des sozialdemokratischen Gewerkschaftsbundes ADGB; Befürworter des Krieges; arbeitete gegen die revolutionäre Linke 1918/19; rief beim Kapp-Putsch 1920 zum Generalstreik auf



Levi, Paul (1883-1930): Bankierssohn; Rechtsanwalt; SPD-Mitglied seit 1906; revolutionärer Kriegsgegner 1914, Kontakte mit Bolschewiki in der Schweiz; führender Kopf der Spartakisten und der KPD 1918/19; einig mit Rosa Luxemburg in der Gegnerschaft zum Januar-Aufstand 1919; Führer der KPD nach Luxemburgs Tod, ergriff die Initiative zum Kampf gegen die Ultralinken auf dem Heidelberger Kongreß 1919; Vorsitzender der Vereinigten Kommunistischen Partei im Dezember 1920; Rücktritt im Februar 1921; verurteilte im April 1921 öffentlich die Märzaktion, aus der Partei ausgeschlossen; 1922 Mitglied der USPD, dann der SPD; organisierte 1923 linke Opposition innerhalb der SPD; Selbstmord 1930.



Levien, Max (1885-1937): Russischer Jude; Sozialrevolutionär während der Revolution von 1905; dann Emigration in die Schweiz und nach Deutschland; von 1914 bis 1918 in der deutschen Armee; Spartakistenführer in München 1918/19 und Präsident des Soldatenrates; einer der führenden Köpfe der Räterepublik; Flucht nach Österreich und Rußland; hingerichtet bei Stalins Säuberungen in den 30er Jahren.



Leviné, Eugen (1883-1919): Russischer Jude, in Deutschland aufgewachsen; Teilnahme an der Revolution von 1905 als Mitglied der Partei der Sozialrevolutionäre; verhaftet; dann wieder Studium in Deutschland und Eintritt in die SPD; während des Krieges zur USPD, dann zum Spartakusbund; im Frßhjahr nach Bayern entsandt, um die KPD neu zu organisieren; Führer der zweiten bayerischen Räterepublik; von der sozialdemokratischen Regierung hingerichtet.



Liebknecht, Karl (1871-1919): Sohn des Mitbegründers der SPD, Wilhelm Liebknecht; Parteimitglied ab 1900; Rechtsanwalt in Berlin; Führer der Parteijugend, im Gefängnis wegen antimilitaristischer Agitation; Reichstagsabgeordneter ab 1912, stimmte gegen den Krieg im Oktober 1914; zum Militärdienst einberufen, organisierte aber Antikriegs-Demonstration am 1. Mai 1916; verhaftet, amnestiert Oktober 1918; Teilnahme an der Vorbereitung der Novemberrevolution; Führer der Spartakisten und der KPD; im Januar 1919 ermordet.



Ludendorff, Erich (1865-1937): Gemeinsam mit Hindenburg Chef der Obersten Heeresleitung im Ersten Weltkrieg; Zusammenarbeit mit Hitler in Bayern 1923.



Lüttwitz, Walther Frh. von (1859-1942): Monarchistischer General; von den Sozialdemokraten im Januar 1919 zum Kommandant der Truppen in Berlin ernannt; verantwortlich für die Unterdrückung im März 1919 in Berlin; entwarf Pläne zur Zerschlagung der bayerischen Räterepublik; militärischer Führer des Kapp-Putsches im März 1920.



Luxemburg, Rosa (1871-1919): Polnische Jüdin; wurde Revolutionärin mit 16 Jahren; 1889 aus Polen emigriert; Führerin der Sozialdemokratischen Partei des Königreichs Polen und Litauens; aktiv in der SPD zunächst als Gegnerin des Revisionismus und dann der Kautsky-Linie; führende revolutionäre Gegnerin des Krieges; gründete die revolutionäre Zeitschrift 'Internationale' und den Spartakusbund; während des größten Teils des Krieges im Gefängnis; Begründerin und Führerin der KPD; gegen den Aufruf zum Januar-Aufstand, nahm aber teil; im Januar 1919 von Freikorps hingerichtet. Verfasserin von "Sozialreform oder Revolution"; "Massenstreik, Partei und Gewerkschaften"; der "Junius-Broschüre" und der "Akkumulation des Kapitals". Die besten Biographen sind Paul Frölich und Tony Cliff.



Maslow, Arkadi (1893-1941): In Rußland geboren, lebte in Deutschland seit 1899; von Paul Levi und Ruth Fischer für den Kommunismus gewonnen; führte ab 1921 mit Ruth Fischer die Ultralinke in der KPD; von Sinowjew 1924 gemeinsam mit Fischer in die KPD-Führung geholt; 1925/26 in Deutschland im Gefängnis; bewegte sich weg vom Linksradikalismus, August 1926 aus der Partei ausgeschlossen; gründete mit Fischer den Leninbund; Exil nach 1933; starb unter ungeklärten Umständen bei einem Autounfall 1941 auf Kuba.



Mehring, Franz (1846-1919): Liberaler Journalist, der erst mit 40 Jahren der SPD beitrat; Verfasser verschiedener marxistischer Werke über Geschichte und Literatur sowie einer Biographie von Karl Marx; brach mit Kautsky zur gleichen Zeit wie Rosa Luxemburg; Kriegsgegner 1914 und Mitbegründer des Spartakusbundes; vom Mord an Rosa Luxemburg erschüttert, starb er wenige Monate später.



Meyer, Ernst (1887-1930): Studierter Sohn eines Lokomotivführers; zunächst sehr religiös, dann vom Marxismus überzeugt; Mitglied der SPD 1907; Journalist beim 'Vorwärts' 1913; Freund Rosa Luxemburgs und Kriegsgegner 1914; wichtiger Aktivist des Spartakusbundes während des Krieges; auf dem Gründungskongreß der KPD zum Mitglied der Zentrale gewählt; Herausgeber der 'Roten Fahne' 1919/20; Sekretär des Politbüros und Parteivorsitzender 1921/22; 1923 nicht wieder in die Zentrale gewählt; Gegner der ultralinken Linie der Komintern 1929.



Müller, Alfred (1866-1925): General; führte die Truppen, die 1923 die linken Regierungen von Sachsen und Thüringen absetzten.



Müller, Hermann (1876-1931): Rechter Sozialdemokrat; Herausgeber des 'Vorwärts' nach Säuberung der Linken im Oktober 1916; Kanzler nach dem Scheitern des Kapp-Putsches bis zur Wahl 1920 und 1928-30.



Müller, Richard (1890-?): Metallarbeiter aus Berlin, führender Kopf der Opposition der Metallarbeiter gegen den Krieg; Organisator der Revolutionären Obleute; Streikführer im Juni 1916. April 1918 und Januar 1918; einberufen, kehrte aber im November 1918 nach Berlin zurück; Vorsitzender des Vollzugsrats der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte; gegen den Aufruf zum Aufstand im Januar 1919; führte den Streik vom März 1919 in Berlin; Führer der linken Opposition in der USPD und in der Metallarbeitergewerkschaft; zur KPD beim Zusammenschluß Ende 1920; Austritt zusammen mit Paul Levi nach der Märzaktion 1921; 1924 veröffentlichte er die von ihm verfaßte sehr lesenswerte Geschichte der deutschen Revolution; er gab danach alle politischen Aktivitäten auf. Sein weiteres Schicksal ist unbekannt.



Noske, Gustav (1868-1 946): Rechter Sozialdemokrat; Reichswehrminister in den sozialdemokratischen Regierungen von Dezember 1918 bis März 1920; blieb während der Nazizeit in Deutschland, 1944/45 zweimal verhaftet.



Pannekoek, Anton (1873-1960): Führender Astronom in Holland; Mitglied der Niederländischen Sozialistischen Partei 1902, bildete linken Parteiflügel 1905 um die Zeitschrift 'Tribüne'; 1909 ausgeschlossen, gründete linke sozialistische Partei; mehrere Jahre in Bremen; polemisierte vor dem Krieg gegen Kautsky; Rückkehr nach Holland 1914; Mitglied der "Zimmerwalder Linken" (mit den Bolschewiki); Mitbegründer der Niederländischen KP 1918; Theoretiker der Ultralinken in Deutschland; Initiator der KAPD 1920; nach dem Zusammenbruch der KAPD weitere Gründungen kleiner Gruppen von "Rätekommunisten".



Radek, Karl (1885-1940?): Geboren im österreichischen Teil Polens; mit 18 aktiv in der revolutionären Untergrundbewegung in Polen; wichtige Rolle in der Revolution von 1905 in Warschau; Verhaftung und Flucht nach Deutschland; aktiv in Leipzig und Bremen; während des Krieges in der Schweiz; unterstützte Lenin und die "Zimmerwalder Linke"; Zusammenarbeit mit den "Bremer Linksradikalen" um die 'Arbeiterpolitik'; 1917/18 für die Bolschewiki in Schweden aktiv; Oktober 1918 Vizekommissar für auswärtige Angelegenheiten in Rußland; geheime Mission in Deutschland im Dezember 1918; verhaftet 1919; zurück in Rußland Sekretär des Exekutivkomitees der Komintern; unterstützte die Märzaktion und die Absage des Oktoberaufstands 1923 in Deutschland; unterstützte Trotzkis Opposition in Rußland 1924-29; aus der KPdSU ausgeschlossen und von 1927 bis 1929 nach Sibirien verbannt; kapitulierte vor Stalin 1929; Verteidiger Stalins bis zur Verurteilung bei den Moskauer Prozessen 1937; etwa 1940 in einem russischem Gefangenenlager gestorben.



Rakosi, Matyas (1892-1971): Ungar, Studium in Budapest, Deutschland und Großbritannien; Kriegsgefangener in Rußland; Anfang 1918 zurück nach Ungarn; Volkskommissar in der ungarischen Räterepublik 1919; Exil in Rußland, Tätigkeit für die Komintern; Intervention bei der KPD löste Paul Levis Rücktritt Anfang 1921 aus; verhaftet und von 1925 bis 1940 in Ungarn in Gefangenschaft; Exil in Rußland von 1940 bis 1945; Sekretär der ungarischen KP von 1944 bis 1956; Rücktritt Juli 1956; hatte seinen Wohnsitz nach der Revolution 1956 in der UdSSR.



Rühle, Otto (1874-1943): Professor der Psychologie; SPD-Journalist ab 1902; Reichstagsabgeordneter ab 1912; mit Liebknecht Opposition gegen den Krieg ab 1915; erst beim Spartakusbund, dann bei den Bremer Linksradikalen, gegen den Verbleib in der SPD und USPD; Verfechter von Spaltergewerksehaften 1919 und Mitglied der KAPD seit ihrer Gründung; KAPD-Delegierter beim 2. Komintern-Kongreß 1920; gegen die "21 Bedingungen" und weigerte sich, am Kongreß teilzunehmen; November 1920 als Anarchist aus der KAPD ausgeschlossen; zurück zur SPD nach 1923; nach 1933 Exil in Mexiko; half, die Untersuchung der Dewey-Kommission über die Moskauer Prozesse zu organisieren.



Scheidemann, Philipp (1865-1937): Führender rechter Sozialdemokrat; rief im November 1918 die Republik aus; nach 1933 im Exil.



Seeckt, Hans von (1866-1936): Befehlshaber der Reichswehr von 1919 bis 1926.



Stinnes, Hugo (1870-1924): Chef eines der größten Konzerne in Deutschland; bekannt als "Ruhrkönig"; sammelte riesiges Vermögen während Krieg und Inflation an; finanzierte die Deutsche Volkspartei Cunos und Stresemanns; Pleite nach dem Ende der Inflation 1924.



Thälmann, Ernst (1886-1944): Hafenarbeiten SPD-Mitglied 1903; Führer der USPD-Linken in Hamburg von 1918 bis 1920; Ende 1920 VKPD; mobilisierte Arbeitslose, um Streiks während der Märzaktion 1921 durchzusetzen; verteidigte "Theorie der Offensive" gegen Lenin und Trotzki auf dem 3. Weltkongreß der Komintern; wichtige Rolle im Hamburger Aufstand Oktober 1923; Parteiführer mit Stalins Unterstützung nach der Entfernung von Fischer und Maslow 1925; März 1933 verhaftet; von den Nazis im August 1944 in Buchenwald umgebracht.



Thalheimer; August (1884-1948): SPD-Mitglied 1904; Parteijournalist ab 1909; Nähe zu Radek, Luxemburg und Mehring; Mitglied des Spartakusbundes während des Krieges; für wenige Tage Minister in der Stuttgarter Landesregierung während der Revolution 1918; bekämpfte die Ultralinke 1919/20, aber half die "Theorie der Offensive" 1921 zu entwickeln; beurteilte die Chancen der Revolution 1923 skeptisch; mit Brandler für die Niederlage verantwortlich gemacht; von 1924 bis 1928 in Moskau; 1929 Ausschluß aus der KPD; gründete KPO mit Brandler; nach 1933 Exil in Frankreich, 1939 interniert; Exil in Kuba 1941.



Toller, Ernst (1893-1939): Russischer Jude; Pazifist; Vorsitzender der USPD in München; Kommandant der bayerischen Roten Armee 1919 und führender Kopf der ersten bayerischen Räterepublik; gegen die zweite Räterepublik, aber weiter in der Roten Armee; nach der Niederlage zu fünf Jahren Gefüngnis verurteilt; führender expressionistischer Dramatiker.



Wels, Otto (1879-1939): Rechter Sozialdemokrat; als Militärkommandant Berlins verantwortlich für die Zerschlagung der Linken von Januar bis März 1919; Oppositionsführer im Reichstag gegen Hitler 1933, rief auf zu "gesetzlichem, gewaltlosem Widerstand"; Exil in Paris ab 1933.



Zeigner, Erich (1886-1961): Rechtsanwalt; SPD-Mitglied 1919; Führer des linken Parteiflügeis in Sachsen, dort 1921 Justizminister; April 1923 Ministerpräsident von Sachsen; nahm im Oktober kommunistische Minister in seine Regierung auf; von der Reichswehr abgesetzt und verhaftet; nahm die Richterlaufbahn wieder auf; 1933 Berufsverbot; 1946 Bürgermeister in Leipzig; Mitglied der SED.



Zetkin, Clara (1857-1933): Marxistin mit 21; 1880-90 im Exil; führte die Sozialdemokratische Frauenbewegung vor dem Ersten Weltkrieg; revolutionäre Kriegsgegnerin mit Rosa Luxemburg 1914; USPD-Mitglied von 1917 bis 1919; KPD-Mitglied einige Monate nach ihrer Gründung; teilte Paul Levis Argumente in der Debatte über die Märzaktion, blieb aber nach Diskussionen mit Lenin in der Partei; griff Hitler als Alterspräsidentin des Reichstags im August 1932 an.



Politische Organisationen



Bremer Linksradikale: Revolutionäre Gruppe mit Zentrum in Bremen, trat 1917 nicht der USPD bei und arbeitete deshalb getrennt vom Spartakusbund, schloss sich mit ihm im Dezember 1918 zusammen, um die KPD zu bilden; zeitweise nannten sie sich Internationale Sozialisten Deutschlands, dann Internationale Kommunisten Deutschlands; Führer: Knief; Frölich und (indirekt) Radek.



Bürgerwehren: Militärische Organisationen in den Jahren 1919 und 1920, die von den kommunalen Behörden kontrolliert wurden, in der Regel von Reaktionären oder Sozialdemokraten, gelegentlich unter dem Einfluß linker Sozialdemokraten.



DDP (Deutsche Demokratische Partei): Bürgerlich-demokratische, liberale Partei; ihre Anhänger waren nur eine Minderheit der Bourgeoisie.



DVP (Deutsche Volkspartei): Reaktionäre Partei, die die Interessen des Großkapitals vertrat. Vorher bekannt als Nationalliberale Partei.



DNVP (Deutschnationale Volkspartei): Reaktionäre Partei, die die Interessen der Großgrundbesitzer vertrat.



'Freiheit': Zeitung der USPD.



Freikorps: Rechte Söldnertruppen, die 1919 von der Obersten Heeresleitung und der Reichsregierung aus Freiwilligen gebildet wurden.



KAPD (Kommunistische Arbeiterpartei Deutschlands): Sie wurde im April 1920 von den Linksradikalen gegründet, die im August 1919 aus der KPD ausgeschlossen worden waren; sie spaltete sich und war nach zwei Jahren verschwunden; Führer: Pannekoek, Gorter; Wolffheim, Laufenberg, Rühle.



Kommunistische Internationale (Komintern): Mai 1919 als revolutionäre Alternative zur gescheiterten Sozialistischen Internationale gegründet; wurde zum Zentrum der revolutionären Bewegung weltweit, später zum Instrument der Außenpolitik Stalins.



KPD (Kommnnistische Partei Deutschlands): Gegründet im Dezember 1918, ein Zusammenschluß des Spartakusbundes und der kleineren Gruppe der Internationalen Kommunisten (auch als die Bremer Linksradikalen bekannt); im Dezember 1920 kam es zum Zusammenschluß mitder Linken der USPD, um eine viel größere Vereinigte Kommunistische Partei Deutschlands (VKPD) zu bilden.



Kontrollkomitees: Arbeiterkomitees, die 1923 gebildet wurden, um die Nahrungsmittelvorräte, ihre Lieferung und Preise zu kontrollieren.



Orgesch (Organisation Escherich): Rechtsradikale Terrorgruppen, die von Bayern aus operierten; von der Reichswehr ausgebildet und oft Teil der Schwarzen Reichswehr; sie wurden 1922/23 unter dem bayerischen Innenminister Escherich aufgebaut.



Proletarische Hundertschaften: Organisationen der Arbeiterselbstverteidigung, die 1923 gebildet wurden.



Reichswehr: Berufsarmee des Deutschen Reiches, die 1919/20 wieder aufgebaut wurde, nicht zuletzt aus den Teilen der Freikorps.



'Rote Fahne': Zeitung des Spartakusbundes und dann der KPD; auch der Name einer Zeitung, die Anfang November 1918 von den Hamburger Arbeiterräten herausgegeben wurde.



Schwarze Reichswehr: Geheimarmee, die von Freikorps ausgebildet und von Industriellen finanziert wurde.



SPD (Sozialdemokratische Partei Deutschlands): Nach 1917 als Mehrheitssozialdemokraten (MSPD) bekannt; einzige Arbeiterpartei vor 1917; in Worten marxistisch, aber vor dem Krieg in der Praxis zunehmend reformistisch; zerschlug die revolutionären Bewegungen von 1919/20.



Spartakusbund: Organisation, die von Luxemburg, Liebknecht, Mehring, Jogiches, Zetkin u. a. um die Zeitschrift 'Internationale' gebildet worden war; sie arbeitete innerhalb der sozialdemokratischen Partei und dann innerhalb der USPD bis zum Dezember 1918, als er in der Kommunistischen Partei Deutschlands (Spartakisten) aufging.



USPD (Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands): Minderheitsabspaltung von der SPD 1917; sie stand gegen den Krieg, hatte aber verschiedene Standpunkte zur Frage der Revolution; schnelles Wachstum bis Mitte 1920; zu diesem Zeitpunkt hatte sie fast eine Million Mitglieder; nach dem Hallenser Parteitag im Oktober 1920 kam es zur Spaltung; die Mehrheit verband sich mit den Spartakisten und bildete die Vereinigte Kommunistische Partei (VKPD); die Minderheit behielt den Parteinamen bei und bestand weiter bis 1922, als sie sich wieder mit der MSPD zusammenschloss.



Volkswehr, Republikanisches Soldatenkorps, Sicherheitswehren: Bezeichnungen für verschiedene sozialdemokratisch kontrollierte Truppen in den Jahren 1918/19.



'Vorwärts': Zeitung der sozialdemokratischen Partei.



Zentrale: Ständiges Führungsgremium der KPD.



Zentrum: Katholische demokratische Partei, stark in Süddeutschland.

	

Wichtige Daten und Ereignisse:



4. August: Tag der Kriegserklärung und der Zustimmung der SPD zu den Kriegskrediten (und des Zusammenbruchs der Sozialdemokratie) 1914.



9. November: Beginn der Novemberrevolution 1918 in Berlin, die den Kaiser stürzte.



Spartakustage: Kämpfe in Berlin vom 5. bis 12. Januar 1919 nach einem versuchten Aufstand, den Liebknecht unterstützt hatte, der aber von anderen Führer der Spartakisten stark kritisiert wurde.



Bayerische Räterepublik: April 1919; die erste sogenannte "Schein-Räterepublik" wurde von Anarchisten, Unabhängigen Sozialdemokraten und Sozialdemokraten regiert; die Zweite Räterepublik wurde von Kommunisten geführt.



Kapp-Putsch: Versuch eines Militärputsches durch die Reaktion am 13. März 1920.



Zweiter Kongreß der Kommunistischen Internationale: Eigentlich ihr erster wirklicher Kongreß, Juli 1920.



Hallenser Parteitag,der USPD: Auf diesem Parteitag beschloss die Mehrheit, sich mit der KPD zu vereinigen (Oktober 1920).



Märzaktion: Gescheiterter Versuch einer revolutionären Offensive, März 1921.



Dritter Kongreß der Kommunistischen Internationale: Auf diesem Kongreß kämpften Lenin und Trotzki gegen die Linksradikalen (August 1921).



Vierter Kongreß der Kommunistischen Internationale: Bestätigte den Aufruf zur Bildung einer Einheitsfront, (November/Dezember 1922).



Besatzung des Ruhrgebiets: Durch französische und belgische Truppen im Januar 1923.



Deutscher Oktober: Versuch einer revolutionären Erhebung, die in letzter Minute von der KPD abgesagt wurde; nur in Hamburg, wo die Nachricht nicht ankam, gab es einen Aufstand (Oktober 1923).
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